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1
 
 Einführung

Im Laufe der vergangenen etwa 50 Jahre haben »neue« Ideen, wie wir uns verhalten sollten, unser Denken korrumpiert. Inzwischen sehen wir Schwarz als Weiß an, Schlechtes als Gutes: Es ist moralisch, unmoralisch zu sein. Dieser Wandel hat enorme Auswirkungen, wurde jedoch durch viele kleine, kaum erkennbare Schritte erreicht.

Natürlich sind wir heute von Haus aus nicht weniger rechtschaffen als frühere Generationen. Und dies ist keine einfache Geschichte über Menschen, die sich wissentlich schlecht verhalten. Vielmehr geht es darum, dass wir in dem Glauben bestärkt wurden, bestimmte Verhaltensweisen und Aktivitäten seien akzeptabel, natürlich, rational, eingewoben in die Eigenlogik der Dinge – obwohl sie noch vor wenigen Generationen für dumm, befremdlich, schädlich oder einfach niederträchtig gehalten wurden. Es hat sich ein Wandel vollzogen in unserem Verständnis vieler Ideen und Wertvorstellungen, an denen wir unser Leben ausrichten: Ideen über Vertrauen, Gerechtigkeit, Fairness, Entscheidungsfreiheit und soziale Verantwortung – Ideen, die unsere Wirtschaft und Gesellschaft zutiefst prägen. Obwohl diese Entwicklungen relativ neu sind, haben sie sich inzwischen in unserem Alltag dermaßen ausgebreitet und so tief verwurzelt, dass sie uns kaum noch bewusst sind.

Nehmen wir zum Beispiel die globale Finanzkrise, die 2007 begann. Es besteht weitgehend Einigkeit, dass die Verantwortung für diese Krise zum großen Teil bei den Aufsichtsbehörden liegt, bei den Menschen, die beim Staat beschäftigt sind, um die Aktivitäten von Banken und anderen Finanzinstitutionen zu beaufsichtigen. Heute ist oft zu hören: »Schuld sind die Bankenaufseher« – aber das sollte uns schockieren. Wir machen ja auch nicht die Polizei dafür verantwortlich, wenn bei uns zu Hause eingebrochen wird. Warum schieben wir also den Bankenaufsehern die Schuld dafür in die Schuhe, wenn Banker sich leichtsinnig (und manchmal kriminell) verhalten haben? Die Antwort lautet im Wesentlichen: »Banker sind 
nun mal so«, und es sei sinnlos, sie dafür zur Verantwortung zu ziehen. Und wenn der eine Banker sich zurückhält, wird ein anderer in die Bresche springen und die sich bietende Gelegenheit ausnutzen. Die Märkte seien auf Gier angewiesen, um ordentlich zu funktionieren. Indem wir nichts dagegen unternommen haben, dass diese gefährlichen Ideen um sich greifen, haben wir den Bankern eine Entschuldigung dafür geliefert, gierig zu sein, und die Erlaubnis, das System auszunutzen: eine Lizenz zu korruptem Verhalten.

Aber es sind ja nicht nur die Banker. Der Verfall der Sitten reicht viel weiter und tiefer. Nehmen wir das Beispiel Volkswagen: Wie konnte der größte Automobilkonzern der Welt sich von einem bescheidenen, vorsichtigen Hersteller eines einzigen Fahrzeugmodells in ein Großunternehmen verwandeln, das mit ausgeklügelter Raffinesse eine zynische, breit angelegte Täuschung seiner Kunden ins Werk gesetzt hat?

Zumindest ein Teil der Erklärung ist sicherlich im Wandel der Unternehmenskultur zu finden, der von Milton Friedma
n vorangetrieben wurde, einem Ökonomen der University of Chicago. Im Jahr 1970 veröffentlichte Friedma
n – der später als Berater des US
-Präsidenten Ronald Reaga
n und der britischen Premierministerin Margaret Thatche
r fungierte – in der New York Times
 einen einflussreichen Artikel mit der Überschrift »The Social Responsibility of Business is to Increase Its Profits« (»Die gesellschaftliche Verantwortung eines Unternehmens besteht darin, seine Gewinne zu steigern«). Um Missverständnissen vorzubeugen: Friedma
n vertrat darin die Auffassung, dass Profit die einzige
 Verantwortung eines Unternehmens sei. Und der Einfluss solcher neueren ökonomischen Ideen erstreckt sich nicht nur auf die Welt der Industrie- und Finanzkonzerne. Etwa zur gleichen Zeit, als Friedma
n die Verantwortlichkeiten von Unternehmen umdefinierte, wurden auch die Verantwortlichkeiten des einzelnen Bürgers durch neu aufkommende Ideen geprägt.

Nehmen wir eine Idee, die als »Free-Riding« (Trittbrettfahren) bekannt ist. Diese Theorie impliziert, dass kooperatives Verhalten in vielen Fällen irrational sei, und zwar aus folgenden Gründen: Selbst wenn der Einzelne sich kooperativ verhält, wird es niemand anders tun – und auf jeden Fall sei der Beitrag des Einzelnen zu klein, um einen Unterschied zu machen. Obwohl der Einfluss dieser Theorie auf die gesellschaftliche 
Entwicklung bis heute nicht allgemein anerkannt ist, haben die ihr zugrunde liegenden Ideen unser alltägliches Denken durchdrungen und das verbreitete Gefühl, jeder müsse »einen Beitrag leisten«, verdrängt. Wir alle sind korrumpiert worden, bis hinunter auf die Ebene kleiner, alltäglicher Entscheidungen. Mittlerweile glauben wir, dass es sinnlos sei, wählen zu gehen, und harmlos, Musikdateien, Nachrichtenseiten und andere Online-Inhalte zu nutzen, ohne dafür zu bezahlen. Wir halten es für selbstverständlich, dass viele Menschen routinemäßig Versicherungsschäden zu hoch angeben und Steuern vermeiden, wann immer es möglich ist. Und während wir im dichten Gedränge an verstopften Großstadtstraßen entlanggehen, starren wir auf unser Smartphone, ohne ausreichend darauf zu achten, Kollisionen mit anderen Fußgängern zu vermeiden. In all diesen Fällen verlassen wir uns darauf, dass »die anderen« schon ihren Beitrag leisten und aufpassen werden, weil sonst so eine gemeinschaftliche Aktivität unmöglich wäre. Bei anderen Gelegenheiten kommt es gar nicht erst zu einer wirklich gemeinschaftlichen Aktivität, weil wir aufgrund der vorherrschenden Trittbrettfahrer-Mentalität die Hoffnung schon aufgegeben haben, bevor wir überhaupt anfangen. Das führt zum Beispiel dazu, dass viele Menschen angesichts der Klimaveränderung verzweifeln.

Wie ist es so weit gekommen? Und wie sind wir zu einer Welt geworden, in der die reichen Länder immer reicher werden, während immer mehr ihrer Bürger auf Suppenküchen und gemeinnützige Tafeln angewiesen sind? Könnte es unter anderem daran liegen, dass uns gesagt wurde, die Reichen noch reicher zu machen, sei gut für die Wirtschaft, aber die Armen reicher zu machen, sei schlecht? Wie kommt es, dass so viele von uns all diese Dinge glauben, obwohl es noch gar nicht so lange her ist, dass wir ganz andere Überzeugungen und Wertvorstellungen hatten?

Wie auch immer Sie zu Bankern stehen mögen, zu den Profiten großer Konzerne, zu Wahlen, kostenlosen Online-Inhalten, zur Klimaveränderung oder zu gesellschaftlichen Ungleichheiten – nur allzu oft scheinen wir in unserer heutigen Weltanschauung gefangen zu sein (manche Kommentatoren haben sie »Neoliberalismus« genannt, aber dieses Wort wird Ihnen in diesem Buch nicht noch einmal begegnen
1
). Die Wirtschaftswissenschaften scheinen unsere Entscheidungsmöglichkeiten einzuschränken. 
Darüber hinaus prägen sie die Fragen, die wir stellen, und die Probleme, die wir sehen. Welche Antworten akzeptabel sind, wird von unseren aus der Ökonomik abgeleiteten Moralvorstellungen beeinflusst. Wenn wir uns also gesellschaftlichen Wandel erhoffen, ist der entscheidende erste Schritt zu verstehen, wie es so weit kommen konnte – wo diese machtvollen neuen Ideen herkamen und wie sie es geschafft haben, uns so fest in ihren Bann zu schlagen.

Die Antwort ist keineswegs offensichtlich, denn schließlich haben wir die Ökonomik mal ins Lächerliche gezogen und uns ihr ein andermal gebeugt. Unsere aktuelle Weltanschauung haben wir uns nicht aus freien Stücken zugelegt, aber sie ist auch nicht von ungefähr gekommen – sie war nicht das Ergebnis einer Verschwörung, obwohl es aus mancherlei Sicht so wirkt.

Um zu sehen, wo das alles begann, müssen Sie ins schweizerische Genf reisen. Nehmen Sie einen Zug, der nach Osten fährt, an den Ufern des Genfersees (Lac Léman) entlang. Steigen Sie in Vevey aus und nehmen Sie dort die Seilbahn, die am Hang des Mont Pèlerin nach oben fährt. Ihr Hotel ist nur zwei Gehminuten von der oberen Endhaltestelle der Seilbahn entfernt. Im Jahr 1947 machten etwa 50 Personen die Reise zu diesem Hotel, das damals »Hôtel du Parc« hieß. Die meisten von ihnen waren Universitätsprofessoren, neben einigen Journalisten und Geschäftsleuten. Was sie verband, waren ihre Befürchtungen und ihr Abscheu gegen die Richtung, die viele Länder einzuschlagen schienen.

In fast allen Ländern strebte damals der Staat eine wichtigere Rolle an als zuvor. Die Weltwirtschaftskrise und die Massenarbeitslosigkeit der 1930er-Jahre waren noch immer in lebhafter Erinnerung; die wirtschaftliche Krise hatte beim Aufstieg des Faschismus und der darauf folgenden Katastrophe des Zweiten Weltkriegs eine wichtige Rolle gespielt. Als in Europa wieder Frieden einkehrte, wollte niemand, dass auch die Massenarbeitslosigkeit zurückkehrt, und mit seiner neuen Ökonomik zeigte John Maynard Keyne
s, dass eine Regierung durchaus die Macht hat, das zu verhindern. Keyne
s, der die Fundamente der modernen Makroökonomik legte, war der wahrscheinlich einflussreichste Ökonom des vergangenen Jahrhunderts. Es war Keyne
s, auf den die heute allgemein bekannte Idee zurückgeht, dass eine Regierung in einem wirtschaftlichen Abschwung die Staatsausgaben erhöhen oder die Steuern senken sollte, 
um die Wirtschaft anzukurbeln. Die keynesianisch
e Volkswirtschaftslehre ergänzte die »New Deal«-Politik der Vereinigten Staaten und die Schaffung des Wohlfahrtsstaats in Großbritannien, nachdem 1942 der Beveridg
e Report
 veröffentlicht worden war. Der Ökonom William Beveridg
e war von der britischen Regierung beauftragt worden, das Problem der Arbeitslosenversicherung und der damit zusammenhängenden Sozialleistungen zu untersuchen und entsprechende Empfehlungen auszusprechen. In seinem bahnbrechenden Bericht befürwortete er eine staatliche Sozialversicherung »von der Wiege bis zur Bahre«.

Ironischerweise war es Beveridg
e, der 1931 einen Mann eingestellt hatte, der sein Leben der Aufgabe widmen würde, so gut wie alles, woran Beveridg
e glaubte, infrage zu stellen. Als Beveridg
e in seiner Funktion als Direktor der London School of Economics einem kaum bekannten österreichischen Ökonomen namens Friedrich August von Haye
k eine Dozentenstelle anbot, konnte er nicht ahnen, welche Folgen das haben würde. Es war von Haye
k, der 1947 die Zusammenkunft auf dem Mont Pèlerin organisierte.

Von Haye
k hatte sich aus nahezu totaler Anonymität ins Rampenlicht katapultiert, als 1944 sein Buch The Road to Serfdom
 (deutsche Ausgabe: Der Weg zur Knechtschaft
) veröffentlicht wurde. Darin sagte er im Wesentlichen, dass Großbritannien durch den vorherrschenden Trend zu mehr zentraler Planung und stärkerer Einmischung der Regierung in die Wirtschaft auf einen Weg geraten werde, der letzten Endes in einen totalitären Staat nach dem Beispiel Nazideutschlands führen werde. Innerhalb weniger Tage nach Erscheinen war Der Weg zur Knechtschaft
 ausverkauft, und weil im Krieg das Papier knapp war, konnten auch die im folgenden Jahr aufgelegten Nachdrucke die ungebrochene Nachfrage nach dem Buch nicht decken. Wegen seine
r kontroversen Botschaft wurde das Buch von drei US
-Verlagen abgelehnt, bis ein Ökonom in Chicago – der auf den passenden Namen Aaron Directo
r hörte – die University of Chicago Press überzeugte, das Buch zu verlegen.

Directo
r hatte unter seinem eigenen Namen relativ wenig publiziert, doch er hatte – neben seiner Rolle bei der Veröffentlichung von Der Weg zur Knechtschaft
 – maßgeblichen Einfluss auf die Arbeit einiger wichtiger Ökonomen, etwa seines Schwagers Milton Friedma
n. Während seines Grundstudiums an der Yale University war Directo
r ein Anti-Establishment-Bilderstürmer gewesen, der zusammen mit einem engen Freund, 
dem Maler Mark Rothk
o, eine Underground-Zeitung namens Yale Saturday Evening Pest
 produziert hatte. Gleichwohl war Directo
r in seinem späteren Leben konservativ genug, um Friedma
n – der ja immerhin als Berater der Konservativen Reaga
n und Thatche
r fungiert hatte – als »meine
n radikalen Schwage
r« zu bezeichnen.
[1]



Der Weg zur Knechtschaft
 war auch in den Vereinigten Staaten ein großer Erfolg. Ebenso wie in Großbritannien hatte der Verlag mit den Behörden zu kämpfen, die für die Rationierung von Papier zuständig waren, um genug Exemplare des Buches drucken zu können, damit die Nachfrage gedeckt werden konnte. Doch dann veröffentlichte Reader’s Digest
 eine gekürzte Fassung von 20 Seiten in einer Auflage von mehreren Millionen Exemplaren. Zu diesem Zeitpunkt befand sich von Haye
k auf einem Schiff, das nach New York unterwegs war. Nachdem es dort angelegt hatte, wurde ih
m gesagt, die bescheidene, für seine US
-Reise geplante Vorlesungsreihe sei gestrichen worden, weil er stattdessen eine Vortragsreise durchs ganze Land machen sollte. Die erste Vorlesung hielt er in der New York Town Hall, deren 3000 Plätze vollständig ausverkauft waren; in den Gängen und Nebenräumen drängten sich viele weitere Zuhörer.

Aufgrund seines wachsenden Einflusses und Ruhmes war es kein Wunder, dass von Haye
k für den Vordenker der Gruppe gehalten wurde, die später auf dem Mont Pèlerin zusammenkam (und bald als »Mont Pèlerin Society« bekannt wurde). Sowohl Friedma
n als auch Directo
r saßen im Publikum. Am 1. April, dem Tag ihrer ersten Begegnung, hatte von Haye
k die Aufgabe umrissen, die sich ihnen stellte – nämlich Großbritannien, die Vereinigten Staaten und andere Länder vor dem zu retten, was er und seine Reisegefährten für einen Abstieg in den Totalitarismus hielten. Von Haye
k war davon überzeugt, dass die zunehmende Einmischung von Regierungen in die Wirtschaft eine direkte Bedrohung individueller Freiheiten darstelle – Freiheiten, die nur wiederhergestellt werden könnten, indem man die Einmischungen des Staates beharrlich, langsam und geduldig zurücknähme und letzten Endes zu einer echten freien Marktwirtschaft zurückkehrte. Von Haye
k ließ keinen Zweifel an dem gewaltigen Umfang der Herausforderung.

Aus von Hayek
s Sicht war die keynesianisch
e Wirtschaftslehre weit mehr als nur ein Sortiment politischer Empfehlungen zur Bekämpfung 
von Arbeitslosigkeit. Es entstand sehr schnell ein Konsens, dem zufolge die wichtigste Pflicht einer Regierung darin bestand, für Vollbeschäftigung zu sorgen. (Selbst die Banker schienen das so zu sehen: In einem für die britische Regierung bestimmten Memo wies Keyne
s darauf hin, dass internationale Finanziers eine signifikante Arbeitslosigkeit in Großbritannien missbilligen würden.
[2]
) Darüber hinaus bestand Keyne
s darauf, dass eine Regierung die Aufgabe habe, die Kräfte des Marktes zum Nutzen der gesamten Gesellschaft zu regulieren und zu ergänzen. Und es galt als selbstverständlich, dass Regierungen in der Regel kompetent und kenntnisreich seien und sich zuverlässig für das Gemeinwohl einsetzen würden. Dies war die Brille, durch welche die Menschen die Wirtschaft inzwischen sahen. Von Haye
k hatte erkannt, dass es eine ganz andere Perspektive erfordern würde, die keynesianisch
e Lehrmeinung umzustoßen – dafür müsste die Sicht der Menschen von Wirtschaft und Staat auf fundamentaler Ebene verändert werden. Er kam zu dem Schluss, dass die Mont Pèlerin Society »sich weniger damit beschäftigen sollte, was unmittelbar praktikabel wäre, sondern vielmehr mit den Überzeugungen, die wieder die Vorherrschaft erringen müssen«.
[3]

 Es sei ein langfristiges Projekt, die Überzeugungen zu verändern, die dem »gesunden Menschenverstand« der Leute zugrunde liegen. Anders ausgedrückt: uns zu einer anderen Weltanschauung hinzuführen.

In dieser Hinsicht würden von Haye
k und seine Kollegen von der Mont Pèlerin Society letzten Endes weit erfolgreicher sein, als sie es erwartet hatten. Sie wussten, dass es eine enorme Herausforderung sein würde, die vorherrschende Weltanschauung zu verändern. Hinzu kam noch, dass 1947 die Mont-Pèlerin-Gruppe weit abseits des politischen und wirtschaftlichen Mainstreams stand – zwar wurden sie nicht unbedingt als Spinner angesehen, aber doch belächelt. Es würde weitere drei Jahrzehnte dauern, bis ihr
e Ideen sich durchsetzen konnten. Rückblickend ist es leicht, den Wendepunkt zu erkennen.

Niemand bezweifelt heute, dass es einen fundamentalen politischen und wirtschaftlichen Einschnitt bedeutete, als 1979 in Großbritannien Margaret Thatche
r an die Regierung gewählt wurde und kurz darauf in den USA
 Ronald Reaga
n. Als Thatcher und Reagan die Führung übernahmen, wurde der keynesianisch
e Konsens der Nachkriegszeit hinweggefegt. Thatche
r
 wurde im Februar 1975 zur Vorsitzenden der British Conservative Party gewählt. Die Konservativen drängte es zur Macht, und auf einer Strategiesitzung im Sommer jenes Jahres wurde vorgeschlagen, dass die Parteipolitik fortan ausdrücklich einem »Kurs der Mitte« folgen solle, unter Vermeidung von zu links- oder rechtsextremen Positionen. Thatche
r ergriff das Wort, zog ein Buch von Hayek
s aus der Aktentasche und hielt es hoch, sodass es alle sehen konnten. »Das ist es, woran wir glauben«, verkündete si
e und knallte das Buch auf den Tisch.
[4]


Batteriehühner für die Freiheit

Als der britische Milchbauer Antony Fishe
r die Reader’s-Digest-Version von Der Weg zur Knechtschaft
 las, machte das Buch einen großen Eindruck auf ihn. Von Haye
k schien Fisher
s eigenes Bauchgefühl zu teilen, dass die individuellen Freiheiten bedroht seien. Fisher schrieb von Haye
k einen Brief, in dem er ihn fragte, was er selbst tun könne und ob er vielleicht in die Politik gehen solle. Von Haye
k antwortete Fishe
r, dass er etwas Wertvolleres tun könne und erklärte ihm, dass in der Schlacht der Ideologien die »Gebrauchtwarenhändler der Ideen« eine wichtigere Rolle spielten als Politiker – nämlich die Journalisten, politischen Berater, Kommentatoren und Intellektuellen, welche die öffentliche Debatte und das politische Bewusstsein prägten und lenkten. Von Haye
k empfahl Fishe
r, in Zusammenarbeit mit der Mont Pèlerin Society Forschungsinstitute ins Leben zu rufen mit dem Ziel, solche »Ideenhändler« zu beeinflussen. Im Jahr 1952 reiste Fishe
r in die Vereinigten Staaten, um eines dieser neu gegründeten Institute zu besuchen, die Foundation for Economic Education. Einer ihrer Gründer war der Ökonom F. A. »Baldy« Harpe
r, der fünf Jahre zuvor an dem Treffen am Mont Pèlerin teilgenommen hatte. Und da Fisher Landwirt war, zeigte Harpe
r ihm auch ein neues landwirtschaftliches Verfahren, nämlich eine neue Züchtung schnell wachsender Hühner, die sogenannten »Broiler«, die in winzigen Käfigen herangezogen wurden. Weil damals die Hühnerhaltung in Käfigbatterien in Großbritannien noch unbekannt war, erkannte Fishe
r, dass er damit ein Vermögen verdienen konnte. Also nahm er Broiler-Hühner mit zurück nach Großbritannien.
2
 Er lieh sich 5000 Pfund, um eine Batterie-Hühnerhaltung aufzubauen. Als e
r den Betrieb 15 Jahre später verkaufte, war er 21 Millionen Pfund wert.

Fishe
r setzte sein wachsendes Vermögen ein, um von Hayek
s Träume wahr zu machen. E
r begann damit, dass er 1955 das Institute of Economic Affairs gründete – einen »Thinktank«, eine Forschungs- und Lobbyorganisation mit dem Ziel, das Projekt voranzutreiben, das von Haye
k beim ersten Treffen der Mont Pèlerin Society konzipiert hatte. Es war dieses Institut, das 20 Jahre später das erste Treffen zwischen von Haye
k und Thatche
r in die Wege leitete – einige Monate, bevor Thatche
r auf der Sitzung der Conservative Party von Hayek
s Buch hochgehalten hatte. Das Treffen zwischen Thatche
r und von Haye
k fand unter vier Augen im Konferenzraum des Instituts statt. Es dauerte etwa 30 Minuten, und danach versammelte sich der Stab des Instituts um von Haye
k, um sein Urteil zu hören. Nach einer langen Pause sagte er, offensichtlich zutiefst bewegt: »Sie ist so schön.«
[5]


Das Institute of Economic Affairs ist nur eines der Elemente der Atlas Economic Research Foundation, die Fishe
r 1981 ins Leben rief, um die Gründung ähnlicher Thinktanks in aller Welt zu fördern. Sie hat sich zu einem großen internationalen Dachverband entwickelt, einem Netzwerk, das im Laufe der Jahre immer größer geworden ist und zu dem inzwischen mehr als 500 Organisationen in über 90 Ländern gehören. Dieses Netzwerk setzt sich für die Grundsätze der freien Marktwirtschaft ein und unterhält diverse Expertengruppen, welche die gesamte Bandbreite von Klimawandelleugnern bis hin zu Lobbyverbänden der Tabakindustrie abdecken. Einer der im gesamten Netzwerk zu beobachtenden Aspekte ist, dass seine Mitgliedsorganisationen durch Großkonzerne und Plutokraten finanziert werden.

An dieser Stelle beginnen Verschwörungstheorien aufzutauchen. Angefangen bei der Mont Pèlerin Society bis hinauf zur Atlas Foundation betrachten Verschwörungstheoretiker die hochfliegenden philosophischen Ambitionen dieser Organisationen als bloße Tarnung für einen konspirativen, langfristig angelegten Plan, um den Reichtum und Einfluss von wohlhabenden und mächtigen Wirtschaftseliten auszubauen. Und es ist richtig, dass diese Organisationen, obwohl sie formal unabhängig von den Reichen und Mächtigen sind, auf jedem Schritt des Weges von ihnen finanziert wurden. Und auch in einem tieferen 
Sinne sah die Mont Pèlerin Society die Politik als Diener wirtschaftlicher Interessen. Von Haye
k wollte nicht nur Laissez-faire erreichen – die alte Idee, dass der Staat sich aus den Märkten und der Wirtschaft herauszuhalten habe –, sondern er sah Märkte und Wirtschaft nicht als etwas Separates an, das sich in einer vom übrigen menschlichen Leben getrennten Sphäre abspielt. Für ihn umfassten Märkte und Wirtschaft das gesamte
 Leben. Von Haye
k war der Meinung, dass sämtliche Triebfedern des menschlichen Handelns wirtschaftlicher Art seien: »Ein isoliertes wirtschaftliches Motiv existiert nicht.«
[6]


Inzwischen haben von Hayek
s Ideen unsere heutige Kultur ebenso stark geprägt wie unsere Politik: Im Laufe der vergangenen 40 Jahre wurde das, was wir respektieren und denken, durch das Eindringen von marktwirtschaftlichen Konzepten in unseren Alltag völlig verändert.

Und dennoch waren die Auswirkungen dieser Entwicklung nicht ganz so, wie von Haye
k es sich auf jener konstituierenden Sitzung der Mont Pèlerin Society vorgestellt haben mag, da die Wirtschaftswissenschaften selbst sich seither erheblich verändert haben. Der Aufstieg der Mont Pèlerin Society hat sich als ein nur kleiner Teil der ganzen Geschichte erwiesen, und an dieser Stelle kollabieren die Verschwörungstheorien.

Viele der einflussreichsten Denker hinter dem Triumph der Marktwirtschaftslehre waren Mitglieder der Mont Pèlerin Society, etwa Gary Becke
r, James Buchana
n, Ronald Coas
e, Milton Friedma
n, Richard Posne
r und George Stigle
r. Aber sie waren nicht immer einer Meinung mit von Haye
k. Und manche Ökonomen, zum Beispiel Kenneth Arro
w und Thomas Schellin
g, waren ebenso einflussreich, obwohl sie eine völlig andere politische Weltanschauung hatten als die Mont-Pèlerin-Clique.

In den folgenden Kapiteln werde ich erkunden, wie die radikalen Ideen dieser Denker es schafften, der modernen Mainstream-Ökonomik ihren Stempel aufzudrücken. Es waren diese neuen Ideen – weit mehr als eine Verschwörung der Reichen und Mächtigen –, welche die marktgetriebene Welt entstehen ließen, in der wir heute leben. Ich konzentriere mich dabei vor allem auf die Mikro
ökonomik, die Betriebswirtschaftslehre (im Gegensatz zur Makro
ökonomik, der Volkswirtschaftslehre), da die meisten wichtigen Entwicklungen der Wirtschaftswissenschaften nach dem 
Zweiten Weltkrieg sich in der Mikroökonomik vollzogen haben. Die Mikroökonomik ist die Lehre von wirtschaftlichen Aktivitäten auf der Ebene des einzelnen Menschen, und so ist es kein Wunder, dass sie mehr Einfluss darauf hatte, wie wir – als Individuen – die Welt sehen.

Doch zunächst müssen wir versuchen, den dichten Nebel der Behauptungen und Gegenbehauptungen über die moderne Wirtschaftslehre zu durchschauen. Ein wichtiger Grund, warum wir im heutigen ökonomischen Denken gefangen zu sein scheinen, liegt darin, dass wir in der Debatte zu diesem Thema in der Regel vor die Entscheidung zwischen zwei gleichermaßen unplausiblen Alternativen gestellt werden. Einerseits ist die Ökonomik eine Wissenschaft, die Erkenntnisse darüber liefert, wie wir zwangsläufig von Natur aus denken und uns verhalten. Andererseits beschwört die Wirtschaftslehre eine Fantasiewelt herauf, die nicht von plausiblen Inkarnationen des Menschen bevölkert ist, sondern von selbstsüchtigen, endlos berechnenden und Entscheidungen treffenden Robotern – die auch als homo oeconomicus
 bekannt sind. Diese Debatte mag unbefriedigend sein, doch der Status der Wirtschaftswissenschaften ist nicht nur von akademischem Interesse. Die globale Finanzkrise hat uns ermahnt, dass fehlerhafte Ökonomik sehr schmerzhaft sein kann. Wenn ökonomische Theorien – wie sie weithin von Finanzinstitutionen, den für sie zuständigen Aufsichtsbehörden und anderen eingesetzt werden – fundamentale Fehler haben, ist es kein Wunder, dass es zu einer globalen Finanzkrise kommen konnte und wir ständig Gefahr laufen, eine neue Krise heraufzubeschwören.

Seit den 1950er-Jahren leiden immer mehr Ökonomen unter dem »Physikneid« – die Sehnsucht, die Ökonomik nach dem Modell einer exakten Wissenschaft wie der Physik neu zu erfinden. Und zweifellos begann die Ökonomik, sich einen wissenschaftlicheren Anschein
 zu geben: Die Mathematik wurde zur bevorzugten Sprache, um ökonomische Gedankengänge auszudrücken. Es liegt auf der Hand, dass der Einsatz von Mathematik mehr Präzision und Stichhaltigkeit herbeiführen kann. Ein gültiger mathematischer Beweis ist unanfechtbar; er scheint die verlockende Aussicht zu eröffnen, die gewundenen Einerseits-andererseits-Argumente zu durchbrechen und eine klare Antwort zu liefern. In seiner Eigenschaft als Chefökonom der Weltbank hat Larry Summer
s (der spätere US

-Finanzminister und Präsident der Harvard University) diese Zuversicht ausgestrahlt: »Verbreitet die Wahrheit – die Gesetze der Wirtschaftslehre sind wie die Gesetze der Ingenieurwissenschaften. Die gleichen Gesetze funktionieren überall.«
[7]


Aber natürlich kann die Mathematik uns keine Wirtschaftsgesetze liefern, die den Naturgesetzen oder den Regeln der Ingenieurwissenschaften gleichen. Die Mathematik kann uns helfen, ökonomische Theorien klarer und konsistenter zu machen, aber sie kann nicht dafür sorgen, dass diese Theorien uns etwas über die reale Welt erzählen. Ein weiteres Problem von Summer
s’ Sicht der Dinge ist, dass sie politische und moralische Fragen aus der Wirtschaftslehre auszuklammern scheint, weil ihre Beantwortung unwissenschaftliche Werturteile notwendig macht, die eben nicht »überall funktionieren«. Doch die Fragen bleiben bestehen, weil politische und moralische Abwägungen im Kontext der Wirtschaftswissenschaften unvermeidbar sind. Das führt dazu, dass solche Werturteile nach wie vor getroffen werden, aber meistens auf eine indirekte Art. Ein großer Teil der modernen Ökonomik geht mit einer versteckten politischen und moralischen Agenda einher, erweckt jedoch den Anschein einer objektiven Wissenschaft. Das Ergebnis ist eine Wirtschaftslehre, die unser Leben im 21. Jahrhundert allumfassend beeinflusst – obwohl sie in vielerlei Hinsicht weit davon entfernt ist, einfach oder offensichtlich zu sein.

Ein großer Teil der politischen und moralischen Agenda scheint auf einem Bild des Menschen zu beruhen, das hauptsächlich aus Eigennutz besteht. Das bringt uns wieder zu dem Kritikpunkt zurück, dass die Ökonomik aus einer Sammlung hochgradig unrealistischer Geschichten über einen selbstsüchtigen und hyperrationalen homo oeconomicus
 bestehe. Tatsächlich ermöglichen viele ökonomische Theorien eine breitere Palette menschlicher Beweggründe als nur Eigennutz. Und die Probleme der modernen Wirtschaftslehre sind nicht ohne Weiteres zu lösen, indem man diese Lehre realistischer macht.

Viele Ökonomen sehen sich selbst ganz stolz als unsentimentale und brutal ehrliche Wissenschaftler, die Klartext reden. Seit Jahrzehnten ist die gewohnte Arbeitsgrundlage eines Mainstream-Ökonomen die Prämisse, die natürliche und dominierende Determinante 
von menschlichem Verhalten sei Eigennutz. Diese Idee spukt hinter so unterschiedlichen Slogans wie »Geschäft ist Geschäft« und »zunehmende Ungleichheit ist in einer Marktwirtschaft unvermeidlich« herum. Solche Ökonomen und ihre Unterstützer aus anderen Lebensbereichen (von denen es eine Menge gibt) berufen sich auf den Begründer der Wirtschaftslehre, Adam Smit
h, dessen Hauptwerk The Wealth of Nations
 (1776, deutsche Ausgabe: Der Wohlstand der Nationen
) auf der felsenfesten Annahme beruht, der Mensch sei von Natur aus ein selbstsüchtiges Wesen. Dann kommen sie zu dem Schluss, die moderne Ökonomik sei – nach dem Irrweg, der mit Karl Mar
x begann und mit dem Fall der Berliner Mauer endete – zu dieser klassischen Tradition zurückgekehrt, obwohl John Maynard Keyne
s sich die größte Mühe gegeben habe, das Unabwendbare hinauszuzögern.

Leider geht diese Version der Geschichte von Beginn an in die Irre. Adam Smith
s Ideen reflektieren die intellektuelle Gesellschaft des 18. Jahrhunderts, in der er lebte, und lassen sich nicht ohne Weiteres auf unsere heutige Welt übertragen. Das Fundament der Weltanschauung im Zeitalter der Aufklärung war das Konzept des aufgeklärten Selbstinteresses, was keineswegs das Gleiche ist wie Egoismus. Das aufgeklärte Selbstinteresse des Adam Smit
h ging davon aus, dass der Mensch kultiviertes Verhalten, höfliche Manieren und »ethische Gefühle« entwickelt. So befürchtete Smit
h zum Beispiel, dass des Menschen »Hang, die Reichen und Großen zu bewundern, dagegen Personen in ärmlichen und niedrigen Verhältnissen zu verachten oder hintanzusetzen«, zur »Verfälschung unserer ethischen Gefühle« führen würde.
[8]
 Das hat kaum etwas zu tun mit dem »Jeder ist sich selbst der Nächste«-Zerrbild von Smit
h, das heute gern ins Feld geführt wird, um Egoismus zu rechtfertigen. Demnach hat die moderne Ökonomik uns nicht etwa zurückgebracht zu einer ewigen Wahrheit, die von Adam Smit
h niedergelegt wurde, sondern uns ganz woanders hingeführt.

Die oben erwähnten Klartext-Ökonomen gehen davon aus, dass wir immer und überall in einem engen Sinne egoistisch sind. (Aber wenn das stimmen würde, warum sollten wir dann auf diese Ökonomen hören? Würden sie nicht einfach immer das sagen, wovon sie sich eine Beförderung/Gehaltserhöhung/den Nobelpreis erhoffen?) Andere Ökonomen erkennen dagegen an, dass der Mensch sich durchaus altruistisch (selbstlos, uneigennützig, hilfsbereit) 
verhalten kann, und zwar nicht nur gegenüber Angehörigen und Freunden, sondern auch gegenüber Fremden: Viele Menschen versuchen, eine auf der Straße gefundene Brieftasche dem rechtmäßigen Besitzer zukommen zu lassen.
[9]
 Gleichwohl wird allem Anschein nach uneigennütziges Verhalten häufig als verdeckter Egoismus interpretiert. Sie machen Ihrer Freundin ein Geschenk, weil Sie sich erhoffen, dafür etwas zu bekommen, jedenfalls laut Greg Manki
w (Präsident George W. Bushs
 ökonomischer Chefberater und Verfasser eines der bestverkauften Ökonomik-Lehrbücher der jüngeren Vergangenheit). Sie verhalten sich hilfsbereit, um einem anderen Menschen Ihre Tugendhaftigkeit zu signalisieren, damit er Ihnen genug Vertrauen entgegenbringt, um etwas von Ihnen zu kaufen oder Sie einzustellen (und später können Sie ihn dann immer noch beschummeln). Bei diesem Ansatz wird Absurdität mit Tautologie gemischt: Jeder Akt kann »letztlich« als egoistisch interpretiert werden, doch je breiter der Begriff »egoistisch« definiert wird, desto belangloser wird er.

In dem Bemühen, diese Schwierigkeiten zu umschiffen, vermeiden es heute viele Ökonomen, von Egoismus zu sprechen. Stattdessen gehen sie in ihren Theorien und Modellen davon aus, dass der Mensch sich rational
 verhalte – ein Wort, dem von verschiedenen Ökonomen unterschiedliche Bedeutungen zugeschrieben werden. Wichtiger als seine exakte Definition ist jedoch die schlüpfrige Macht dieses Wortes, das die Möglichkeit eröffnet, sich ausweichend zwischen der be
schreibenden und der vor
schreibenden Bedeutung des Begriffs hin und her zu schlängeln. Eine bestimmte Verhaltensweise als »rational« zu bezeichnen, kann entweder beschreibend sein – rationales Verhalten ist normal oder typisch. Oder es kann vorschreibend sein – Sie sollten
 sich rational verhalten. Hält man einem Ökonomen die überwältigenden Belege aus der Psychologie und Verhaltensökonomik entgegen, die zeigen, dass wir uns nur allzu häufig irrational verhalten, kann er antworten, dass ökonomische Theorien lediglich die »Was wäre wenn«-Implikationen der Annahme erkunden wollen, dass alle Menschen dem Ideal des Ökonomen von rationalem Verhalten entsprächen. Diese Theorien sollen keine genaue Beschreibung der Realität sein. Das klingt harmlos, führt aber dazu, dass der Begriff »rational« eine pseudowissenschaftliche Begründung für die Annahme liefert, dass wir uns wie ein homo oeconomicus
 verhalten 
sollten, indem wir jede unserer Entscheidungen zwanghaft durchkalkulieren – und dass dieses berechnende Kalkül irgendwie lobenswert oder überlegen sei, ganz unabhängig davon, was wir dann tatsächlich zu tun beschließen. Schlechtes Verhalten wird legitimiert, weil es zu »rationalem« Verhalten umdefiniert wurde.

Hier beginnt sich ein generelles Muster abzuzeichnen. Ökonomische Konzepte – etwa, was es bedeutet, sich »rational« zu verhalten – verändern uns
, um uns dem hyperrationalen homo oeconomicus
 ähnlicher zu machen. Wie kann das angehen?

Man sagt, die erfolgreichsten Politiker würden »das Wetter machen«: Das heißt, sie formen und verbiegen unsere Wahrnehmung der Realität, bis sie ihrer Vision und ihren Werten entspricht. Auch die Ökonomen, die uns in den folgenden Kapiteln begegnen werden, haben das Wetter verändert – und zwar langfristig. Ihre Ideen liefern uns eine Art, die Welt zu sehen, die wahr wird, wenn wir sie uns zu eigen machen. Mit anderen Worten: Manche ökonomischen Ideen bewahrheiten sich selbst, zumindest teilweise. Wenn man sie glaubt, hat man sie schon weitgehend wahr gemacht. Wenn jeder davon ausgeht, dass alle anderen egoistisch sind, werden alle egoistischer. Wenn alle Käufer und Verkäufer auf einem bestimmten Markt annehmen, dass eine bestimmte ökonomische Theorie diesen Markt zutreffend beschreibt, verhalten sie sich in höherem Maße gemäß dieser Theorie, und so tendiert das Marktverhalten dann eher zu dem in der Theorie beschriebenen Verhalten. Manch ein Markt, vor allem in der Finanzwelt, könnte ohne eine Theorie, die ihn erklärt und ihm Regeln gibt, gar nicht existieren: Die gehandelten Finanzprodukte sind so komplex, dass ein Trader ohne eine Theorie (oder deren Manifestation als Computermodell) überhaupt nicht beurteilen könnte, ob sie billig oder teuer sind.

Wenn Ökonomen die Kluft zwischen ökonomischen Theorien und menschlichem Verhalten in der realen Welt sehen, besteht ihre Lösung in vielen Fällen darin, die Welt entsprechend zu ändern, und nicht etwa die Theorie.
3
 Der Ökonom Richard Thale
r hat 2017 den Wirtschaftsnobelpreis gewonnen, für seine Arbeit, die zu der Nudge
-Idee führte. Nudge-Ökonomen wollen das Umfeld verändern, in dem wir Entscheidungen treffen, um uns dazu zu bringen, uns so zu entscheiden, wie der homo oeconomicus
 sich entscheiden würde. Sie wollen erreichen, dass wir uns entsprechend der ökonomischen 
Theorie verhalten, obwohl wir überhaupt nicht so denken. Dieser Ansatz, der unser Entscheidungsumfeld »idiotensicher« machen will, geht davon aus, dass die meisten von Menschen getroffenen Entscheidungen jenen des roboterhaften homo oeconomicus
 unterlegen sind, jedenfalls nie überlegen. Die Ökonomen unterstellen, dass wir uns wie der homo oeconomicus
 entscheiden würden, wenn denn nur unsere fehlerträchtige Natur das zuließe.

Das bringt uns zu einer direkteren Methode, wie die Ökonomik das Wetter machen, den Zeitgeist beeinflussen kann. Sie bietet uns Orientierung, eine Sammlung von Regeln für unser Leben, die zu befolgen uns empfohlen wird. Manchmal sind diese Regeln etwas sonderbar.

Lebensentwürfe

Im Jahr 1954 hielt Dennis Robertso
n, einer der führenden Ökonomen seiner Zeit, eine Vorlesung zum Thema: »What does the economist economize?« (»Womit geht der Ökonom sparsam um?«) Robertson
s Antwort: mit Liebe. Diese Antwort hätte die Mont Pèlerin Society sicherlich begrüßt. (Robertso
n selbst war keines ihrer Mitglieder, aber sein engster Kollege und Protegé Stanley Denniso
n war ein Freund von Hayek
s und von Beginn an Mitglied der Society.)

Robertso
n verwendete das Wort »Liebe« als Kürzel für Freundlichkeit, Solidarität, Großzügigkeit und andere altruistische Tugenden. Er argumentierte, dass Ökonomik und Ökonomen es vermeiden würden, »jene knappe Ressource Liebe« zu vergeuden, wenn sie politische Maßnahmen, Gesetze und Organisationen förderten, die sich ausschließlich auf Egoismus verließen. Für Robertso
n waren Liebe und unsere altruistischen Tugenden so ähnlich wie knappe Rohstoffe, deren Bestand bei jeder Verwendung schrumpft – also sollten sie wohlweislich für Notzeiten gehortet werden, anstatt verantwortungslos im Alltag verschwendet zu werden. Viele bedeutende Ökonomen teilen diese etwas befremdlich anmutende Fehleinschätzung des menschlichen Wesens. Der Nobelpreisträger Kenneth Arro
w sprach sich dafür aus, Blutkonserven über einen Markt bereitzustellen und nicht über ein Spendensystem, weil er befürchtete, auf Spenden sei kein Verlass: »Auf ethisches Verhalten sollten wir nur dann zurückgreifen«, so Arro
w
, »wenn das Preisfindungssystem zusammenbricht. … Wir wollen nicht den Fehler machen, die knappe Ressource altruistischer Motivation leichtfertig aufzubrauchen.«
[10]
 Larry Summer
s hat den Umstand, dass Ökonomen sich auf Egoismus verlassen, mit ähnlichen Argumenten verteidigt: »Wir alle haben nur eine gewisse Menge an Altruismus in uns. Ökonomen wie ich betrachten Altruismus als ein wertvolles und seltenes Gut, mit dem sparsam umgegangen werden muss.«
[11]


Es ist richtig, dass eine Gesellschaft, in der die Menschen ständig gedrängt werden, sich solidarisch mit ihren Mitbürgern/Genossen zu zeigen, schnell an die Grenzen des Altruismus stoßen wird. Doch Altruismus wird nicht durch Beanspruchen aufgebraucht; das wäre wie der Autofahrer, der, nachdem er einen anderen Pendler im morgendlichen Berufsverkehr die Vorfahrt gelassen hat, sagt: »Für heute habe ich meine gute Tat getan; für den Rest des Tages kann ich mich wie ein Flegel aufführen.«
[12]
 So funktionieren unsere altruistischen Tugenden nicht. Im Gegenteil, sie sind eher wie ein Muskel, der erlahmt und schrumpft, wenn er nicht regelmäßig gebraucht wird. Schon Aristotele
s hat betont, dass Tugend etwas sei, das wir durch Übung fördern: »So nun wird man auch gerecht dadurch, daß man gerecht handelt … und tapfer dadurch, daß man sich tapfer benimmt.«
[13]
 Heute drücken wir es etwas weniger poetisch aus: »Use it or lose it.« (»Nutze es oder verliere es.«)

Auch hier sehen wir, wie wirtschaftliches Verhalten sich selbst bewahrheiten kann. Indem es sich auf unseren Egoismus konzentriert, führt ökonomisches Denken dazu, dass unsere altruistischen Tugenden schwinden und wir egoistischer werden – doch die Ironie liegt darin, dass all das getan wird, um diese altruistischen Tugenden zu bewahren.

Der Neurowissenschaftler Antonio Damasi
o hat bahnbrechende Studien mit Patienten durchgeführt, bei denen das System des Gehirns, in dem Emotionen verarbeitet werden, durch eine Verletzung geschädigt war. Eines Tages wollte Damasi
o mit einem solchen Patienten den Termin für das nächste Treffen vereinbaren. Während der Patient fast eine halbe Stunde in seinem Terminkalender blätterte, »zählte er Gründe für und gegen die beiden Termine auf. Vorangehende Verabredungen, die zeitliche Nähe anderer Verabredungen, mögliche Wetterverhältnisse. … Er zwang uns, einer ermüdenden 
Kosten-Nutzen-Analyse zu folgen, einer endlosen Aufzählung und einem überflüssigen Vergleich von Optionen und möglichen Konsequenzen.«
[14]
 Das hörte erst auf, als Damasi
o ihm ins Wort fiel und ihm einfach mitteilte, wann das nächste Treffen stattfinden würde.

Wir alle wissen, dass niemand so leben kann wie der homo oeconomicus
. Und wenn »rational sein« bedeutet, endlose Berechnungen über Kosten und Nutzen anzustellen, dann können wir auch nicht rational sein. Warum also sind die Lebensmodelle der Ökonomen so einflussreich geworden?

Die Interessen der Reichen und Mächtigen spielen dabei natürlich eine wichtige Rolle, aber – wie es Regierungs-Insider häufig berichten – niemand gewinnt Einfluss auf die Regierungspolitik, indem er ganz unverfroren argumentiert: »Weil es mich reich machen wird.«
[15]
 Sie brauchen eine respektable Sprache, um ihre Forderungen zu formulieren. Und die Ökonomik ist zu dieser Sprache geworden.

Keyne
s schloss sein einflussreichstes Buch mit einer Erklärung über die Macht ökonomischer Ideen:

Praktiker, die sich ganz frei von intellektuellen Einflüssen glauben, sind gewöhnlich die Sklaven irgendeines verblichenen Ökonomen. Verrückte in hoher Stellung, die Stimmen in der Luft hören, zapfen ihren wilden Irrsinn aus dem, was irgendein akademischer Schreiberling ein paar Jahre vorher verfaßte. Ich bin überzeugt, daß die Macht erworbener Rechte im Vergleich zum allmählichen Durchdringen von Ideen stark übertrieben wird. … Aber früher oder später sind es Ideen, und nicht eigennützige (Gruppen-)Interessen, von denen die Gefahr kommt, sei es zum Guten oder zum Bösen.
[16]


Von Haye
k, in vielerlei Hinsicht Keyne
s’ intellektueller Gegner, schloss sich dieser Einschätzung an: Er zitierte 1947 diese Passage aus Keyne
s’ Buch in seine
r Eröffnungsrede vor der Mont Pèlerin Society. Später wurde sie zum Motto des Institute of Economic Affairs erkoren.

Es ist keine Übertreibung zu sagen, dass die moderne Ökonomik zum Teil die Lücke füllt, die in modernen Gesellschaften durch den Niedergang der Religion entstanden ist. Im 21. Jahrhundert ist unsere Sicht der Welt unbewusst durch ökonomische Konzepte und 
Werte konditioniert. Die Sprache der Ökonomik schränkt ganz erheblich die Menge der politischen und moralischen Fragen ein, die gestellt werden können. Mit der modernen Ökonomik als Orientierung sehen wir die anderen Fragen einfach nicht mehr. Um unsere Gesellschaft zu verändern – oder einfach nur zu entscheiden, ob Veränderungen notwendig sind –, müssen wir verstehen, wie eingeschränkt unser Denken geworden ist; wie wir Alternativen zur derzeit vorherrschenden Schulweisheit ablehnen oder ignorieren, ohne uns dessen überhaupt bewusst zu sein.

Um zu verstehen, wie diese ökonomischen Ideen aufkamen und Verbreitung gefunden haben, müssen wir einen Blick in die Vergangenheit werfen. In den folgenden Kapiteln werden wir sehr unterschiedliche Ökonomen auf ihren intellektuellen Reisen begleiten, mit denen sie zu den Hohepriestern unserer Zeit wurden. Wie bei wirklichen Reisen haben diese Ökonomen nicht immer den kürzesten Weg genommen – es gab Umwege, sei es gewollt oder ungewollt. Und auf der Reise kam es immer wieder zu Zwischenstationen: Ideen, die abgelegt und über Jahre oder Jahrzehnte in Vergessenheit gerieten, bis sie plötzlich wieder im zeitgenössischen Leben auftauchten. Manche Ideen fangen gut an, werden dann jedoch von späteren Denkern grob verfälscht oder falsch angewendet. Andere Ideen sind von Anfang an fehlerhaft. Inmitten all dieser chaotischen Vielfalt sehen wir das Zusammenspiel von Politik, Kultur und Zufall, das bestimmt, wie diese Ideen sich verbreiten. Und die paradoxe Qualität von reizvollen, verführerischen Ideen, von denen sich dann erweist, dass sie letzten Endes großen Schaden anrichten. Die Geschichten dieser Hohepriester sind sehr unterschiedlich, doch zusammen zeigen sie, wie es dazu kommen konnte, dass die Ökonomik unser Leben dominiert.






2
 
 Traue niemandem


Oh, die RAND
 Corporation ist der Segen der Welt;

Sie denken den ganzen Tag gegen Geld.

Sie sitzen da und machen Spiele über das Aufgehen in Rabatz,

Für ihre Berechnungen benutzen sie dich und mich, mein Schatz,

Für ihre Berechnungen benutzen sie dich und mich.
[1]




Zwar waren die meisten der Doktoranden im Fachbereich Mathematik, die im Herbst 1948 an die Princeton University in New Jersey zurückkehrten, ziemlich eingebildete Burschen, aber eine
r von ihnen war noch eingebildeter. Obwohl er erst 19 Jahre alt war, gab er ständig mit seinem mathematischen Wissen an. Niemand kann sich erinnern, ihn jemals in einer normalen Vorlesung gesehen zu haben; niemand hat ihn je mit einem Buch in der Hand gesehen. Das mag zum Teil daran gelegen haben, dass e
r Legastheniker war, aber wohl auch daran, dass er glaubte, durch zu vieles Lesen würde er seine Kreativität unterdrücken. Er machte regelmäßig einen Umweg über die Mercer Street, weil e
r hoffte, ihren berühmtesten Anwohner zu Gesicht zu bekommen – Albert Einstei
n. Eines Tages hatte er Glück. Doch ein paar Wochen nach Beginn des Semesters beschloss er, dass ihm ein Blick aus der Ferne nicht reiche, und machte einen Termin, um Einstei
n zu treffen.

Er erzählte Einstein
s Assistentin, er habe eine Idee über Schwerkraft, Reibung und Strahlung, über die er mit dem großen Mann sprechen wolle. Einstei
n hörte ihm höflich zu und saugte an seiner kalten Pfeife, während der 20-jährige Student Gleichungen an die Tafel schrieb. Das Treffen dauerte fast eine Stunde, und am Ende grummelte Einstei
n: »Sie sollten noch mehr Physik studieren, junger Mann.«
[2]
 Der Student befolgte Einstein
s Rat zwar nicht sofort, aber viele Jahre später wurde ihm der Nobelpreis zugesprochen – freilich nicht für Physik, sondern für Wirtschaft. Dieser Student war John Nas
h, und die Idee, die ihm den Nobelpreis eintrug, sollte zu einem zentralen Stützpfeiler unserer heutigen Sicht von Interaktionen zwischen Menschen mit gegensätzlichen Interessen werden.

Um Nash
s brillante Idee zu verstehen – und wie sie nicht nur die Richtung der Ökonomik, sondern auch großer Teile der Sozialwissenschaften, Biologie, Philosophie und Rechtswissenschaften verändert hat –, müssen wir mit der Zeit, der Örtlichkeit und der Theorie beginnen, aus der heraus sie entstand.

Als Ort und Zeitpunkt sind zu benennen: Santa Monica in Kalifornien zu Beginn der 1950er-Jahre, genauer: am Ende des Malibu Beach Crescent, etwas westlich von Los Angeles. An der Strandpromenade gab es Hotels und Seniorenheime, in sanften Beige- und Rosatönen gehalten, durchsetzt von bunt blühenden Bougainvilleen. Der Duft von Oleander hing in der Luft. An einem Ort wie Santa Monica würde man die Büros der RAND
 Corporation, eines geheimnisvollen Thinktanks, wo Mathematiker und Wissenschaftler Strategien für einen denkbaren Atomkrieg mit der UDSSR
 entwickelten, zuletzt erwarten. Gerade hatte der Koreakrieg begonnen, und der Kalte Krieg wurde immer heißer. Die Atmosphäre in der RAND
 Corporation war von Verfolgungs- und Größenwahn sowie der Anbetung abstrakter Logik geprägt. Die Atomwaffentechnologie steckte noch in den Kinderschuhen. Im Verlauf des Zweiten Weltkriegs hatten die US
-Generäle erkannt, dass sie den Rat von Experten brauchen würden, wie die neuesten Waffen – angefangen beim Radar über Langstreckenraketen bis hin zur Atombombe – am besten einzusetzen sein würden. Zu diesem Zweck wurde 1948 die RAND
 Corporation gegründet (der Name ist ein Akronym für »Research AN
d Development«), ursprünglich als Ableger des Flugzeugherstellers Douglas Aircraft Corporation. RAND
 wurde beschrieben als »das Projekt der Air Force, um kluge Köpfe einzukaufen«.
[3]
 Mit den Worten des einflussreichen RAND
-Atomphysikers Herman Kah
n war es ihre Aufgabe, das »Undenkbare zu denken«.

Die intellektuelle Grundlage für all diese Nuklearstrategien war die Spieltheorie, das perfekte Werkzeug für die RAND
-Variante von 
militärischem Denken. Die Spieltheorie nimmt an, der Mensch sei durch und durch selbstsüchtig und hyperrational, und nicht nur im Besitz sämtlicher für seine Entscheidungen benötigten Informationen, sondern darüber hinaus in der Lage, perfekt zu rechnen und logisch zu denken.

Normalerweise wird John von Neuman
n als Begründer der Spieltheorie gesehen. Nas
h mag vielleicht ein Genie gewesen sein, doch im Vergleich zu von Neuman
n war er fast ein mathematischer Niemand.

Dr. Seltsam und der Enkel des Kaisers

In der Filmsatire Dr. Seltsam oder: Wie ich lernte, die Bombe zu lieben
, die 1964 in die Kinos kam, wurde der Kalte Krieg auf die Schippe genommen. Es wurde das Märchen von einem unmittelbar bevorstehenden Weltuntergang erzählt, der von einem verrückten General der US
 Air Force ausgelöst wird, indem er einen atomaren Erstschlag gegen die UDSSR
 befiehlt. Falls Sie den Film gesehen haben, werden Sie sich vielleicht an Dr. Seltsam selbst erinnern, wie er in seinem Rollstuhl wild gestikuliert und in einem merkwürdigen mitteleuropäischen Akzent herumschwadroniert. Obwohl der Film so grotesk wirkt, war er in hohem Maße von tatsächlichen Ereignissen inspiriert. Im Jahr 1956 traf Präsident Eisenhowe
r sich regelmäßig insgeheim mit einem ungarischen Mathematike
r, der auf einen Rollstuhl angewiesen war und per Limousine von seinem Krankenbett im Washingtoner Walter Reed Hospital abgeholt und von dort ins Weiße Haus und wieder zurückgebracht wurde. Der Patien
t wurde Tag und Nacht von bewaffneten Wärtern bewacht, da er häufig Anfälle erlitt, bei denen er unkontrolliert vor sich hinbrabbelte, sodass man befürchtete, er könne militärische Geheimnisse ausplaudern, falls es einem feindlichen Agenten gelingen würde, bis in sein Krankenzimmer vorzudringen. Dieser Patient war John von Neuman
n in seinem letzten Lebensjahr, zweifellos eine der Inspirationen für die Filmfigur des Dr. Seltsam. (An einer Stelle des Films spricht Dr. Seltsam von Forschungen der »Bland Corporation«.)

Vor dem tragischen Verfall seiner Gesundheit war »Johnny« von Neumann
s Genie so überragend, dass es sich kaum zusammenfassend beschreiben lässt. Er war ein Wunderkind der Mathematik: Schon mit acht Jahren konnte e
r
, wenn man ihm zwei achtstellige Zahlen nannte, die eine durch die andere im Kopf dividieren. Obwohl er als Begründer der Spieltheorie gilt, betrachten die meisten Mathematiker von Neumann
s Arbeiten in theoretischer Mathematik als seine größere Leistung. E
r war zweifellos einer der herausragendsten Mathematiker des 20. Jahrhunderts und wird häufig für den bedeutendsten überhaupt gehalten. Sei
n Gedächtnis ist einfacher zu beschreiben: Sobald er ein noch so langes Buch nur einmal gelesen hatte, konnte er den gesamten Text wörtlich rezitieren (dieses Kunststück zeigte e
r zum ersten Mal im Alter von sechs Jahren, anhand von verschiedenen Seiten des Budapester Telefonbuchs). Er war einer der Vordenker auf dem Weg zur Erfindung der Atombombe und des modernen Computers; er konnte im Kopf ein Computerprogramm (mit 40 komplexen Programmzeilen) schreiben und testen. In der Publikumspresse wurde er ernsthaft als »der schlaueste Kopf der Welt« bezeichnet. An der Princeton University erwarb e
r sich unter seinen Kollegen einen legendären Ruf; man witzelte, er sei gar kein Mensch, sondern ein Halbgott, der den Menschen gründlich studiert und gelernt habe, ihn perfekt zu imitieren. Bemerkenswerterweise erzählte man sich diesen Witz über John von Neuman
n und nicht über Einstei
n, der zur gleichen Zeit an der Princeton University war.

Von Neumann
s Meinung über Sowjetrussland passte ebenso gut zum RAND
-Weltbild wie seine Spieltheorie. Im Hinblick auf die Möglichkeit einer atomaren Auseinandersetzung mit der UDSSR
 sagte er schlicht: »Die Frage ist nicht ob, sondern nur wann.« Angesichts dieser Prämisse steckte etwas von spieltheoretischer Logik in von Neumann
s Befürwortung eines Präventiv-Atomkriegs. Oder, wie e
r 1950 einmal bemerkte: »Wenn Sie sagen, warum sollten wir sie nicht morgen bombardieren, dann sage ich: warum nicht heute? Wenn Sie sagen, heute um fünf, dann sage ich: warum nicht um eins?«
[4]
 Nachdem die USA
 die Wasserstoffbombe entwickelt hatten (zum Teil basierend auf Konzepten von Neumanns), konnten sie aus seiner Sicht ihren Vorsprung im atomaren Spiel nur halten, indem sie die Sowjets bombardierten, bevor die auch eine Wasserstoffbombe gebaut hatten. Der US
-Außenminister John Foster Dulle
s ließ sich durch von Neumann
s spieltheorische Logik überzeugen; zum Glück war Präsident Eisenhowe
r
 nicht so sicher.

Von Neumann
s Argumentation stammte direkt aus seinem Buch Theory of Games and Economic Behavior
 (deutsche Ausgabe: Spieltheorie und wirtschaftliches Verhalten
), das er gemeinsam mit dem Princeton-Ökonomen Oskar Morgenster
n verfasst und 1944 veröffentlicht hatte. Wie von Neuman
n war auch Morgenster
n ein österreichisch-ungarischer Emigrant mit keiner allzu hohen Meinung vom Intellekt der meisten Menschen. Morgenster
n kultivierte ein exzentrisches Image: Er prahlte damit, ein (illegitimer) Enkel des Kaisers Friedrich III

. zu sein und ritt hoch zu Ross in maßgeschneiderten Dreiteilern in Princeton herum. Morgenster
n spielte eine wichtige, aber untergeordnete Rolle bei der Entwicklung der Spieltheorie, eine Art Dr. Watson für von Neumann
s Sherlock Holmes.

Zu dieser Zeit, also gegen Ende der 1940er-Jahre, orientierte sich die orthodoxe Schule der Wirtschaftslehre immer noch an Keyne
s’ Vision des idealen Ökonomen, der zugleich »Mathematiker, Historiker, Staatsmann und Philosoph« sein müsse.
[5]
 (Zugegebenermaßen führte dieser interdisziplinäre ökonomische Ansatz häufig zu Einerseits-andererseits-Empfehlungen, die Präsident Harry S. ​Truma
n zu dem Ausruf brachten: »Gebt mir einen Ökonomen mit nur einer Seite!«) Von Neuman
n und Morgenster
n zeigten nicht das geringste Interesse an dieser keynesianische
n Vision der Wirtschaftslehre; sie waren sich völlig darüber einig, dass die Wirtschaftswissenschaften in einem beklagenswerten Zustand seien. Von Neuman
n: »Die Ökonomik ist noch mindestens eine Million Meilen von … einer fortschrittlichen Wissenschaft wie der Physik entfernt.«
[6]
 Morgenster
n: »Ökonomen haben schlichtweg keine Ahnung, was Wissenschaft bedeutet. Ich bin angewidert von all diesem Unsinn. Ich komme immer mehr zu dem Schluss, dass Keyne
s ein Scharlatan der Wissenschaft ist und seine Anhänger noch nicht einmal das.«
[7]
 Wenn aber die Ökonomik in Trümmern lag, dann war es ihre Tandemaufgabe, sie wieder aufzubauen. Sie fassten den Plan, die Spieltheorie einzusetzen, um aus der Ökonomik eine ordentliche Wissenschaft zu machen.

Ihr Buch Spieltheorie und wirtschaftliches Verhalten
 begann mit der Vermutung, dass die Spieltheorie ähnlich gravierende Auswirkungen auf die Wirtschaftswissenschaften haben werde wie Newton
s Entdeckung der Schwerkraft auf die Physik. Tatsächlich untertrieb diese Behauptung sogar noch von Neumann
s
 und Morgenstern
s Ambitionen; ursprünglich hatten sie geplant, ihr Buch unter dem Titel Allgemeine Theorie des rationalen Verhaltens
 zu veröffentlichen, weil sie hofften, dass die Spieltheorie sich letztlich zum einzigen grundlegenden Rahmenwerk für die Analyse menschlicher Beziehungen entwickeln würde.

Die ersten Rezensionen des Buches waren euphorisch. Von einem Tag auf den anderen verwandelte sich die Spieltheorie von einem obskuren Randgebiet der Mathematik in eine neue Wissenschaft der sozialen Interaktion, die auf großes öffentliches Interesse stieß: Im März 1946 erschien ein Artikel über Spieltheorie und wirtschaftliches Verhalten
 auf Seite Eins der New York Times
.

Allerdings wies diese neue Wissenschaft eine klaffende Lücke auf. In ihrem Buch unterscheiden von Neuman
n und Morgenster
n zwischen kooperativer und nichtkooperativer Spieltheorie. Bei kooperativen Spielen können die Spieler Vereinbarungen treffen oder Verträge abschließen, bevor das eigentliche Spiel beginnt. Die nichtkooperative Spieltheorie nimmt dagegen an, dass solche Vereinbarungen nicht möglich sind, da sie nicht durchgesetzt werden können (Spieler können zwar Versprechungen machen, sie dann aber brechen). Doch das Buch geht nicht auf den Großteil der nichtkooperativen Spiele ein, sondern nur auf eine bestimmte Art von Spiel, nämlich Nullsummenspiele
 zwischen zwei Spielern.

Ein Nullsummenspiel ist jedes Spiel, bei dem alles, was für den einen Spieler gut ist, für den anderen schlecht ist. Diese Randbedingung kann einen großen Unterschied für die Analyse ausmachen. Das atomare Patt zwischen den Vereinigten Staaten und der UDSSR
 war ein gefährliches, unbestreitbar »nichtkooperatives« Spiel – aber war es auch ein Nullsummenspiel? Sollten die Strategen der RAND
 Corporation und des Pentagons von vornherein die Möglichkeit von Ergebnissen ausschließen, bei denen keine
 Seite gewinnt? Und auch die Möglichkeit ausschließen, dass beide
 Seiten gewinnen (der Ursprung des Begriffs »Win-win-Situation«)? Wenn sie von Neumann
s und Morgenstern
s nichtkooperative Nullsummenspieltheorie übernahmen, konnten sie solche Möglichkeiten nicht analysieren.

Die Lehre aus dieser Art von Spieltheorie ist ganz einfach. Die beste Strategie ist, für jede zur Verfügung stehende Alternative den denkbar schlechtesten Ausgang zu berechnen und dann die 
Alternative zu wählen, die zu dem am wenigsten schlechten unter all diesen denkbar schlechtesten Ergebnissen führt. Diese Minimax
-Strategie wird so genannt, weil Sie dabei Ihren maximal möglichen Verlust minimieren. Im Endeffekt nehmen Sie an, dass Ihr unkooperativer Gegner versuchen wird, Ihnen einen möglichst großen Verlust beizufügen (was schlecht ist für Sie, muss gut sein für ihn), also minimieren Sie dieses Risiko. Von Neuman
n wurde zu seiner Zeit weithin für den »Erfinder« der Minimax-Strategie gehalten,
4
 und es war genau diese Argumentation, die ihn zu seiner Überzeugung brachte, dass die Vereinigten Staaten eine Wasserstoffbombe auf Russland abwerfen sollten, bevor die Sowjets auch eine entwickelt hätten.

Doch die reale und die intellektuelle Welt veränderten sich schnell. Im Jahr 1953 führte die Sowjetunion ihren ersten Wasserstoffbombentest durch, wodurch von Neumann
s Empfehlung hinfällig wurde. Und bis dahin war die Minimax-Strategie weitgehend ad acta gelegt worden – und zwar von Nas
h selbst, der mittlerweile eine wesentlich allgemeinere Strategie für nichtkooperative Spiele veröffentlicht hatte, die auch bei Nichtnullsummenspielen mit mehr als zwei Spielern anwendbar war.

Im Jahr 1950 veröffentlichte Nas
h die einfache und elegante Idee, mit der er sich einen Namen machte und die heute als Nash-Gleichgewich
t
 bekannt ist. Sein Artikel war kaum 300 Worte lang und von dem renommierten Wissenschaftsjournal Proceedings of the National Academy of Sciences
 zur Veröffentlichung akzeptiert worden – für einen Doktoranden eine hervorragende Leistung. Von Neuman
n wusste von dieser Weiterentwicklung der Spieltheorie, erkannte jedoch ihre Bedeutung nicht. Wir wissen, dass er davon wusste, weil Nas
h ein Treffen mit von Neuman
n initiiert hatte, um ihm davon zu berichten. Nash
s Begegnung mit von Neuman
n war noch weniger erfolgreich als sein Treffen mit Einstei
n ein Jahr zuvor.

Erneut hatte der 21-jährige Nas
h das Gefühl, eine Idee zu haben, die der Aufmerksamkeit eines weltberühmten Genies würdig war. Doch dieses Mal war die Ablehnung ziemlich schroff; Nas
h hatte kaum mehr als ein paar Sätze vorgebracht, um den mathematischen Beweis zu skizzieren, der ihm vorschwebte, als von Neuman
n ihn unterbrach: »Wissen Sie, das ist banal. Das ist lediglich ein Fixpunktsatz.«
[8]


In gewisser Hinsicht hatte von Neuman
n recht. Die Definition des Nas
h-Gleichgewichts war nur
 eine (mathematisch unkomplizierte) Erweiterung eines bekannten mathematischen Satzes. Nash
s Beitrag war mathematisch nicht so tiefschürfend wie jede der großen mathematischen Leistungen von Neumann
s. Doch indem sie eine allgemeinere Strategie für nichtkooperative Spiele liefert, macht Nash
s Idee vom Gleichgewicht letzten Endes von Neumann
s Spieltheorie überflüssig. Und sie beleuchtet einen zentralen Aspekt dessen, was es bedeutet, menschlich zu sein – Interdependenz oder wechselseitige Abhängigkeit.

Da sich unsere Entscheidungen wechselseitig beeinflussen, hängt die beste Strategie eines Individuums davon ab, welche Strategien die anderen wählen. Doch in vielen Situationen – sei es beim Pokerspiel oder im Wettbewerb gegen einen Erzrivalen im geschäftlichen Bereich – müssen Sie eine Strategie wählen, ohne zu wissen, welche Strategien die anderen verfolgen. Und entsprechend müssen auch die anderen sich entscheiden, ohne Ihre Strategie zu kennen. Vor Nas
h schien die Argumentationskette in solchen Situationen in eine immer tiefere, endlose Regression zu fallen: »Wenn du glaubst, ich werde mich für X entscheiden, ist es besser für mich, wenn ich mich für Y entscheide. Aber wenn du meinst, dass ich das
 erkannt habe, dann …« Anders ausgedrückt: Argumentationsketten für eine bestimmte Strategie fallen oft in sich zusammen, sobald Sie erkennen, dass auch Ihr Gegner sich dieser Logik wahrscheinlich bewusst sein wird.

Nas
h durchbrach diesen Zirkelschluss mit der einfachen, aber brillanten Erkenntnis, dass ein Muster von sozialem Verhalten verschwinden wird, sobald einer der Beteiligten erkennt, dass er besser abschneiden kann, wenn er sich anders verhält. Daraus folgt: Wenn ein bestimmtes soziales Interaktionsmuster anhalten soll, darf keiner der Beteiligten mehr einen Grund haben, sein Verhalten zu ändern. Und das muss bedeuten, dass sich alle schon im Bewusstsein
 der von den anderen gewählten Strategien für die bestmögliche Strategie entschieden haben. Das ist ein Nash-Gleichgewich
t. Obwohl keiner, während er seine Entscheidung trifft, weiß, was alle anderen tun werden, ist es so, als ob
 jeder die von jedem anderen verfolgte Strategie richtig erraten hat und entsprechend reagiert. Diese Situation wird zu Recht als Gleichgewicht bezeichnet, weil sie stabil 
ist: Niemand kann besser abschneiden, indem er sein Verhalten ändert.

Die Spieltheorie hat zwei offenkundige Anwendungen. Erstens dient sie als Entscheidungshilfe für Spieler, die in der realen Welt an einem Spiel teilnehmen – eine Spielanweisung, die Ihnen sagt, welche Strategie Sie in einer bestimmten Situation am besten einsetzen sollten. Zweitens ist sie ein Werkzeug für andere, mit dem sie vorhersagen können, was passieren wird – wie das Spiel tatsächlich verlaufen wird. Die Bedeutung dieser zweiten Anwendung trat im Kalten Krieg zutage, als die ganze Welt abwartete und sich fragte, wie der nukleare Rüstungswettlauf zwischen den USA
 und der UDSSR
 ausgehen würde. Doch sie spielt auch eine Rolle, wenn der Einsatz niedriger ist: Wenn Samsung und Apple strategische Spiele miteinander spielen, bei denen es um Preis und Design von neuen Smartphone-Modellen geht, versuchen viele Außenseiter zu prognostizieren, was passieren wird – Verbraucher, Aufsichtsbehörden und Chiphersteller sind allesamt daran interessiert, wie das Spiel ausgehen wird. Kurzum, wir greifen auf die Spieltheorie zurück, um Antworten zu finden, eine Lösung, zu der auch eine Spielanweisung gehört, oder eine Prognose, wie das Spiel ablaufen wird, oder beides. Seit Nash
s 1950 veröffentlichter Arbeit ist das Nash-Gleichgewich
t die Grundlage solcher Antworten gewesen: Es liefert zugleich eine Prognose, wie ein stabiles Ergebnis aussehen muss, und eine Spielanweisung.

Das Nas
h-Gleichgewich
t hat die Merkmale eines echten intellektuellen Durchbruchs – eine Idee, die vor Nas
h noch niemandem gekommen war, die jedoch rückblickend völlig offensichtlich erscheint. Gemeinsam hatten von Neuman
n, Morgenster
n und Nas
h eine Revolution unseres Denkens über menschliche Interaktion ausgelöst. Was passierte als Nächstes?

Nichtkooperation zum Thema Nichtkooperation

Zunächst passierte gar nichts. Ökonomen übernahmen die Spieltheorie nicht; ein paar Mathematiker vertieften die mathematischen Bestandteile der Spieltheorie als Projekt in theoretischer Mathematik; und die RAND
 Corporation verfolgte hartnäckig einen spieltheorischen Ansatz zur Militärstrategie, kam jedoch kaum zu Ergebnissen von praktischer Bedeutung.
5
 Trotz des 
anfänglich überschwänglichen Lobes, mit dem Ökonomen von Neumann
s und Morgenstern
s Ideen überhäuften, gab es so gut wie keinen Fortschritt in ihrem grandiosen Projekt, für die Sozialwissenschaften das zu leisten, was Newto
n für die Mechanik gelungen war. Ein paar Spielverderber hatten sogar auf die entscheidende Schwachstelle der Analogie hingewiesen: Bälle, Planeten und alle anderen Objekte der newtonschen Mechanik sind sich der Tatsache, dass sie untersucht werden, nicht bewusst. Der Mensch ist sich dagegen dieses Umstandes sehr wohl
 bewusst – und wird womöglich sein Verhalten entsprechend ändern.

Derweil hatte das Projekt unter menschlichen Problemen zu leiden: Es wurde beinahe zu einem totalen Rohrkrepierer. Der Umstand, dass von Neuman
n Nash
s Idee vom Gleichgewicht abgelehnt hatte, sowie einige relativ geringfügige Kritikpunkte von seinem Doktorvater führten Nas
h – dem es schwerfiel, intellektuelle Kritik anzunehmen – dazu, ernsthaft zu überlegen, seine Forschungsarbeit zur Spieltheorie völlig aufzugeben. Spätestens Ende der 1950er-Jahre traten die Ursachen seiner Probleme zutage: Er wurde mit einer paranoiden Schizophrenie diagnostiziert und musste immer längere Zeiten im Krankenhaus verbringen. Schon damals dominierte die Krankheit sein Verhalten: Er war aggressiv ehrgeizig, selbst nach den Standards der jungen Mathematiker-Elite, in deren Kreisen er sich bewegte. Und er war sich der dreisten Aggressivität, mit der er andere vor den Kopf stieß und sich von ihnen entfremdete, praktisch nicht bewusst.

Während viele der größten intellektuellen Leistungen von Neumann
s in Zusammenarbeit mit anderen entstanden und der größte Teil des (mit einem Koautor verfassten) Werkes Spieltheorie und wirtschaftliches Verhalten
 sich der kooperativen Spieltheorie widmete, war Nas
h ein Einzelgänger. Tatsächlich argumentierte er sogar (in einem weiteren bahnbrechenden Artikel, den er kaum ein Jahr nach seiner Arbeit zum Nash-Gleichgewich
t veröffentlichte), von Neumann
s kooperative Spieltheorie sei überflüssig. Sämtliche kooperativen Spiele, so Nas
h, sollten de facto als nichtkooperativ aufgefasst werden: Die scheinbar kooperative Phase, bei der die Spieler Vereinbarungen treffen, bevor das eigentliche Spiel beginnt, sollte selbst als ein separates, nichtkooperatives Spiel betrachtet werden. Mit anderen Worten: Für Nas
h erweist sich das, was auf den ersten Blick wie Kooperation aussieht, als etwas völlig anderes. Dieser Ansatz, der als das Nash-Program
m
 bekannt wurde, war das erste einer ganzen Reihe von Programmen in den Sozialwissenschaften, die ab den 1960er-Jahren scheinbar kooperatives oder altruistisches Verhalten als eigentlich unkooperativ und im Grunde genommen egoistisch »erklären«. Weder Nas
h noch seine Spieltheorie war kooperativ. Vier Jahrzehnte später zeigte sich Nas
h aus der entspannten Sicht eines Nobelpreisträgers desinteressiert an der anfänglichen Ablehnung seines Gleichgewichtskonzepts durch von Neuman
n und andere, doch seine spieltheoretisch geprägte Sicht der Welt bleibt erstaunlich: »Ich spielte ein nichtkooperatives Spiel mit von Neuman
n, anstatt einfach zu versuchen, mich seinem Netzwerk anzuschließen. Und natürlich war es aus psychologischer Sicht verständlich, daß er sich für den theoretischen Ansatz eines Konkurrenten nicht allzu sehr begeistern konnte.«
[9]


Nash
s Abstieg in die Schizophrenie war sicherlich einer der Gründe, warum die Spieltheorie von Ökonomen nur zögerlich angenommen wurde: Der führende Vordenker der nichtkooperativen Spieltheorie verstummte. Doch von Neumann
s Einstellung spielte eine ebenso wichtige Rolle; Mitte der 1950er-Jahre war er mit der Entwicklung der Atombombe und des Computers vollauf beschäftigt. Als er dann Zeit fand für die Spieltheorie, beklagte er abermals, dass die Mainstream-Wirtschaftstheorie mathematisch primitiv sei. Damit machte er sich viele der selbsternannten »mathematischen« Ökonomen seiner Zeit zu erbitterten Feinden. Doch ganz gleich, was von Neuman
n von ihrer Mathematik gehalten haben mag, waren sie doch ganz offensichtlich die Menschen mit genug mathematischer Bildung, um die Aufgabe in Angriff zu nehmen, die Spieltheorie in die Sozialwissenschaften einzuführen. Von Neuman
n hatte genau das akademische Publikum entfremdet, das für seine Studien vermutlich am empfänglichsten sein würde.

In Anbetracht der hochfliegenden Ambitionen von Neumann
s für die Sozialwissenschaften war es ironisch, dass es nicht die Mathematik war, die letztlich die Spieltheorie aus dem Dunstkreis der RAND
 Corporation und der mathematischen Fakultäten von Universitäten herausbeförderte, sondern eine Geschichte.

Albert Tucke
r war John Nash
s Doktorvater. Im Mai 1950, kurz nachdem er seinen eigensinnigen Studenten davon überzeugt hatte, 
seine Doktorarbeit über Spieltheorie nicht aufzugeben, wurde Tucke
r gebeten, vor einer Gruppe von Psychologen einen Vortrag über die neue Theorie zu halten. Da sein Publikum weder mit der Theorie noch mit der damit verknüpften Mathematik vertraut war, beschloss Tucke
r, ihnen ein Spiel zu präsentieren, über das er von einigen RAND
-Forschern in Form einer kleinen Geschichte erfahren hatte. Er nannte es das Gefangenendilemm
a.

Zwei Mitglieder einer Gangsterbande sind getrennt inhaftiert worden. Die Polizei hat genug Beweise, um beide einer minderschweren Straftat zu überführen, aber nicht wegen des schweren Verbrechens, dessen sie verdächtigt werden. Also bietet sie jedem der Häftlinge folgendes Geschäft an: Wenn du gestehst und deinen Komplizen belastest, kommst du frei, während dein Ex-Komplize für zehn Jahre hinter Gitter wandert. Wenn ihr beide den Mund haltet, werdet ihr beide wegen der minderschweren Straftat zu zwei Jahren Haft verurteilt. Der Haken ist allerdings, dass ihr, falls ihr beide gesteht, nicht laufen gelassen werdet, sondern beide für insgesamt acht Jahre einsitzen müsst, nämlich jeder für je vier Jahre.​

Angenommen, jeder der Häftlinge ist nur
 daran interessiert, für sich selbst
 das beste Urteil herauszuschlagen – wie sollten sie sich verhalten? Obwohl sie nicht die Möglichkeit haben, miteinander zu kommunizieren, glauben beide, dass ihnen der gleiche Deal angeboten wurde. Aber durch logisches Denken können sie beide einen Ausweg aus dem Dilemma finden. »Falls mein Ex-Komplize nicht gesteht, aber ich, bekomme ich das geringstmögliche Urteil. Falls er dagegen gesteht, werde ich, wenn ich auch gestehe, ein milderes Urteil bekommen als wenn ich nicht gestehe. Also sollte ich in beiden Fällen ein Geständnis ablegen.« Das Problem ist allerdings Folgendes: Wenn beide Häftlinge so argumentieren und daher beide ein Geständnis ablegen, dann würden sie beide zu acht Jahren verurteilt werden, also deutlich länger, als wenn keiner von ihnen gesteht. Selbst wenn die beiden Kumpanen miteinander kommunizieren und vereinbaren könnten, den Mund zu halten, wäre das Ergebnis sicherlich das gleiche, da jeder von ihnen versucht wäre, die Vereinbarung zu brechen, weil er sich davon ein milderes Urteil erhofft.

Niemand hat 1950 geahnt, dass dieses Gefangenendilemm
a später zum einflussreichsten Spiel der Spieltheorie werden würde. Es liegt auf der Hand, dass RAND

 für militärische Zwecke an dem Spiel interessiert war: Das atomare Wettrüsten zwischen den USA
 und der UDSSR
 war ein klassisches Gefangenendilemm
a, da beide Seiten in dem vergeblichen Versuch, sich einen Vorteil zu verschaffen, immer mehr und immer bessere Waffen bauten. Doch die Struktur des Spiels (nicht seine Geschichte) deckt mehr ab als einfach nur die Rivalitäten im Kalten Krieg. Sie bringt sehr elegant den Konflikt zwischen individuellen und kollektiven Interessen in vielerlei Situationen aus der realen Welt zum Ausdruck. Firmen, die ähnliche Produkte herstellen – etwa die Ölkonzerne der OPEC
-Länder oder Coca-Cola und Pepsi –, senken ihre Preise, um Marktanteile zu gewinnen, aber da ihre Wettbewerber das Gleiche tun, leiden sie dann alle unter geringeren Profiten. Das Gefangenendilemm
a beschreibt dieses und viele andere Beispiele eines »race to the bottom«, eines »ruinösen Wettbewerbs«. Entsprechend handelt es sich auch bei der »Tragik der Allmende« um ein Gefangenendilemm
a: Wenn alle Mitglieder einer Gemeinschaft freien Zugang zu einer gemeinsam genutzten Ressource haben, wird jeder sie unabhängig davon, was die anderen tun, verbrauchen, was dazu führt, dass diese Ressource geschädigt, erschöpft oder zerstört wird, sodass es dann allen schlechter ergeht. Auch die Herausforderung, die sich der Menschheit in Form der Klimaveränderung stellt, wird generell als ein Gefangenendilemm
a betrachtet: Allen würde es besser ergehen, wenn die weltweiten CO
2
-Emissionen reduziert würden, aber jedes einzelne Land sträubt sich, seine Emissionen zu senken, unabhängig davon, was andere Länder tun. Wenn Sie sich ein Sportereignis ansehen, sind Sie und alle anderen Zuschauer bei der Entscheidung, ob Sie aufstehen sollen oder nicht, um besser sehen zu können, mit einem Gefangenendilemm
a konfrontiert: Wenn alle aufstehen, sehen alle schlechter, als wenn sie sitzen geblieben wären.

In dem ursprünglichen Gefangenendilemm
a impliziert die oben beschriebene Argumentation, dass beide Spieler ein Geständnis ablegen, also unkooperativ handeln. Und dieses Ergebnis ist ein Nas
h-Gleichgewicht: Falls Ihr Gegenspieler gesteht, schneiden Sie am besten ab, wenn Sie ebenfalls gestehen. Also scheint es so, als ob der Grund für die schädliche Nichtkooperation innerhalb von John Nash
s Idee eines Gleichgewichts liegen könnte. Doch obwohl heute viele Millionen Studenten der Sozialwissenschaften, Philosophie, Jura und Biologie die Spieltheorie anhand des 
Gefangenendilemmas und seiner »Lösung«, des Nas
h-Gleichgewichts, präsentiert bekommen, ist Nashs Idee eines Gleichgewichts hier nicht die treibende Kraft, die den Ausgang bestimmt. Vielmehr ist dabei eine fundamentalere Logik am Werk: Ganz gleich, was der andere Spieler tut, schneiden Sie immer am besten ab, wenn Sie ein Geständnis ablegen. Alle Vorhersagen über sein Verhalten oder Vereinbarungen mit ihm sind irrelevant: In einem Gefangenendilemm
a werden Sie immer dann besser abschneiden, wenn Sie mit einer »unkooperativen« Aktion reagieren.

Vertrauen ohne echtes Vertrauen

In Anbetracht des Aufbaus des Gefangenendilemmas ist diese Logik zwingend. Ein rationaler Spieler muss
 das Gefangenendilemm
a unkooperativ spielen – und die Konsequenzen tragen, sei es eine längere Haftstrafe oder ein atomares Wettrüsten. Das folgt direkt aus der Prämisse der Spieltheorie, dass der Mensch sich unkooperativ und misstrauisch verhält. Für von Neuman
n kam nichts anderes infrage: »Es ist ebenso töricht zu beklagen, dass der Mensch egoistisch und unzuverlässig sei«, behauptete er, »wie es töricht ist, darüber zu klagen, dass ein Magnetfeld nicht stärker wird, wenn das elektrische Feld nicht gekrümmt ist. Beides sind Naturgesetze.«
[10]


Es ist naheliegend, angesichts dieser vereinfachenden Sicht des menschlichen Wesens zu erschaudern oder über sie zu spotten – und genau so reagierten 1944 die Kritiker, als von Neuman
n und Morgenster
n ihr Opus magnum veröffentlicht hatten. Der einflussreiche britische Anthropologe Gregory Bateso
n merkte an, dass »Prämissen des Misstrauens in von Neumann
s Modell eingebaut sind«, ebenso wie »die abstraktere Prämisse, die menschliche Natur ist unveränderlich«. E
r kam zu dem Schluss, dass »von Neumann
s Spieler« nichts Menschliches hätten, da sie sich »zutiefst von Menschen und Säugetieren unterscheiden, weil diese Roboter keinerlei Humor haben und völlig außerstande sind zu ›spielen‹ (in dem Sinne, wie das Wort auf Kätzchen und Welpen angewendet wird)«.
[11]


Die Spieler gemäß der Spieltheorie sind anders als echte Menschen. Bestenfalls sind sie bruchstückhafte, unvollständige Modelle eines Menschen. Zudem verpasst die Spieltheorie 
einen entscheidenden Teil dessen, was es bedeutet, ein Spiel zu spielen, da ihre Prämisse des rationalen Verhaltens alles Spielerische ausschließt, den ganzen Spaß. Aber was macht das schon? Selbst wenn die Spieltheorie eine Menge auslässt, kann sie uns womöglich doch wertvolle Erkenntnisse über soziale Interaktion liefern – zum Beispiel in Kontexten, in denen die selbstsüchtige, skrupellose, berechnende Seite des menschlichen Wesens zum Tragen kommt.

Aber was sind das für Kontexte? Als die Spieltheorie ab den 1960er-Jahren begann, aus ihrer akademischen Nische hervorzukriechen und einzudringen in breiter angelegte Debatten in sozialwissenschaftlichen Fakultäten und jenseits davon, wurde klar, dass die größte Herausforderung für das Gefangenendilemm
a die Realität ist – die unbestreitbare Tatsache, dass es in zahlreichen realen Situationen, die genau wie ein Gefangenendilemm
a aussehen, zu einer Kooperation kommt. Wenn wir zu den oben erwähnten, angeblichen Gefangenendilemmata zurückkehren, stellen wir fest, dass viele Firmen der Versuchung von Preissenkungen widerstehen, weil sie genau wissen, dass ein Preiskrieg ihnen schadet. Gemeinschaftlich genutzte Ressourcen werden in vielen Fällen nachhaltig gemanagt, und viele Länder haben miteinander kooperiert, um ihre CO
2
-Emissionen zu begrenzen. Bei Sportereignissen stehen wir nicht alle auf, und letzten Endes sind Atomwaffenkontrollmechanismen vereinbart worden. Wenn das Gefangenendilemm
a die Essenz dieser Interaktionen reflektiert, warum beobachten wir dann in der realen Welt immer wieder Kooperationen?

Echte Menschen in einer Gefangenendilemm
a-Situation können kooperieren, indem sie das vor Beginn des Spiels vereinbaren. Sie vertrauen sich gegenseitig, ihre Versprechen zu halten. Für die meisten Menschen ist es ihr normales und gewohntes Verhalten, ihre Versprechen zu halten und anderen zu vertrauen, weil sie so aufgewachsen sind und dazu erzogen wurden, sich so zu verhalten, und weil ihnen die Lebenserfahrung zeigt, dass solches Verhalten das Leben lebenswerter macht. Anders ausgedrückt: Wir entgehen den destruktiven Folgen des von der Spieltheorie vorgeschriebenen »rationalen« Verhaltens im Gefangenendilemm
a, indem wir diese Definition von »rational« ablehnen. Der Wirtschaftsnobelpreisträger Amartya Se
n hat es 1977 so auf den Punkt gebracht: Die Empfehlung der Spieltheorie, wie wir uns 
im Gefangenendilemm
a verhalten sollten, zeigt uns nicht, wie wir rational sein können, sondern wie wir uns zum »rationalen Idioten« machen.
[12]
 Die überwältigenden Belege für Kooperation bei Gefangenendilemmata in der realen Welt lassen vermuten, dass die Spieltheorie nicht nur schlecht vorhersagen kann, wie wir uns tatsächlich
 verhalten, sondern auch, dass ihre Empfehlungen, wie wir uns verhalten sollten
, ebenfalls suspekt sind. Niemand will ein rationaler Idiot sein.

Doch bis Ende der 1970er-Jahre hatten einige Spieltheoretiker eine Antwort auf diese Herausforderung entwickelt: die Theorie der wiederholten Spiele. Bei wiederholten Spielen kooperieren Menschen, weil sie die Zukunft im Blick haben. Selbst in einem Gefangenendilemm
a kooperieren die Spieler, um sich in der Zukunft nützliche Beziehungen zu bewahren. Schummler, also Leute, die ihre Versprechen nicht halten, und Egoisten werden generell gemieden; ihnen entgehen die Vorteile zukünftiger Kooperationen. Dies ist die gleiche kalte und berechnende Sicht zwischenmenschlicher Interaktionen wie jene, die dem Gefangenendilemm
a zugrunde liegt – sie ist
 das Gefangenendilemm
a, das jedoch wiederholt gespielt wird. Wenn Sie wissen, dass Sie in einer künftigen Gefangenendilemm
a-Situation wieder auf denselben Gegner treffen werden, könnten Sie jetzt kooperieren, um langfristigen Nutzen aus der Kooperation zu ziehen – da Sie, wenn Sie jetzt Ihr Versprechen brechen oder egoistisch handeln, damit rechnen müssen, dass Ihr Gegner Sie dafür in Zukunft durch unkooperatives Verhalten bestrafen wird. Diese Idee gilt auch für mehr als zwei Menschen: Eine Gruppe von Menschen kann kooperatives Verhalten untereinander herbeiführen, indem sie permanent droht, egoistisches Verhalten von Gruppenmitgliedern, die nicht im Interesse der Gruppe handeln, zu bestrafen. Die Strafe ist normalerweise kurz und schmerzhaft – Spieltheoretiker bezeichnen sie passenderweise als »Tit for Tat« (»Zug um Zug«) –, aber nicht zu streng, weil das für die Strafenden zu kostspielig wäre. Das impliziert unter anderem, dass eine Gruppe nicht auf externen Druck – etwa durch Gesetze, Zwang oder soziale Konventionen – angewiesen ist, um Kooperation aufrechtzuerhalten; Tit for Tat genügt, obwohl das Verhalten einer solchen Gruppe für Außenseiter eher wie eine Anarchie aussehen kann als eine stabile Gesellschaft. Die Mafia ist ein perfektes Beispiel für Tit for Tat in Aktion. Vor über 100 Jahren 
stellte der neapolitanische Politiker Pasquale Villar
i fest: »Die Mafia hat keine schriftlichen Statuten; sie ist keine Geheimgesellschaft, ja kaum eine Vereinigung. Sie entsteht spontan.«
[13]
 In jüngerer Vergangenheit haben Fans von Friedrich August von Haye
k diesen Aspekt der Spieltheorie heraufbeschworen, um von Hayek
s Idee zu untermauern, dass scheinbar anarchische Gesellschaften, die kaum eine oder gar keine Regierung haben, sich durch eine »spontane Ordnung« zusammenhalten können.

Obwohl die naheliegende politische Heimat für die Spieltheorie auf der rechten Seite des politischen Spektrums zu liegen scheint – unerbittlicher Wettbewerb zwischen egoistischen Individuen, sich selbst organisierende Gesellschaften ohne Bedarf für eine Regierung –, haben auch Intellektuelle der Linken sie in ihre Dienste gepresst. Sie haben argumentiert, dass die Spieltheorie – im Gegensatz zum ersten Anschein und zu den Ansichten von Neumann
s – durchaus kompatibel sei mit einem freundlicheren, vertrauensvolleren Bild zwischenmenschlicher Beziehungen. Tatsächlich könne die Spieltheorie sogar erklären, warum
 wir einander vertrauen: Ich vertraue einer Person, wenn ich weiß, dass sie ein Motiv hat, ihre Versprechen zu halten. Wir spielen ein wiederholtes Spiel, bei dem wir beide wissen, dass jeder sofortige Vorteil, den einer von uns erlangen kann, indem er ein Versprechen bricht, durch Verluste aus zukünftiger Bestrafung geschmälert werden kann. Die Strafe kann nicht nur von dem Opfer gebrochener Versprechen verhängt werden, sondern auch von der größeren Gemeinschaft: Es ist in aller Interesse, dass Vertrauen möglich ist und Geschäfte gemacht werden können. Diese Auffassung von Vertrauen kann uns helfen zu verstehen, warum manche menschlichen Beziehungen und Institutionen so funktionieren, wie sie es tun. Doch diese Sicht wirft mehr Fragen auf, als sie beantwortet.

Zunächst impliziert sie, dass Sie nur einer Person vertrauen können, die kein Motiv hat, ihre Versprechen an Sie zu brechen. Diese spieltheoretische Sicht stellt unser normales Verständnis von Vertrauen auf den Kopf: Sie impliziert, dass wir einer Person nur dann
 vertrauen können, wenn wir es nicht nötig haben
 – weil es in ihrem Interesse sei, ihre Versprechen trotzdem zu halten. Echtes Vertrauen bedeutet jedoch, den Glauben an einen Menschen zu haben, dass er seine Versprechen 
halten wird, das Richtige tun wird, weil wir an seinen guten Charakter glauben, selbst wenn wir wissen, dass er davon profitieren könnte, sein Versprechen zu brechen und uns in den Rücken zu fallen. Selbst in der konkurrenzorientierten Geschäftswelt brauchen die Menschen echtes Vertrauen viel mehr als die spieltheoretische Pseudovariante. Es gibt zu viele Situationen, in denen Kaufleute ein Geschäft abschließen wollen, ohne eine erneute zukünftige Interaktion zu erwarten: Sie können nicht davon ausgehen, dass sie ein wiederholtes Spiel spielen. Stattdessen verlassen sie sich unbewusst auf Gegebenheiten der menschlichen Psyche, die von der Spieltheorie ignoriert werden. So ist es zum Beispiel wesentlich leichter zu entscheiden, ob man jemandem vertrauen kann, wenn man diese Person von Angesicht zu Angesicht trifft. Das ist der Grund, warum Wirtschaftsmanager selbst im Zeitalter von Skype für ein wichtiges Meeting um die halbe Welt fliegen.

Es liegt auf der Hand, dass manche spieltheoretischen Erklärungen für Vertrauen und langfristige Kooperationen an der Sache vorbeizugehen scheinen. Aber davon abgesehen gibt es ein noch fundamentaleres Problem mit dieser Art von Reaktion auf das Gefangenendilemm
a. Selbst wenn Strategien wie Tit for Tat helfen können, kooperatives Verhalten aufrechtzuerhalten, wenn bestimmte Personen über einen längeren Zeitraum wiederholt miteinander zu tun haben – wie ist es mit einmaligen Interaktionen? Auch hier klafft die Lücke zwischen Realität und Theorie: Die Spieltheorie sagt voraus, dass Menschen in einer einmaligen Gefangenendilemm
a-Situation nicht kooperieren werden, obwohl sie das tatsächlich häufig tun. Für viele Jahre haben die Spieltheoretiker sich diesem Problem nicht gestellt; die meisten von ihnen wollten nicht wahrhaben, dass diese Tatsache überhaupt ein Problem ist
. Stattdessen vollführen sie ein Umgehungsmanöver, auf das Ökonomen häufig zurückgreifen, wenn ihnen Belege für altruistisches, kooperatives oder moralisches Verhalten vorgehalten werden – sie deuten diese Belege so lange um, bis sie hinfällig sind. Also verhalten sich Spieler, die bei einem einmaligen Gefangenendilemm
a anscheinend kooperieren, nicht wirklich so, weil sie eigentlich kein Gefangenendilemm
a spielen. Per definitionem ist ein echtes Gefangenendilemm
a ein Spiel, bei dem jeder Spieler sich nur für die eigene Gefängnisstrafe interessiert. 
Spieler, die auch am Schicksal ihres Gegners Anteil nehmen oder an Gruppensolidarität glauben oder wissen, dass sie unter einem schlechten Gewissen leiden werden, wenn sie ein Versprechen an ihren Gegner brechen oder Ähnliches mehr – die spielen ein ganz anderes Spiel.
 In der mathematischen Darstellung der Situation – die letzten Endes das Einzige ist, was Spieltheoretiker interessiert – werden solche anderen Rücksichten in der einen Zahl zusammengefasst, die den Vorteil oder Wert eines bestimmten Ausgangs für den Spieler darstellt. Solche zusätzlichen Rücksichten würden im Vergleich zu einem reinen Gefangenendilemm
a für die meisten Ausgänge zu einer anderen Zahl führen – woraus gefolgert wird, dass das neue Spiel nicht das gleiche ist.

Der Haken an diesem Umgehungsmanöver ist, dass es im Extremfall eingesetzt werden kann, um jeden
 Beleg, der mit der Theorie kollidiert, wegzudefinieren. Auf jeden Fall wird es dadurch sehr schwierig, empirische Belege zu finden, die nicht
 mithilfe dieses Manövers ausgehebelt werden können. Es dauerte bis in die 1990er-Jahre hinein, bis genügend Beweise für Kooperation in einer Form aufgetaucht waren, die von Spieltheoretikern nicht umgangen oder ignoriert werden konnte, nämlich in Form von empirischen Beobachtungen bei sorgfältig aufgebauten experimentellen Spielen, die unter Laborbedingungen gespielt wurden und bei denen die Informationen, die den Teilnehmern gegeben wurden – und somit ihre möglichen Motive –, streng kontrolliert waren. Doch bis es soweit war, hatte sich das spieltheoretische Denken in der Ökonomik und der Gesellschaft insgesamt schon fest etabliert. Sein Einfluss ist so übermächtig geworden, dass wir selbst in Krisenzeiten darauf zurückgreifen, um uns zu helfen, unsere Zivilisation und Identität zu definieren. Drei Tage nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 versuchte ein Kommentator des New Yorker
, deren Bedeutung zu erfassen:

Die Katastrophe geht natürlich weit über den Schaden für unsere Stadt hinaus … sie ist eine Zivilisationskrise. In den zehn Jahren seit dem Ende des Kalten Krieges hat sich die Menschheit immer schneller zu einem einzigen Organismus entwickelt … Dieser Organismus ist auf eine bestimmte Art von Vertrauen angewiesen – nämlich die unsentimentale Erwartung, dass die Menschen, sowohl individuell als auch kollektiv, sich mehr oder 
weniger so verhalten werden, dass es ihren rationalen Eigeninteressen dient.
[14]


Obwohl die Spieltheorie seit den 1960er-Jahren immer mehr Einfluss auf unser alltägliches Denken gewonnen hat, konzentrierten sich die Spieltheoretiker selbst auf deren Grenzen. Vor allem wurde ihnen allmählich klar, dass die Spieltheorie zu vielerlei Kontexten anscheinend kaum etwas zu sagen hatte.

Chicken: das Feiglingsspiel

Im Jahr 1955 legte der Philosoph Bertrand Russel
l ein einflussreiches, gemeinsam mit Albert Einstei
n verfasstes Manifest vor, das atomare Abrüstung forderte. Doch ein paar Jahre später beeinflusste Russel
l, ohne es zu wollen, die Abrüstungsdebatte noch stärker, indem er ein Spiel veröffentlichte, das er »Chicken« genannt hatte. Er malte ein Bild, das dem Hollywood-Kassenschlager der damaligen Zeit hätte entstammen können, dem Drama Rebel Without a Cause
 (… denn sie wissen nicht, was sie tun
) mit James Dean. Russel
l stellte sich die USA
 und die UDSSR
 als zwei rivalisierende junge Autofahrer vor, die auf einer langen, geraden Straße aufeinander zurasen. Falls keiner von ihnen ausweicht, werden beide sterben. Doch der Feigling, der als Erster ausweicht – das »Chicken« –, würde sich die ewige Verachtung seines Rivalen zuziehen.

In Diskussionen unter Strategen des Kalten Krieges, Spieltheoretikern und ihren Studenten wurde »Chicken« bald zu einem Benchmark-Spiel. In seine
m einflussreichen, 1960 erschienenen Bestseller, dem 652 Seiten starken Wälzer On Thermonuclear War
, hatte der RAND
-Stratege Herman Kah
n das Chicken-Spiel verwendet, um die Pattsituation zwischen den Atommächten zu beschreiben. Russel
l stellte die Frage, wieso es in Kreisen der RAND
 Corporation moralisch akzeptabel zu sein schien, »Chicken« um den hohen Einsatz eines Atomkriegs zu spielen, während Teenager, die das Spiel um einen viel niedrigeren Einsatz spielten, kritisiert wurden:

Solange [das Chicken-Spiel] von jugendlichen Plutokraten gespielt wird, nennt man es dekadent und unmoralisch, obgleich nur die beiden Spieler ihr Leben riskieren. 
Wird dieses Spiel jedoch von regierenden Staatsmännern gespielt. … so hält jede Seite ihre Staatsmänner für Musterbeispiele an Mut und Weisheit und nur die Staatsmänner der anderen Seite für verächtlic
h.
[15]


Jedenfalls konnte das Chicken-Spiel keine nützliche spieltheoretische Analyse ermöglichen, weil es zwei
 Nas
h-Gleichgewichte hat; das erste ist, »dein Gegenspieler weicht nicht aus, aber du«, und das zweite ist, »du weichst nicht aus, aber dein Gegenspieler«. In einer solchen Situation kann die Spieltheorie nicht vorhersagen, was passieren wird oder passieren sollte. Die Bedeutung dieser Einschränkung trat zwei Jahre später im Kontext der Kubakrise zutage, als im Oktober 1962 sowohl die USA
 als auch die UDSSR
 sich weigerten, in ihrem Konflikt über die Stationierung russischer Atomraketen auf Kuba nachzugeben. Für beide Seiten war offensichtlich, dass sie »Chicken« spielten, aber beide wollten wissen: welches Nash-Gleichgewich
t? Oder anders gefragt: Welche Seite würde zuerst nachgeben? Ein Fehler konnte totale Vernichtung bedeuten. Die meisten Historiker sind sich einig, dass die Welt noch nie dichter an den Abgrund eines regelrechten Atomkriegs geraten ist als während der Kubakrise.

Um es noch einmal zu rekapitulieren: Die beiden offensichtlichen Anwendungen der Spieltheorie bestehen darin, eine Vorhersage über das Verhalten der Spieler zu liefern und/oder eine Spielanweisung, wie diese Spieler sich verhalten sollten. Bei Spielen mit mehr als einem Nas
h-Gleichgewicht, etwa dem Chicken-Spiel, schien die Theorie in beiderlei Hinsicht zu versagen. Sogar Spieltheoretiker begannen sich zu fragen: Was soll das Ganze dann?

Hinzu kam noch, dass im Laufe der folgenden Jahre klar wurde, dass Spiele mit mehreren Nas
h-Gleichgewichten keineswegs seltene Ausnahmen sind, sondern die Regel. In solchen Situationen konnte die Spieltheorie keine Orientierung liefern. Und als allmählich klar geworden war, wie wichtig und allgegenwärtig dieses sogenannte Multiplizitätsproblem
 ist, war Nas
h nicht mehr in der Lage, einen Beitrag zu seiner Lösung zu leisten.

Der Kaiser der Antarktis gewinnt den Nobelpreis

Spätestens Anfang 1959 hatte Nash
s Abstieg in den Wahnsinn sich zu beschleunigen begonnen. Als ihm eine Top-Professur 
an der University of Chicago angeboten wurde, schrieb er zurück, er könne die Position nicht annehmen, weil er demnächst zum Kaiser der Antarktis ausgerufen werde. Und das war kein vereinzelter Ausreißer; ungefähr zu dieser Zeit gab Nas
h einem seiner Studenten seinen abgelaufenen Führerschein, schrieb darauf den Spitznamen des Studenten über seinen eigenen Namen und erklärte ihm geheimnistuerisch, das Dokument sei ein »intergalaktischer Führerschein«.
[16]
 John von Neuman
n war zwei Jahre zuvor verstorben, und so waren beide Vordenker der Spieltheorie verstummt. Nach der Aufregung der Anfangsjahre war die Spieltheorie in den Augen der meisten Ökonomen von ihrem Status als größte Hoffnung für eine umfassende Sozialwissenschaft in eine intellektuelle Sackgasse geraten, festgefahren im Multiplizitätsproblem, an dem sich die Spieltheoretiker auf Jahre hinaus die Zähne ausbeißen würden. Und was Nas
h selbst betraf, nahmen spätestens in den 1980er-Jahren viele jüngere Spieltheoretiker an, er sei tot. Es waren auch andere Gerüchte im Umlauf, die besagten, er habe sich einer Lobotomie unterzogen oder lebe in einer geschlossenen Psychiatrie. Und doch wurde Nas
h 1994 zusammen mit John Harsany
i und Reinhard Selte
n, zwei anderen Spieltheoretikern, der Wirtschaftsnobelpreis zugesprochen. Wie konnte die Spieltheorie ein so brillantes Comeback hinlegen?

Es gibt zwei Versionen der Geschichte der Spieltheorie im Verlauf der rund 40 Jahre, die zwischen von Neumann
s Tod und Nash
s Nobelpreis vergingen. Fangen wir mit der offiziellen Version an. Sie ist ganz einfach: Harsany
i, Selte
n und andere erzielten gute Fortschritte auf dem Weg zu einer Lösung des Multiplizitätsproblems. Neben anderen Innovationen wie der Theorie der wiederholten Spiele war das Gesamtergebnis ihrer Arbeit, dass die Spieltheorie wieder nützlich wurde.

In den 1960er-Jahren definierte John Harsany
i die Herausforderung, die sich der Spieltheorie stellte, ganz klar: Das Multiplizitätsproblem musste gelöst und eine eindeutige Lösung für jedes Spiel gefunden werden, die sich ausschließlich aus den allgemeinen Prinzipien rationalen Verhaltens ableiten ließe. Falls das erreicht werden konnte, würde es die reine Wissenschaft sozialer Interaktion hervorbringen, von der von Neuman
n, Morgenster
n und Nas
h geträumt hatten. Der erste große Etappensieg im Kontext dieses monumentalen Projekts 
wurde 1965 von Reinhard Selte
n vollbracht. Um das Problem multipler Nas
h-Gleichgewichte anzugehen, besteht die offenkundige Angriffslinie darin, Gründe zu finden, um einige dieser Gleichgewichte als untergeordnet auszuschließen. Selte
n argumentierte, dass manche Gleichgewichte nachrangig seien, weil sie nur auftauchen könnten, wenn Spieler unglaubwürdige Drohungen machen. So beruht zum Beispiel die MAD
-Doktrin (»Mutually Assured Destruction«) der nuklearen Abschreckung darauf, dass die Atommächte für den Fall eines atomaren Angriffs einen katastrophalen Vergeltungsschlag androhen. Doch diese Drohung ist unglaubwürdig, wenn ihr Empfänger nicht glaubt, dass er durchgeführt werden wird. In der Satire Dr. Seltsam
 konstruierten die Russen eine Weltvernichtungsmaschine, die automatisch und unaufhaltsam einen katastrophalen Vergeltungsschlag auslösen würde, sobald ein Angriff festgestellt sei. Dadurch konnten sie die Möglichkeit des Ausbleibens einer Vergeltung komplett ausschließen und so ihre Drohung vollkommen glaubwürdig machen.
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 In der Geschäftswelt kommt es häufig vor, dass ein Unternehmen, das in einem bestimmten Markt ein Monopol hat, einem Konkurrenten, der überlegt, in diesen Markt einzusteigen, lautstark einen Preiskrieg androht. Wenn der neue Wettbewerber diese Drohung glaubt, kann es gut sein, dass er dem Markt fernbleibt, sodass der Monopolist weiterhin riesige Profite einsammeln kann.

Eine Drohung ist nur glaubwürdig, wenn der drohende Spieler dadurch, dass er die Drohung wahr macht, keinen Nachteil erleidet. Reinhard Selte
n verallgemeinerte und erweiterte diese Idee auf sehr clevere Weise, indem er argumentierte, dass die Spieler in keiner Phase eines Spiels Entscheidungen treffen werden, durch die sie schlechter abschneiden würden, ganz gleich, was sie vorher gesagt haben. Da »schlechter abschneiden« davon abhängt, was Sie und die anderen Spieler im späteren Verlauf des Spiels tun werden, finden Sie Ihre beste Strategie, indem Sie überlegen, was am Ende des Spiels passieren wird, und von dort aus rückwärts schlussfolgern, bis Sie Ihren ersten Zug entschieden haben. Diese Prozedur ist als Rückwärtsinduktion
 bekannt und kann eine eindeutige Lösung liefern, eine Spielanweisung, wie sie die Spieltheoretiker sich erhofft hatten. Aber sie führt außerdem zu ein paar großen Überraschungen.

Stellen Sie sich eine TV

-Gameshow mit folgendem Format vor: Die beiden Spieler (nennen wir sie Johnny und Oskar) wissen, dass der Showmaster höchstens 1000 Dollar an Preisgeld auszahlen kann. Er fängt an, indem er Johnny, dem ersten Spieler, ein Angebot macht – beide Spieler können 100 Dollar bekommen. Falls Johnny das Angebot annimmt, gehen beide Spieler mit 100 Dollar nach Hause. Wenn Johnny es ablehnt, macht der Showmaster dem zweiten Spieler, Oskar, ein neues Angebot: 50 Dollar für Johnny, 250 Dollar für Oskar – der Topf des auszuzahlenden Preisgelds wurde insgesamt um 100 Dollar erhöht, aber jetzt wird er ungleich aufgeteilt. Das Spiel ist zu Ende, falls Oskar das Angebot annimmt, aber wenn er es ablehnt, ist wieder Johnny an der Reihe. Wieder wird der Topf um 100 Dollar erhöht, aber jetzt soll er gleichmäßig aufgeteilt werden: 200 Dollar für jeden der Spieler. Wieder endet das Spiel, falls Johnny das Angebot annimmt; wenn er es ablehnt, wird der Topf abermals um 100 Dollar erhöht, aber ungleichmäßig verteilt: 150 Dollar für Johnny, 350 Dollar für Oskar. Und immer so weiter, falls beide Spieler ablehnen, bis der Showmaster Johnny 350 und Oskar 550 Dollar anbietet. Falls Oskar dieses letzte Angebot ablehnt, bekommt jeder von ihnen 500 Dollar und das Spiel ist zu Ende.

Es scheint, dass Johnny und Oskar, wenn sie nur ein bisschen geduldig sind, sich das maximale Preisgeld von 1000 Dollar teilen können. Aber Selten
s Methode der Rückwärtsinduktion impliziert etwas anderes. Beide Spieler wissen, dass Oskar besser abschneiden wird, wenn er das letzte Angebot des Showmasters annimmt (und 550 Dollar mitnimmt) statt es abzulehnen (und nur 500 Dollar bekommt). Also wissen beide Spieler, dass Oskar dieses Angebot annehmen würde. Indem er davon ausgehend rückwärts schlussfolgert, weiß Johnny, dass er besser abschneiden würde, wenn er das vorige Angebot des Showmasters annimmt (jeder bekommt 400 Dollar) statt es abzulehnen (er würde 350 Dollar bekommen, wenn Oskar in der nächsten Runde annimmt). Die gleiche Logik gilt auch für alle vorherigen Spielrunden. Beide Spieler erkennen, dass sie immer dann besser abschneiden werden, wenn sie das Angebot des Showmasters annehmen, als im Spiel zu bleiben und einen kleineren Gewinn mitzunehmen, wenn der andere Spieler in der nächsten Runde das Angebot annimmt. Also sollte Johnny das allererste Angebot von 100 Dollar annehmen und das Spiel sofort beenden. Die Logik der Rückwärtsinduktion hindert 
jeden der Spieler daran, einen größeren Gewinn zu bekommen, weil keiner von ihnen sich darauf verlassen kann, dass der andere nach der nächsten Runde das Spiel weitergehen lassen wird. Es ist eine weitere Variante der bekannten Geschichte der Spieltheorie: Im Streben nach Hyperrationalität wird Kooperation untergraben und alle schneiden schlechter ab.

Natürlich denken echte Menschen kaum jemals so: In zahlreichen Experimenten, bei denen menschliche Teilnehmer Spiele wie dieses spielten, hat sich gezeigt, dass nur sehr wenige von ihnen sich so verhalten, wie es die Methode der Rückwärtsinduktion vorschreibt. In dem Versuch nachzuweisen, dass echte Menschen tatsächlich der Logik der Rückwärtsinduktion folgen, wenn sie nur schlau genug sind, haben einige Ökonomen vor Kurzem diese Experimente wiederholt, aber mit Schachgroßmeistern als Spieler. Die Ergebnisse waren nicht eindeutig: Einige Großmeister spielen gemäß der Logik der Rückwärtsinduktion, andere dagegen nicht. Das bringt uns zu einem fundamentalen Fehler in der Logik der Rückwärtsinduktion. Wenn Sie in der eben beschriebenen Gameshow zu dem Schluss kommen, dass Sie das erste Angebot über 100 Dollar annehmen sollten, müssen Sie davon überzeugt sein, dass Ihr Gegenspieler der Logik der Rückwärtsinduktion folgen wird und demnach das erste erhaltene Angebot annehmen würde. Mit anderen Worten: Selbst wenn Sie selbst clever genug sind, um die Logik der Rückwärtsinduktion zu verstehen, sollten Sie davon ausgehen, dass Ihr Gegenspieler ebenso schlau ist? Die Schachgroßmeister wussten, dass sie gegen andere Großmeister spielten, sodass sie von dieser Annahme als plausibel ausgehen konnten. Doch bei den meisten Menschen ist das nicht unbedingt so. Wenn Sie in der Gameshow sitzen und Ihr Gegenspieler das erste erhaltene Angebot ablehnt, dann wissen Sie allein aufgrund dieser Beobachtung, dass er sich nicht an die Regeln der Spieltheorie hält, da die Logik der Rückwärtsinduktion vorschreibt, dass er das erste Angebot annehmen sollte. Generell lässt sich feststellen, dass wir es häufig bei Interaktionen im realen Leben – außerhalb von Gameshows – mit Menschen zu tun haben, die sich nicht an die Regeln der Spieltheorie halten. Daher wäre es unklug, davon auszugehen, dass sie sich in Zukunft an diese Regeln halten werden. Spieltheoretiker nennen Menschen, die sich nicht an diese Regeln halten, »irrational« und bestehen darauf, dass wir davon ausgehen sollten, 
dass jeder Mensch sich rational verhalten wird. Aber nein: Wenn deutliche Anzeichen dafür sprechen, dass eine Person sich in der Vergangenheit »irrational« verhalten hat, dann wäre es tatsächlich irrational, davon auszugehen, dass sie sich in Zukunft »rational« verhalten wird.

Die offizielle Geschichte der Spieltheorie hat diese Probleme weitgehend ignoriert. Manche Spieltheoretiker haben immer akzeptiert, dass echte Menschen sich häufig anders verhalten, als die Spieltheorie es vorhersagt. Etwas bescheidener vertreten solche Theoretiker die Auffassung, dass die Spieltheorie nicht als Werkzeug verstanden werden sollte, das Prognosen liefert, sondern lediglich als Anleitung dafür, wie man am besten spielen sollte. Doch Spiele wie die oben beschriebene Gameshow stellen selbst diesen bescheidenen Anspruch infrage, da sie zeigen, dass es keineswegs immer die beste Spielstrategie ist, den Anweisungen der Spieltheorie zu folgen. Und an dieser Stelle müssen wir näher auf die inoffizielle Geschichte der Spieltheorie eingehen.

Eine Zombie-Wissenschaft des menschlichen Lebens

Trotz anderslautender Gerüchte hatte Nas
h, bevor ihm der Nobelpreis zugesprochen wurde, jahrelang in aller Stille an der Princeton University weitergearbeitet. An dem Nachmittag, als er die Nachricht aus Stockholm bekam, hielt er eine kurze Rede. Nash
s schräger, etwas irritierender Humor war immer noch da. Er stellte fest, dass man von einem Nobelpreisträger, der zusammen mit anderen ausgezeichnet wird, wohl einen Dank erwarten würde, an der Ehre teilhaben zu dürfen. Doch Nas
h sagte, er hätte es vorgezogen, den Preis allein zu bekommen, da er das Geld dringend bräuchte. Er schloss seine Rede, indem er die Spieltheorie mit der Stringtheorie aus der Physik verglich: Beides seien Gebiete, die Forscher um ihrer selbst willen faszinierend fänden – und deswegen würden sie gern so tun, als ob diese Theorien einen praktischen Nutzen hätten.
[17]
 Vielleicht war es typisch für Nas
h – vor allem nach der Nobelpreis-Ankündigung –, dass er die Bedeutung der Spieltheorie scherzhaft herunterspielte, denn ungefähr zu dieser Zeit hatte er seinen eigenen Beitrag zur Spieltheorie als seine »trivialste Arbeit« bezeichnet.
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 Aber auch einer der anderen Nobelpreisträger an Nash
s Seite äußerte Bedenken hinsichtlich der Trivialität der Spieltheorie: Reinhard Selte
n
. In einem Versuch, das Multiplizitätsproblem zu lösen, hatte er das paradoxe Verfahren der Rückwärtsinduktion eingesetzt, dann aber solche theoretischen Beschäftigungen aufgegeben. Seit Ende der 1970er-Jahre hatte Selte
n immer wieder betont, die Spieltheorie sei zu formal und mathematiklastig, um zuverlässige Prognosen darüber liefern zu können, wie echte Menschen sich bei sozialen Interaktionen tatsächlich verhalten würden: Die »Spieltheorie ist nützlich, um Theoreme zu beweisen, aber nicht, um Spiele zu spiele
n.«
[18]


Allerdings scheint es eine klare Ausnahme von diesem negativen Urteil zu geben. Die Spieltheorie kann uns sagen, wie wir uns in wirtschaftlichen und sozialen Kontexten clever verhalten können – allerdings nur in Situationen, in denen jeder der Spieler weiß, dass jeder andere Spieler sich mit der Spieltheorie auskennt, ungefähr so, als habe er ein aktuelles Lehrbuch zur Hand. Wenn also ein Schachgroßmeister gegen einen anderen Großmeister spielt, können sie beide plausibel annehmen, dass der Gegner die Spieltheorie sehr gut kennt. Ein solches Argument zur Verteidigung der Spieltheorie ist (ein bisschen) weniger nutzlos, als man auf den ersten Blick meinen könnte. Am 5. Dezember 1994, dem Tag, an dem John Nas
h aus den USA
 nach Stockholm abreiste, um dort seinen Nobelpreis in Empfang zu nehmen, kündigte Vizepräsident Al Gor
e die »größte Versteigerung aller Zeiten« an – eine Versteigerung der Frequenzbänder, die für Mobilfunknetze verwendet werden sollten. Auch Versteigerungen sind eine Art von Spiel, und diese Auktion war sorgfältig so organisiert worden, dass die neuesten Erkenntnisse der Spieltheorie zur Anwendung kamen. Als die Auktion im März 1995 beendet wurde, war die US
-Regierung euphorisch: Sie hatte Gebote in Höhe von über sieben Milliarden Dollar erhalten. Die Frequenzbandauktionen waren eine sehr erfolgreiche Maßnahme der Regierung, um Einnahmen zu erzielen, und wurden als Triumph einer praktischen Anwendung der Spieltheorie gefeiert. Hier hatte sie sich endlich in einer Situation bewährt, in der völlig »rationale« Spieler interagierten – große Konzerne, denen jeweils ein Team von Spieltheoretikern zur Verfügung stand und die bei einer Versteigerung gegeneinander antraten. Das führte zu Ergebnissen, die von den Spieltheoretikern, welche die Auktion organisierten, vorhergesagt und optimiert werden konnten – und das alles zugunsten des Staates. So sah es jedenfalls aus.

In Wirklichkeit lieferte die Spieltheorie keineswegs das Rezept für eine optimale Auslegung der Auktion, um die Ziele der Regierung zu erreichen, da die Theorie keine Hilfe bei der Entscheidung zwischen verschiedenen Auktionsformen bieten konnte. Verschiedene Spieltheoretiker machten unterschiedliche Empfehlungen. Das war auch kein Wunder, da diese Theoretiker jeweils von konkurrierenden Konzernen als Berater engagiert worden waren. Davon abgesehen sollten diese Berater aber nicht nur strategische Empfehlungen aussprechen, wie bei einer vorher festgelegten Auktionsform zu verfahren sei, sondern sie waren von Anfang an engagiert worden, um sich als Lobbyisten des jeweiligen Konzerns für eine bestimmte Auktionsform einzusetzen – für bestimmte Regeln, die ihrem Auftraggeber in die Karten spielen würden. Und letzten Endes zeigten die Ergebnisse, dass die bietenden Konzerne keineswegs hyperrationale Spieler waren. Viele erfolgreiche Bieter leisteten die vereinbarten Zahlungen nicht, und die spätere Zunahme an Insolvenzen und Übernahmen in der Telekommunikationsindustrie wurde häufig auf die Last viel zu hoher Gebote zurückgeführt.
[19]
 Bei einer Frequenzbandauktion in Großbritannien im Jahr 2000, die ebenfalls unter dem starken Einfluss von Spieltheoretikern stattfand, wurden ähnliche Erfahrungen gemacht: Die Spieltheorie konnte weder der Regierung sagen, wie die Auktion am besten zu organisieren sei, noch konnte sie das Verhalten der Bieter adäquat erklären.

Wenn die Spieltheorie selbst in Situationen wie solchen Versteigerungen – die von Spieltheoretikern als potenziell ideale Spielwiese für die Theorie ausgelegt wurden – einen so eingeschränkten Nutzen hat, warum genießt sie dann heute einen so hervorragenden Status in der Wirtschaft? Es besteht keine Einigkeit über die Antwort auf diese Frage, doch immerhin über gewisse Faktoren.

Der erste davon ist, dass der Aufstieg der Spieltheorie nicht etwa auf ihre Erfolge oder Stärken zurückzuführen war, sondern darauf, dass manche Ökonomen auf sie zurückgriffen, um Probleme in anderen Teilgebieten der Wirtschaftswissenschaften zu lösen, oder um zumindest neue Verfahren zu finden, mit denen Pattsituationen in seit Langem schwelenden Debatten aufgelöst werden konnten. So wurde zum Beispiel spätestens in den 1970er-Jahren die Regulierung großer Konzerne hauptsächlich von den Ideen von Anwälten und Ökonomen 
geprägt, die an der University of Chicago studiert hatten. Die Befürworter des Chicagoer Ansatzes zur Thematik »Law and Economics« (hier sinngemäß: »Regulierung und Wirtschaft«) argumentierten im Wesentlichen: Je weniger Regulierung, desto besser. Marktbeherrschende Konzerne, so die Chicagoer Schule, hätten ihre Vormachtstellung errungen, weil sie bessere Produkte zu niedrigeren Preisen anböten, und nicht etwa durch wettbewerbsverzerrende Praktiken. Andererseits lieferte die Spieltheorie den Gegnern der Chicagoer Schule ein neues Regelwerk, das wettbewerbsverzerrendes Verhalten ernst nahm – ein Regelwerk, das Aufsichtsbehörden und Gerichte durch seine anspruchsvollen mathematischen Grundlagen beeindruckte. Etwas weniger wohlwollend ausgedrückt: Sie war ein neuer Trick, der einem möglicherweise einen Vorteil in einer politischen oder juristischen Auseinandersetzung verschaffen konnte. Andernorts machten ehrgeizige Ökonomen imperialistische Raubzüge in Lebensbereiche außerhalb der Finanzmärkte und Börsenkurse, und daher auch außerhalb des Anwendungsgebiets der traditionellen Werkzeuge wirtschaftlicher Analysen. Die Spieltheorie lieferte jenen Ökonomen einen neuen Werkzeugkasten, die sich als soziale Ingenieure sahen, die neue Institutionen und Mechanismen konstruierten, um so erwünschte gesellschaftliche Ergebnisse herbeizuführen. Aus ihrer eigenen Sicht waren diese akademischen Anwender der Spieltheorie bemerkenswert erfolgreich: Nachdem 1994 Nas
h, Harsany
i und Selte
n den Wirtschaftsnobelpreis gewonnen hatten, führten andere Forschungen, die im Wesentlichen auf der Spieltheorie beruhten, zu Nobelpreisen für weitere acht Ökonomen im Laufe der darauffolgenden 20 Jahre.

Dagegen wurden Ökonomen, welche die Spieltheorie infrage stellten, geächtet. So hatte sich Selte
n selbst zu einem überzeugten Anhänger von Laborexperimenten entwickelt, mit denen e
r untersuchte, wie Menschen sich tatsächlich verhalten, anstatt der üblichen Praxis von Spieltheoretikern zu folgen, Annahmen über das menschliche Verhalten aufzustellen. In den Augen mancher Spieltheoretiker reduzierte ih
n das auf einen »Wendehals, der den richtigen Weg zum ›reinen und wahren‹ Ziel der Spieltheorie verloren oder (schlimmer noch) verlassen hat.«
[20]


Aber Selte
n war eine Ausnahmeerscheinung unter den Ökonomen. Der Spieltheorie mangelte es keineswegs an reinen und 
wahren Gläubigen; ihre verführerische Macht sollte nicht unterschätzt werden. Ungeachtet der Probleme mit der Theorie hat sich die Verlockung einer reinen Gesellschaftswissenschaft, einer grandiosen vereinheitlichenden Theorie für die Sozialwissenschaften – die es mit jener aufnehmen kann, die Physiker sich für ihr Fachgebiet erhoffen – als unwiderstehlich erwiesen. Diese verführerische Macht wurde noch verstärkt durch das, was Robert Axelro
d – ein US
-amerikanischer Politikwissenschaftler, der zum Spieltheoretiker mutiert ist – das »Gesetz des Instruments« genannt hat: Gib Akademikern (oder Kindern) einen Hammer, und sie werden etwas zum Hämmern finden. So wurde zum Beispiel die Spieltheorie herangezogen, um Vertrauen zu »erklären« – obwohl keineswegs sicher war, dass es vor der Erfindung der Spieltheorie irgendein Rätsel um Vertrauen gegeben hätte, das erklärt werden musste. Die Spieltheorie ist eine Art Zombie-Wissenschaft, eine Vision der menschlichen Interaktion, die – ganz gleich, wie hinfällig sie zu sein scheint – einfach nicht sterben will. Viele kluge Köpfe haben das Projekt aufgegeben, aber immer neue Rekruten lassen die grandiosen Träume wiederauferstehen. Einer von ihnen, der unlängst konvertiert ist, hat es ganz ergriffen so formuliert: »Die Spieltheorie ist ein Universallexikon, das für sämtliche Lebensformen anzuwenden ist. Strategische Interaktion trennt säuberlich die lebenden von den nichtlebenden Gebilden und definiert das Leben selbst.«
[21]


Solche Fantasien wirken sich auch auf alle anderen von uns im alltäglichen Leben aus. Die Ideen der Spieltheorie sind aus der akademischen Welt hervorgekrochen, haben sich ausgebreitet und sind zu einem Bestandteil des Denkens geworden, das wir den »gesunden Menschenverstand« nennen. Doch auf diesem Weg sind einige ihrer Feinheiten verloren gegangen. Es wird generell angenommen, dass Kooperation hauptsächlich etwas für Trottel sei und dass nur Naivlinge sich auf Vertrauen verlassen würden. Insbesondere ist die Spieltheorie so verstanden worden, dass sie mithilfe unwiderlegbarer logischer Argumente den Nachweis geführt habe, es sei irrational, sich altruistisch, zuverlässig oder kooperativ zu verhalten, selbst wenn die Menschen, mit denen man es zu tun hat, altruistisch, zuverlässig oder kooperativ sind. Aber das ist eine fundamentale Fehlinterpretation der Theorie.

Ja, viele Spieltheoretiker – vor allem in den frühen Tagen von Neumann
s, Nash
s und der RAND

 Corporation – gehen von der Annahme
 aus, der Mensch würde sich stets eigennützig verhalten. Aber die Randbedingungen, unter denen die Spieltheorie eigennütziges Verhalten rechtfertigt oder empfiehlt, sind erstaunlich eng gefasst. Nash
s Idee vom Gleichgewicht impliziert im Grunde genommen Folgendes: Falls
 alle anderen sich egoistisch verhalten, sollten Sie selbst das auch tun – dann ist Eigennutz Ihre beste Reaktion. Und der Eigennutz der anderen ist dann auch deren beste Reaktion auf Ihr eigenes egoistisches Verhalten: Wir können in nichtkooperative Situationen hineingetrieben werden. Aber der springende Punkt ist, dass wir in vielerlei Kontexten nicht davon ausgehen können, dass alle anderen sich von vornherein eigennützig verhalten werden. Und ohne diese Annahme verschwindet der Grund, warum wir in nichtkooperative Situationen hineingetrieben werden können.

Anders ausgedrückt: Die Spieltheorie besagt, wir würden immer in einem Nas
h-Gleichgewicht landen, aber sie erklärt nicht, in welchem Gleichgewicht – im kooperativen, im nichtkooperativen oder in einem anderen. Es ist ein Nash-Gleichgewich
t, dass alle auf derselben Seite der Straße fahren, und es existieren zwei Gleichgewichte: Alle fahren auf der linken Seite, und alle fahren auf der rechten Seite. Die Spieltheorie kann wenig dazu sagen, welches Gleichgewicht auftreten wird, und warum sich das von Land zu Land unterscheidet. Ganz ähnlich ist auch das QWERTZ
-Tastaturlayout ein Nas
h-Gleichgewicht: Wenn fast alle Menschen das QWERTZ
-Tastaturlayout gewohnt sind und fast alle Tastaturen mit diesem Layout produziert wurden, dann sollten auch Sie mit diesem Layout tippen lernen, und neue Tastaturen werden mit diesem Layout hergestellt werden. Darum wird das Gleichgewicht erhalten bleiben, obwohl man auf einer QWERTZ
-Tastatur bei Weitem nicht so schnell schreiben kann wie mit anders angeordneten Tastaturen, etwa mit dem DVORAK
-Layout: Das Gleichgewicht bleibt bestehen, obwohl alle Tastaturnutzer dadurch schlechter abschneiden (weil sie nicht so schnell tippen können). Auch hier kann die Spieltheorie nicht erklären, wie wir in diesem langsamen Gleichgewicht stecken geblieben sind, mit dem langsamen QWERTZ
-Layout.

Die Schlüsselfrage ist also in vielen Fällen nicht so sehr, ob ein Nas
h-Gleichgewicht bestehen bleibt, sobald die Spieler nach ihren Gleichgewichtsstrategien 
spielen, sondern eher, ob dieses Gleichgewicht überhaupt erreicht wird: eine Frage der Spielgeschichte, nicht der Spieltheorie. (Im Falle des QWERTZ
-Layouts war die Ineffizienz dieser Anordnung genau das, worauf es ankam: Es wurde erfunden, um die Schreibgeschwindigkeit zu bremsen, weil in einer Ära mechanischer Schreibmaschinen die Typenhebel dazu neigten, sich zu verklemmen, wenn zu schnell getippt wurde.) Doch der größte Störfaktor für alle spieltheoretischen Schulweisheiten ist, dass selbst bei einem Spiel mit nur einem Nash-Gleichgewich
t nicht garantiert ist, dass dieses Gleichgewicht erreicht wird – dass dies das Ergebnis sein wird, wenn das Spiel tatsächlich gespielt wird. Das Spiel nach der Nas
h-Gleichgewichtsstrategie zu spielen, ist nur dann
 Ihre beste Spielstrategie, wenn
 auch alle anderen nach der Nas
h-Gleichgewichtsstrategie spielen. Aber wie wir schon gesehen haben, gibt es eine ganze Reihe von guten Gründen, warum Sie denken könnten, dass andere nicht der eigenen Nas
h-Strategie folgen werden – vielleicht, weil sie nicht egoistisch sind, oder weil sie anders denken als Spieltheoretiker. Dies ist ein fundamentaler Fehler der Theorie, doch er wird in keinem Lehrbuch erwähnt.

Auf dem Höhepunkt von George Orwell
s düsterem Science-Fiction-Roman 1984
 geraten Winston und Julia buchstäblich in ein Gefangenendilemm
a: Beide werden getrennt eingesperrt und gefoltert, um sie dazu zu bringen, sich gegenseitig zu verraten. Doch hier ist die Vorhersage der Spieltheorie falsch: Keiner von ihnen verrät den anderen. Für Orwells Verständnis dessen, was es bedeutet, menschlich zu sein, sind Liebe, Freundschaft und Loyalität am allerwichtigsten. Dies sind Konzepte, für die in der konventionellen Spieltheorie kein Platz ist. Aber warum ist das eigentlich so? Warum kann die konventionelle Spieltheorie nicht auf einem umfassenderen Verständnis dessen, was es bedeutet, menschlich zu sein, aufbauen?

Wie wir schon gesehen haben, reagieren Spieltheoretiker auf Menschen, die in einem vermeintlichen Gefangenendilemm
a sind, aber darauf anders reagieren, als die Spieltheorie es vorhersagt, indem sie behaupten, diese Spieler könnten sich nicht in einem echten Gefangenendilemm
a befinden. Die Spielregeln schreiben fest, dass die Spieler in einem engen Sinne eigennützig sein müssen, woraus folgt, dass per definitionem Menschen wie Winston und Julia nicht in einem Gefangenendilemm
a
 stecken. Sobald wir Winston und Julias Gefühle füreinander in das mathematische Modell des Spiels mitaufnehmen, wird es empfehlen, dass sie einander nicht verraten sollten. Ihre Liebe, Freundschaft und Loyalität verändern das Ergebnis der Berechnung der »besten Strategie« zugunsten der Kooperation. In allgemeinerer Form lautet das Argument, dass grundsätzlich alles
, was einem Spieler wichtig ist, in der Spieltheorie berücksichtigt werden kann, indem die Zahlen angepasst werden, welche die Konsequenzen darstellen, die aus jeder Entscheidungsmöglichkeit folgen.

Doch die Spieltheorie führt eine subtile, aber entscheidende Einschränkung ein: Sie beschäftigt sich nicht mit dem historischen Kontext verschiedener Entscheidungen, sondern ausschließlich mit deren Konsequenzen oder Ergebnissen.
[22]
 Konsequenzen entstehen von Natur aus in der Zukunft, während unsere moralischen Überlegungen zu Aspekten wie Gerechtigkeit und Verantwortung typischerweise rückblickend sind: Sie drehen sich um die Historie dessen, wer was getan hat und warum. Allein dieser Fokus auf Konsequenzen bedeutet, dass die Spieltheorie unvermeidlich innerhalb eines eingeschränkten, partiellen Verständnisses dessen, was es bedeutet, menschlich zu sein, operieren muss – eines Verständnisses, das darauf besteht, dass unsere Zukunft stets wichtiger sei als unsere Vergangenheit. In späteren Kapiteln wird uns ein ähnliches Muster begegnen, das wiederholt in einem anderen Zusammenhang zutage tritt: der Versuch, moralische Überlegungen in die üblichen ökonomischen Theorien zu integrieren, wobei sie eingeschränkt, verzerrt oder untergraben werden.

In den letzten Monaten seines Lebens tat John von Neuman
n etwas, das alle, die ihn kannten, schockierte. Vielleicht hatte selbst er begonnen, über die eingeschränkte Sicht von Menschlichkeit, die der Spieltheorie zugrunde liegt, hinauszuschauen. Oder vielleicht war es auch nur eine Nebenwirkung des geistigen und körperlichen Verfalls durch die Krebserkrankung, die ihn überwältigte. Obwohl er sein ganzes Leben lang ein überzeugter Agnostiker war, ließ er sich jetzt zum Katholiken taufen. Als er im Krankenhaus lag und sein Bett nicht mehr verlassen konnte, wurde er regelmäßig von Pater Anselm Strittmatte
r besucht, einem Benediktinermönch, der ihm die Beichte abnahm. Doch das schien ihm nicht zu helfen; Strittmatte
r erinnert sich, dass von Neuman
n
 bis zu seinem Ende entsetzliche Angst vor dem Tod hatte. Als e
r nach dem Begräbnis, bei dem die vollständigen katholischen Rituale vollzogen wurden, mit einem Taxi davonfuhr, sagte der Direktor des Los Alamos Laboratory zu einem Kollegen, der Physiker war: »Wenn Johnn
y jetzt dort ist, wo er hinzukommen glaubte, werden da wohl ungefähr jetzt einige sehr interessante Gespräche stattfinden.«
[23]
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 Wohlstand schlägt Gerechtigkeit: das seltsame Coas
e-Theorem

Hier kommt eine neue Idee zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit: Arbeitgebern Schmiergeld anbieten. Um die größtmögliche Wirkung zu entfalten, sollte das nicht klammheimlich und hintenrum gemacht werden, sondern ganz offen, indem der Stellenbewerber beim Bewerbungsgespräch eine Zahlung in bar anbietet. Zugegebenermaßen könnte das ein etwas heikles Gespräch werden. Stellen Sie sich einfach mal dessen Ende vor:

Personalchef: [erhebt sich von seinem Chefsessel]
 Vielen Dank, dass Sie heute hergekommen sind. Wir werden Ihnen spätestens morgen Bescheid geben.

Ron [Jobbewerber]: Ähmm … hmm, hmm … da wäre noch eine Kleinigkeit. Ich möchte Ihnen einen Deal anbieten: Ich zahle Ihnen 500 Dollar, wenn Sie mir den Job geben.

Personalchef: Wie bitte? Wie meinen Sie das?

Ron: Es ist eine kleine Extramotivation, um mich einzustellen. Ein Bonus!

Personalchef: [lacht verlegen]
 Aha, verstehe. Tut mit leid, aber so was machen wir hier nicht. Danke für Ihr Interesse, aber der nächste Kandidat wartet schon. Ich muss heute Nachmittag noch mehrere Gespräche führen … [geht zur Tür]
.

Ron: Verstehen Sie mich nicht falsch – es ist ganz offiziell, ein staatliches Anreizprogramm.

Personalchef: [klingt skeptisch]
 Soll das heißen, ich bekomme 500 Dollar Bonus vom Staat, wenn ich Sie einstelle?

Ron: Na ja, nicht Sie, sondern die Firma. Ihre Firma bekommt 500 Dollar, so viel ich weiß. In diesem Schreiben ist alles erklärt [zieht einen offiziell aussehenden Brief aus der Jackentasche]
.

Personalchef: So, so. [Liest das Schreiben.]
 So ein Schreiben habe ich noch nie gesehen. Hmmm … darf ich Sie fragen, ob Sie irgendeinen besonderen Status haben? Das kann doch nicht für jeden Arbeitssuchenden gelten, sonst 
hätte ich das doch schon mal gesehen.

Ron: Also, das weiß ich nicht, ich glaube, das gilt für jeden.

Personalchef: Hmmm … anscheinend soll man zwei Formulare ausfüllen, und dann dauert es vier Monate, bis der Antrag bearbeitet ist. Das müsste ich erstmal genehmigen lassen. Es ist schon ein bisschen komisch! Und natürlich muss das über die Buchhaltung laufen. Vielleicht sollten wir es einfach vergessen. Jedenfalls werden Sie keinen Nachteil davon haben, ich werde Ihre Bewerbung genauso objektiv beurteilen wie alle anderen.

Tatsächlich ist die Idee, Arbeitgeber zu bestechen, nicht neu. Als 1983 die Arbeitslosenquote in den USA
 bei über zehn Prozent lag, wurde immer fieberhafter nach politischen Ansätzen gesucht, um die Quote zu senken. Damals beschloss der Bundesstaat Illinois, etwas ganz Neues auszuprobieren. Es wurden nahezu 4000 Personen zufällig ausgewählt, um an einem auf ein Jahr angelegten »Hiring Incentive Experiment« (»Experiment zur Förderung von Einstellungen«) teilzunehmen.
[1]
 Den Teilnehmern wurde gesagt: Wenn sie innerhalb von elf Wochen nach Eintreten der Arbeitslosigkeit eine neue Stelle finden und mindestens vier Monate in diesem Job bleiben würden, dann könne ihr neuer Arbeitgeber bei der zuständigen Behörde einen Bonus von 500 Dollar beantragen. Und dieses Angebot über 500 Dollar sollte während des Bewerbungsgesprächs von der arbeitslosen Person gemacht werden.

Über ein Drittel der angesprochenen Kandidaten lehnte es ab, an diesem Experiment teilzunehmen – vermutlich, weil sie solche irritierten oder gar ablehnenden Reaktionen befürchteten, wie sie unser fiktiver Ron erlebte. Von denen, die tatsächlich mitmachten, kamen nur vier Prozent bei einem Arbeitgeber unter, der dafür dann den Bonus erhielt. Einige Teilnehmer fanden keinen Job oder verloren ihn wieder, bevor vier Monate um waren. Über ein Drittel der Arbeitgeber, die einen Anspruch auf die 500 Dollar gehabt hätten, erhielten ihn nicht, und zwar aus dem einfachen Grund, dass sie den erforderlichen Antrag nicht eingereicht hatten.

Die Ökonomen, von denen das Experiment konzipiert worden war, hatten nicht erwartet, dass so viele Arbeitssuchende nicht teilnehmen wollten oder dass ihre neuen Arbeitgeber den Bonus nicht in Anspruch nehmen würden (500 Dollar im Jahr 1984 würden heute etwa 
1200 Dollar entsprechen). Außerdem schien den Ökonomen nicht klar zu sein, dass es jemandem peinlich oder unangenehm sein könnte, seinem potenziellen neuen Arbeitgeber ein Bestechungsgeld für einen Job anzubieten. Das Merkblatt, das den Teilnehmern mitgegeben wurde, enthielt detaillierte Instruktionen, wie dieses Angebot über 500 Dollar vorgebracht werden sollte, ungefähr so, als handele es sich lediglich um eine weitere Empfehlung, was man in einem Bewerbungsgespräch sagen sollte.

Das seltsame Weltbild dieser Ökonomen war vom Coas
e-Theorem inspiriert, einem Element der ökonomischen Theorie, das dem britischen Ökonomen Ronald Coas
e zugeschrieben wird. Er lebte ausgerechnet in Illinois – ob das ein Zufall war, sei dahingestellt. Sein Theorem beruht auf der Prämisse, dass jeder Mensch in jeder Lebenslage stets bereit sein wird, einen Deal zu machen: Geld für etwas anzubieten, was er will, oder von einer anderen Person Geld dafür anzunehmen, dass er ihr gibt, was sie will. Das Gesetz, moralische Regeln oder die guten Sitten – etwa die Anstandsregel, dass man kein Schmiergeld anbietet, um einen Job zu bekommen – würden letzten Endes einem Geschäft zum beiderseitigen Nutzen nicht im Wege stehen. Die Ökonomen gingen im Wesentlichen davon aus, dass das Coas
e-Theorem auch im wirklichen Leben Bestand haben würde.

Trotz der Wirkungslosigkeit solcher Programme wie dem Hiring Incentive Experiment – und der Naivität der ihm zugrunde liegenden Vorstellung, wie und warum ein Geschäft zustande kommt – hat das auf dem Coas
e-Theorem beruhende Weltbild sich in vielerlei Hinsicht durchgesetzt. Es begann mit einer echten Revolution des rechtlichen Denkens: Der 1960 von Coas
e veröffentlichte Artikel »The Problem of Social Cost«, der das Coas
e-Theorem inspiriert hat, wurde zum meistzitierten Beitrag in einer juristischen Fachzeitschrift.
[2]
 Die Ideen von Coas
e führten zu der Überzeugung, dass der ultimative Sinn von Gesetzen darin bestünde, den Wohlstand aller Bürger zu maximieren. Um das zu erreichen, solle der Gesetzgeber zwar eindeutige Regeln und Rechte einführen, sich dann aber den Kräften des Marktes nicht in den Weg stellen und sich nicht in das Abschließen von Geschäften zwischen Bürgern einmischen. Diese Perspektive führte auf direktem Wege zu politischen Maßnahmen, die heute zum Mainstream zählen, aber damals, als sie zuerst vorgeschlagen wurden, 
schockierend radikal wirkten: etwa die Versteigerung von Mobilfunk- und TV
-Frequenzbändern durch den Staat oder der vom Staat geschaffene Markt für Emissionsrechtehandel, über den verschiedene Unternehmen untereinander mit dem »Recht« handeln können, CO
2
 in die Atmosphäre zu entlassen. In jüngerer Vergangenheit haben sich auch Befürworter von anderen künstlich »geschaffenen« Märkten auf das Coas
e-Theorem berufen, etwa für einen Markt zwischen verschiedenen Ländern für Flüchtlingsaufnahmequoten, oder Bevölkerungskontrolle über einen Markt für Genehmigungen, ein Kind in die Welt zu setzen. Abgesehen davon, dass es Märkte in Bereichen einführt, wo es sie vorher nicht gab, ist das Coas
e-Theorem ein »Do nothing«-Manifest: Der Staat solle nichts tun und sich nicht einmischen, da sämtliche Probleme über Geschäfte zwischen privaten Parteien gelöst werden könnten.

Und das alles entstand durch einen Zufall.

Ein Ökonom wider Willen und sein Theorem durch Zufall

Ronald Coas
e wurde im Dezember 1910 in dem nordwestlich von London gelegenen Vorort Willesden geboren. Seinen späteren Erinnerungen zufolge hatte Coas
e als Kind eine »Schwäche in den Beinen«, die mit Beinschienen behandelt wurde, und seine erste Schule war eine »Schule für Körperbehinderte«.
[3]
 Das scheint dazu geführt zu haben, dass e
r erst mit zwölf Jahren auf die höhere Schule wechselte, die Kilburn Grammar School, statt wie üblich mit elf Jahren. Fünf Jahre später beeinflusste dieser verspätete Schulwechsel die Wahl seines Studienfachs. Eigentlich wollte er Geschichte studieren, doch das konnte er nicht, weil damals ein Studium der Geschichte Lateinkenntnisse voraussetzte. In der Schule hatte Coas
e Latein nicht belegen können, weil er ein Jahr zu spät auf die Kilburn Grammar School gewechselt hatte. Seine zweite Wahl als Studienfach war Chemie, doch Mathematik lag ihm nicht – ein Fach, das für ein naturwissenschaftliches Studium vorausgesetzt wird. Dann, so erzählt Coas
e, »entschied ich mich für den einzigen anderen Studiengang, für den ich den notwendigen Stoff an der Kilburn Grammar School lernen konnte: Wirtschaft.«
[4]
 Und so landete Coas
e
 auf diesem durch mehrere Zufälle bestimmten Weg an der London School of Economics, wo er 1929 begann, Wirtschaftswissenschaften zu studieren. Er lernte schnell. Die Ideen für seine erste akademische Arbeit hatte er schon für eine Vorlesung niedergelegt, die er drei Jahre später in Dundee hielt – mit 21 Jahren. Diese Arbeit, »The Nature of the Firm«, war etwas Besonderes: Sie war einer von zwei herausragenden Beiträgen zur Ökonomik, die ihm über ein halbes Jahrhundert später den Wirtschaftsnobelpreis eintragen würden. (In aller Kürze versucht Coas
e in »The Nature of the Firm« zu erklären, warum es überhaupt Unternehmen gibt, und im Speziellen, warum Unternehmer sich entschließen, Mitarbeiter fest anzustellen, anstatt jede einzelne Aufgabe an externe Auftragnehmer zu vergeben.) Doch es ist sei
n anderer Beitrag, »The Problem of Social Cost«, um den es uns hier geht.

Viele große Ideen der Wirtschaftswissenschaften nahmen ihren Anfang als abstrakte Übungen in reiner Theorie, für die erst später – wenn überhaupt – praktische Anwendungen entwickelt wurden. Doch Coas
e arbeitete anders. In seiner gesamten Laufbahn – er veröffentlichte sein letztes Buch, How China Became Capitalist
 (deutsche Ausgabe: Chinas Kapitalismus. Weg ohne Plan und Zukunft?
), im Alter von 101 Jahren – hat Coas
e abstrakte Theorien immer wieder kritisiert und sie als »Schultafel-Ökonomik« abgetan. Ein Gebiet, das ih
n besonders interessierte, waren Monopolunternehmen des öffentlichen Sektors, vor allem Sendeanstalten wie die BBC
. Nachdem er 1951 in die USA
 umgezogen war, studierte er die Federal Communications Commission (FCC
), die Sendelizenzen für Radio- und Fernsehsender vergibt, nachdem sie geprüft hat, ob eine solche Lizenz dem öffentlichen Interesse dient. Coas
e konnte kaum seinen Abscheu verbergen für das, was er als staatliches Diktat betrachtete, und wies darauf hin, dieses Vorgehen sei wie »eine von der Bundesregierung eingesetzte Kommission, die dafür zuständig ist, die Parteien zu benennen, denen es erlaubt wird, Zeitungen und Zeitschriften zu veröffentlichen, in jeder Stadt, jedem Ort und jedem Dorf.«
[5]
 Coas
e schlug vor, stattdessen die Sendefrequenzbänder zu versteigern und dem Höchstbietenden zuzusprechen, was damals unvorstellbar war für alle, die für einen Sender arbeiteten. Heute ist es in vielen Ländern das übliche Verfahren.

Coase
s
 Hauptargument war, dass die Verzögerung, die durch die Vergabe von Sendelizenzen durch die Federal Communications Commission entstand, unnötig war. Solange die Senderechte eindeutig gesetzlich geregelt und übertragbar seien, würden sie unweigerlich in den Händen derjenigen landen, für die sie am wertvollsten waren. Ganz gleich, welcher Sender eine solche Lizenz zunächst erhalten würde, er werde mehr Geld damit verdienen, die Rechte weiterzuverkaufen anstatt sie zu behalten – es sei denn, dieser Sender würde den Senderechten mehr Wert zumessen als alle anderen Interessenten. Und da der Sender, für den die Rechte am wertvollsten waren, sie vermutlich auch am besten nutzen würde, sei das auch das beste Ergebnis für die gesamte Gesellschaft. Es stellte sich heraus, dass Coase
s Ansichten nicht nur von Sendeanstalten und der FCC
 mit Befremden zur Kenntnis genommen wurden – auch die Hüter der Grundsätze einer freien Marktwirtschaft zeigten sich erstaunt und ablehnend, was aus heutiger Sicht durchaus bemerkenswert ist.

Coas
e reichte seinen Artikel über die FCC
 zur Veröffentlichung an das Journal of Law and Economics
 ein, eine neue Fachzeitschrift, die im Verlag der University of Chicago erschien, der Hochburg der akademischen Stoßtrupps des Marktliberalismus. Sie waren davon überzeugt, die dem Artikel zugrunde liegende Idee – dass der Umstand, wer eine staatliche Lizenz zuerst erhält, sich nicht darauf auswirken sollte, wer sie am Ende bekommt – sei schlichtweg falsch. Im Gegensatz zu Coas
e war ihnen instinktiv klar, dass eine Firma vor Aktivitäten zurückscheuen wird, für die sie keine Lizenz hat, weil es sie teuer zu stehen kommen kann, das Gesetz zu übertreten: So wird zum Beispiel eine Firma wahrscheinlich darauf verzichten, ein Produkt herzustellen, für das sie die erforderlichen Patente nicht hat, oder dessen Herstellung zu Luft- oder Wasserverschmutzung führt, für die sie verklagt werden könnte. Darum forderte Aaron Directo
r, der Chefredakteur des Journal of Law and Economics
, Coas
e auf, seine zentrale Schlussfolgerung aus dem Artikel zu entfernen: Coas
e war zu dem Schluss gekommen, dass rechtliche Fragen sich letztlich kaum darauf auswirken würden, was tatsächlich produziert wird. Als Coas
e sich weigerte, seinen Artikel entsprechend zu überarbeiten, lud Directo
r ihn zu einem Dinner bei sich zu Hause ein, wo er einige Ökonomen der Chicagoer Schule treffen sollte, um ihnen Rede und Antwort zu stehen. Seine Einladung zur Dinnerparty 
wirkte durchaus freundschaftlich; tatsächlich glich das Treffen jedoch eher einem Tribunal.

Anfang der 1960er-Jahre sahen sich die Ökonomen der Chicagoer Schule als Außenseiter, die aggressive Schlachten zu schlagen hatten gegen das politische und akademische Establishment im fernen Washington und in Cambridge, Massachusetts. Gary Becke
r, ein junger Chicago-Ökonom, der ebenfalls später den Wirtschaftsnobelpreis gewann, gab später zu, sie alle hätten sich verkannt gefühlt und seien besonders reizbar gewesen. Diese Unsicherheit manifestierte sich als aggressives Verhalten in Workshops, bei denen eingeladene Akademiker ihre Ansichten verteidigten. Als ein solcher Gastredner George Stigle
r, den Organisator des Workshops, fragte, wo er denn sitzen solle, um seine Arbeit zu präsentieren, antwortete Stigle
r: »In Ihrem Fall – unter dem Schreibtisch.« Dies war die Atmosphäre, in die Coas
e eines Abends Anfang 1960 geriet, bei Directo
r zu Hause. Der Abend begann mit einer Abstimmung. Die 20 anwesenden Ökonomen der Chicagoer Schule lehnten die Ansichten von Coas
e ab; der einzige, der dafür stimmte, war Coas
e selbst. Dann versuchte Milton Friedma
n, der Anführer des Chicagoer Teams, Coase
s Argumente vom Tisch zu wischen. Stigle
r, der das Ganze beobachtete, erinnert sich später an »eine der spannendsten intellektuellen Auseinandersetzungen meines Lebens: Milto
n attackierte ihn von der einen Seite, dann von der anderen, dann noch mal aus einer anderen Richtung. Doch zu unserem Entsetzen traf Milto
n nicht ihn, sondern uns. Am Ende des Abends wurde noch mal abgestimmt, und das Blatt hatte sich gewendet: Ronald bekam alle 21 Stimmen …«
[6]


Coas
e fand den Abend bei Directo
r ziemlich anstrengend, doch es war ihm gelungen, die Ökonomen der Chicagoer Schule von seinen Ideen zu überzeugen. Dies war vermutlich genau der Moment, in dem das moderne Konzept der Privatisierung
 erfunden wurde, denn die Chicago-Ökonomen erweiterten Coase
s Argumente zum Thema Sendelizenzen sofort auf alle anderen öffentlichen Vermögenswerte. Sie folgerten, dass es für die gesamte Gesellschaft stets das Beste sei, wenn öffentliche Vermögenswerte einfach an den Höchstbietenden versteigert würden. Falls es nicht möglich (oder politisch unerwünscht) sei, sie zu versteigern, sollten die Rechte an solchen Werten einfach an irgendjemanden übertragen werden – ganz gleich an wen, das spiele keine Rolle, da Coas
e argumentiert hatte, dass sie unweigerlich in den Händen der Partei enden würden, 
die ihnen den größten Wert zuschrieb.

Directo
r ermutigte Coas
e, seine Argumente detailliert auszuarbeiten, und diese Arbeit wurde bald darauf als »The Problem of Social Cost« veröffentlicht. An den Anfang seines Artikels stellte Coas
e eine Geschichte von zwei benachbarten Farmern, einem Rinderhalter und einem Getreidebauern. Nehmen wir an, so die Geschichte, die Rinder des einen streunen auf den Feldern des anderen umher und richten dort Schäden an, indem sie das Getreide zertrampeln. Wenn die beiden Landwirte die Freiheit haben, über dieses Problem zu verhandeln und zu einer Vereinbarung zu kommen, sind zwei Ergebnisse möglich. Falls es billiger ist, die Rinder (etwa durch Errichten eines Zauns) zurückzuhalten, als die Ernteschäden wert sind, dann werden die Rinder zurückgehalten werden; falls jedoch umgekehrt ein Zaun teurer ist, als die Ernteschäden wert sind, dann wird das Getreide auch weiterhin zertrampelt werden. Die jeweilige Höhe der Kosten wird das Ergebnis der Verhandlungen zwischen den Farmern bestimmen, ganz gleich, ob das Gesetz dem Rinderhalter oder dem Getreidebauern bestimmte Rechte zuspricht. Doch die Rechtslage wird bestimmen, wer für die Kosten der Lösung des Problems aufkommen muss – wenn zum Beispiel das Errichten eines Zauns weniger kostet, als die Ernteschäden wert sind, doch die Rinder das gesetzliche Recht haben, sich frei bewegen zu dürfen, dann wird der Getreidebauer den Rinderbauern dafür bezahlen müssen, den Zaun zu bauen. Die Botschaft dieser Geschichte von Coas
e lässt sich ganz einfach zusammenfassen: Wenn einer Vereinbarung zwischen den beiden Farmern keine sonstigen Kosten oder Hindernisse im Wege stehen, werden ihre Verhandlungen immer zum gleichen Ergebnis führen, ganz unabhängig von der Rechtslage.

Doch beinahe sofort nach Coase
s Triumph auf Director
s Dinnerparty begann sich ein entscheidender Unterschied zwischen Coase
s Ansichten und denen seiner neuen Chicago-Unterstützer zu zeigen. Wenn man davon ausgeht, dass Coase
s Geschichte von den beiden Farmern realistisch sein sollte, dann, so folgerten die Chicago-Ökonomen, sei bei vielen alltäglichen Auseinandersetzungen das Anrufen eines Gerichts eine kostspielige Zeitverschwendung. Allgemeiner ausgedrückt: Sie vertraten die Auffassung, dass die Rolle und der Zweck des Rechtssystems völlig neu überdacht 
und die Notwendigkeit für staatliche Interventionen qua Gesetz dramatisch reduziert werden müsse. Diese Schlussfolgerungen haben auch heute noch, im 21. Jahrhundert, enormen Einfluss. Doch sie beruhen auf einem Missverständnis.

Coas
e hatte seine Geschichte als offensichtlich fiktiv gemeint, als eine Art Gedankenexperiment, das die fantastischen Konsequenzen aufzeigen sollte, die aus der fiktiven
 Grundannahme der Geschichte folgen: Dass dem Abschließen von Geschäften zwischen privaten Parteien keine sonstigen Kosten oder Hindernisse im Wege stehen oder, mit Coase
s Worten: die Annahme, dass »zero transaction costs« (»keine Transaktionskosten«) anfallen. Zwar ist diese Art der Argumentation jedem Philosophen als Reductio ad absurdum
 geläufig, doch die Chicago-Ökonomen übersahen den springenden Punkt: Sie hielten es im Wesentlichen für realistisch, davon auszugehen, dass keine Transaktionskosten anfallen, und machten sich daher die daraus folgende absurde Schlussfolgerung zu eigen.

Ihre fehlerhafte Deutung der Argumentation von Coas
e verfestigte sich sehr schnell im öffentlichen Bewusstsein und ließ sich dann kaum noch infrage stellen, da sie in den Rang eines »Theorems« erhoben wurde. Stigle
r erwähnte das »Coas
e-Theorem« zum ersten Mal schwarz auf weiß, als er es 1966 in die dritte Auflage seines erfolgreichen Lehrbuchs aufnahm. Bald darauf tauchten in den meisten Lehrbüchern Varianten des Theorems auf, die ungefähr besagen: »Es spielt keine Rolle, wie das Gesetz bestimmte Rechte verteilt, da Verhandlungen zwischen den beteiligten Parteien stets das gleiche Ergebnis herbeiführen werden.« Dass diese Schlussfolgerung voll und ganz auf der hochgradig unrealistischen Annahme beruht, dass keine Transaktionskosten entstehen, wurde meist heruntergespielt oder gar nicht erst erwähnt.

Es ist wichtig, ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass das Coas
e-Theorem nicht das ist, was es zu sein scheint. Erstens ist es nichts, was Coas
e jemals gesagt oder vorgeschlagen hätte; zweitens ist es kein Theorem, da es nicht aus einer Reihe von Annahmen besteht, die durch logisches Ableiten zu einer Schlussfolgerung führen. (Da der Name jedoch inzwischen allgemein gebräuchlich ist, werde auch ich ihn hier weiterhin verwenden.) Und dieses sogenannte »Coas
e-Theorem« besagt das genaue Gegenteil
 dessen, was Coas
e meinte. Tatsächlich ist das Coas
e-Theorem, obwohl es enormen Einfluss entfaltet hat, von maßgeblicher Seite immer wieder und sehr deutlich kritisiert worden: nämlich von Ronald Coas
e
 selbst. Fast 30 Jahre nach Erscheinen seines bahnbrechenden Artikels hat Coas
e wehmütig gesagt: »Weder hat meine Sicht der Dinge allgemeine Zustimmung hervorgerufen noch wurde der Großteil meiner Argumente verstanden.«
[7]
 Doch seine Kritik wurde ignoriert. Für Coas
e war es ziemlich ironisch, dass ihm 1991 der Wirtschaftsnobelpreis zugesprochen wurde, weil das auf der Basis einer weit verbreiteten und fundamentalen Fehldeutung seiner Arbeit geschah. Es wird Zeit, den richtigen Coas
e zu Wort kommen zu lassen.

Coas
e versus Chicagoer Schule?

Coas
e wollte mit seiner Geschichte über die Farmer keineswegs behaupten, die Gesetze seien irrelevant, sondern das genaue Gegenteil: dass nämlich die Gesetze sehr wohl eine Rolle spielen, weil derjenige, der die gesetzlichen Rechte über etwas innehat, das Ergebnis privater Verhandlungen über diese Rechte beeinflussen wird, sofern nicht solchen Verhandlungen buchstäblich keine
 Kosten oder Hindernisse im Wege stehen. Und Coas
e hat zu Recht betont, dass es im wirklichen Leben immer
 irgendwelche Hindernisse gibt, die zu den von Coas
e so bezeichneten Transaktionskosten führen. Diese Kosten sind allgegenwärtig, weil sie so unterschiedlich sind und etliche Hindernisse – nicht nur finanzielle – einschließen, was die beteiligten Parteien demotiviert, eine Vereinbarung zur Beilegung ihrer Differenzen zu treffen. Bevor es zu einer Vereinbarung kommen kann, entstehen Kosten, um herauszufinden, mit wem man verhandeln muss, und weitere Kosten, um dann mit dieser Partei zu kommunizieren. Vielleicht wären Sie bereit, einem (oder mehreren) Nachbarn eine Entschädigung zu zahlen, wenn Sie auf Ihrer Party bis spät in die Nacht laute Musik spielen wollen, aber erst einmal müssen Sie feststellen, wer sich denn überhaupt durch die Musik gestört fühlen würde. Ganz ähnlich wäre eine Wäscherei, die sauberes Wasser aus einem Fluss entnehmen will (zumindest so sauber, wie es gesetzlich vorgeschrieben ist), vielleicht durchaus bereit, dafür zu zahlen, saubereres Wasser zu bekommen, doch es könnte schwierig für sie werden herauszufinden, welche flussaufwärts gelegene Fabrik den Fluss tatsächlich verschmutzt. Außerdem gibt es Kosten, die direkt aus den Verhandlungen über eine Vereinbarung 
entstehen – am offensichtlichsten die Zeit und die Arbeit, die es kostet, diese Verhandlungen zu führen, aber auch die Kosten, die entstehen, um alle relevanten Informationen zusammenzutragen. Die Wäscherei wird entscheiden müssen, wie viel sie der Fabrik zu zahlen bereit ist, und daher wird sie die Kosten anderer Lösungen abschätzen müssen, etwa einer anderen Versorgungsquelle für ihr Wasser oder der Möglichkeit, das Flusswasser im eigenen Haus aufzubereiten, bis es sauber genug ist. Wenn es schließlich zu einer Vereinbarung gekommen ist, entstehen zusätzliche Kosten, um deren Einhaltung zu überwachen und um sicherzustellen, dass die andere Partei ihre Verpflichtungen erfüllt. Und falls sie das nicht tut, wird der Versuch, die Vereinbarung durchzusetzen – womöglich durch ein Gerichtsverfahren – wieder etwas kosten.

Transaktionskosten implizieren, dass das Objekt oder das Recht, um das gestritten wird, nicht unbedingt an die Person, Firma oder Organisation gehen wird, die ihm den höchsten Wert beimisst. Das ist so, weil die Transaktionskosten in vielen Fällen verhindern, dass eine Vereinbarung zustande kommt, selbst wenn dieser Deal für alle Beteiligten vorteilhaft wäre. Wenn für eine der beteiligten Parteien die Kosten, die entstehen würden, um zu einem Deal zu kommen und ihn durchzusetzen, höher wären als der davon erwartete Nutzen, wird das Geschäft nicht zustande kommen. Wenn aber ein Geschäft, das für alle Beteiligten nützlich wäre, nicht zustande kommt, ist dieses Ergebnis in gewisser Hinsicht eine Verschwendung, denn dadurch wird eine Gelegenheit vertan, allen
 Parteien einen Nutzen zu verschaffen. Ökonomen nennen ein solches Ergebnis »ineffizient«, weil ein verfügbarer Nutzen verschwendet wird. Hier kann der Staat die offensichtliche Rolle spielen zu intervenieren, um den Gesamtnutzen zu steigern. Anstatt zum Beispiel davon auszugehen, dass die Wäscherei und die Fabrik zu einer Vereinbarung kommen werden – was möglicherweise wegen der Transaktionskosten nicht geschehen wird –, könnte der Staat das Verschmutzen des Wassers durch die Fabrik besteuern, wobei die Höhe der Steuern den durch die Verschmutzung entstehenden Kosten entsprechen sollte (zum Beispiel den höheren Kosten, die der Wäscherei entstünden, wenn sie verschmutztes Wasser nutzen müsste). Generell kam Coas
e zu dem Schluss, dass die Existenz von Transaktionskosten in der Tat eine Intervention des Staates rechtfertigen kann, da private Verhandlungen allein zu ineffizienten Ergebnissen 
führen können.

An diesem Punkt könnten Sie zu raten versuchen, wie die Geschichte von Coas
e versus Chicagoer Schule weiterging: Die Chicago-Ökonomen berufen sich auf das Coas
e-Theorem, um ihre marktliberalen Dogmen zu rechtfertigen – Privatisierung, Versteigern von öffentlichen Vermögenswerten, marktbasierte Politik wie Emissionsrechtehandel und so weiter. Dagegen entpuppt sich Coas
e als Vorkämpfer für staatliche Interventionen.

Mit dieser Vermutung würden Sie danebenliegen. Entsprechend seinem Misstrauen gegen »Schultafel-Ökonomik« argumentierte Coas
e, dass weder freie Märkte noch staatliche Interventionen in jedem einzelnen Fall besser seien – es hänge immer von den Umständen ab. Um zu entscheiden, welche Politik die beste ist, gibt es keine Alternative zu einer sorgfältigen Analyse von Fall zu Fall. Das heißt, dass Coas
e sich keineswegs bedingungslos für staatliche Interventionen einsetzte, sondern eine vernünftige und pragmatische Haltung an den Tag legte. Darüber hinaus hatte er eine Erkenntnis gewonnen, die ihn nicht nur mit der Chicagoer Schule aussöhnte, sondern ihn sogar zu einem ihrer intellektuellen Helden machte. Es war eine Erkenntnis, die zahlreiche Ideen über Moral und Gerechtigkeit zunichtezumachen schien – Ideen, die häufig herangezogen werden, um Einschränkungen der freien Märkte zu rechtfertigen.

Vor »The Problem of Social Cost« hatten die Wirtschaftswissenschaften sich auf den gesunden Menschenverstand verlassen, wenn es darum ging, Situationen zu analysieren, in denen eine Partei einer anderen einen Schaden zufügt. Wenn eine Fabrik einen Fluss verschmutzt, dessen Wasser flussabwärts von einer Wäscherei genutzt wird, dann ist die Lösung für dieses Problem, dass die Fabrik entweder ihre Verschmutzung einstellt oder die Wäscherei entschädigt. Falls es bei einem Automodell wegen eines Konstruktionsfehlers unter bestimmten Umständen gefährlich ist, mit einem solchen Auto zu fahren, dann ist die Lösung, einen Rückruf der betroffenen Fahrzeuge anzuordnen und die Fahrer, die bereits Nachteile erlitten haben, zu entschädigen. Coas
e fasste die vorherrschende Rechtsauffassung folgendermaßen zusammen: »Wenn A einen Nachteil für B verursacht, muss entschieden werden: Wie sollten wir A einschränken?« Coas
e machte diese Auffassung mit einem Federstrich zunichte: »Die eigentliche Frage, die 
entschieden werden muss, ist diese: Sollte A erlaubt werden, B zu schaden, oder sollte B erlaubt werden, A zu schaden? Das Problem ist, den größeren Schaden zu vermeiden.«
[8]
 Es liegt auf der Hand, dass dies eine entscheidende Frage ist, die gestellt werden muss – aber kein Ökonom hatte sie jemals gestellt. Wie es Richard Posne
r, ein führender US
-Bundesrichter, später einmal gesagt hat: »Coas
e ist der lebende Beweis … dass es einen sehr ungewöhnlichen Verstand erfordert, die Analyse des Offensichtlichen zu unternehmen.«
[9]


Coas
e hatte etwas ganz Einfaches erkannt: Wenn zwei Parteien in Konflikt miteinander geraten, entsteht beiden
 durch die Gegenwart der anderen ein Schaden. Wenn die Rinder des Rinderbauern über das Feld des benachbarten Getreidebauern streunen, welcher Farmer ist dafür verantwortlich? Es würde kein Problem entstehen, kein Ernteschaden, wenn nicht beide Farmen vorhanden wären und nebeneinanderliegen würden. Es ist die Nachbarschaft der beiden Farmen, die den Ernteschaden »verursacht«, nicht einer der Farmer allein. Wenn eine Fabrik Wasser verschmutzt, das von einer Wäscherei verwendet wird, entstehen der Wäscherei dadurch Kosten – doch wenn die Verschmutzung verboten wird, entstehen der Fabrik Kosten. Diese Auffassung impliziert, dass der »gesunde Menschenverstand« bei Fragen der Verantwortlichkeit bedeutungslos ist. Es ist unmöglich, das Opfer und den Übeltäter zu benennen, indem man untersucht, wer wem welche Kosten verursacht hat, da beiden Parteien Kosten entstehen. Aus dieser Erkenntnis zog Coas
e den Schluss, dass die Entscheidung, ob einer Firma Emissionen erlaubt werden sollten oder nicht, »das Gleiche ist, als wolle man vorschreiben, ob auf einem Feld Weizen oder Gerste angebaut werden soll«.
[10]
 Das heißt, es kommt nur darauf an, die Produktion, den Output oder den Wert insgesamt zu maximieren.

An dieser Stelle endet die Analyse von Coas
e. Doch spätestens Anfang der 1970er-Jahre waren seine Anhänger der Chicagoer Schule – die inzwischen ebenso häufig Jura wie Ökonomik studierten – noch viel weiter gegangen. Sie erweiterten die Analyse von der wirtschaftlichen Welt auf die Bereiche der Gesetzgebung und Moral. So wendeten sie zum Beispiel Coase
s Ideen auf Unfälle an und argumentierten, dass man sowohl Schädiger als auch Geschädigten für einen Unfall verantwortlich machen könne, da ja beide Parteien anwesend sein müssten, damit ein Unfall überhaupt passieren kann. Von da aus ist es nur noch ein kleiner 
Schritt zu der Schlussfolgerung, dass beide Parteien gleichermaßen für den Unfall verantwortlich seien. Die traditionellen moralischen und rechtlichen Auffassungen über Motivation, Verantwortlichkeit und Rechte werden bei diesem neuen Ansatz – der bald als die »Law and Economics«-Schule des juristischen Denkens bekannt wurde – beiseitegewischt.

Der wachsende Einfluss der Law-and-Economics-Bewegung – eines mächtigen Netzwerks von Akademikern und Richtern – ist ein gutes Beispiel dafür, wie eine große Idee ungewollte Folgen nach sich ziehen kann. Coas
e stellte jahrhundertealte Rechtsauffassungen über Unfälle auf den Kopf – sozusagen durch einen Unfall. Er hatte nicht die Absicht, eine Revolution des juristischen Denkens auszulösen; e
r selbst drückte es so aus: »Ich habe kein Interesse an Rechtsanwälten oder juristischer Bildung.«
[11]
 Vielmehr wollte er mit seinen Ideen zeigen, inwiefern Märkte und andere wirtschaftliche Arrangements auf dem allgemeinen Rechtssystem beruhen. Doch seine Anhänger stellten diese Sicht auf den Kopf: Gesetzliche Rechte sollten auf wirtschaftlichen Aspekten beruhen (also nicht
 auf Vorstellungen über Gerechtigkeit, Fairness, Verantwortlichkeit, Motivation und so weiter). Die Law-and-Economics-Anhänger wollten die Ökonomik einsetzen, um die Gesetze zu erklären und neu zu gestalten. Ihre Inspiration war Coas
e, und die Folgen waren weitreichend.

Die Revolution von 1968

Für Historiker ist 1968 ein folgenschweres Jahr revolutionärer Umwälzungen, die von den Studentenrevolten in Paris ausgingen. Doch das ist nur die halbe Wahrheit. Das Jahr 1968 hat in der Tat eine Revolution hervorgebracht, doch sie begann in Chicago, nicht in Paris.

Jahrelang wurden die Law-and-Economics-Leute vom juristischen Establishment ignoriert. Man hielt sie für eine Clique libertärer Exzentriker mit verrückten Ideen. Die Debatte innerhalb des Establishments drehte sich nicht darum, ob diese Ideen richtig oder falsch waren, sondern ob sie es überhaupt wert waren, ernst genommen zu werden. Bis dem Establishment seine Überheblichkeit von einem einzigen Man
n ausgetrieben wurde, der fast im Alleingang Law-and-Economics zu einer respektablen, 
wenn auch umstrittenen Denkschule machte, und der unterdessen zum meistzitierten Juristen des 20. Jahrhunderts wurde.

Nachdem er sein Studium an der Harvard Law School als Jahrgangsbester abgeschlossen hatte, fungierte Richard Posne
r von 1962 bis 1963 als Assistent von William Brenna
n, einem Richter am Supreme Court, dem Obersten Gerichtshof der Vereinigten Staaten. Dann hatte er eine Reihe von bedeutenden juristischen Positionen in Washington inne, deren Höhepunkt seine Arbeit für den Solicitor General, den ranghöchsten Staatssekretär im US
-Justizministerium bildete. Dort war er zuständig für den Bereich »Antitrust«, also die Bekämpfung von Monopolen, Kartellen und anderen wettbewerbsverzerrenden Praktiken durch Unternehmen. Diese hervorragenden Mainstream-Referenzen sollten sich bald als unschätzbar erweisen, um seine intellektuellen Gegner davon zu überzeugen, ihn ernst zu nehmen. Doch zuerst brauchte er ein Ziel, und das fand er bald. Nachdem Richard Nixo
n im Herbst 1968 US
-Präsident geworden war, beauftragte die neue Regierung den Chicago-Ökonomen George Stigle
r, eine Antitrust-Taskforce zu bilden. Stigler bat Posne
r, in seinem Team mitzuarbeiten. Posne
r selbst sah sich als Liberaler – er hatte für die Demokraten gestimmt, nicht für Nixon –, doch da er zunehmend angewidert war von den Protesten gegen den Vietnamkrieg und den Studentenrevolten, nahm er dieses Angebot an. Seine Wandlung vom Liberalen zu einem Nietzsche lesenden Libertären beschleunigte sich, als er 1969 in die juristische Fakultät der University of Chicago eintrat und mehr Zeit mit den Chicago-Ökonomen Milton Friedma
n, George Stigle
r und Gary Becke
r verbrachte.

Aus juristischer Sicht waren die Antitrust-Ideen der Chicago Boys revolutionär, und sie stellten eine Reihe von komplexen Herausforderungen für die orthodoxe Rechtsauffassung dar. Aus der Chicagoer Perspektive waren diese Ideen eine einfache Anwendung des Coas
e-Theorems. Coas
e hatte gesagt, dass eine Regierung, bevor sie interveniert, um zu verhindern, dass Partei A einer Partei B einen Schaden zufügt, die dadurch für B entstehenden Kosten bedenken sollte. Posne
r wendete dieses Prinzip auf Antitrust an, etwa beim Phänomen Preisdumping, das auftritt, wenn ein in einer bestimmten Branche dominantes Unternehmen seine Preise aggressiv senkt – und dabei sogar vorübergehende Verluste in Kauf nimmt –, um Wettbewerbern 
ihre Kunden abspenstig zu machen und diese Firmen dadurch aus dem Markt zu drängen. Solche schikanösen Taktiken sind bei großen Einzelhandelsketten gang und gäbe, wenn sie ihre erste neue Filiale in einer Kleinstadt eröffnen. Sobald die kleinen Läden aufgegeben haben, erhöht die Kette ihre Preise wieder, weil sie dann ein Monopol hat. Die unter Juristen und marktliberalen Ökonomen gängige Schulweisheit besagt, dass entsprechende Vorschriften oder andere Maßnahmen erforderlich sind, um solche Schikanen durch dominante Firmen zu verbieten, damit kleinere Firmen geschützt und dadurch der Wettbewerb erhalten wird, was wiederum dem Verbraucher und der Gesellschaft insgesamt zugutekommt. Posne
r und seine Chicago-Ökonomen wiesen darauf hin, bei dieser Argumentation würden die Interessen der großen Kette ignoriert und es gehöre zu einer objektiven Abwägung der gesellschaftlichen Interessen, auch die Interessen des dominanten Unternehmens zu berücksichtigen.

Posne
r hatte seine eigenen Vorstellungen zu dieser »objektiven Abwägung«. Er nannte sie »Wohlstandsmaximierung«: Wenn der dominanten Firma durch Einführen von Antitrust-Regulierungen finanzielle Verluste entstünden, die höher wären als die finanziellen Gewinne der kleineren Firmen, dann, so Posne
r, seien Antitrust-Vorschriften keine gute Idee. Generell hat die Chicagoer Law-and-Economics-Bewegung Argumente entwickelt, um die Interessen der dominanten Firmen zu schützen – oder, wie Kritiker der Bewegung es sehen, um schikanöse Konzerne zu schützen. So hatten Posne
r und seine Anhänger zum Beispiel enormen Einfluss auf die Urheberschutzgesetze, und zwar, indem sie paradoxerweise argumentierten, die Vorzüge freier Märkte seien am besten zu erreichen, indem man Patent- und Copyrightinhabern durch weitreichende gesetzliche Regelungen ein starkes Monopol auf ihr geistiges Eigentum gewähren würde. Heute sind die größten Nutznießer solcher gesetzlichen Wohltaten Konzerne, die Monopole auf Produkte haben, ohne die kaum jemand auskommt – Apple, Microsoft, Pfizer, Glaxo und so weiter. Und die Überzeugung Posner
s, Wohlstandsmaximierung sei besser, als Konzerne zu gängeln, ist das, was hinter dem Widerstand gegen die Forderung steckte, die Investmentbanken sollten bestraft werden für ihre ursächliche Rolle der globalen Finanzkrise, die 2007 begann. In einem Statement von Alan Greenspa
n, dem ehemaligen Chef der US
-Notenbank Federal Reserve, klangen die posnersche
n
 Ansichten an, als er sagte, es möge vielleicht »gut für den Seelenfrieden« sein, die Banken zu bestrafen, doch es sei »kaum einmal wirtschaftlich produktiv«.
[12]


Posner
s Unterstützung für Großkonzerne war nicht nur durch sein Stipendium motiviert. Im Jahr 1977 gründete er die Unternehmensberatung Lexecon, die seither enorm gewachsen ist (nach einer Übernahme heißt sie heute Compass Lexecon) und zahlreiche Großkonzerne mit Law-and-Economics-Munition versorgt hat, um deren Interessen zu schützen. Und Lexecon hat Experten, die in der Law-and-Economics-Denkschule ausgebildet sind, lukrative Positionen und Beratungsaufträge zugeschanzt.

Posner
s Wohlstandsmaximierungsprinzip lässt sich nicht nur für Konzerne anwenden; das ist lediglich die Spitze des Eisbergs. Um würdigen zu können, welche Auswirkungen es auf das rechtliche Denken entfaltet hat, sollte etwas klargestellt werden. Für Posne
r ist die Frage nicht so sehr, ob »Wohlstandsmaximierung Gerechtigkeit schlägt«; sie bedeutet etwas sehr viel Ambitionierteres: Wohlstandsmaximierung ist
 Gerechtigkeit.

Mit der Behauptung, »Gerechtigkeit« habe keine andere Bedeutung als eine Art Synonym für Wohlstandsmaximierung zu sein, ging Posne
r auf einen frontalen Kollisionskurs mit dem liberalen juristischen Establishment. Ungeachtet seiner elitären Karrierestationen wäre Posne
r wegen seiner Ansichten sehr wahrscheinlich von diesem Establishment ignoriert worden, wenn er es ihnen nicht unmöglich gemacht hätte, ignoriert zu werden – durch wiederholtes, aggressives und öffentlichkeitswirksames Provozieren seiner Gegner, worauf sie reagieren mussten. Posne
r hatte an der Chicagoer Schule nicht nur wegen ihrer rechtslastigen Tendenzen Gefallen gefunden, sondern auch wegen ihrer aggressiven Methoden, und er kopierte diese Methoden, als er behauptete, dass Wohlstandsmaximierung ein wesentlich objektiverer und wissenschaftlicherer Ansatz sei als die herkömmliche rechtliche Analyse. Soweit es Posne
r betraf, waren traditionelle Rechtsgrundsätze »nichts als Geschwafel«.

Und so gelang es Posne
r, das liberale Establishment dazu zu bringen, auf seine Provokationen zu reagieren und auf diesem Weg Law-and-Economics zu einem öffentlichen Thema zu machen, anstatt einfach nur ignoriert zu werden. Die Debatte verlagerte sich von der Frage, ob Posner
s Ideen es überhaupt wert seien, ernst 
genommen zu werden, zu einer detaillierten Auseinandersetzung um seine ökonomischen Argumente. Mit dieser Verlagerung des Fokus auf ökonomische Details traten grundsätzliche Rechtsfragen in den Hintergrund. Anwälte begannen, sich mit ökonomischen Argumenten zu munitionieren. Und so kam es, dass die Revolution von 1968 Bestand hatte, da der neue Rahmen der Debatte es Heerscharen von Anwälten ermöglichte, lukrative Karrieren zu machen, indem sie auf der Basis von Posner
s Eröffnungssalven ganze Rechtsgebiete neu schrieben. Douglas Bair
d, einer von Posner
s Protegés, der später zum Dekan der rechtswissenschaftlichen Fakultät der University of Chicago aufrückte, hat es so ausgedrückt:

Anfang der 1970er-Jahre kamen Leute wie Posne
r an die Uni, studierten sechs Wochen lang Familienrecht und schrieben dann ein paar Artikel, in denen sie erklärten, warum alles, was alle anderen zum Familienrecht sagten, zu 100 Prozent falsch sei. Die antworteten darauf: »Nein, wir haben nur zu 80 Prozent falschgelegen.« … Es war einfach, großartige Arbeit zu machen. … Ich habe immer gesagt, es sei ungefähr so, als ob man Coke-Flaschen mit einem Baseballschläger umhaut. … Ich interessierte mich für Insolvenzrecht, einer Spielwiese für intellektuelle Zwerge. … Es war eine totale intellektuelle Einöde. Ich bekam meine Professur, indem ich sagte: »Menschenskinder, ein Dollar heute ist mehr wert als ein Dollar morgen.«
[13]


Zugegebenermaßen war der Ton, den die Law-and-Economics-Clique anschlug, brutal – Posne
r nannte sein aggressives Auftreten ein »Säurebad« –, und ein paar von Posner
s Freunden waren Tyrannen, aber das heißt ja nicht, dass die Ideen falsch sein mussten.
[14]
 Aber wie kann es eigentlich angehen, dass Wohlstandsmaximierung Gerechtigkeit sein
 kann?

Posne
r im Wunderland

»Wenn ich
 ein Wort verwende«, erwiderte Humpty Dumpty ziemlich geringschätzig, »dann bedeutet es genau, was ich es bedeuten lasse, und nichts anderes.«

»Die Frage ist doch«, sagte Alice, »ob du den Worten einfach so viele verschiedene Bedeutungen geben kannst.«

Auf den ersten Blick scheint Posne
r
, wenn er Gerechtigkeit als Wohlstandsmaximierung neu definiert, nicht mehr und nicht weniger zu tun als Humpty Dumpty. Tatsächlich bestand Posner
s Argumentation aus zwei Teilen.

In seinem Artikel »The Problem of Social Cost« hatte Coas
e Folgendes impliziert: Wenn Richter von »Gerechtigkeit« sprechen und sich dabei auf komplizierte Rechtsgrundsätze berufen, führen ihre Entscheidungen in den meisten Fällen und im Durchschnitt dazu, dass das, was Coas
e als »Gesamtsozialprodukt« bezeichnet hat, maximiert wird. Posne
r interpretierte dieses Produkt als Wohlstand und entwickelte auf der Basis von Coase
s Vorschlag eine umfassende historische Analyse, die ihn zu dem Schluss führte, dass »die Logik des Common Law eine wirtschaftliche Logik ist«:
[15]
 Der Richter würde durch seine Urteile die Maximimierung des Wohlstands fördern, sei es bewusst oder unbewusst. Posner
s Schlussfolgerungen sind bis heute umstritten, doch es besteht Einigkeit, dass sie zumindest ein Körnchen Wahrheit enthalten, und zwar unter anderem, weil ein Gerichtsurteil, das die Bilanz der Gewinne und Verluste, zu der es führt, völlig ignoriert, vermutlich mit größerer Wahrscheinlichkeit in der Berufungsinstanz aufgehoben würde. Wenn ein Urteil zu großen Verlusten für eine Partei führt, wird diese Partei mit größerer Wahrscheinlichkeit in die Berufung gehen; wenn die andere Partei nur einen relativ geringen Nutzen aus der Entscheidung zieht, wird sie mit geringerer Wahrscheinlichkeit Zeit und Geld dafür aufwenden, ihre Position zu verteidigen. Und umgekehrt wird ein Urteil, das sicherstellt, dass die Gewinne höher sind als die Verluste, weniger wahrscheinlich angefochten werden. Dieses Argument ist stichhaltig, soweit es denn reicht – aber es reicht eben nicht sehr weit. Selbst wenn Gerichtsentscheidungen im Durchschnitt dafür sorgen, dass die Gewinne höher sind als die Verluste, folgt daraus keineswegs, dass sie unter Missachtung konventionellerer Rechtsgrundsätze Wohlstand maximieren. Und selbst wenn sich herausstellen sollte, dass Wohlstandsmaximierung ein (unbewusster) Effekt von richterlichen Entscheidungen sei, folgt daraus nicht etwa, dass Wohlstandsmaximierung auch nach ethischen Grundsätzen ein wünschenswertes Ziel sei – im Gegenteil, es könnte sogar den Anforderungen der Gerechtigkeit entgegenstehen.

Das bringt uns zu Posner
s zweitem Argument, mit dem er 
versuchte, eine explizite Rechtfertigung für Wohlstandsmaximierung zu konstruieren. Dabei berief er sich jedoch nicht auf ethische Grundsätze, sondern auf wirtschaftliche Faktoren, und zwar vor allem auf die Denkströmung der Wirtschaftswissenschaften, die besagt, dass Urteile über Fairness und Gerechtigkeit nichts anderes seien als Gefühlsbekundungen und dass es sich bei Meinungsverschiedenheiten wegen solcher Angelegenheiten »um Differenzen handelt, die Männer letztlich nur durch einen Kampf beilegen können«, wie Posner
s Kollege Friedma
n es ausgedrückt hat.
[16]
 Posne
r betrachtet Wohlstandsmaximierung als »wissenschaftlich«, weil sie Urteile über Fairness und Gerechtigkeit vermeidet. Wohlstandsmaximierung zielt darauf ab, die Größe des gesamtwirtschaftlichen Kuchens zu maximieren, ohne dass darum gekämpft werden müsste, wie dieser Kuchen aufgeteilt werden soll.

Doch diese Auffassung ist selbst nach ihrer eigenen Logik fehlerhaft. Wohlstandsmaximierung ist nicht in dem Sinne wissenschaftlich, dass sie ethische Urteile vermeidet, weil schon die Entscheidung, Wohlstand zu maximieren, selbst ein ethisches Urteil ist – nämlich die Entscheidung, Wohlstand Vorrang einzuräumen vor moralischen Überlegungen, die sich von der Verteilung des Kuchens bis hin zur Verantwortlichkeit für Unfälle erstrecken. So haben wir ja zum Beispiel gesehen, wie die Chicago Boys Coase
s Vorstellungen auf die Verantwortlichkeit für Unfälle anwenden: Die bei einem Unfall geschädigte Partei sei gleichermaßen für ihren Schaden verantwortlich, da es ohne sie gar nicht erst zu dem Unfall gekommen wäre. Posne
r ging sogar noch weiter und vertrat die Auffassung, das Gesetz solle einen Beklagten nur dann zum Verursacher eines Unfalls erklären, wenn dieses Rechtsurteil im Sinne der Wohlstandsmaximierung sei. Das heißt, einem Beklagten könne nur dann Fahrlässigkeit vorgeworfen werden, wenn die Kosten der Verhinderung des Unfalls geringer seien als die zu erwartenden Kosten des Unfalls selbst (berechnet als der finanzielle Wert des Schadens multipliziert mit seiner Eintrittswahrscheinlichkeit). Falls es nicht
 zur Maximierung des Wohlstands führen würde, den Beklagten wegen Fahrlässigkeit zu verurteilen, dann, so Posne
r, sollte das Gesetz zu dem Schluss führen, dass die Ursache des Unfalls anderswo liege. Posne
r wies darauf hin, eine bequeme Entschuldigung in solchen Fällen könne sein, den Unfall 
auf »höhere Gewalt« zurückzuführen. In Posner
s Vorstellung von Gerechtigkeit gibt es keinen Platz für das, was die meisten Menschen für Gerechtigkeit halten – nämlich, Fahrlässigkeit auf der Grundlage der Kette von Ursachen und Wirkungen und der ihr zugrunde liegenden Motive, Kompetenzen und Sorgfaltspflichten der beteiligten Parteien zu beurteilen.

Ganz ähnlich argumentierte Posne
r in seinem 1978 veröffentlichten Artikel »The Economics of the Baby Shortage«, in dem es heißt, das stark regulierte Genehmigungsverfahren zur Adoption eines Kleinkinds solle abgeschafft werden. Posne
r empfahl, es durch einen »echten« freien Markt für Babys zu ersetzen, um durch Realisieren von »Gewinnen aus dem Handel mit der Übertragung von Vormundschaftsrechten auf neue Eltern« Wohlstand zu maximieren.
[17]
 Für Posne
r und seine Chicago Boys war diese Empfehlung eine offensichtliche Anwendung des Prinzips der Wohlstandsmaximierung – nämlich, gesetzliche Einschränkungen zu beschneiden, um ein praktisches Problem zu »lösen«. Für alle anderen war es lediglich eine weitere Bestätigung dafür, wie weit Posne
r den Kontakt zur Realität verloren hatte und jegliche Moral in Trümmern hinter sich ließ.

Posner
s Bezug auf die »Gewinne aus dem Handel«, dem Kauf und Verkauf von Kleinkindern, beschwört Coase
s Welt des »Deal-making«, der Geschäftemacherei herauf. Spätestens in den 1970er-​Jahren hatten die meisten Anwälte und Ökonomen der Chicagoer Schule zu akzeptieren begonnen, dass das Coas
e-Theorem im wirklichen Leben wegen der allgegenwärtigen Transaktionskosten keinen Bestand haben kann. Stattdessen betrachteten sie das Theorem als Utopie. In einer idealen Welt – einem posnersche
n Wunderland – würde jeder Mensch die uneingeschränkte Möglichkeit haben, Geschäfte zum beiderseitigen Nutzen abzuschließen. Also verschrieben sich die Anhänger der Chicagoer Law-and-Economics-Schule dem Ziel, die reale Welt so weit wie möglich zu einem solchen Wunderland zu machen. Erstens: Rechtliche Hürden, die dem Abschließen von Geschäften im Weg stehen, sollten abgebaut werden. Selbst wenn dieses Geschäft darin besteht, ein Baby zu verkaufen, sollte das Gesetz in der Regel nicht einschreiten, weil dadurch wertvolle Gewinne aus dem Handelsgeschäft verhindert würden. Zweitens: Falls ein Gericht angerufen würde, weil Transaktionskosten die Parteien daran hinderten, ein Geschäft 
abzuschließen, sollte es ganz einfach durch gerichtliche Anordnung das wohlstandsmaximierende Geschäft herbeiführen, das die Parteien in einer idealen Welt ohne Transaktionskosten abgeschlossen hätten
. Dieser Weg zur juristischen Entscheidungsfindung wurde als der »Mimic the market«-Ansatz (»Nachahmen der Märkte«) bezeichnet. Auch hier wird also Gerechtigkeit als explizites Ziel des Rechtssystems durch Wohlstandsmaximierung ersetzt.

Es ist leicht, dieses Vorgehen lächerlich zu machen, wenn es um den Verkauf von Babys oder ganz generell um moralische Fragen geht – wie es ja häufig der Fall ist. Doch in eng abgesteckten wirtschaftlichen Kontexten scheint es richtig zu sein, den Parteien möglichst weitgehend die Freiheit zu lassen, Geschäfte zum beiderseitigen Nutzen abzuschließen. Das wirft die Frage auf, ob es in alltäglichen oder wirtschaftlichen Angelegenheiten uneingeschränkt zugelassen werden sollte, Vereinbarungen zum beiderseitigen Nutzen zu treffen, wenn keine moralischen Aspekte auf dem Spiel stehen? Diese Frage kann auch anders gestellt werden. Coas
e hatte sich eine Welt vorgestellt, in der Menschen mit gegensätzlichen Interessen Geschäfte zum beiderseitigen Nutzen abschließen würden, ohne sich auf Gesetze oder staatliche Interventionen berufen zu können. Coas
e war völlig klar, dass dies eine völlig hypothetische Welt ist, da in der realen Welt stets Transaktionskosten anfallen. Aber sollten wir eine solche hypothetische Coas
e-Welt tatsächlich anstreben?

Coas
e selbst hat sich zu dieser Frage so gut wie gar nicht geäußert – vermutlich, weil er ihre praktische Relevanz nicht gesehen hat. Aber andererseits konnte er auch nicht voraussehen, dass sein Gedankenexperiment in ungezügelter Geschäftemacherei als Grundlage der utopischen Vision der Chicagoer Law-and-Economics-Denkschule herhalten würde. Aber selbst wenn wir die Moral außer Acht lassen und mit Posne
r annehmen würden, Wohlstandsmaximierung sei unser einziges Ziel, blieben immer noch Probleme mit dieser utopischen Vision. Es fängt damit an, dass ein Geschäft vielleicht den Wohlstand der beteiligten Parteien maximiert, aber nicht den Wohlstand der Gesellschaft insgesamt. So könnten zum Beispiel zwei in derselben Branche aktive Konzerne ein Kartell bilden oder andere Preisabsprachen treffen, die zwar ihren Gesamtprofit maximieren, aber auf Kosten der Verbraucher.

Ein weiteres Problem besteht darin, dass selbst uneingeschränkte Geschäftemacherei nicht unbedingt dazu führen muss, dass es zu allseits nützlichen Deals kommt. Nehmen wir an, ich bin in einem der labyrinthartigen Suks von Marrakesch und möchte eine Teekanne kaufen. Doch dafür müssen der Händler und ich uns auf einen Preis einigen. Nehmen wir weiterhin an, der Höchstpreis, den zu zahlen ich bereit bin, sei höher als der Mindestpreis, den der Händler zu akzeptieren bereit ist. Dann ist ein Geschäft zum beiderseitigen Nutzen durchaus möglich: Wenn wir uns auf einen Preis zwischen diesen beiden Grenzwerten einigen, kommt ein Geschäft zustande, das uns beiden nützt. Aber natürlich weiß keiner von uns das vorher. Unter Umständen werden wir es nicht schaffen, uns auf einen Preis zu einigen – entweder, weil ich irrigerweise annehme, dass der Händler seinen Preis nicht weiter senken wird, oder ganz einfach, weil sein bestes Angebot mir noch zu hoch ist und ich einfach nicht mehr die Nerven habe, noch weiter zu feilschen. Selbst wenn Menschen bereit sind, langwierige Verhandlungen zu führen, weil viel auf dem Spiel steht, weiß keine Seite, wie weit die andere Seite zu gehen bereit ist, und die Entschlossenheit beider Parteien, für sich das Beste herauszuholen, kann verhindern, dass das Geschäft zum Abschluss kommt, obwohl es Bedingungen gibt, mit denen beide Seiten zufrieden wären – wenn sie das denn nur wüssten.

Solche praktischen Probleme spielen eine wichtige Rolle, aber vielleicht gibt es auch noch eine grundsätzlichere Hürde. Für die meisten von uns hört sich ein Leben voll ständiger, nie endender Geschäftemacherei nicht gerade wie eine wünschenswerte Utopie an. Wie würde ein solches Leben aussehen?

Ein Triumph des Coas
e-Theorems

Am 1. September 2014 legte eine Frau auf einem Flug von New York nach Palm Beach, Florida, ihr Strickzeug weg und stellte die Rückenlehne ihres Sitzes nach hinten. Die Passagierin hinter ihr begann sofort, sich zu beklagen, schrie und fluchte, bis es zu einem solchen Tumult kam, dass der Pilot beschloss, sicherheitshalber den Flug abzubrechen und schon in Jacksonville, Florida, zu landen. Und das war keineswegs ein Einzelfall.
[18]
 Vier Tage vorher war ein Flug von Miami nach Paris umgeleitet worden nach Boston, weil ein 
französischer Passagier etwas dagegen hatte, dass die vor ihm sitzende Person ihre Rückenlehne zurückstellte. Eine Flugbegleiterin kam dazu, der Franzose wurde wütend, und später wurde er wegen »Nichtbefolgen der Anweisungen einer Luftfahrzeugbesatzung« angeklagt. Erst drei Tage vorher, am 24. August, war ein anderer Flug aus New York umgeleitet worden, nachdem zwei Passagiere in Streit geraten waren, weil einer von ihnen einen »Knee Defender« benutzt hatte, eine für 21,95 Dollar erhältliche Vorrichtung, mit der sich das Zurückstellen der vorderen Rückenlehne blockieren lässt.

In einem Kommentar in der New York Times
 wies der Journalist Josh Barr
o darauf hin, dass er schon in einem 2011 veröffentlichten Artikel eine Lösung für dieses Problem präsentiert hatte. Darin hatte er sich auf das Coas
e-Theorem berufen und vorgeschlagen, dass Flugpassagieren empfohlen werden sollte, mit den vor und hinter ihnen sitzenden Reisenden Deals zu machen.
[19]
 Bei den meisten Fluglinien haben die Passagiere das »Recht, sich zurückzulehnen«, aber wenn sie darüber Vereinbarungen treffen könnten, dann könnten Reisende, die sich ihren Beinraum bewahren wollen, den Vordermann dafür bezahlen, sich nicht zurückzulehnen. Barr
o erklärte, das »Recht, sich zurückzulehnen« sei irrelevant. Wenn stattdessen jeder Passagier einen Anspruch auf Beinraum hätte, würde das genauso gut funktionieren: Solange die Fluglinien ihren Gästen irgendein
 klares und konsistentes Regelwerk vorschreiben und sie offiziell ermutigen würden, miteinander zu verhandeln, dann werde das Ergebnis laut Coas
e-Theorem das gleiche sein. Die Passagiere werden Vereinbarungen treffen, nach denen manche ihre Rückenlehnen zurückstellen und andere nicht, je nachdem, wem der zusätzliche Platz mehr wert ist – dem Passagier, der sich zurücklehnt, oder dem, der hinter ihm sitzt. Das Ergebnis wird im wirtschaftlichen Sinne effizient sein, da die knappe Ressource (Platz) an die Person geht, die ihr den größten Wert beimisst. Und das alles ohne Streitigkeiten.

Solche Vorschläge haben inzwischen Eingang in den Mainstream gefunden; sie kommen nicht mehr nur von Anhängern der Chicagoer Schule. Doch wenn Coas
e, der 2013 verstorben ist, davon wüsste, würde er sich wahrscheinlich im Grabe umdrehen. Diese Art von Regelung mag in der Welt der »Schultafel-Ökonomik«, über die Coas
e gespottet hat, gut funktionieren. Alle Randbedingungen für niedrige Transaktionskosten 
sind erfüllt: an jedem Deal sind nur zwei Personen beteiligt; das Recht, über das verhandelt wird, ist eindeutig definiert und einfach; es müssen keine Informationen gesammelt werden, bevor die Passagiere entscheiden können, wie viel ihnen dieses Recht wert ist; Schummler werden sofort entdeckt. Und doch scheint ganz offensichtlich etwas nicht zu stimmen. Die meisten Menschen halten es nicht für notwendig, jeden sozialen Konflikt über eine Vereinbarung zu regeln. Wahrscheinlich wünschen sich die meisten Passagiere eine friedliche Flugreise, die nicht durch Feilschen über die Position der Rückenlehne gestört wird. Diesen Nachteil erwähnt Barr
o mit keinem Wort. Vielleicht ist er gar nicht darauf gekommen – wie die Ökonomen, die sich das »Hiring Incentive Experiment« ausgedacht haben und dann überrascht waren, dass manche Arbeitslose daran nicht teilnehmen wollten und dass manche Arbeitgeber, denen Cash angeboten wurde, dieses Angebot nicht in Anspruch nahmen.

Manche Passagiere würden vielleicht sogar noch weiter gehen und sagen, das von Coas
e inspirierte Gefeilsche sei einfach nicht der richtige Weg, um zu entscheiden, ob eine Rückenlehne zurückgestellt werden darf oder nicht. Hier sind einige Argumente für diese Sicht der Dinge: Bei der Behauptung, dieses Verfahren sei effizient, werden die Zeit und Energie außer Acht gelassen, die fürs Verhandeln gebraucht werden; reiche Passagiere werden einmal mehr ihren Willen bekommen; die Fluglinien sollten aufgrund ergonomischer Aspekte – Rückenproblemen, Schlafbedarf und so weiter – entscheiden, ob Sitzlehnen zurückgestellt werden dürfen oder nicht. Falls Reiseergonomen zu der Einschätzung kommen, dass die Sitzkonfiguration in einem Flugzeug Gesundheitsprobleme verursachen oder verschärfen kann, sollten die entsprechenden Vorschriften geändert werden, um mehr Beinraum zu schaffen (und dabei vielleicht auch berücksichtigen, dass die durchschnittliche Beinlänge deutlich zugenommen hat, seit solche Vorschriften in den 1950er-Jahren zuerst eingeführt wurden).

Die Ideen hinter diesen Einwänden reichen über die Diskussion um das »Recht, sich zurückzulehnen« hinaus. Das generelle Problem ist, dass andere Werte wichtiger sein könnten als Effizienz. Das Feilschen à la Coas
e wird von seinen Unterstützern häufig mit dem Argument verteidigt, es sei demokratisch und antielitär, und es würde im Gegensatz zu gesetzlichen Vorschriften und staatlichen 
Interventionen dem einfachen Bürger nicht die Werte und Prioritäten von Aufsichtsbehörden, Richtern und Politikern aufzwingen. Aber dieses Argument ist scheinheilig, denn das coasesche Feilschen – und die Chicagoer Law-and-Economics-Schule generell – zwingt der Gesellschaft durchaus
 einen Wert auf, und zwar die Vorstellung, Effizienz sei wichtiger als alles andere, selbst wenn das nicht ausdrücklich als Wohlstandsmaximierung zum Ausdruck gebracht wird. Auch der Chicagoer Ansatz ist undemokratisch, wenn er den Menschen nicht das gibt, was sie wollen – wenn sie zum Beispiel nicht feilschen, sondern gewisse moralische Grundsätze befolgen wollen, um Konflikte zu lösen und die Gesellschaft zu organisieren.

Diese Spannungen verschärfen sich noch, wenn mehr auf dem Spiel steht als das Recht, seine Sitzlehne zurückzustellen. Als Posne
r erstmals forderte, Richter sollten bei ihrer Urteilsfindung danach streben, »den Markt nachzuahmen«, war das juristische Establishment empört. Aber heute bemerken wir es kaum noch, wenn nach einem Ansatz, der noch weit darüber hinaus geht, Märkte künstlich geschaffen
 werden – anstatt sie nur nachzuahmen –, um Konflikte über Rechte zu lösen. Und damit ist nicht etwa gemeint, bereits existierende Schwarzmärkte zu entkriminalisieren – zum Beispiel, weil Posne
r einen freien Markt für Nieren und andere menschliche Organe befürwortet. Vielmehr werden Märkte aus dem Nichts geschaffen, von Ökonomen konzipiert und von der Regierung durch Gesetze ins Leben gerufen. Das bringt uns zu der aller Wahrscheinlichkeit nach folgeschwersten Auswirkung des Coas
e-Theorems.

Heute ist der größte künstliche Markt der CO
2
-Emissionsrechtehandel. Er hat das größte Potenzial, sich auf das Schicksal der Menschheit auszuwirken, da er den Planeten vor einer katastrophalen Erwärmung bewahren kann – oder eben nicht. Der Begriff »Emissionsrechtehandel« ist ein Kürzel für einen globalen, 150 Milliarden Dollar schweren Handel mit Emissionsrechten für Kohlenstoffdioxid und andere Treibhausgase – ein kaum bekanntes Netzwerk von nationalen und internationalen Handelssystemen, das 2005 aus dem Nichts entstand und dessen Mitgliedsländer heute, nachdem China 2016 seinen CO
2
-Emissionsrechtehandel gestartet hat, insgesamt für fast die Hälfte der globalen Wirtschaftsleistung verantwortlich sind. Heute wird der Emissionsrechtehandel immer wieder angepriesen 
als wichtigstes Element jeder Strategie zur Bekämpfung der Klimaveränderung: In zahlreichen Ländern will der politische Mainstream über den Emissionsrechtehandel nennenswerte Reduzierungen der CO
2
-Emissionen bewirken. Daher ist es wichtig, ob die Märkte für Emissionsrechtehandel funktionieren oder nicht.

Das ökonomische Denken, das dem Konzept der Märkte für Emissionsrechtehandel zugrunde liegt, baut ausdrücklich auf dem Coas
e-Theorem auf. Das Theorem zeigt angeblich, dass es keine Rolle spielt, welchen Ländern (oder Unternehmen) das Recht eingeräumt wird, X Einheiten CO
2
 zu emittieren, da dieses Recht auf einem freien Markt für Emissionsrechte in den Händen der Partei landen wird, die ihm den höchsten Wert beimisst. Die politischen Instanzen, die für die Senkung der Gesamtemissionen verantwortlich sind, müssen dann nur noch die Höchstgrenzen für die betreffende Volkswirtschaft oder die Weltwirtschaft insgesamt festlegen – und der Markt erledigt den Rest. Das Coas
e-Theorem scheint die Regierungen von der politisch schwierigen Aufgabe zu entheben, die Entscheidung zu fällen, wie die Emissionsrechte etwa zwischen Fluglinien, Energieerzeugern und Automobilherstellern (und Autofahrern) aufgeteilt werden sollen. Und die beste Nachricht von allen ist, dass laut dem Coas
e-Theorem auf diese Weise die Gesamtemissionsgrenze zu den geringstmöglichen Kosten
 erreicht wird. In allen Wirtschaftsbereichen, die von den Emissionsgrenzwerten abgedeckt werden, müssten Emittenten sich entscheiden, ob sie Emissionsrechte kaufen oder ihre Emissionen reduzieren wollen (indem sie zum Beispiel weniger produzieren oder emissionsärmere Technologien einführen). Das heißt, dass die Emittenten, die keine
 Emissionsrechte kaufen, weil sie ihnen den geringsten Wert zuschreiben, diejenigen sein werden, für die es billiger ist, ihre Emissionen zu reduzieren als Emissionsrechte zu kaufen. Über die gesamte Wirtschaft werden die Emissionssenkungen, die notwendig sind, um das Gesamtziel zu erreichen, sich dort konzentrieren, wo sie am billigsten zu erreichen sind, was zur Minimierung der Gesamtkosten führen wird. Schlaue Sache.

Leider klafft zwischen der Schultafel-Ökonomik dieser Argumentation und der Realität eine große Lücke. Diese Argumentation gilt nur auf kurze Sicht, denn sie konzentriert sich 
auf die billigste Möglichkeit, eine Senkung der Emissionen im Hier und Jetzt zu erreichen, ohne zu beachten, dass in Zukunft weitere Reduzierungen notwendig sein werden und dass aktuelle Entscheidungen die Kosten dieser zukünftigen Reduzierungen erhöhen können. Der Emissionsrechtehandel motiviert Emittenten, zuerst die billigen Verfahren zur Senkung von Emissionen zu nutzen, die leicht erreichbaren Ziele ins Visier zu nehmen und Emissionsrechte zu kaufen, anstatt wirkungsvollere Maßnahmen in Angriff zu nehmen. Den Emittenten fehlen die Anreize, Innovationen zu entwickeln und in neue Technologien zu investieren, was dazu führt, dass die Wirtschaft einstweilen an den alten schmutzigen Technologien festhält, die langfristig wahrscheinlich teurer sein werden. So motiviert zum Beispiel der Emissionsrechtehandel einen Energieerzeuger, der Kohle verstromt, sein Kraftwerk mit Filteranlagen auszustatten, um seine Emissionen bei niedrigen Kosten zu reduzieren. Allerdings wird es sehr teuer oder unmöglich sein, die Emissionen eines Kohlekraftwerks in Zukunft noch weiter zu senken. Um langfristig weitere Reduzierungen zu erreichen, müsste eine insgesamt kostengünstigere Strategie neue Gesetze vorsehen, die möglichst bald einen stufenweisen Ausstieg aus der Kohleverstromung vorschreiben und starke Anreize schaffen, über technische Innovationen die Kosten von saubereren Technologien zu senken.

Eine weitere Hinterlassenschaft von Coases Weltsicht ist die Idee, dass Umweltverschmutzung in einem absoluten oder objektiven Sinne gar nicht schädlich sei: Vielmehr sei sie nur schädlich aus der subjektiven Perspektive der Personen, Organisationen oder Länder, die direkt darunter litten. Der »Geschädigte« trage ebenso viel Schuld wie der »Schädiger«: Es sei seine Schuld, sich in den Weg gestellt zu haben. Aus dieser Perspektive ist es absurd, zu behaupten, CO
2
-Emissionen verursachende wirtschaftliche Aktivitäten würden der Umwelt »schaden«. Oder zumindest ist es einseitig, denn durch die begrenzte CO
2
-Aufnahmekapazität der Atmosphäre entsteht ja auch ein Schaden, nämlich für das Wirtschaftswachstum. Daraus folgt, dass große CO
2
-Emittenten keine besondere Verantwortung haben, ihre Emissionen zu senken – die moralische Dimension von CO
2
-Emissionen verursachenden Aktivitäten bleibt auf der Strecke. Soweit die Klimaveränderung als Problem betrachtet wird, können große Emittenten sagen, »nicht mein Problem«, und die 
Verantwortung dafür den Märkten für Emissionsrechtehandel zuschieben, vor allem den Instanzen, die darüber entscheiden, welche Gesamtemissionen-Höchstgrenzen über den Markt erreicht werden sollen. Als der Chairman der Chicago Climate Exchange (CCX
, »Chicagoer Klimabörse«) einmal gefragt wurde, ob einige der Verkäufer von Emissionsrechten an der CCX
 tatsächlich weniger emittieren würden, nachdem sie Emissionsrechte verkauft hatten, antwortete er: »Das geht mich nichts an. Ich betreibe eine profitorientierte Firma.«
[20]


Sobald die Verantwortlichkeit für den Kampf gegen die Klimaveränderung anderswo verortet wird, degeneriert der Emissionshandel zu einem Markt wie jeder andere. Unter bestimmten Umständen wird er zu einer Spielwiese für Spekulanten. Im Jahr 2008, in den Anfangstagen dieses einträglichen Geschäfts, wurden sie zu einem Kongress eingeladen, der in London unter dem vielversprechenden Titel »Cashing In on Carbon« abgehalten wurde. In der Werbung für diese Veranstaltung hieß es, der Kongress werde sich »nicht mit den eigentlichen Fragen der Klimaveränderung beschäftigen. … Er wendet sich direkt an Investmentbanken, Investoren und große Emissionsrechtekäufer und ist darauf fokussiert, wie sie von immer vielfältigeren, auf CO
2
-Emissionen basierenden Anlagemöglichkeiten profitieren können.«

»Ungefähr im Dezember 1910 veränderte sich der menschliche Charakter.« Das schrieb Virginia Wool
f über den Aufstieg des Modernismus, von der Musik Strawinsky
s über die Kunst Picasso
s, vom architektonischen Schaffen Le Corbusier
s bis hin zum schriftstellerischen Werk von Wool
f selbst.
[21]
 Der Dichter Philip Larki
n verkündete, seine »wesentliche Kritik am Modernismus« sei dessen »unverantwortliche Ausbeutung der Technik, die im Widerspruch steht zum menschlichen Leben, wie wir es kennen«.
[22]
 Und so ist es durchaus eine Ironie, dass Coas
e, der im Dezember 1910 geboren wurde, zu einem Opfer des Aufstiegs des Modernismus in der Ökonomik geworden sein soll. Seine differenzierten Ideen, die er über sorgfältige Fallstudien verfeinert hatte, wurden ihrer Nuancen beraubt und von seinen Anhängern zu einem Theorem
 verdichtet – das freilich im Widerspruch stand zu dem Wirtschaftsleben, wie Coas
e es kannte. Tatsächlich ist Coase
s gesamte Arbeit von seiner Ablehnung der unrealistischen »Schultafel-Ökonomik« durchdrungen, 
die es nur darauf anlegt, aus modernen mathematischen Techniken Kapital zu schlagen. Coas
e ist nach wie vor der einzige Wirtschaftsnobelpreisträger, dessen Arbeiten keine mathematischen Gleichungen enthalten.

Wie wir schon gesehen haben – und auch später in diesem Buch immer wieder sehen werden –, ist Coase
s wesentlicher Kritikpunkt auch heute noch durchaus berechtigt: dass sich nämlich zwischen der sozialen und wirtschaftlichen Realität und ihrer idealisierten Darstellung in der ökonomischen Theorie eine besorgniserregende Kluft auftut. Ökonomen sind verliebt in elegante mathematische Werkzeuge und raffinierte Software. Doch wir müssen Coase
s Metapher aktualisieren: Heute ist das Betätigungsfeld der Ökonomen eher ein Videospiel als eine Schultafel. Ihre Werkzeuge mögen mittlerweile digital sein, doch die Schwierigkeiten, die sie verursachen können, wenn sie von studierten Ökonomen unbedarft auf die Realität angewendet werden, sind heute ebenso gravierend wie zu Zeiten von Coas
e. Stellen Sie sich einmal vor, ein Ökonom, der mit Grand Theft Auto
 groß geworden ist, wird bewaffnet mit einem schnellen Auto und einer Uzi-Maschinenpistole auf das wirkliche Los Angeles losgelassen. Der Emissionsrechtehandel, die Stärkung des gesetzlichen Schutzes von Urheberrechten, das Umdefinieren des Rechtsbegriffs »Fahrlässigkeit« und die Kampagne, das Abdoptionsverfahren durch einen freien Handel mit Kindern zu ersetzen: All diese Projekte haben Auswirkungen auf das wirkliche Leben, die weit über Spielereien im akademischen Elfenbeinturm hinausgehen.

Eine bohrende Frage bleibt unbeantwortet: Wie konnte Coas
e über so lange Zeit so falsch verstanden werden? Es liegt auf der Hand, dass sich die Fehldeutung von Coase
s Arbeit so lange halten konnte, weil sie für viele in Chicago ideologisch attraktiv war, und weil sie eine ergiebige Basis für akademische Laufbahnen in der neuen Disziplin Law-and-Economics und für lukrative Karrieren in Firmen wie Lexecon bildete. Doch davon abgesehen hatte auch Coas
e selbst nicht gerade dazu beigetragen, richtig verstanden zu werden: Er stellte seine Schlüsselideen über ein Gedankenexperiment vor, ein Reductio ad absurdum
. Für jemanden, der die Wirtschaftswissenschaften realistischer machen will, scheint es keine gute Idee zu sein, sich auf eine hypothetische Welt zu berufen. Warum also hat Coas
e das getan? Niemand scheint es sicher zu wissen, doch ein wichtiger Teil der Erklärung 
ist, dass selbst großartige Denker sich hin und wieder darauf konzentrieren, Fragen zu lösen, die sich im Nachhinein als Probleme von gestern erweisen. Coas
e stand unter dem Einfluss anderer Ökonomen vor ihm und deren Verfahren zur Analyse von Problemen wie Umweltverschmutzung. Bei der damals üblichen Analyse wurde davon ausgegangen, dass keine Transaktionskosten entstehen, aber trotzdem nach einer Intervention der Regierung gerufen. Coas
e wollte zeigen, dass in der völlig fiktiven Schultafelwelt ohne Transaktionskosten eine staatliche Intervention unnötig sei, weil der Umweltverschmutzer und der Geschädigte einen Deal miteinander machen würden. Daher war es angesichts seines rückwärtsgewandten Blickes durchaus einleuchtend, dass Coas
e bei seinen Überlegungen von einer Welt ohne Transaktionskosten ausging, doch das war einer der Gründe dafür, dass sich in den Köpfen späterer Generationen eine katastrophale Fehlinterpretation seiner Ideen festsetzen konnte.

Spätestens in den 1970er-Jahren unternahm Coas
e seine ersten vorsichtigen Versuche, solche Fehlinterpretationen geradezurücken, aber er äußerte sich nicht laut genug und wurde von einflussreichen Stimmen der Chicagoer Schule – etwa Becke
r, Friedma
n und Stigle
r – übertönt. Sein zögerliches Verhalten und sein Schweigen bleiben ein Rätsel. Im Jahr 1995 wurde Coas
e von Historikern gebeten, seine Zurückhaltung zu erklären, doch er antwortete nur trocken, er wolle lieber warten, bis er tatsächlich etwas zu sagen habe. Vielleicht war es die Loyalität gegenüber seinen Chicagoer Kollegen, die ihn davon abhielt, sich früher zu äußern. Erst in den 1980er-Jahren stellte Coas
e klar, dass seine Arbeit von Grund auf missverstanden worden sei, aber da war es schon zu spät. Das Missverständnis war zum Mainstream geworden, und ganze Karrieren waren darauf gegründet worden. Coas
e hat einmal traurig festgestellt: »Die Welt ohne Transaktionskosten ist häufig als eine ›coasianische Welt‹ bezeichnet worden. Nichts könnte weiter entfernt von der Wahrheit sein. Dies ist die Welt der modernen ökonomischen Theorie – ich hatte gehofft, die Ökonomen davon überzeugen zu können, diese Welt zu verlassen.«
[23]
 Die Adjektivierung seines Namens wird üblicherweise als »coaseanisch« buchstabiert, also nicht
 mit Coase
s eigener Schreibung »coasianisch«. Armer Ronald Coas
e – nicht einmal die Schreibung 
seiner »coaseanischen Welt« konnte er selbst bestimmen, geschweige denn ihre Bedeutung.
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 Der Staat als Gegner

Anfang der 1950er-Jahre waren John von Neuman
n und John Nas
h nicht die einzigen Genies bei der RAND
 Corporation. RAND
 war der Brutkasten für eine weitere intellektuelle Revolution, die ebenso wichtig war wie die Spieltheorie, damit aber überhaupt nichts zu tun hatte. Und dieses Mal war das Genie, das dahintersteckte, ein bescheidener Praktikant.

Die ersten und eifrigsten Anwender der Spieltheorie waren die Militäranalysten der RAND
 Corporation gewesen, die ihre potenten mathematischen Werkzeuge einsetzen wollten, um die Sowjets bei den atomaren Strategiespielen im Kalten Krieg auszumanövrieren. Doch für die Intelligenzbestien der RAND
 Corporation war strikte Logik das Wichtigste, und spätestens 1948 war aus spieltheoretischer Sicht ein möglicher Fehler in der Logik der Analyse eines Atomkriegs entdeckt worden. Ob das Spiel nun Scrabble oder Armageddon heißt, die Spieltheorie betrachtet jeden Spieler gleichermaßen als rationales Individuum. Aber war es wirklich passend, das dichte schwarze Netz des riesigen Sowjetreichs unter Stalin
s Herrschaft als Individuum
 zu betrachten? Anders gefragt: Wer genau spielte eigentlich die nuklearen Kriegsspiele gegen die USA
? Sicherlich nicht Stali
n selbst. Man sollte sich den Gegner nicht als Individuum vorstellen, sondern als eine Gruppe, ein Kollektiv. Doch diese Interpretation stellt für die Spieltheorie ein Problem dar, weil von deren Spielern angenommen wird, dass sie klare Präferenzen zeigen zwischen den Alternativen, die sich ihnen stellen. Diese Annahme scheint für ein hyperrationales Individuum plausibel zu sein, aber für eine Gruppe wird sie zu einem Rätsel und wirft einige schwierige Fragen auf: Was bedeutet es, von den Präferenzen einer Gruppe, eines Kollektivs zu sprechen? Worauf basieren diese Präferenzen? Und ist es sinnvoll, eine Gruppe als »rational« zu betrachten?

Ein paar Dinge im Büroalltag ändern sich nie. Wenn du ein paar wirklich knifflige, abstrakte Fragen hast, auf die Antworten gefunden werden müssen, frag jemanden, der nicht Nein sagen 
kann und dem es hoffentlich nichts ausmachen wird, sich lächerlich zu machen: Frag den Praktikanten.

Im Sommer 1948 machte Kenneth Arro
w, ein Doktorand aus New York, ein Praktikum bei der RAND
 Corporation. Seine Antworten auf diese Fragen waren in einem RAND
-Bericht enthalten, den er im Folgejahr fertigstellte: »Social Choice and Individual Values« (»Soziale Entscheidungen und individuelle Werte«). Bis 1951 hatte er das Papier zu einem kleinen Buch mit dem gleichen Titel erweitert, das einen so enormen Einfluss entfaltete, dass Arro
w dafür zwei Jahrzehnte später im Alter von 51 Jahren den Wirtschaftsnobelpreis zugesprochen bekam – damit war er jünger als jeder andere Nobelpreisgewinner vor oder nach ihm.

Arrow
s Rang in der Welt der Ökonomen ist kaum zu überschätzen. Nach dem Zweiten Weltkrieg hatte sich die Wirtschaftslehre gewandelt – zuerst in den Vereinigten Staaten, dann auf der ganzen Welt. Sie hatte sich von einer Disziplin, die erkennbar Fächern wie Politikwissenschaften und Geschichte ähnelte, zu etwas entwickelt, was eher einem Zweig der angewandten Mathematik gleichkam. Kenneth Arro
w war vermutlich die Einzelperson, die den größten Einfluss auf diese radikale Neupositionierung der Wirtschaftswissenschaften hatte. Arro
w ging an ökonomische Fragen völlig anders heran als so gut wie jeder andere, der ihm vorangegangen war, und erfolgreicher als die wenigen, die es versucht hatten. Arro
w setzte den Standard für das prestigeträchtigste Forschungsgebiet der Wirtschaftswissenschaften – die Wirtschaftstheorie. Arro
w taucht häufig in Rankings der »größten« Wirtschaftsnobelpreisträger auf, und mit seinen Arbeiten hat er sich eigentlich für drei Nobelpreise qualifiziert, weil er damit im Grunde genommen drei wichtige Teilgebiete der Wirtschafttheorie begründet hat. Fünf seiner Studenten gewannen ebenfalls einen Nobelpreis.

Wie bei vielen anderen aus seiner Generation war Arrow
s Studium durch den Krieg unterbrochen worden. Von 1942 bis 1946 diente er als Wetteroffizier des US
 Army Air Corps. Bei seiner Arbeit für diesen Vorläufer der US
 Air Force etablierte er ein Muster, das sich in den kommenden 20 Jahren wiederholen sollte: den Einsatz mathematischer Verfahren für militärische Zwecke. Sein erster veröffentlichter Forschungsbericht, »On the Optimal Use of Winds for Flight Planning« 
(»Über die optimale Nutzung von Winddaten bei der Flugplanung«), stammt aus dieser Zeit. Arro
w und seine Statistiker hatten den Auftrag, die Anzahl der Regentage des jeweils bevorstehenden Monats zu prognostizieren. Sie schickten ein Memo an den kommandierenden General des Air Corps, in dem sie feststellten, dass ihre Vorhersagen erwartungsgemäß unbrauchbar waren und dass ihre Gruppe aufgelöst werden sollte. Sechs Monate später kam die Antwort von einem Sekretär des Generals: »Der General weiß, dass Ihre Prognosen nicht gut sind, aber sie werden für Planungszwecke gebraucht.« Die Prognosen wurden fortgesetzt.
[1]


Arrow
s Leben während der 1950er- und 60er-Jahre scheint unauffällig verlaufen zu sein, aber andererseits unterliegen zahlreiche Aspekte seines Lebens nach wie vor der militärischen Geheimhaltung: Aufgrund seines maßgeblichen Einflusses auf das strategische Denken der US
-Militärs hatte er von 1949 bis 1971 eine »Top Secret«-Sicherheitsfreigabe.

Das zentrale mathematische Ergebnis im Kern seines Buches Social Choice and Individual Values
 ist ein Lehrsatz, der später als das Allgemeine Unmöglichkeitstheorem
 bekannt wurde. Während sein mathematischer Beweis nur für Spezialisten interessant ist, haben die Implikationen des Unmöglichkeitstheorems ein breites Publikum erreicht – und verblüfft. Seine einfachste und kürzeste Zusammenfassung – die sich dann auch als die populärste erwies – passt sogar bequem auf einen Autosticker: DEMOKRATIE IST UNMÖGLICH
. Dies war freilich ein Sticker, den eine ganze Generation von Politikstudenten voller Stolz auf ihre Stoßstangen klebte, die sich, nachdem sie Arrow
s Buch gelesen hatten, mit Vorliebe als Politikwissenschaftler
 bezeichneten.

Wie konnte es angehen, dass diese nihilistische Auffassung von Demokratie ernst genommen und nicht als politphilosophisches Argument, sondern als unanfechtbare Tatsache der mathematischen Logik präsentiert wurde? Arro
w brauchte sich nicht mit der jahrtausendealten Debatte um die Machbarkeit von Demokratie zu belasten, um zu diesem Schluss zu kommen, und das konnte er auch gar nicht. Seine Ideen waren völlig anders, noch nie da gewesen. Tatsächlich war er in der Lage, den Großteil der intellektuellen Geschichte der Demokratie völlig zu umschiffen.

In Social Choice and Individual Values
 begründete Arro
w ein Feld der Ökonomik, das heute als Sozialwahltheorie
 oder Theorie kollektiver Entscheidungen
 bekannt ist. Vor Arro
w
 existierte dieses Feld nicht; es hatte keinen Namen, und nur ein paar Amateure beschäftigten sich damit. Arrow
s intellektueller Vorläufer war weniger Aristotele
s, sondern eher Alice im Wunderland. Der Reverend Charles Lutwidge Dodgso
n – besser bekannt als Lewis Carroll, der Autor des Kinderbuches Alice im Wunderland
 – war ein Mathematiker, der in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts in Oxford lebte. Abgesehen von Mathematik und Alice im Wunderland
 beschäftigte sich Dodgso
n mit wegbereitenden Konzepten zu Wahlsystemen. Vor Arro
w hatte Dodgso
n die bei Weitem umfassendste Analyse von Wahlsystemen angestellt, doch diese Arbeit blieb in einem Stapel unveröffentlichter Pamphlete liegen, sodass Arro
w nichts davon wusste, als er begann, sich mit den scheinbar obskuren Fragen zu beschäftigen, die ihm die RAND
-Analysten im Sommer 1948 gestellt hatten.
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Arro
w wusste mit Sicherheit nicht, dass seine Antworten nicht nur eine Fußnote der militärischen Analysen der RAND
 Corporation bleiben, sondern auch unser Verständnis von Demokratie von Grund auf verändern würden: Im Lichte von Arrow
s Arbeit würde Demokratie als fundamentale Fehlkonstruktion erscheinen, die bestenfalls eine Serie von wenig überzeugenden Kompromissen verkörpert.

Das Unmöglichkeitstheorem

Um die Spieltheorie zur Entwicklung der Atomstrategie im Kalten Krieg einsetzen zu können, musste RAND
 davon ausgehen, dass der sowjetische Gegner sich rational verhalten würde. Da »Rationalität« in der Spieltheorie im Wesentlichen einfach bedeutet, sich konsistent zu verhalten, ist sie ein Kriterium, das ein Individuum – selbst ein paranoider, größenwahnsinniger Diktator wie Stali
n – relativ leicht erfüllt. Wenn es sich jedoch bei einem der »Spieler« in einem nuklearen Kriegsspiel tatsächlich um eine Gruppe von Individuen handelt, ist keineswegs von vornherein klar, ob sich diese Gruppe in ihren Ansichten oder Entscheidungen konsistent verhalten wird. Arro
w begann seine Analyse dieses Problems mit folgender Annahme: Wenn einer Gruppe von Menschen – ganz gleich, ob es sich dabei um sowjetische Militärstrategen oder einen Freundeskreis handelt – eine »kollektive Präferenz« zu etwas zugeschrieben werden 
kann, dann muss diese kollektive Präferenz aus den individuellen Präferenzen der Gruppenmitglieder abgeleitet werden. Daher konzentrierte Arro
w sich sofort auf Wahlsysteme, also die verschiedenen Arten, wie die Präferenzen individueller Wähler kombiniert werden können, um eine kollektive Entscheidung oder Präferenz zu ermitteln.

Vor allem wollte Arro
w herausfinden, ob die kollektive Präferenz, die ein vernünftiges Wahlsystem hervorbringt, konsistent sein würde. Um zu definieren, was er mit »vernünftig« meinte, stellte er einen Satz von Prinzipien auf, eine Reihe von erwünschten Eigenschaften, die jedes vernünftige Wahlsystem seiner Meinung nach haben sollte. Anhand dieser Liste scheint das weitere Vorgehen klar zu sein: Man untersucht verschiedene Wahlsysteme, die diese Eigenschaften haben, und beurteilt für jedes dieser Systeme, ob die von ihm hervorgebrachten Entscheidungen konsistent sind. Dies ist der Ansatz, den die Forscher vor Arro
w verfolgt hätten. Doch Arro
w tat etwas völlig anderes.

Zuerst erkannte Arro
w, dass ein Wahlsystem als ein generelles mathematisches Verfahren betrachtet werden kann. Es ähnelt einem Computerprogramm, in das jeder Wähler seine Präferenzen eingibt, die der Computer anhand eines Regelwerks auswertet und zusammenfasst, um dann die kollektive Präferenz auszuwerfen. Als Nächstes fasste Arro
w sowohl die erwünschten Eigenschaften von Wahlsystemen als auch die Bedeutung dessen, was er mit der Konsistenz der kollektiven Präferenzen meinte (worauf wir später noch näher eingehen werden), in mathematische Begriffe. Als er all das zusammenfügte, ergab sich eine völlig unerwartete Inkompatibilität: Es gibt, zu diesem Schluss kam Arro
w, kein
 Wahlsystem – auch kein bislang noch gar nicht konzipiertes –, das sowohl die erwünschten Eigenschaften aufweist als auch eine konsistente kollektive Präferenz hervorbringt. Diese Erkenntnis ist das Unmöglichkeitstheorem.

Die Grundzüge des Theorems waren bereits in dem Memo enthalten, das Arro
w als Praktikant bei RAND
 geschrieben hatte, wofür er im September 1948 fünf Tage gebraucht hatte.
[2]
 Arro
w war ein bescheidener Mensch. Er erinnerte sich erst daran, dass er auf das Unmöglichkeitstheorem gekommen war, als alle seine anderen Versuche, die RAND
-Fragen zu beantworten, gescheitert waren. Aber Arro
w hatte auch Glück. Das Unmöglichkeitstheorem hätte er nicht entwickeln können, wenn 
er nichts von einer damals weitgehend unbekannten mathematischen Sprache, der sogenannten relationalen Logik, gewusst hätte, über die er erst durch eine Verkettung von Zufällen erfuhr. Erstens hatte Arro
w, da sein Vater in der Weltwirtschaftskrise alles verloren hatte, wegen der ärmlichen Lebensverhältnisse seiner Familie keine andere Wahl, als sein Grundstudium am City College in New York zu absolvieren statt an einer renommierteren Hochschule. Freilich lehrten damals etliche beeindruckende Persönlichkeiten am City College: Der führende Logiker Bertrand Russel
l stand im Begriff, dort eine Professur zu übernehmen, und Arro
w, der schon vorher ein Interesse für mathematische Logik entwickelt hatte, schrieb sich in Russell
s Kurs ein. Zweitens wurde Russel
l, noch bevor er überhaupt in New York eingetroffen war, wegen »moralischer Unschicklichkeit« gefeuert. Die Mutter einer potenziellen Studentin (eher »potenziell« als »Studentin«: das Mädchen war erst zwölf Jahre alt) hatte das City College verklagt, weil Russell
s Philosophie der »freien Liebe« – die ein gewisses öffentliches Aufsehen erregt hatte – die Moral von Studentinnen untergrabe. Der Richter donnerte bei der Urteilsverkündung, das College wolle einen »Lehrstuhl der Unschicklichkeit« einrichten.
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 Dann kam der dritte Zufall: Entgegen allen Erwartungen gelang es dem College, einen renommierten Ersatz für Russel
l zu finden. Alfred Tarsk
i, einer der größten Logiker des 20. Jahrhunderts, war im August 1939 aus seiner Heimat Polen abgereist, um eine Vorlesungsreihe an der Harvard University abzuhalten. Dann stellte sich heraus, dass er das letzte Schiff genommen hatte, das in die Vereinigten Staaten fuhr, bevor der Zweite Weltkrieg ausbrach und deutsche und sowjetische Armeeverbände Polen überrannten. Da Tarsk
i Jude war, konnte er nicht nach Polen zurückkehren, und da er kein Einkommen hatte, nahm er dankend an, als das City College ihm einen Job anbot. Im Frühjahr 1940 hörte Arro
w seine Vorlesungen über relationale Logik. Tarsk
i war nicht nur der führende Experte für diese neue Art der Logik; er war ihr Pionier. Dann bekam Arro
w die Gelegenheit, seine Kenntnisse noch zu vertiefen, als Tarsk
i, der in ihm einen hochbegabten Studenten erkannt hatte, den 18-jährigen Undergraduate-Studenten bat, als Chefkorrektor sein maßgebliches Standardwerk über Logik, das 1941 veröffentlicht wurde, durchzusehen.
[3]


Arrow
s Buch Social Choice and Individual Values

 wurde weithin mit großem Beifall aufgenommen. Doch außerhalb eines engen Kreises konnte kaum jemand Arrow
s mathematischen Ausführungen folgen, und noch weniger Menschen interessierten sich überhaupt dafür. Und es war von Anfang an ein sehr
 enger Kreis. So fehlte zum Beispiel in dem Beweis für das Unmöglichkeitstheorem ein notwendiger Schritt, was dem Redakteur vor der Veröffentlichung nicht aufgefallen war – vermutlich, weil die verwendete mathematische Sprache so neu und fremdartig war, dass sie das Fehlen dieses Schrittes verschleierte. (Ein paar Jahre später fiel dieses Problem auf und wurde dann mühelos behoben.) Diese mathematische Hürde hat in den folgenden Jahren immer wieder dazu geführt, dass sowohl Befürworter als auch Kritiker von Demokratie die Details von Arrow
s Arbeit ignorierten und sie stattdessen mit den primitiveren Sticker-Botschaften assoziierten. Wenn wir seine Arbeit besser verstehen wollen, müssen wir tiefer in die Materie einsteigen, um uns zumindest eine Vorstellung davon zu machen, was mit »konsistenten« kollektiven Entscheidungen gemeint ist und wieso sie mathematisch unmöglich sein können.

Da das Unmöglichkeitstheorem ausschließlich in mathematischen Begriffen formuliert ist, kann es für sich in Anspruch nehmen, universell anwendbar zu sein. Die Mathematik schränkt in keiner Weise ein, wer wählt, wie man wählt und wen oder was man wählt (solange es mindestens drei Alternativen gibt, zwischen denen man sich entscheiden kann). Es könnten die sowjetischen Militärstrategen sein, die entscheiden wollen, welche US
-Stadt ihr primäres Ziel für einen Atombombenabwurf sein soll – oder es könnten ein paar Teenager sein, die entscheiden wollen, ob sie Pizza, Burger oder Sushi essen wollen. Das heißt, dass Arro
w, als er auf Seite 2 von Social Choice and Individual Values
 ein »Wahl-Paradoxon« einführte, es mit einem breiten Spektrum unterschiedlicher Kontexte hätte veranschaulichen können. Aber natürlich griff er auf ein Beispiel zurück, das seine Arbeit bei RAND
 reflektierte, in Form einer Entscheidung zwischen den drei Alternativen »Abrüstung, Kalter Krieg oder Heißer Krieg«. Nehmen wir an, die Entscheider sind drei RAND
-Analysten namens Tom, Dick und Harry, die folgende Präferenzen haben: Tom bevorzugt Abrüstung vor einem Kalten Krieg und einen Kalten Krieg vor einem Heißen Krieg; Dick bevorzugt einen Kalten Krieg vor einem Heißen Krieg und einen Heißen Krieg vor Abrüstung; 
und Harry bevorzugt einen Heißen Krieg vor Abrüstung und Abrüstung vor einem Kalten Krieg.
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 Wenn Tom jetzt Abrüstung vorschlägt, könnten Dick und Harry einen Heißen Krieg vorschlagen, weil sie ihn beide bevorzugen (in einer Abstimmung über Heißen Krieg oder Abrüstung gewinnt der Heiße Krieg). Entsprechend können Tom und Dick, falls Harry seine erste Wahl – einen Heißen Krieg – vorschlägt, sich verbünden und ihn überstimmen, da sie beide einen Kalten Krieg vor einem Heißen Krieg bevorzugen. Und wenn im dritten Fall Dick seine erste Wahl – Kalten Krieg – vorschlägt, können Tom und Harry sich verbünden, um ihn zu überstimmen, da sie beide eine Abrüstung einem Kalten Krieg vorziehen.

Es gibt keinen Gesamtsieger, weil jeder Vorschlag mit einem Gegenvorschlag durch zwei von drei Wählern überstimmt werden kann. Das heißt, dass die Präferenz der Gruppe inkonsistent ist: Abrüstung schlägt Kalten Krieg, Kalter Krieg schlägt Heißen Krieg, aber Heißer Krieg schlägt Abrüstung. Arrow
s Unmöglichkeitstheorem zeigt, dass Probleme wie dieses Paradox bei einer beliebigen Zahl von Wählern, bei einem beliebigen Wahlsystem und in einem beliebigen Kontext auftreten können: Das Problem entsteht aus dem Muster
 der Wählerpräferenzen, nicht aus deren Inhalten. In diesem Sinne ist das Unmöglichkeitstheorem universell anwendbar.

Das Unmöglichkeitstheorem wurde von Anfang an falsch verstanden und dargestellt. Die Leser des Theorems fielen im Grunde genommen in zwei Kategorien: Solche, die die Mathematik nicht verstanden, aber das daraus folgende Ergebnis der Unmöglichkeit erstaunlich fanden; und solche, die die Mathematik durchaus verstanden und von der darauf beruhenden Unmöglichkeit keineswegs erstaunt waren.

Unterdessen ahnten viele aus der letzteren Gruppe, dass dieses von Arro
w beschriebene Paradoxon nicht wirklich neu war. Es war nämlich als das Condorce
t-Paradoxon bekannt, das schon 1785 von dem französischen Philosophen und Mathematiker Marquis de Condorce
t entdeckt worden war (was Arro
w allerdings nicht wusste – vermutlich wegen seines »mangelnden Eifers« bei der Recherche). Wichtiger ist jedoch, dass Wirtschaftsmathematiker rasch Möglichkeiten fanden, das durch das Theorem aufgeworfene Problem zu vermeiden, indem sie Wahlmodalitäten entwickelten, 
die letzten Endes doch konsistente kollektive Entscheidungen gewährleisten. Doch eine Frage bleibt: Wenn das durch das Unmöglichkeitstheorem aufgeworfene Problem so mühelos zu lösen war, warum hat dann Social Choice and Individual Values
 einen so enormen Einfluss entfaltet? Vielleicht war Arro
w einfach zur richtigen Zeit am richtigen Ort; jemand anders hätte vielleicht weniger Glück gehabt.

USA – Schottland 1:0

Duncan Blac
k kam 1908 arm, aber mit Intelligenz gesegnet zur Welt, in der schottischen Stadt Motherwell. Nach einem Studium der Mathematik und Wirtschaftswissenschaften an der Glasgow University trat e
r eine Stelle als Dozent an der neu gegründeten Dundee School of Economics an, wo er sich bald mit einem anderen neuen Dozenten anfreundete, dem jungen Ronald Coas
e. Blac
k hatte schon früher ein Interesse für Wahlsysteme entwickelt, vor allem für die Frage, wie ein Komitee abstimmen kann, um zu einer kollektiven Entscheidung zu kommen. Wie bei Arro
w wurde auch Black
s Laufbahn unterbrochen, weil er Kriegsdienst leisten musste. Er diente als nächtlicher »Brandwart« im Warwick Castle – mit der Aufgabe, Alarm zu schlagen, wenn am Nachthimmel deutsche Bomber auftauchten –, und es war in einer einsamen Nacht im Februar 1942, dass ihm dort »wie ein Geistesblitz« eine Schlüsselidee zu Wahlsystemen kam. Daraus entwickelte sich Black
s Medianwählertheorem
 – die Idee, dass bei einer Wahl, bei der die Wähler einfache Präferenzen zwischen zwei Kandidaten haben, derjenige gewinnen wird, der sich die Unterstützung des politischen Zentrums der Wählerschaft (des Medians) sichern kann. Im Jahr 1946 hatte Blac
k eine weitere wichtige Erkenntnis, aber als ihm klar wurde, welche negativen Implikationen sie für die Entwicklung zuverlässiger Wahlsysteme haben würde, »wurde mir schlecht, fast so, als ob ich richtig krank wäre«.
[4]
 Blac
k erfuhr erst später, dass seine Erkenntnis nicht neu war – es handelte sich abermals um das Condorce
t-Paradoxon (das von Dodgso
n im 19. Jahrhundert in Oxford wiederentdeckt worden, dann aber gleich wieder in Vergessenheit geraten war). Blac
k veröffentlichte seinen ersten größeren Artikel zu diesem Thema 1948, also drei Jahre, bevor Arrow
s Buch erschien. Dann, im November 1949, reichte Blac
k eine weitere wichtige Arbeit an die Econometrica

 zur Veröffentlichung ein, der führenden Fachzeitschrift der mathematischen Ökonomik. Der Erste zu sein, der eine neue Idee veröffentlicht, ist in der akademischen Welt ausgesprochen prestigeträchtig, sodass Blacks Rang auf diesem Gebiet gesichert zu sein schien.

Aber Blac
k hatte nicht so viel Glück. Er arbeitete immer allein: Ronald Coas
e beschrieb ihn als »weltabgewandt, bescheiden, zurückhaltend«, und ein anderer akademischer Kollege spottete: »Er war Experte für Komitees, aber ich habe ihn nie in einem sitzen sehe
n.«
[5]


Im Gegensatz zu Arro
w bei der RAND
 Corporation war Blac
k nicht von Mathematikern umgeben und keiner seiner Kollegen wusste etwas über seine Forschungen. Von Econometrica
 hörte er nichts wegen seines Artikels, bis er 18 Monate später, im Mai 1951, den Chefredakteur direkt darauf ansprach. Dieser antwortete, dass man Black
s Artikel drucken wolle – aber nur unter der Bedingung, dass Black ihn vorher komplett überarbeitete und Arro
w als Urheber dieser Ideen angab, da Arrows Buch etwa einen Monat zuvor erschienen war. Blac
k war wütend, weil Arrow
s Buch nur wegen der Trägheit von Econometrica
 früher erschienen war, und er wurde noch wütender, als eine mögliche Erklärung für diese Trägheit zutage trat: Der Chefredakteur war voreingenommen, da er Forschungsdirektor der Cowles Commission for Research in Economics in Chicago war, wo Arro
w gerade den größten Teil seines Buches geschrieben hatte.

Eigentlich hätte das ein nur vorübergehender Rückschlag für Blac
k sein können, doch tatsächlich war seine Niederlage von Dauer. Seine Arbeit über Sozialwahltheorie zog sowohl vor als auch nach Erscheinen von Arrow
s Buch nur einen Bruchteil der Aufmerksamkeit und des Lobes auf sich wie Arrow
s Arbeit. Arrow war tatsächlich
 zur rechten Zeit am rechten Ort gewesen. Arro
w hatte ja nicht nur durch seine Beziehungen zu RAND
 und Cowles Kontakte und Einfluss gewonnen, die im abgelegenen Dundee unvorstellbar waren; sein intellektuelles Umfeld war ebenso weit entfernt von dem Blacks. Blac
k sah sich als neutraler Gelehrter, der eine reine Wissenschaft der Politik entwickelte; als 1948 ein RAND
-Forscher Blac
k einen Brief schrieb, um ihn um Leseempfehlungen für das RAND
-Team zu bitten, beschloss Blac
k, nicht zu antworten, weil er einer geheimnistuerischen, militaristischen Organisation wie RAND
 nicht helfen wollte. Arro
w
 hatte dagegen ein differenziertes, aber klar abgestecktes philosophisches und politisches Weltbild, das gut zum Selbstbild der RAND
 Corporation als Verteidiger der Freiheit passte. Es war dieser breiter angelegte philosophische und politische Horizont, der Social Choice and Individual Values
 maßgeblich geprägt hatte und letztlich weit größeren Einfluss entfaltete als das Unmöglichkeitstheorem allein. Arro
w hatte, ohne es zu wollen, ein Denkgerüst errichtet, das sich in späteren Jahren zahlreiche Vorkämpfer für »freie Märkte« zu eigen machen würden.

In den Nachwirren des Zweiten Weltkriegs war eine skeptische Sicht der Klugheit von Entscheidungen, die durch einen mehr oder weniger demokratischen Prozess herbeigeführt werden, gang und gäbe. Hitler war durch eine demokratische Wahl an die Macht gekommen. In seinem Buch Der Weg zur Knechtschaft
 hatte von Haye
k betont, wie leicht wohlfeiles Gerede über »Gemeinwohl«, »öffentliches Interesse« und »gesellschaftliche Ziele« als bequemer Deckmantel verwendet werden kann, um eine Gesellschaft auf den Weg in ein totalitäres Herrschaftssystem zu führen. Doch e
r hatte auch behauptet, dass keines dieser Konzepte überhaupt existiert, da eine Gesellschaft freier Individuen nie einen Konsens über gemeinschaftliche Ziele erreichen könne. Kein Wunder, dass Arrow
s Unmöglichkeitstheorem unter von Hayek
s Anhängern zahlreiche Unterstützer fand: Arro
w schien einen mathematischen Beweis für von Hayek
s Argumente geliefert zu haben.

Für die Anhänger freier Märkte hatte Arro
w anscheinend mehr zu bieten. Wenn Demokratie unmöglich war, so hatte Arro
w doch angedeutet, was an ihre Stelle treten konnte: Auf den ersten Seiten von Social Choice and Individual Values
 hatte er postuliert, dass es zwei Arten »sozialer Entscheidungen« gebe: Wahlen, um politische Entscheidungen herbeizuführen, sowie Märkte, die für wirtschaftliche Entscheidungen zuständig waren. Für Arro
w waren Wahlen und Märkte in so hohem Maße »analog« (vergleichbar), dass die Unterschiede zwischen ihnen »vernachlässigt« werden konnten. Soweit es die Haye
k-Chicago-Achse betraf, war die offensichtliche Reaktion auf das Unmöglichkeitstheorem, Politik und Wahlen durch Ökonomik und Märkte zu ersetzen. Dies war ein großer neuer Schritt, der über Adam Smit
h, das Laissez-faire des 19. Jahrhunderts und andere traditionelle Formen von Konservatismus 
hinausging – eine Vision, nach der nicht nur staatliche Einmischungen in die Märkte fehlten, sondern der Staat selbst möglichst weitgehend ersetzt wurde. Und diese Vision schwebt heute über dem gesellschaftlichen Leben des 21. Jahrhunderts und manifestiert sich in der Annahme, dass Märkte der beste Weg seien, um Entscheidungen zu treffen, die früher auf politischer Ebene getroffen wurden.

Doch es gibt ein fundamentales Problem mit dieser Markteuphorie. Wenn Märkte praktisch das Gleiche sind wie Wahlen, dann gilt das Unmöglichkeitstheorem auch für Märkte,
 und daraus folgt, wie Arro
w es unmittelbar nach der ersten Erwähnung seines Theorems formulierte, dass »der Marktmechanismus keine rationale soziale Entscheidung hervorbringt«.
[6]


Doch dieser Teil von Arrow
s Botschaft wurde ignoriert.

Mathematische Philosophie

Niemand, der sich ernsthaft mit Arrow
s Arbeit beschäftigte, konnte zu dem Schluss kommen, dass er offenkundig die Märkte als Mittel, um den Menschen zu geben, was sie wollen, für besser geeignet hielt als Demokratie. Um es noch einmal zu wiederholen: Arro
w vertrat die Auffassung, das Unmöglichkeitstheorem stelle die Legitimität von sowohl Märkten als auch Demokratie infrage. Noch wichtiger ist jedoch ein Aspekt, dessen Bedeutung alle, die Arrow
s mathematische Schlussfolgerungen begriffen, sehr schnell erkannten, dass nämlich die logische »Unmöglichkeit« von Demokratie auf verschiedene Arten vermieden werden kann, indem man eine oder mehrere von Arrows Grundannahmen schwächt oder verändert. Jede dieser Modifikationen ebnet den Weg zu diversen Möglichkeiten, zuverlässige Wahlsysteme zu entwickeln.

War es Arro
w peinlich, wie leicht sein Unmöglichkeitstheorem umgangen werden kann? Keineswegs. Das Umschiffen der Unmöglichkeit war ja genau der springende Punkt: Obwohl fast alle es »Arrows Unmöglichkeitstheorem« nannten, hatte Arro
w es als Allgemeines Unmöglichkeitstheorem
 bezeichnet. Freunde von ihm scherzten, Arro
w sei ein unverbesserlicher Optimist, doch es steckte mehr dahinter als das. Arro
w wusste von Anfang an, dass sein Theorem nicht standhalten kann, wenn mindestens eine seiner Grundannahmen geschwächt wird. Er wollte nie beweisen, dass eine sinnvolle 
Form von Demokratie unmöglich sei, sondern vielmehr das Gebiet möglicher Kompromisse abstecken: Sein Theorem zeigt, dass Wahlsysteme, die ein höheres Maß einer bestimmten erwünschten Eigenschaft aufweisen, nur möglich sind, wenn eine andere erwünschte Eigenschaft mehr oder weniger aufgegeben wird. Es sollte anderen überlassen bleiben, sich anhand der von Arro
w abgesteckten Landkarte für ein bestimmtes Ziel in Form eines Wahlsystems einzusetzen.

So hatte Arro
w zum Beispiel gesagt, dass die kollektiven Präferenzen konsistent sein sollten: Wenn Option A vor Option B bevorzugt wird und B vor C, dann muss auch A vor C bevorzugt werden. Diese Anforderung von Konsistenz ist in dem oben beschriebenen Abstimmungsbeispiel über Strategien im Kalten Krieg nicht erfüllt: Eine Mehrheit zog Abrüstung einem Kalten Krieg vor, eine Mehrheit zog einen Kalten Krieg einem Heißen Krieg vor, aber
 eine Mehrheit zog auch einen Heißen Krieg einer Abrüstung vor. Arrow
s Konsistenz-Anforderung ist reizvoll, weil sie alle Wahlsysteme, die zu solchen Situationen führen können, ausschließt: Sie schließt alle Wahlsysteme aus, die nicht unter beliebigen Umständen einen klaren Sieger hervorbringen. Doch es gibt auch noch andere Möglichkeiten, dafür zu sorgen, dass ein Wahlsystem immer einen Gewinner hervorbringt. Im Jahr 1998 gewann Amartya Se
n den Wirtschaftsnobelpreis unter anderem für seine Arbeit auf diesem Gebiet. Se
n meinte, Arro
w würde von einem Wahlsystem zu viel verlangen: In vielen Fällen, so Se
n, brauchen wir nur zu wissen, wer der Sieger ist. Doch Arrow
s Ansatz sucht Wahlsysteme, die uns mehr Informationen liefern – nämlich die »kollektive Präferenz«, ein komplettes Ranking sämtlicher Alternativen von der ersten bis zur letzten, nicht nur das Bestimmen des Siegers. Se
n schlug ein mathematisches Gerüst für Wahlsysteme vor, die nur den Sieger identifizieren; das ist deutlich weniger anspruchsvoll als Arrow
s Ansatz und ermöglicht zahlreiche plausible Wahlsysteme. In diversen Situationen lohnt es sich, um der Eindeutigkeit des Ergebnisses willen darauf zu verzichten, in Erfahrung zu bringen, welche Alternativen an zweiter, dritter und allen weiteren Stellen bevorzugt werden.

Um eine weitere wichtige Fluchtroute aus der Sackgasse des Unmöglichkeitstheorems zu erkunden, müssen wir zwei der erwünschten Eigenschaften von Wahlsystemen näher betrachten, die Arro
w
 spezifiziert hat. Sie wurden als »Universalität« und »Unabhängigkeit irrelevanter Alternativen« bekannt. Universalität bedeutet, dass ein Wahlsystem in der Lage sein muss, jegliche Art von Meinung oder Präferenz, die von individuellen Wählern zum Ausdruck gebracht werden kann, zu verarbeiten. Die Unabhängigkeit irrelevanter Alternativen erfordert, dass das vom Wahlsystem produzierte Ranking zweier beliebiger Alternativen ausschließlich davon abhängen darf, wie die einzelnen Wähler diese beiden Alternativen einstufen, und von nichts anderem. Auf den ersten Blick scheinen diese beiden Prinzipien den Geist der Demokratie einzufangen – sie sorgen dafür, dass die Meinungen der einzelnen Wähler das höchste Gewicht haben, um die kollektive Entscheidung zu ermitteln. Doch wenn Universalität »jegliche« Art von Meinung oder Präferenz zulässt, bedeutet das tatsächlich jegliche Art in einem mathematischen Sinne: Jede nach den Gesetzen der Logik zulässige Präferenz der Alternativen ist erlaubt. Auch hier kann es sein, dass Arro
w die Hürde zu hoch gelegt hat: In einer Demokratie müssen wir nicht jede Art von Präferenz berücksichtigen, als ob wir erlauben wollten, dass die Menschen das Ranking ihrer Präferenzen völlig zufällig auswählen können, etwa durch Werfen einer Münze. Es wird einige nach den Gesetzen der Logik unmögliche Präferenzmuster geben, die einfach keinen Sinn ergeben und ausgeschlossen werden können. Darüber hinaus haben wahrscheinlich alle demokratischen Länder und Gesellschaften der Menschheitsgeschichte gewisse Einschränkungen der Präferenzen und Entscheidungsmöglichkeiten, die ihre Bürger an der Wahlurne zum Ausdruck bringen können, festgelegt. Diese Einschränkungen sind in vielen Fällen selbst das Ergebnis gewisser formeller oder informeller demokratischer Verfahren, die von der Agenda ihrer gewählten Abgeordneten bis hin zu expliziten Verboten in ihrer Verfassung reichen können, etwa dem Verbot antidemokratischer politischer Parteien in Deutschland. Wenn solche Einschränkungen legitim sind, dann kann Arrow
s Universalitätsannahme fallen gelassen werden, was dann bedeutet, dass das Unmöglichkeitstheorem nicht greift.

Diskussionen wie diese – über die Kompromisse, die notwendig werden, wenn eine von Arrow
s Grundannahmen geschwächt wird, um die anderen zu retten – haben über Jahrzehnte getobt und einen riesigen Bestand an wissenschaftlicher Literatur hervorgebracht, der jedoch 
von Laien weitgehend ignoriert wird, weil sie sich nur allzu gern mit der griffigen Autosticker-Version »Demokratie ist unmöglich« zufriedengeben.

Doch Arrow
s Einfluss reicht weit über das Unmöglichkeitstheorem hinaus. Er baute einen Rahmen für unser Denken über Politik und Ökonomik auf, den er als wissenschaftlich und universell gültig präsentierte und mit dem er die Essenz von Demokratie einfangen wollte, die aus seiner Sicht auf zwei Stützpfeilern ruht: die individuelle Freiheit, jegliche Meinung oder Präferenz zu beliebigen Fragen äußern zu können, und zu kollektiven Entscheidungen zu kommen, die ausschließlich aus diesen individuellen Präferenzen folgen. Doch diese Vision von Demokratie war weitgehend in seinen mathematischen Definitionen von »Universalität« und der »Unabhängigkeit irrelevanter Alternativen« verborgen (oder, wie seine Mathematik-affinen Leser es bald ausdrückten, in »Axiom U« und »Axiom I«, nach dem englischen Wort »Independence«). Mit anderen Worten: Arro
w fasste seine persönlichen philosophischen Ansichten – denn nichts anderes waren sie – so, als wären sie universelle mathematische Gesetze; er drückte sie in einer mathematischen Sprache aus, und darüber hinaus auch noch in einer ungewohnten mathematischen Sprache.

Zusammengenommen definieren Arrow
s zwei Axiome Demokratie in Begriffen einer starken Form von Individualität und moralischem Relativismus und schließen dabei jede Gesellschaftsphilosophie aus, die hin und wieder legitimen Vorrang vor der individuellen Meinung begründen kann. Arrow
s primäres Angriffsziel waren totalitäre Philosophien wie der Sowjetkommunismus (was Leser aus dem von Haye
k/RAND
/Chicago-Lager zufrieden zur Kenntnis nahmen), doch seine Axiome U und I verwarfen auch potenziell gutartigere Philosophien von Rousseau bis Kant. In praktischer Hinsicht bedeuten Arrow
s allem Anschein nach abstrakten Axiome, dass individuelle Präferenzen, so niederträchtig, selbstsüchtig, rassistisch oder verwerflich sie auch sein mögen, nie in die Schranken gewiesen werden können, selbst wenn sie mit dem Gesetz, der Verfassung oder den Menschenrechten kollidieren.

Arrow
s Ansatz beruht auf einer fundamental falschen Einschätzung der Bedeutung von Demokratie. Bei Demokratie geht es um mehr als Wahlsysteme, die es ermöglichen, die unantastbaren und feststehenden Präferenzen der Bürger zu ermitteln. In einer Demokratie sind solche Präferenzen 
nicht
 unantastbar – nicht nur, weil sie verwerflich sein können, sondern auch, weil sie womöglich das Produkt von Propaganda oder irreführender Werbung sind: In solchen Fällen versuchen wir immer, die Bürger davon zu überzeugen, sich eines Besseren zu besinnen und ihre Meinung zu ändern. Generell geht es in einer demokratisch verfassten Gesellschaft um Dinge wie öffentlichen Diskurs, Debatten und Überzeugungsarbeit, durch die hoffentlich eine Annäherung der unterschiedlichen Standpunkte erreicht werden kann. Selbst wenn solche Lösungsversuche nur zu einem geringen Teil erfolgreich sind, werden sie zu einem engeren Spektrum von Wählerpräferenzen führen, als das Universalitätsprinzip es erfordert. Wenn jede Form von Annäherung ausgeschlossen wird, ist es kein Wunder, dass es unmöglich ist, eine konsistente kollektive Präferenz zu ermitteln.

Niemand – anscheinend nicht einmal Arro
w selbst – scheint sich der vollen Implikationen der politischen Philosophie, die sich in seinen mathematischen Schlussfolgerungen verbirgt, sofort bewusst geworden zu sein. Anscheinend kam er damit durch, weil eher philosophisch geneigte Kritiker Schwierigkeiten hatten, seiner Argumentation zu folgen, da sie ja in mehrere Ebenen mathematischer Definitionen und Ableitungen eingewoben war. Arro
w inspirierte eine ganze Generation von Akademikern, nach einer Wissenschaft der Politik zu suchen, von der sie annahmen, sie lasse sich in ausschließlich mathematischen Begriffen ausdrücken, auf der Basis von Prämissen, die für allgemeingültig gehalten wurden. Als in der damaligen Zeit westliche Staaten versuchten, in Ländern eine repräsentative Demokratie einzuführen, die mit einer solchen Staatsform keinerlei Erfahrung hatten, reflektierte die Annahme, es gebe universelle, immer und überall geltende Wahrheiten über Demokratie, die außerordentliche Reichweite und den enormen Einfluss von Arrow
s Weltanschauung.

Doch bevor wir näher auf diese zeitgenössischen Auswirkungen eingehen, müssen wir die Entwicklung dieser neuen Politikwissenschaft von der wohlgeordneten Welt Arrow
s in den 1950er-​Jahren durch die politischen und wirtschaftlichen Turbulenzen der 1970er-Jahre verfolgen: Watergate, die Vervierfachung der Ölpreise, grassierende Inflation, steigende Arbeitslosigkeit und ausufernde Staatsverschuldung. Im Jahr 1978, auf dem Höhepunkt dieser Krisen, wurde Arro
w
 gebeten, sich zu einer Debatte über die Frage zu äußern, ob die amerikanische Ausprägung von Demokratie und Kapitalismus eine Zukunft habe. Die Tendenz seines Essays zeigt sich schon in der Überschrift: »A Cautious Case for Socialism« (»Ein vorsichtiges Plädoyer für Sozialismus«).
[7]
 Falls es zu einer intellektuellen Revolution kommen sollte, die das Primat der Politik vor den Märkten umstürzen würde, war Arro
w nicht der richtige Mann, sie zu führen. Dafür würde eine völlig andere Art von Mensch gebraucht werden – eher Prophet denn Mathematiker.

Politik, Kopfläuse und Wurzelkanäle

James McGill Buchana
n wurde 1919 in Murfreesboro, Tennessee, geboren, wo er auf der Farm der Familie aufwuchs. Jeden Morgen, bevor e
r zur Schule ging, molk er die Kühe. Seine Herkunft aus einer armen Südstaatenfamilie prägte sehr deutlich sein späteres Weltbild. Vor dem Hintergrund der Geschichten, die ihm seine Großeltern über die Besetzung der im Sezessionskrieg unterlegenen Südstaaten erzählt hatten, bewahrte Buchana
n sich zeit seines Lebens ein tiefes Misstrauen gegenüber der Staatsregierung: E
r hat sich immer beschrieben als »Gegner des Staates, der Regierung, des Establishments. … Die Räuberbarone waren sehr real für mich.«
[8]
 Und »für mich war die Regierung immer etwas, vor dem man sich schützen musste und von dem man keine Hilfe erwarten konnte.«
[9]
 Buchana
n war die Art von Mensch, die mit festen Überzeugungen aufwachsen und dann im Laufe ihres Lebens immer wieder feststellen, dass sie von Anfang an recht hatten.

Innerhalb von sechs Wochen nach seiner Ankunft an der University of Chicago war Buchana
n zu einem »eifrigen Verfechter« freier Märkte geworden, unter dem Einfluss von Lehrern wie dem jungen Milton Friedma
n. Von dieser Haltung wich er nie wieder ab. Doch seine Ideologie war weniger ein orthodoxer Marktliberalismus als vielmehr etwas, das er sich selbst zurechtgelegt hatte. Im Grunde seines Herzens war Buchana
n ein Moralist, mit der Inbrunst eines Predigers aus dem Bible Belt – ein weltlicher, asketischer Puritaner. Er glaubte nicht daran, dass Eltern ihr Vermögen an ihre Kinder vererben sollten (obwohl er selbst keine hatte), und er war nie Mitglied einer politischen Partei.

Buchana
n
 fand sein Misstrauen gegenüber dem, was er das »East Coast Establishment« nannte, zuerst in der US
 Navy bestätigt; dann, als er sich für akademische Positionen bewarb, fühlte er sich mehrfach zugunsten von schlechter qualifizierten Bewerbern übergangen, die einen Abschluss von einer Ivy-League-Hochschule vorweisen konnten. Er klagte darüber, »offen diskriminiert« worden zu sein
[10]
 – obwohl man wohl kaum noch von Diskriminierung sprechen konnte, nachdem ihm 1986 der Wirtschaftsnobelpreis zugesprochen worden war. Buchanan
s Laufbahn fand hauptsächlich an Universitäten in Virginia statt, nicht an Elite-Hochschulen der Ivy League. Dieser geografische Abstand zu den akademischen Eliten der USA
 wurde durch einen politischen Abstand noch verstärkt: Buchana
n und seine Kollegen hielten den Glauben des Mainstreams an »neutrale« Bürokraten, die dem Gemeinwohl dienen, für einen Irrweg, der in den Kommunismus führte. Sie bezeichneten ihren eigenen Ansatz als Public Choice Theory
 – ein bizarrer Name angesichts ihrer Überzeugung, dass die Bevölkerung keine kohärenten kollektiven Entscheidungen treffen könne und es so etwas wie öffentliches Interesse, Gemeinwohl, öffentlichen Dienst oder Staatsbedienstete überhaupt nicht gebe.

Im Gegensatz zu Arrow
s Arbeit lässt sich die Public Choice Theory (PCT
, im deutschsprachigen Raum auch als Neue Politische Ökonomie bekannt) in wenigen Worten zusammenfassen. In einem Brief an von Haye
k schrieb Buchana
n, die PCT
 sei »Politik ohne die Romantik«. Für Buchanan war jede Person auf der politischen Bühne – alle Politiker, Bürokraten und Wähler – ausschließlich durch engstirnige, eigennützige Ziele motivier
t. Die PCT
 dient fast nur dem Zweck, die Implikationen dieser einen simplen These aufzuzeigen.

Heutzutage herrscht ein breiter Konsens, dass der US
-Regierungsapparat über die Maßen aufgebläht, inkompetent, ineffizient und offen für Einflüsse von Lobbygruppen sei, und dass seine Einmischung in den Alltag der Bürger keine Grenzen kenne. Oder, um es anders auszudrücken: Etliche Umfragen haben gezeigt, dass viele US
-Bürger die Washingtoner Politik mit Kopfläusen und einer schmerzhaften Wurzelbehandlung beim Zahnarzt vergleichen. Die PCT
 hat eine Menge dazu beigetragen, diese weitverbreitete öffentliche Meinung zu prägen: Sie ist selbst
 zum Konsens über Regierung und Politik geworden. Vor dem Hintergrund der Arbeit Arrow
s
 Mitte der 1950er-Jahre wurde die PCT
 über die folgenden 20 Jahre zu einer umfassenden Analyse sämtlicher Aspekte der Politik ausgebaut. Doch diese intellektuelle Revolution hatte kaum direkte Auswirkungen auf die reale politische Welt jenseits der akademischen Landschaft: Sie war wie eine Zeitbombe, die nur darauf wartete zu explodieren.

Der Zünder waren die politischen und wirtschaftlichen Krisen der 1970er-Jahre. Alsbald waren Buchana
n und seine Anhänger zur Stelle mit einer Erklärung dafür, wie diverse Regierungen im Westen sich in diese desolate Lage manövriert hätten: Sie nannten es »political overload« (»politische Überbelastung«). Laut PCT
 führt der Eigennutz von Politikern dazu, dass sie sich ausschließlich darauf konzentrieren, gewählt und wiedergewählt zu werden. Also werden sie stets versuchen, eine Politik zu betreiben, die ihnen die meisten Wählerstimmen einbringen wird. Aber das ist doch sicherlich gut für die Demokratie? Nein, da eine Politik, die Mehrheiten bei Wahlen produziert, nicht unbedingt den Interessen aller Bürger dienen wird, da viele Bürger sich nicht die Mühe machen, wählen zu gehen. Und es kommt ein noch größeres Problem hinzu: Egoistische Wähler sind unkluge Wähler.

Im Gegenteil, so argumentieren die PCT
-Verfechter, egoistische Wähler seien »rational ignorant«. Jede einzelne Wählerstimme wird mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit keinen Unterschied für das Wahlergebnis ausmachen, und der PCT
 zufolge lohnten sich daher die Zeit und der Aufwand nicht, sich über die Kandidaten und/oder ihre Wahlprogramme ausführlich zu informieren. Daher werden sich die Wähler entscheiden, mehr oder weniger uninformiert zu bleiben, und solche Politikfelder ganz ignorieren, die für sich genommen kaum Auswirkungen auf sie selbst haben. Diese absichtliche Ignoranz verbindet sich auf gefährliche Weise mit Eigennutz. Wenn ein Politiker ein großes neues Projekt für Ihre Gemeinde verspricht – vielleicht eine neue Schule oder ein Krankenhaus –, aber die Kosten dieses Projekts aus dem allgemeinen Steuertopf gedeckt werden, dann könnte dieses Versprechen laut der PCT
 Ihre Stimme gewinnen, weil Ihr Anteil an den zusätzlich erforderlichen Steuern wahrscheinlich verschwindend gering sein wird. Die psychologische Überzeugungsmacht des Kandidatenversprechens ist klar: Der Nutzen des Projekts ist lokal, wird sich bald einstellen, ist konkret 
und offensichtlich, während die Kosten für den Steuerzahler allgemein sind, später anfallen werden, vage und ungewiss sind. Wenn ein Wahltermin herannaht, machen alle Politiker und ihre Parteien solche Versprechungen, wobei jedes Versprechen ein Angebot ist, um die Stimmen einer anderen Interessengruppe oder Klientel zu gewinnen. Der Bieterkrieg um Wählerstimmen kennt keine Grenzen, was letzten Endes zu einer politischen Überbelastung führt – eine explosionsartig ansteigende Staatsverschuldung durch permanente Haushaltsdefizite.

In den 1970er-Jahren war diese Geschichte neu, doch heute halten wir sie für selbstverständlich – einer der Gründe, warum die Bezeichnung »Politiker« zu einem Schimpfwort geworden ist. Und doch ist sie als Erklärung für politische und wirtschaftliche Krisen – im 21. Jahrhundert ebenso wie in den 1970er-Jahren – unvollständig, voller Widersprüche und ignoriert die Fakten.

It’s the voters, stupid

Die Anhänger der Public Choice Theory zählten zu den ersten Ökonomen, die ausdrücklich rationales Verhalten mit Eigennutz gleichsetzten. Ein einflussreiches frühes Manifest der Public Choice Theory ist Anthony Down
s’ Buch An Economic Theory of Democracy
 (deutsche Ausgabe: Ökonomische Theorie der Demokratie
; 1968), das 1957 veröffentlicht wurde. Downs postulierte schlicht und einfach: »Wenn wir von rationalem Verhalten sprechen, meinen wir stets rationales Verhalten, das in erster Linie eigennützigen Zwecken dient.«
[11]
 In einem scharfen Gegensatz zu Down
s war Arro
w nie davon ausgegangen, dass Menschen eigennützig sind. Er nahm lediglich an, sie würden sich beim Verfolgen ihrer Ziele rational – das heißt, konsistent – verhalten, ganz gleich, ob diese Ziele nun selbstsüchtig oder selbstlos, erhaben oder niederträchtig seien. Insofern ist es bemerkenswert, dass Arro
w Down
s Doktorvater war – und An Economic Theory of Democracy
 dessen Dissertation, die ohne Änderungen als Buch veröffentlicht wurde. Vielleicht können Down
s’ geteilte Loyalitäten seine Kehrtwende nur fünf Jahre später erklären, als er gemischte Motive hinter politischem Verhalten einräumte, die nicht unbedingt eigennützig sind. Doch es ist die Originalversion der Economic Theory of Democracy
, die ohne Down
s’ spätere Rücknahmen auf viele Generationen von Studenten losgelassen und zu einem der meistzitierten Bücher zur US

-amerikanischen Politik wurde.

Wenn wir uns mit den Details der These von der »politischen Überbelastung« beschäftigen, stellen wir fest, dass sie einer genaueren Überprüfung nicht standhält. Es liegt etwas Paradoxes im Kern dieser These, und auch der Public Choice Theory ganz generell: Obwohl die Wähler »rational« sind, so sind sie doch leicht zu übertölpeln. Durch die These von der Überbelastung werden die Wähler als Trottel dargestellt, die durch Versprechungen staatlich finanzierter Wohltaten verführt werden können und denen die kumulativen Auswirkungen solcher Ausgaben auf die Staatsverschuldung und die künftige Höhe der Steuern völlig gleichgültig sind. Doch wenig später traten dann fundierte Forschungsergebnisse zutage, die zeigten, dass Wähler ihre Stimme keineswegs ausschließlich aufgrund von Wahlversprechen abgeben. Vielmehr beurteilen sie Politiker auch nach ihrer Kompetenz beim Managen der Wirtschaft, obwohl solche Fähigkeiten unklar definiert und schwer einzuschätzen sind.
[12]
 Für Buchana
n stellte sich das Problem eher als eines der moralischen Verkommenheit der Wähler dar als eines ihrer Dummheit. Er machte die keynesianisch
e Disziplinlosigkeit der Fiskalpolitik (»tax and spend«), die ab den 1960er-Jahren um sich griff, für die zunehmende moralische Laxheit jener Zeit verantwortlich und bezichtigte den Keynesianismu
s, zu »immer liberaleren Einstellungen zu sexuellen Aktivitäten« und »einer abnehmenden Vitalität des puritanischen Arbeitsethos« beigetragen zu haben, neben anderen Sünden.
[13]
 Was auch immer die genauen Unzulänglichkeiten von Wählern aus Sicht der PCT
 sein mögen – sie ist die einzige Theorie, die solche Unzulänglichkeiten betont, und sie unterscheidet sich in dieser Hinsicht von so gut wie allen anderen ökonomischen Traditionen, auch solchen, die den Staat verschlanken wollen.

Etwa zur gleichen Zeit wie die Public Choice Theory trat eine neue Variante der Makroökonomik auf den Plan, die es sich auf die Fahnen geschrieben hatte, den Staat zu verschlanken – der Monetarismus. Die Monetaristen unter der Führung von Milton Friedma
n lehnten den Keynesianismu
s ebenso vehement ab wie Buchana
n, aber aus anderen Gründen: Sie glaubten, dass es aussichtslos sei, die Wirtschaft durch staatliche Ausgaben ankurbeln zu wollen. Jede Erhöhung der Staatsausgaben müsse 
durch höhere Steuern in der Zukunft bezahlt werden. Jeder Bürger wisse das und werde darauf reagieren, indem er seine eigenen Ausgaben zurückfährt – er schnallt den Gürtel enger, um für zukünftige Steuererhöhungen gewappnet zu sein –, und somit werde der stimulierende Effekt der höheren Staatsausgaben sofort durch reduzierte Ausgaben der Privathaushalte zunichtegemacht. Nach dieser Theorie sind dem Wähler zukünftige Steuererhöhungen keineswegs gleichgültig, sondern er fixiert sich darauf. Das heißt, dass sowohl Monetaristen als auch PCT
-Verfechter für eine Reduzierung der Staatsausgaben plädierten, aber aufgrund völlig gegensätzlicher Annahmen.

Selbst innerhalb
 der Public Choice Theory wird die Annahme von der Dummheit der Wähler auf voreingenommene und widersprüchliche Weise eingesetzt. Wenn die Wähler sich zuverlässig durch versprochene Wohltaten aus der Staatskasse übertölpeln ließen, wäre es sinnlos, sie aufzufordern, eine Regierung zu unterstützen, die sich zu Ausgabenkürzungen und fiskalischer Disziplin verpflichtet hat. Aber genau das ist es, was viele PCT
-Anhänger taten: Buchana
n war direkt oder indirekt an all den US
-amerikanischen »Tax Revolts«, den Steuerverweigerungskampagnen der 1970er-Jahre beteiligt. Und in der Regierung von Ronald Reaga
n, der 1980 zum Präsidenten gewählt wurde, waren viele von Buchanan
s Studenten zu finden, einer von ihnen auch im Team der Wirtschaftsberater Reagan
s. Wenn eigennützige Politiker sich im Wahlkampf genötigt sehen, sich mit immer größeren Versprechungen gegenseitig den Rang abzulaufen, besteht wenig Hoffnung, dass eine Regierung gewählt werden könnte, die sich verpflichtet hat, diesen Zyklus zu durchbrechen. Also war allein die Tatsache, dass Ronald Reaga
n gewählt worden war und ein Jahr zuvor Margaret Thatche
r in Großbritannien, die sich beide öffentlich auf Ausgabenkürzungen festgelegt hatten, ein überzeugender Beleg dafür, dass Wähler und Politiker nicht immer so dumm und eigennützig sind, wie es die PCT
 annimmt. Es ist schwierig, an diesen Widersprüchen vorbeizukommen. Unter den Ökonomen, die den Staat verschlanken wollten, nahmen selbst enge Kollegen unterschiedliche Positionen ein. Milton Friedma
n war der Meinung, der Wähler könne überzeugt werden, politische Programme und Politiker zu unterstützen, die sich auf eine Verschlankung der Regierung festgelegt hatten, während sein Chicagoer Freund und Kollege George Stigle
r
 in dieser Hinsicht erhebliche Zweifel hatte. Stigler schlängelte sich um die nihilistischen Implikationen seiner eigenen Sicht herum: »Milto
n will die Welt verändern; ich will sie nur verstehen.«
[14]


Darüber hinaus gibt es noch andere Widersprüche. Erstens: Wenn wir annehmen sollen, dass sämtliche Politiker, Bürokraten und Wähler eigennützig sind, weil alle Menschen so seien, dann sind auch Akademiker eigennützig, einschließlich der PCT
-Anhänger. Aus Sicht der PCT
 dürften wir also den PCT
-Verfechtern nicht trauen, ihrer Rolle als objektive Wissenschaftler und neutrale Beobachter gerecht zu werden; vielmehr wäre zu erwarten, dass sie nur das schreiben und sagen, was ihrer Karriere förderlich ist. Obwohl klar ist, dass Arro
w und Buchana
n ausschließlich durch ihre akademischen Werte und Interessen motiviert waren, ist es nicht schwierig, Hinweise auf Ökonomen mit eigennützigeren Motiven zu finden (so zum Beispiel manche Finanzökonomen in den Jahren vor der globalen Finanzkrise, die in dem Dokumentarfilm Inside Job
 gezeigt werden, der 2010 in die Kinos kam).
[15]
 Generell reichen die Belege für eigennütziges Verhalten in der Regierung über Politiker und Bürokraten hinaus und schließen auch externe Berater und Analysten mit ein, die zum Beispiel empfehlen, öffentliche Dienste in den Privatsektor zu verlagern, da man Staatsdienern nicht trauen könne. Die Lektion daraus ist, dass wir die Public Choice Theory, wenn wir sie denn ernst nehmen wollen, umfassend und unvoreingenommen anwenden sollten, also auf alle, die am politischen Prozess beteiligt sind – Akademiker, wissenschaftliche Berater, Lobbyisten und Unternehmensberater aus dem Privatsektor.

Zweitens: Der PCT
 zufolge werden viele Bürger sich nicht die Mühe machen, wählen zu gehen, weil die Kosten des Wählens zwar klein sind, aber von dem erwarteten Nutzen, der noch kleiner ist, nicht gerechtfertigt werden, da die Wahrscheinlichkeit, dass eine einzige Wählerstimme das Ergebnis kippt, verschwindend gering ist. Aber trotzdem gehen natürlich unzählige Menschen wählen. Down
s war so konsterniert über die Tatsache, dass immer wieder eine beträchtliche Wahlbeteiligung zu verzeichnen ist, dass er sie als ein »Paradox« bezeichnet
e. Auch heute noch sind PCT
-Anhänger nach wie vor in Sorge, dass dieses »Paradox der Wahlbeteiligung« darauf hindeuten könnte, dass die Wähler sich letzten Endes doch nicht rational-berechnend 
verhalten.

Einen Moment mal: Ist es wirklich so
 einfach, die Public Choice Theory mit ihren eigenen Argumenten zu entkräften – durch Kritisieren der PCT
 aus Sicht der PCT
? Es scheint viel zu einfach zu sein, zu sehr ein auf sich selbst bezogenes akademisches Spiel, da ja eindeutig ein wahrer Kern in der PCT
-Sicht des politischen Betriebs zu stecken scheint: Manche Politiker, Wähler und Bürokraten scheinen in der Tat weitgehend von eigennützigen Interessen getrieben zu sein. Und das ist durchaus keine neue Erkenntnis. Schon vor über 500 Jahren hat der italienische Diplomat Niccoló Machiavell
i detailliert die raffinierten Strategien beschrieben, die von selbstsüchtigen und zynischen Politikern und Bürokraten eingesetzt werden. Die PCT
 entstand als Reaktion auf ein naives und allzu simples Weltbild, das nach dem Zweiten Weltkrieg weitverbreitet war: Dass nämlich wohlmeinende Politiker und Bürokraten, sobald eine wünschenswerte Veränderung der Politik von Ökonomen oder anderen »Experten« empfohlen wird, stets ihr Bestes tun werden, um sie herbeizuführen. Buchana
n und seine Kollegen sahen sich selbst – zu Recht – als Außenseiter, die diese Illusion zerstören wollten. Doch spätestens in den 1980er-Jahren waren auch sie zu Insidern geworden.

Seit Margaret Thatche
r in Großbritannien und Ronald Reaga
n in den USA
 ins Amt kamen, eroberte die Public Choice Theory den Mainstream der Politik. Zumindest oberflächlich schien sie sich bestens mit der monetaristischen Makroökonomik, der pessimistischen Sicht von Demokratie gemäß Arrow
s Unmöglichkeitstheorem und von Hayek
s Ideen über Freiheit zu einem überzeugenden Plädoyer für mehr Markt und weniger Staat zu verbinden. Und einige wichtige Fakten schienen sich zugunsten der Theorie zu verändern. Ungeachtet gelegentlicher Ausreißer nach oben schien sich die Wahlbeteiligung in den meisten entwickelten Demokratien in einem unaufhaltsamen Abwärtstrend zu befinden. Die Staatsausgaben stiegen immer weiter, selbst unter Regierungen, die versprochen hatten, sie zu senken. Worauf waren diese Trends zurückzuführen? Wenn nicht auf die PCT
-Geschichte von eigennützigen und kurzsichtigen Politikern, Bürokraten und Wählern, worauf denn sonst?

Tatsächlich gibt es eine überzeugende alternative Erklärung für das Steigen der Staatsausgaben, die den Ökonomen schon seit den 1960er-Jahren vertraut ist, aber bis heute im politischen 
Diskurs keinerlei Berücksichtigung gefunden hat.

Smartphones und Streichquartette

Manche Dinge werden billiger, andere teurer.

Klingt banal. Das gilt aber auch in einem tieferen Sinne: Im Laufe der Zeit werden manche Dinge billiger und andere teurer im Verhältnis zu den Durchschnittseinkommen
. Industriell hergestellte Massenprodukte werden immer billiger. Der Anteil seines Einkommens, den ein durchschnittlicher Arbeitnehmer ausgeben muss, um einen Fernseher oder eine Waschmaschine zu kaufen, ist heute geringer als vor 10 Jahren und viel niedriger als vor 30 Jahren (und das dafür gekaufte Produkt ist wesentlich besser). Aber für arbeitsintensive Dienstleistungen gilt das Gegenteil: Die Kosten von Kindertagesstätten und Seniorenheimen, Studiengebühren, Luxusrestaurants und Theaterkarten sind gemessen am Durchschnittseinkommen alle teurer geworden. Als Ende der 1990er-Jahre die ersten Smartphones auf den Markt kamen, kosteten sie etwa das 30-Fache einer Eintrittskarte für ein Klassikkonzert. Gegen Ende der 2010er-Jahre kostete ein Smartphone etwa das Doppelte wie die Eintrittskarte für ein klassisches Konzert.
[16]
 Der Grund für dieses Divergieren ist, dass zwar in der Industrie die Produktivität (der Output pro geleisteter Arbeitsstunde) seit Jahrzehnten gestiegen ist – durch Skaleneffekte, Innovation und Automatisierung –, bei arbeitsintensiven Dienstleistungen jedoch kaum zugenommen hat. Durch die Produktivitätszuwächse in Industrie und Gesamtwirtschaft können die Löhne steigen, ohne die Verbraucherpreise in die Höhe zu treiben. Doch die Löhne in den arbeitsintensiven Dienstleistungsbranchen werden nicht einfach stagnieren, weil die Produktivitätszuwächse in diesen Branchen schwach sind. Wenn die gezahlten Einkommen in diesen Dienstleistungsbranchen hinter den Rest der Wirtschaft zurückfallen, wird es den Arbeitgebern immer schwerer fallen, Mitarbeiter zu finden und zu halten. Stattdessen müssen die Löhne für arbeitsintensive Dienstleistungen ungefähr im gleichen Maße steigen wie die Durchschnittslöhne in der gesamten Wirtschaft. Da diese Lohnsteigerungen kaum durch Produktivitätssteigerungen kompensiert werden – da ja diese besser bezahlten 
Arbeitnehmer nicht mehr produzieren –, sind die Firmen gezwungen, ihre Preise zu erhöhen. Das führt dazu, dass im Laufe der Zeit die Preise für arbeitsintensive Dienstleistungen im Verhältnis zu den Preisen für alle anderen Güter und Dienstleistungen unaufhaltsam steigen. Anders ausgedrückt: Im Laufe der Zeit wird der Anteil des Volkseinkommens, der für arbeitsintensive Dienstleistungen aufgewendet wird, stetig steigen.

William Baumo
l war der erste Ökonom, dem dieses Phänomen aufgefallen war, das bald als Baumolsch
e Kostenkrankheit bekannt wurde.
[17]
 (Zufälligerweise hat Baumol zur selben Zeit wie Kenneth Arro
w am City College in New York studiert; allerdings machte Baumo
l seinen Abschluss in Ökonomik und Kunstwissenschaften, im Gegensatz zu Arro
w, der einen Abschluss in Mathematik erwarb.) Die Baumolsch
e Kostenkrankheit betrifft vor allem Dienstleistungen, bei denen die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden ein Bestandteil der angebotenen Leistung ist. Bei solchen Leistungen kann die Produktivität nicht durch Reduzieren der geleisteten Arbeitsstunden erhöht werden, weil es sich dann um eine andere Leistung handeln würde. So wies Baumo
l zum Beispiel darauf hin, dass die Produktivität der Musiker beim »Produzieren« eines Streichquartetts von Mozar
t im Rahmen eines Konzerts sich seit Mozarts Lebzeiten nicht verändert hat: Auch heute noch werden dafür vier Musiker gebraucht, die ebenso lange spielen wie damals. Entsprechend ist eine einstündige Gesundheitsberatung durch einen Arzt genau das: Die erbrachte Leistung wäre nicht die gleiche, wenn der Arzt nur 30 Minuten zur Verfügung stünde und die anderen 30 Minuten damit verbringen würde, einen Online-Diagnosefragebogen auszufüllen.

Die Implikationen der Baumolschen Kostenkrankheit sind erschreckend. Der Anteil des US
-BIP
s, der für das Gesundheitswesen aufgewendet wird, steigt um etwa 1,4 Prozent pro Jahr. Kürzlich hat Baumo
l prognostiziert, dass dieser Trend sich im Großen und Ganzen fortsetzen wird, was bedeutet, dass die Kosten des US
-Gesundheitswesens von ihrem jetzigen Niveau – etwa 18 Prozent des BIP
 – bis zum Jahr 2100 auf etwa 60 Prozent des BIP
 steigen werden.
[18]
 Statistiken aus anderen Ländern zeigen ebenfalls die Baumolsch
e Kostenkrankheit, wenn auch weniger ausgeprägt als in den USA
: In Großbritannien lässt der Trend erwarten, dass die Kosten im Gesundheitswesen von heute 10 Prozent des BIP
 auf 
50 Prozent im Jahr 2100 steigen werden.

Das ist kaum zu glauben? Baumol
s Prognosen sollten ernster genommen werden als die Vorhersagen vieler anderer Ökonomen, und zwar nicht zuletzt deshalb, weil Baumo
l die Kostenkrankheit ursprünglich in den 1960er-Jahren beschrieben und damals einige empirische »Extrapolationen« angestellt hat, die sich zum großen Teil als richtig erwiesen haben.
11
 Generell bestätigen die historischen Daten das Phänomen der Baumolsche
n Kostenkrankheit. Von 1978 bis 2012 stiegen die Durchschnittspreise und -löhne in den USA
 durchschnittlich um 110 beziehungsweise 150 Prozent. In der gleichen Zeit stiegen die Kosten des Gesundheitswesens um 250 Prozent und die Kosten eines Universitätsstudiums um 440 Prozent. In vielen Ländern wird ein beträchtlicher Teil der Leistungen im Gesundheitswesen durch staatliche Träger erbracht; doch die US
-Daten zeigen, dass die Kostenkrankheit auch in einem Gesundheitssystem auftreten kann, das von privaten Trägern dominiert wird. Die Kostenkrankheit – sowohl die Daten als auch Baumol
s Erklärung – deutet darauf hin, dass das Wachstum der Staatsausgaben durch steigende Gesundheitskosten keineswegs auf die Faulheit oder Ineffizienz von öffentlichen Bediensteten zurückzuführen ist: Es liegt vielmehr im Wesen der erbrachten Leistungen.

Man muss kein politisches Genie sein, um zu durchschauen, warum Mainstream-Politiker jeglicher Couleur zur Baumolsche
n Kostenkrankheit nichts sagen. Sie scheint in eine beängstigende Zukunft zu zeigen, in der wichtige Dienstleistungen wie medizinische Versorgung und Bildung völlig unerschwinglich werden. Es gibt kein Heilmittel. Die Unerschwinglichkeit bleibt, ganz gleich, ob diese Dienstleistungen nun von staatlichen oder privaten Trägern erbracht werden.

Doch zum Glück ist die Kostenkrankheit wesentlich weniger unerfreulich, als sie klingt. Während Gesundheitswesen, Bildungswesen und andere arbeitsintensive Dienstleistungen relativ gesehen immer teurer werden, werden sie zugleich immer erschwinglicher.

Etwas kann relativ
 gesehen aus dem einfachen Grund teurer werden, dass andere Dinge billiger geworden sind – und kann dann immer noch erschwinglicher sein als vorher. So verhält es sich auch mit arbeitsintensiven Dienstleistungen. Die wichtigste Kennzahl der Gesellschaft 
für Erschwinglichkeit ist der Personaleinsatz – die Zahl der Arbeitsstunden, die erbracht werden muss, um etwas zu produzieren. Dies sind die realen Kosten, die durch den Einsatz von Menschen in der Produktion entstehen. Da die Produktivität fast in der gesamten Wirtschaft steigt, geht der Personaleinsatz bei gleichbleibendem Output in beinahe allen Branchen zurück: Gemessen am Personaleinsatz werden industriell gefertigte Produkte billiger. Anders ausgedrückt: Durch die Produktivitätszuwächse der Gesamtwirtschaft können die Durchschnittslöhne schneller steigen als die Preise, sodass insgesamt die meisten Güter und Dienstleistungen erschwinglicher werden, da unsere Kaufkraft steigt. Wenn Baumo
l mit seiner Prognose richtig lag und die US
-Gesundheitskosten bis 2100 auf 60 Prozent des BIP
 steigen werden, wird immer noch genug übrig bleiben, das für alles andere ausgegeben werden kann – da, gemessen am BIP
, viele Dinge billiger sein werden.

Dies ist eine relativ komplizierte Geschichte, was einer der Gründe dafür ist, dass sie nur selten erzählt wird. Es ist klar, dass im Laufe der Zeit durchaus Raum für Verbesserungen der Produktivität bei arbeitsintensiven Dienstleistungen vorhanden ist
. Selbst die Darbietung eines Streichquartetts von Mozar
t erfordert heute weniger Arbeit als seinerzeit im 18. Jahrhundert. Wenn heute vier Wiener Musiker nach Frankfurt reisen, um dort ein Mozart-Quartett aufzuführen, brauchen sie für die Reise nur noch ein paar Stunden. Als Mozar
t 1790 diese Reise unternahm, brauchte er einem seiner Briefe zufolge sechs Tage – die Reise war sehr unbequem und er war angenehm überrascht, dass sie nicht länger dauert
e.
[19]
 Heute können manche Computerprogramme bessere Diagnosen stellen als Ärzte, und eine Vorlesung an einer Universität kann aufgezeichnet und Millionen von Online-Studenten zugänglich gemacht werden. Doch es gibt Grenzen für Produktivitätssteigerungen in Dienstleistungsbranchen wie Gesundheitswesen und Bildung. Wenn die zu erbringende Leistung individuell ist, zugeschnitten auf die persönlichen Bedürfnisse des Leistungsempfängers – Physiotherapie, Beurteilen einer Doktorarbeit –, dann ist sie eigentlich einzigartig, und es besteht kaum Potenzial für Skaleneffekte. Und die Qualität von maßgeschneiderten Dienstleistungen wird häufig über eine niedrige Produktivität definiert
. Wenn eine Schule ihre Klassen vergrößert, wird das in der Regel als ein Sinken der Qualität des 
Unterrichts betrachtet, nicht als eine Produktivitätssteigerung der Lehrer.

Es kommt noch eine weitere Komplikation hinzu. Man könnte meinen, dass wir auf steigende Kosten arbeitsintensiver Dienstleistungen ähnlich reagieren würden wie auf viele andere Preissteigerungen – indem wir nämlich weniger davon kaufen. Doch in den reicheren Gesellschaften steigt die Nachfrage nach Leistungen in Schlüsselbranchen wie Gesundheits- und Bildungswesen, statt zu sinken, da immer mehr Menschen studieren und wegen lästiger, aber harmloser Gesundheitsprobleme zum Arzt gehen.

Und schließlich mögen zwar die Kosten des Gesundheits- und des Bildungswesens auf die Baumolsch
e Kostenkrankheit zurückgehen, doch es kann auch gut sein, dass diese Kosten noch höher wären, wenn sie von staatlichen statt von privaten Trägern erbracht würden. Wir haben gesehen, dass die Belege für diese Möglichkeit nicht ermutigend sind, da wichtige Beispiele privater Trägerschaft – etwa das US
-Gesundheitswesen – zeigen, dass die Kosten mindestens ebenso schnell steigen wie bei öffentlicher Trägerschaft. Dessen ungeachtet hat sich die Vorstellung von staatlicher Unwirtschaftlichkeit und privater Effizienz so tief im öffentlichen Bewusstsein festgesetzt, dass es sich lohnt, ihren größten politischen Triumph – Privatisierung – kurz zu betrachten.

Diese Vorstellung wurde am gründlichsten auf den Prüfstand gestellt, als 1979 in Großbritannien nach der Wahl Margaret Thatcher
s zur Premierministerin ein massives Privatisierungsprogramm gestartet wurde. Die umfassendste Langzeitstudie dieser britischen Privatisierungen zeigt, dass die Ergebnisse deutlich hinter dem politischen Hype zurückblieben.
[20]
 Da diese privatisierten Firmen meistenteils Monopole oder Oligopole waren und kaum Konkurrenz hatten, machten sie beträchtliche Profite. Und die Managementgehälter stiegen erheblich (ohne dass schlechte Manager gegen bessere ausgetauscht worden wären: die Fluktuation in den Chefetagen war minimal). Die Befürworter von Privatisierungen hatten behauptet, das Streben nach Profit werde die privatisierten Unternehmen motivieren, Kosten zu senken. Doch tatsächlich machten steigende Personalkosten und Dividenden eventuelle Kosteneinsparungen zunichte: Insgesamt hatten Privatisierungen für die langfristige Entwicklung der Produktivität und der Preise der angebotenen Leistungen 
kaum einen Unterschied gemacht.

Was sagt uns also die Baumolsch
e Kostenkrankheit insgesamt? Sie liefert eine überzeugendere Erklärung als die Public Choice Theory für einen großen Teil der Steigerungen der Staatsausgaben in vielen Ländern in den vergangenen Jahren. Die Kostenkrankheit geht an den Kern dessen, wodurch sich Dienste wie Gesundheits- und Bildungswesen von anderen unterscheiden: Bei solchen Leistungen ist die Produktivität notwendigerweise niedrig (weil wir Wert legen auf kleine Schulklassen und genug Zeit beim Arzt). Und es gibt keine Theorie oder empirische Belege, die darauf hindeuten, dass Güter und Dienstleistungen durch den Privatsektor günstiger oder effizienter erbracht würden. Zwar ist es richtig, dass die Preise der Leistungen im Gesundheits- und Bildungswesen im Verhältnis zu anderen Gütern und Dienstleistungen auch weiterhin steigen werden, aber nicht so schnell wie unsere Kaufkraft. Dennoch kommen gravierende politische Probleme auf uns zu. Wenn solche Dienstleistungen durch staatliche Träger erbracht werden sollen, müssen die Steuern im Laufe der Zeit unweigerlich steigen, wenn auch nur das jetzige Serviceniveau gehalten werden soll. Privatisierungen werden dabei vermutlich nur erreichen, dass den ärmsten Bevölkerungsschichten der Zugang zu diesen Diensten verwehrt wird.

Die Politik, die wir verdienen?

Die Baumolsch
e Kostenkrankheit impliziert, dass Steuern steigen müssen, um die vorhandenen öffentlichen Dienste wie Gesundheits- und Bildungswesen aufrechterhalten zu können. Vor diesem Hintergrund ist es naheliegend, die Akzeptanz der Bevölkerung demokratischer Länder im 21. Jahrhundert für solche Steuererhöhungen pessimistisch zu sehen. Und dieser Pessimismus geht zumindest zum Teil auf den Einfluss der Public Choice Theory zurück, die behauptet, Politiker würden niemals Steuererhöhungen vorschlagen und Wähler würden sie nie akzeptieren. Natürlich hat es Pessimismus über potenzielle politische Entwicklungen schon immer gegeben, seit es Politik gibt, aber selbst Machiavell
i glaubte, dass die meisten Politiker nicht nur verwerfliche, sondern auch ehrenwerte Motive haben. Im Vergleich dazu hat die PCT
 lediglich 
eine grobe, eindimensionale Karikatur von selbstsüchtigen Politikern, Bürokraten und Wählern zu bieten. Vor diesem Hintergrund ist die mittlerweile in Mode gekommene Ablehnung so gut wie jeder Rolle für den Staat beispiellos in modernen Zeiten.
[21]
 Selbst Friedrich August von Haye
k akzeptierte in Der Weg zur Knechtschaft
 eine größere Rolle des Staates, einschließlich eines gewissen Maßes an Sozialversicherung oder »Wohlfahrtsstaat«.

Noch in den 1960er-Jahren zeigten Umfragen regelmäßig, dass der einfache Bürger eine Sicht von Politik akzeptierte, nach der die meisten Politiker und Bürokraten in erster Linie versuchten, dem Gemeinwohl zu dienen, und dass die Wähler »die Mächtigen zur Rechenschaft zogen«. Es ist kein Zufall, dass die Public Choice Theory etwa zur selben Zeit – nämlich gegen Ende der 1970er-Jahre – aus der akademischen Welt ins öffentliche Bewusstsein drang, als der moderne Zynismus in Bezug auf Politik um sich griff. Das soll nicht heißen, dass wir uns die PCT
 bewusst zu eigen gemacht hätten: Die Namen von Buchana
n, Down
s und ihrer Gefolgsleute sind nach wie vor kaum bekannt. Vielmehr war der Einfluss der PCT
-Lehrsätze subtiler: Viele davon ähneln sich selbst erfüllenden Prophezeiungen. Nehmen wir etwa die Behauptung, Bürokraten und andere Angestellte im Staatsdienst – in vielen Ländern zählen auch die meisten Ärzte und Lehrer dazu – hätten ausschließlich eigennützige Motive. Für das Gegenteil sprechen eindeutige Belege, dass viele dieser Staatsdiener sich dem Gemeinwohl verpflichtet fühlen und danach streben, die professionellen Standards ihrer Arbeit zu erfüllen, etwa den von Ärzten abgelegten Eid des Hippokrates. Eine Politik, die von der Public Choice Theory inspiriert ist, wird solche beruflichen Ehrbegriffe und Standards untergraben: Wenn man von den Menschen immer nur das Schlechteste erwartet, werden sie diese Erwartungen erfüllen. Und das wird wiederum dazu führen, dass die Qualität und Effizienz öffentlicher Dienste sinken, statt besser zu werden.

Eine weitere sich selbst erfüllende Prophezeiung betrifft die Wahlbeteiligung. Durch die These, dass es sinnlos sei, wählen zu gehen, legte Down
s in seiner Economic Theory of Democracy
 die Saat für einen Rückgang der Wahlbeteiligung. Down
s hatte Arrow
s Konzept übernommen, dass ein Wähler nichts anderes sei als ein Bündel vorgefasster Präferenzen, und es um die Annahme erweitert, dass diese Präferenzen ausschließlich eigennützigen Motiven folgen. Für Down
s
 glich der Wähler einem selbstsüchtigen Konsumenten und der Wettbewerb der Parteien um Wählerstimmen entsprach dem Kampf um Marktanteile zwischen konkurrierenden Unternehmen. Diese Art von Wettbewerb wird nicht dadurch gewonnen, dass man versucht, Wähler im Rahmen einer öffentlichen Debatte durch Sachargumente zu überzeugen, sondern vielmehr durch moderne Marketingtechniken. Und die Annahme, der Wähler sei in einem engen Sinne eigennützig, impliziert, dass seine Interessen eindimensional sind – in Form von wirtschaftlichem Nutzen –, was wiederum bedeutet, dass auch das Gelände, auf dem Wahlen gewonnen oder verloren werden, ebenso eindimensional ist. Und daraus folgt, mit welcher Strategie Wahlen gewonnen werden: über ein Wahlprogramm, das die Wähler der politischen Mitte anspricht. Dies ist Duncan Black
s Medianwählertheorem (das freilich für Black kein realistisches Modell des Wählerverhaltens war, sondern eine rein theoretische Übun
g).

Ab den 1960er-Jahren setzte sich diese Sicht der Dinge nach und nach durch und gewann wachsenden Einfluss auf die Volksparteien, die sich daher immer mehr auf Marketing verließen statt auf Sachargumente. Als die Parteien immer weiter ins Zentrum rückten, um dem Medianwähler zu gefallen, wurden ihre Programme immer ähnlicher. Die vorhersehbare Folge waren sinkende Wahlbeteiligungen: Wenn alle Parteien, die eine realistische Chance auf Regierungsbeteiligung haben, sich immer ähnlicher werden, macht es immer weniger Sinn, wählen zu gehen. Und wenn Sachargumente durch Marketing ersetzt werden, wird die Sprache immer weniger mitreißend und leidenschaftlich, und das Interesse der Wähler schwindet.

Die Motivation der Wähler wurde noch weiter untergraben durch Kritik am politischen Prozess von einer unerwarteten Seite – nämlich von politischen Insidern selbst. Die kritische Sicht der Politik aus dem Lager der Public Choice Theory ist anscheinend von genau den Politikern und Bürokraten, die sie als so zynisch, selbstsüchtig und kurzsichtig darstellt, übernommen worden. Die Bürokraten der Vereinten Nationen, der Weltbank und der Europäischen Kommission sprechen seit Jahrzehnten davon, dass die politischen Entscheidungsprozesse »entpolitisiert« werden sollten. Ein einflussreicher britischer Minister in der Regierung von Tony Blair hat es so erklärt: »Was unseren 
Ansatz bestimmt, ist der ausgeprägte Wunsch, die Macht dort anzusiedeln, wo sie sein sollte: immer weniger bei den Politikern, sondern bei denen, die in vielerlei Hinsicht am besten geeignet sind, sie anzuwenden. … Diese Entpolitisierung wichtiger Entscheidungsprozesse ist ein zentrales Element, um die Macht näher zum Volk zu bringen.«
[22]
 Derselbe Insider sprach sich dafür aus, dass die Zinssätze durch die Bank of England und die Mindestlöhne durch eine unabhängige Kommission festgelegt werden sollten. Wenn schon Politiker selbst zu der Überzeugung gelangt sind, dass bestimmte Entscheidungen ihnen nicht anvertraut werden sollten (weil sie zum Beispiel versucht sein könnten, die Zinssätze aus wahltaktischen Gründen zu manipulieren) und dass ein großer Teil der politischen Macht an nicht demokratisch gewählte Technokraten übertragen werden sollte, dann ist es kein Wunder, dass auch die Wähler solche Ansichten übernommen haben. Aus traditioneller Sicht könnten Politiker es als Verletzung ihrer demokratischen Pflichten ansehen, ihre Macht an nicht demokratisch gewählte Funktionäre abzugeben, als eine Nichterfüllung des vom Wähler erteilten Mandats. Dass viele Politiker und Organisationen wie die Weltbank sogar stolz
 sind auf diese ihnen übertragene Macht, zeigt, dass sie eine eher pessimistische Sicht von demokratischen Entscheidungsprozessen pflegen. Ironischerweise deutet der Umstand, dass solche Entpolitisierungsbestrebungen durch den ehrlichen Wunsch von politischen Insidern getrieben zu sein scheinen, die Arbeit von Regierungen besser zu machen, darauf hin, dass diese Politiker letztlich doch nicht gar so selbstsüchtig sind. Sie müssten nur an sich selbst glauben.

Wir bekommen die Politik, die wir verdienen. Wenn jeder von uns davon ausgeht, dass Politiker, Bürokraten und Wähler allesamt selbstsüchtig sind, und jeder von uns entsprechend handelt, können wir von der Politik nicht allzu viel erwarten. Unsere Annahmen über das menschliche Wesen stehen keineswegs – wie es uns die Public Choice Theory weismachen will – über und jenseits der Politik, sondern sie machen
 unsere Politik. Bedeutet das also, um es mit einem bekannten Song zu sagen: »All you need is Love«, wenn wir bessere Politik haben wollen?

Wir können nicht so tun, als ob wir Politikern und der Politik mehr Vertrauen entgegenbringen, als wir es tatsächlich tun. Doch wir sollten uns bewusst machen, dass jede Entscheidung, 
ihnen nicht zu vertrauen, einen Preis hat. Wie in dem bekannten Sprichwort »Steter Tropfen höhlt den Stein« lösen solche scheinbar harmlosen Unterstellungen ganz allmählich das demokratische Bindemittel auf, das unsere Gesellschaft zusammenhält. Wer hätte gedacht, dass die Gleichsetzung des Wettbewerbs zwischen politischen Parteien mit der Konkurrenz zwischen Unternehmen um Marktanteile dazu führen würde, dass die Wähler glauben, die Volksparteien seien »alle gleich«? Und dass die Wähler in einem alarmierenden Ausmaß der demokratischen Entscheidungsprozesse überdrüssig geworden sind?

Wenn es uns nicht gefällt, wie die Politik heute arbeitet, muss jeder Versuch, das zu ändern, damit beginnen, dass wir all diese Annahmen anhand von Tatsachen überprüfen, eine nach der anderen. Es ist nicht einfach, Vertrauen wiederherzustellen, aber wir haben durchaus die Möglichkeit, uns dazu durchzuringen.

Wir können die Ursachen der heute grassierenden Politikverdrossenheit nicht auf ein bestimmtes Ereignis zurückführen. Doch wenn wir nach einem entscheidenden Urknall in der Geschichte der Ideen suchen, der uns auf den jetzigen Pfad gebracht hat, dann ist Arrow
s Buch Social Choice and Individual Values
 ein überzeugender Kandidat. Sein Unmöglichkeitstheorem ist eine bemerkenswerte intellektuelle Leistung, doch selbst wenn die gesellschaftlichen Ziele nicht über Arrow
s fragwürdiges Ideal eines Wahlsystems aus den individuellen Präferenzen der Wähler abgeleitet werden können, folgt daraus keineswegs, dass Demokratie unmöglich sei oder dass Ideen wie Gemeinwohl oder öffentliches Interesse reine Mythen seien. Vielmehr mahnt Arrow
s Unmöglichkeitstheorem, dass Wahlsysteme moralische Kompromisse eingehen müssen. Und auch der Lösungsansatz zahlreicher Verfechter der Public Choice Theory – nämlich, politische Entscheidungen an den Markt zu übertragen – kann die Notwendigkeit solcher Kompromisse nicht aufheben; er ignoriert sie nur.

Arro
w, der sich von einem unpolitischen Mathematiker zu einem vorsichtigen Sozialisten gewandelt und kaum Material für Biographen hinterlassen hat, bleibt bis heute eine rätselhafte Figur in der Geschichte der Wirtschaftswissenschaften. Durch seinen Angriff auf den politischen Betrieb wurde er ungewollt zum Revolutionär, und das auch nur 
durch eine zufällige Verkettung seiner Lebensumstände. Vielleicht hätte sich die moderne Politik ganz anders entwickelt, wenn Arro
w nicht zufällig die mathematischen Kenntnisse erworben hätte, die er für sein Unmöglichkeitstheorem brauchte, wenn vorher Bertrand Russel
l nicht wegen »moralischer Unschicklichkeit« angeklagt worden wäre.
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 Free-Riding: Trittbrettfahrer drücken sich vor ihrem Beitrag

»Von jetzt an kümmere ich mich bloß noch um mich.«

Major Danby erwiderte versöhnlich und mit einem überlegenen Lächeln: »Aber Yossarian – nehmen Sie einmal an, daß alle so dächten.«

»Dann wäre ich schön blöde, wenn ich nicht auch so dächte.«

Joseph Helle
r, Catch-22

[1]


Eines der größten Medienereignisse des Jahres 2013 war die in vielen Ländern der Welt mit großer Spannung erwartete Geburt eines Kindes. Nicht irgendeines Kindes, sondern die Geburt von Georg
e, des Prince of Cambridge, Dritter in der Rangfolge der britischen Thronanwärter. Das Interesse an ihm war globalen Ausmaßes: Am Tag seine
r Geburt, dem 22. Juli, verzeichnete die Website von BBC
 News mehr Seitenabrufe als jemals zuvor, von 19,4 Millionen verschiedenen Besuchern. Schätzungsweise 90 TV
-Kamerateams verbrachten einen ganzen Tag vor einem Krankenhaus in London, während sie darauf warteten, dass die Geburt verkündet wird. Inmitten des Medienrummels äußerte ein BBC
-Reporter vor dem Krankenhaus seine seine Befürchtungen in Bezug auf die Herausforderungen, die auf George
s Eltern zukamen: »Ein großes Problem wird der Medienrummel rings um den Junge
n sein.«

Einen Moment mal. Ist es nicht ein bisschen seltsam – oder sogar scheinheilig –, wenn ein BBC
-Reporter sich ausgerechnet darüber Sorgen macht? Man darf wohl davon ausgehen, dass die BBC
 sehr wohl weiß, welch tragende Rolle sie bei dem anhaltenden Medieninteresse an den britischen Royals spielt. Auf die Kritik, dass der Medienrummel die Familie belasten würde, hat die BBC
 stets erwidert, dass sie ja das Problem keineswegs allein verursachen würde. In einem kaum vorstellbaren Paralleluniversum, in dem die BBC

 die Royals völlig in Ruhe lassen würde, so die Rechtfertigung der BBC
, würde es immer noch mehr als genug andere Medienorganisationen geben, die für Rummel sorgen. Falls es also überhaupt ein Problem gebe, sei die BBC
 dafür nicht verantwortlich.

Dies ist nur eine Version einer Einstellung, die uns in den vergangenen Jahrzehnten nur allzu vertraut geworden ist: Es macht doch keinen Unterschied, ob ich meinen kleinen Beitrag leiste.
 Vielleicht mache ich mir Sorgen wegen der Klimaveränderung, aber es macht doch keinen Unterschied, ob ich meine CO
2
-Bilanz reduziere, indem ich weniger konsumiere, fahre, fliege. Warum also die Mühe? Und obwohl ich vielleicht erschüttert bin über die neueste Hungersnot in Afrika, macht meine kleine Spende doch keinen Unterschied. Warum also die Mühe? Wie schon erwähnt: Es macht doch keinen Unterschied, ob ich wählen gehe oder nicht, warum also die Mühe? Und da es keinen Unterschied macht, wäre mein kleiner Beitrag nicht etwa vorbildlich, sondern völlig nutzlos. Die einzige vernünftige Entscheidung ist daher, dass ich mich als »Free-Rider« oder Trittbrettfahrer
 darauf verlasse, dass andere für mich einspringen werden.

Dies scheint auch die Einstellung von Facebook UK
 zu sein. Obwohl Facebook im Jahr 2014 in Großbritannien über 100 Millionen Pfund Umsatz machte, zahlte der Konzern dort nur 4327 Pfund Unternehmenssteuern. Bis 2018 waren seine abgeführten Steuern auf immerhin 15,8 Millionen Pfund angestiegen – aber zugleich der Umsatz auf über 1,3 Milliarden Pfund, sodass Facebook immer noch kaum mehr als ein Prozent an Unternehmenssteuern zahlte. Facebook macht sich als Trittbrettfahrer den Beitrag anderer Steuerzahler zunutze, die für den staatlich subventionierten Ausbau der britischen Internet-Infrastruktur aufkommen – der es fast zwei Dritteln der britischen Bevölkerung ermöglicht, Facebook zu nutzen. Der Konzern kann trittbrettfahren, weil wir es zulassen. Vielleicht boykottieren wir Facebook zwar wegen Fake News, nicht aber wegen Steuervermeidung, weil Trittbrettfahren inzwischen zu einem normalen Verhalten geworden ist. Wir zucken nur die Achseln und murmeln: »Na ja, würdest du nicht auch …?«

Und doch haben sich die meisten Menschen im größten Teil der menschlichen Geschichte in solchen Situationen anders verhalten. Der Begriff »Trittbrettfahren« wurde in den 1850er-Jahren im US
-Bundesstaat Wisconsin geprägt, für Tramps, die ohne Fahrkarte per Eisenbahn reisten. 
Doch die heute allgemein übliche Bedeutung von »Trittbrettfahren« – Vorteile genießen, die durch Beiträge von anderen ermöglicht wurden, ohne selbst einen Beitrag zu leisten – war bis in die 1970er-Jahre hinein außerhalb der akademischen Welt unbekannt. Der Wandel des Begriffs »Free-Riding« von einem obskuren akademischen Fachausdruck zu einem Begriff der allgemeinen Umgangssprache hat erst vor Kurzem stattgefunden.

Natürlich hat es das Trittbrettfahren schon immer gegeben, seit es Kommunen gibt, die groß genug sind, um Trittbrettfahrer zu ertragen. Aber es wurde nicht so genannt. Die zunehmende Verwendung des Begriffs »Trittbrettfahren« in den vergangenen 50 Jahren reflektiert einen fundamentalen Wandel in der Beurteilung solchen Verhaltens. In dieser Zeit begann Trittbrettfahren einige der negativen Konnotationen, mit denen es immer assoziiert gewesen war, abzuwerfen: Fast über Nacht galt es plötzlich als »clever«, sich so zu verhalten. »Trittbrettfahren« war nicht mehr nur ein neues Etikett für altbekannte Verhaltensweisen, sondern auch eine neue Rechtfertigung dafür, solcherlei Verhalten für akzeptabel zu halten: eine Rechtfertigung, die hauptsächlich auf einer ökonomischen Theorie beruhte, die erst in den 1930er-Jahren ersonnen und bis in die 1960er-Jahre hinein nur in akademischen Kreisen bekannt war. Als generelles Konzept ist Trittbrettfahren ziemlich neu. Als in den 1960er-Jahren die Hippie-Gegenkultur mit ihrer Mentalität einer fatalistischen Machtlosigkeit aufkam, bildete sie einen fruchtbaren Nährboden für die Ausbreitung dieser neuen Idee. Ein Buch des Aktivisten Abbie Hoffma
n mit dem Titel Steal This Book
 (»Klau’ dieses Buch«), ein Manifest der Hippiebewegung der 1960er-Jahre, führt die Widersprüche des Trittbrettfahrens beispielhaft vor Augen. Nachdem das Buch von über 30 Verlagen abgelehnt worden war, wurde es schließlich doch gedruckt, und in den ersten sechs Monaten nach seiner Veröffentlichung wurden über 250 000 Stück davon verkauft – und unzählige Exemplare gestohlen. Ohne die ehrlichen Käufer wären freilich nur sehr wenige Bücher produziert worden, die von Trittbrettfahrern hätten geklaut werden können. Hoffma
n hielt es für unmoralisch, das »Pig Empire« (sinngemäß: »imperialistisches Regime«) – die USA
 – nicht
 zu beklauen und bekannte sich später reumütig zu seinem widersprüchlichen Erfolg: »Es ist schon ein bisschen peinlich, wenn du die Regierung stürzen willst und dann auf der Bestsellerliste landes
t.«
[2]


Wie kam es, dass Trittbrettfahren als »clever« gilt?

In Platon
s Werk Politeia
 erzählt Glaukon die Geschichte vom Schäfer Gyges, der erlebt, wie sich bei einem Erdbeben ein klaffender Spalt im Erdboden auftut. In einem Hollywood-Katastrophenthriller wäre Gyges mit seinem SUV
 mit Vollgas aus dem Erdbebengebiet davongerast, aber dies ist eine andere Art von Geschichte. Gyges steigt in den Spalt hinab und findet dort einen goldenen Ring, den er anlegt und dann sehr schnell entdeckt, dass er unsichtbar wird, wenn er den Ring dreht – diese Art von Geschichte ist es. Gyges denkt nicht lange nach, wie er seine neue Fähigkeit einsetzen könnte, um Gutes zu tun. Nein, im Gegenteil: Mithilfe des Rings gelangt er unentdeckt in den königlichen Palast, wo er die Königin verführt, den König ermordet und selbst den Thron besteigt. Glaukon rechtfertigt seine Schandtaten damit, dass jeder von uns stehlen, morden und verführen würde, wenn er denn nur einen solchen Ring hätte: Wir würden die Gesetze nur befolgen, weil wir damit rechnen müssten, bestraft zu werden, wenn wir sie übertreten.
12
 Rationales Verhalten sei, die eigenen Interessen zu verfolgen, sofern das nicht bestraft wird, selbst wenn man damit der Gesellschaft schadet. Letztlich empfiehlt Glaukon also, sich als Trittbrettfahrer zu verhalten, wann immer man damit straflos davonkommen kann. Sokrate
s lehnt Glaukons Argumente ab und fordert stattdessen, dass ausnahmslos jeder das Gesetz befolgen sollte, selbst wenn keine Strafen bei Zuwiderhandlung drohten. Trittbrettfahren wird implizit, aber nachdrücklich abgelehnt.

Im 18. Jahrhundert kam der britische Ökonom und Moralphilosoph Adam Smit
h zu einem ähnlichen Schluss wie Sokrate
s. Smit
h erkannte, dass es für Menschen klug sein kann, zum gegenseitigen Nutzen zu kooperieren – selbst wenn sie durch Nichtkooperation kurzfristig besser abschneiden könnten. Der spezielle Fall von Kooperation zum gegenseitigen Nutzen, der Smit
h besonders interessierte, waren Geschäftsleute, die Absprachen treffen, um ein Kartell zu bilden oder eine andere Form von Preismanipulation zu bewerkstelligen: »Geschäftsleute des gleichen Gewerbes kommen selten, selbst zu Festen und zur Zerstreuung, zusammen, ohne daß das Gespräch in einer Verschwörung gegen die Öffentlichkeit endet oder irgendein 
Plan ausgeheckt wird, wie man die Preise erhöhen kann.«
[3]
 Smit
h und seine Anhänger kamen zu dem Schluss, dass in einer kapitalistischen Wirtschaft die starke Tendenz besteht, Kartelle, Monopole oder andere Formen wettbewerbsverzerrender Absprachen zu treffen.

Preisabsprachen mögen als abstruses technisches Problem erscheinen, doch im darauffolgenden Jahrhundert griff Karl Mar
x die Argumente von Smit
h wieder auf und entwickelte sie weiter, wobei er die moralischen Aspekte des Problems in den Mittelpunkt rückte. Mar
x argumentierte, dass der Wettbewerb, auf dem der Kapitalismus aufbaut, durch diverse Formen von wettbewerbsverzerrenden Aktivitäten untergraben werde. Tatsächlich war Mar
x davon überzeugt, dass der Kapitalismus sich selbst zerstören werde, und zwar unter anderem durch die Tendenz, den Wettbewerb auszuhöhlen. Bald darauf ließen sich immer mehr Menschen davon überzeugen, dass der Kommunismus die Antwort sei. Heute vergisst man leicht, wie damals die Welt für viele Menschen aussah. Im März 1933 verteidigten George Bernard Sha
w und 20 andere prominente britische Sozialisten in einem offenen Brief an den Manchester Guardian
 vehement Stalin
s Regime und bestritten die Belege für grassierende Hungersnöte in der Sowjetunion. (Sha
w blieb auch später noch ein Anhänger Stalin
s. Als er 1950 gefragt wurde, wen er zum »Mann der ersten Jahrhunderthälfte« ernennen würde, schlug er drei vor – Stalin, Einstei
n und »einen, den ich aus Bescheidenheit nicht nennen möcht
e«.)
[4]


Angesichts dieser Umstände bestand im Westen großes Interesse an Ideen, mit denen sich der Kapitalismus verteidigen ließ. Und vor allem an Ideen, mit denen sich die Frage beantworten ließ, die Adam Smit
h offengelassen hatte: Wie kann der Wettbewerb gewährleistet werden, wenn Unternehmen die natürliche Tendenz haben, ihn zu unterlaufen, indem sie zum gegenseitigen Nutzen zusammenarbeiten?

Von Denkern nach Adam Smit
h, etwa John Stuart Mil
l und Jeremy Bentha
m, kam die Antwort, dass viele Menschen aufgrund ihres kurzsichtigen Denkens zu irrational seien, um zum gegenseitigen Nutzen zusammenzuarbeiten. So kann zum Beispiel ein Unternehmen versucht sein, seinen Konkurrenten durch Preissenkungen Marktanteile abzunehmen und dadurch kurzfristige Profite einzustreichen, obwohl es langfristig profitabler wäre, 
ein Kartell zu bilden oder Preisabsprachen zu treffen. Diese Argumentation hatte durchaus etwas für sich, schien aber doch ein zu schwaches Fundament zu sein, um darauf eine Verteidigung für den Kapitalismus aufzubauen. Es reichte nicht, die fundamentale Herausforderung, die Mar
x darstellte, nur mit dem Hinweis zu kontern, dass viele Firmen zu kurzsichtig sind, um zu erkennen, dass es in ihrem langfristigen Interesse liegt, den Wettbewerb zu unterlaufen. Eine große Idee wurde gebraucht.

Trittbrettfahren war diese Idee. Sie bildet den Kern eines überzeugenden Plädoyers, das besagt, Wettbewerb sei letzten Endes doch rational und natürlich. Nach dieser Logik ist es nicht etwa klug, wenn Firmen kooperieren, sondern dumm, da jede Firma als Trittbrettfahrer von den gemeinschaftlichen Anstrengungen anderer Firmen derselben Branche profitieren kann. Das führt dazu, dass Kartelle und andere Versuche, den Wettbewerb zu untergraben, scheitern werden. Um zu verstehen, warum das so ist, müssen wir uns ein spezifisches Beispiel einer Zusammenarbeit etwas detaillierter ansehen.

Nehmen wir an, der Inhaber eines kleinen Geschäfts hat sich bereit erklärt, weniger Ware zu verkaufen, um seinen Teil dazu beizutragen, eine Preisabsprache aufrechtzuerhalten. Er wird bald erkennen, dass er mehr Profit machen kann, wenn er diese Vereinbarung stillschweigend ignoriert und wieder mehr verkauft. Die Preisabsprache wird nicht sofort platzen, weil die darüber hinausgehenden Verkäufe eines einzigen kleinen Geschäfts sich kaum auf den Marktpreis auswirken werden.
[5]
 Mit anderen Worten: Der Geschäftsinhaber wird sich ungefähr denken: Es macht keinen Unterschied, ob ich meinen kleinen Beitrag zu der Preisabsprache leiste oder nicht
. Also kann er in seinem Geschäft so viel verkaufen, wie er will, und als Trittbrettfahrer von dem höheren Preis profitieren, der nur durch die Verkaufszurückhaltung der anderen Geschäfte im selben Markt ermöglicht wird. Der Haken an der Sache ist freilich, dass die Preisabsprache bald platzen wird, da alle Geschäftsinhaber in diesem Markt so denken – oder dass sie gar nicht erst greifen wird, da alle Beteiligten von vornherein ihr Scheitern erwarten. Die Logik dieser Argumentation besagt, dass Preisabsprachen langfristig nicht aufrechtzuerhalten sind – ungeachtet der Tatsache, dass alle Beteiligten besser abschneiden würden, wenn sie die Vereinbarung doch irgendwie aufrechterhalten 
könnten.

Es hat sich gezeigt, dass diese obskure technische Argumentation über Preisabsprachen, die in den 1930er-Jahren entwickelt wurde, enorme Auswirkungen auf das moderne Leben entfaltet hat. Denn sie ist der Ursprung all jener heutzutage gängigen Argumente für Trittbrettfahren, die letzten Endes besagen, dass Kooperation nutzlos sei. Doch bevor es so weit war, brauchte die Idee vom Trittbrettfahren erst einmal jemanden, der sie aus ihrem Schattendasein in der ökonomischen Theorie herausführte und auf die gesamte Gesellschaft übertrug.
[6]


Vorhang auf für einen Bauernjungen. Mancur Olso
n kam im Januar 1932 als Kind einer norwegisch-amerikanischen Farmerfamilie im Red River Valley in North Dakota zur Welt.
[7]
 Noch Jahrzehnte später, als er in der akademischen Welt eine Berühmtheit geworden war, bewahrte er sich seinen norwegischen Akzent und sein bescheidenes Auftreten eines Farmerjungen. Selbst als ih
m immer mehr Auszeichnungen und Ehrungen zuteilwurden, begann er seinen Lebenslauf nach wie vor mit seiner Sozialversicherungsnummer – als müsse er nachweisen, wer er ist. Ein typisches Statement von ihm, das er einmal in der monotonen Redeweise der Prärie geäußert hat, geht so: »Such dir eine Aufgabe, die interessant und wichtig ist – ganz egal, worum es geht –, und dann mach dich daran, sie zu lösen. Das ist mein Rat an Mancur Olso
n, und das ist mein Rat an jeden Menschen.«
[8]


Als der älteste von drei Söhnen durfte Mancu
r dabei sein, wenn die Erwachsenen sich über die Zukunftsaussichten für die Farm unterhielten. In vielen dieser Gespräche ging es darum, wie schwierig es war, kleine Farmer zu einer Zusammenarbeit zu bewegen, obwohl sie alle das gleiche Interesse daran hatten, faire Preise für ihre Erzeugnisse zu erzielen. Den Olson
s war aufgefallen, dass es drüben in Norwegen und anderen skandinavischen Ländern eine wesentlich stärkere Tradition gab, die Menschen zu motivieren, für das Gemeinwohl zusammenzuarbeiten, wodurch sowohl wirtschaftliches Wachstum als auch eine gewisse Gleichheit für die Gesellschaft insgesamt erreicht wurde. Diese Gespräche hat Mancur Olso
n nie vergessen, und als er so weit war, seine Doktorarbeit zu schreiben, trieb ihn die Frage um, warum manche Gruppen in der Lage zu sein scheinen, für ihre gemeinsamen Interessen zusammenzuarbeiten, andere dagegen nicht. Wie Kenneth Arro
w leistete Olso
n
 vor Beginn seiner akademischen Laufbahn seinen Militärdienst ab – als Oberleutnant der US
 Air Force von 1961 bis 1963 – und ging dann zur RAND
 Corporation. Sein Durchbruch kam, als er die ökonomische Theorie des perfekten Wettbewerbs zwischen Unternehmen aufgriff und sie auf eine riesige Vielfalt sozialer Situationen anwendete. In seinem 1965 erschienenen Meisterwerk mit dem passenden Titel The Logic of Collective Action
 (deutsche Ausgabe: Die Logik des kollektiven Handelns
) baute Olso
n auf der früheren Argumentation über Preisabsprachen auf: Kleine Firmen erkennen, dass es keinen Sinn hat, ihre Verkäufe einzuschränken, um sich an eine solche Vereinbarung zu halten, weil ihre Zurückhaltung keinen Unterschied bewirkt, da ihr Umsatz einen vernachlässigbaren Teil des Gesamtmarkts ausmacht. E
r blieb seinen Wurzeln treu und wählte zur Veranschaulichung einer Anwendung seiner Argumentation das Beispiel eines kleinen Farmers: »Ein Landwirt, der die Interessen der anderen Landwirte über seine eigenen stellt, würde seine Produktion nicht zugunsten einer Erhöhung der Agrarpreise einschränken, weil ihm bewusst wäre, daß sein Opfer niemandem einen nennenswerten Gewinn bringen würde. Solch ein rational handelnder Landwirt, und wäre er noch so selbstlos, würde kein so vergebliches und nutzloses Opfer bringe
n …«
[9]


Um sei
n Argument zu bekräftigen, dass es keinen Sinn habe, einen Beitrag zu leisten – ein Opfer zu bringen –, wenn das für niemanden einen Unterschied macht, schreibt Olso
n weiter: »Uneigennütziges Verhalten, das keine merkliche Wirkung hat, wird oft nicht einmal für löblich gehalten. Ein Mann, der versuchen würde, eine Flut mit einem Eimer aufzuhalten, würde wahrscheinlich auch von jenen, denen er zu helfen versucht, eher als Kauz denn als Wohltäter angesehe
n.«
[10]


Diese erstaunliche Metapher wirft ein Schlaglicht auf Olson
s zentrale Erkenntnis: Wenn es keinen Unterschied macht, ob du deinen kleinen Beitrag leistest oder nicht, hat es keinen Sinn, ein nutzloses Opfer zu bringen. Also ist nichts Unmoralisches am Trittbrettfahren – es ist einfach nur das rationale Verhalten. Trittbrettfahren mag selbstsüchtig wirken, doch in solchen Situationen hilft es niemandem, sich aufopfernd zu verhalten. Mit seine
r Argumentation, dass rationale Menschen trittbrettfahren statt zu kooperieren, sodass kollektives Handeln schwierig aufrechtzuerhalten ist, hatte Olso
n
 ein größeres Ziel im Blick als den kleinen Farmer: Er hatte es auf den Marxismu
s abgesehen. Er lehnte das, was er »die marxschen Theorien des Klassenkampfs« nannte, ausdrücklich ab und argumentierte stattdessen, dass die Gelegenheit zum Trittbrettfahren Gruppen davon abhalten würde, kollektiv zu handeln, um ihre gemeinsamen Interessen zu verfolgen. Nur wenn es irgendeine Form von sozialem Druck gebe, würden Gruppen kollektiv handeln. Um das zu illustrieren, zog Olso
n den Schluss, dass Gewerkschaften Druck auf ihre Mitglieder ausüben müssten, weil sie sonst nicht überleben würden. Für Olso
n hatte die Gewerkschaftsbewegung die gleichen autoritären Untertöne wie die sowjetischen Volkswirtschaften.

Es ist nicht überraschend, dass Olson
s revolutionäre Analyse von der politischen Rechten mit Wohlwollen aufgenommen wurde. Ihr Vordenker Friedrich August von Haye
k sorgte dafür, dass Olsons Werk The Logic of Collective Action
 ins Deutsche übersetzt wurde. In den 1980er-Jahren schien sich Olson
s Analyse säuberlich in die intellektuellen Grundlagen marktliberaler Weltanschauungen wie Reaganomic
s und Thatcheris
m einzufügen: Kooperation und kollektives Handeln sind generell schwierig aufrechtzuerhalten, also muss Wettbewerb der natürliche Zustand der Dinge sein.

Und doch bleibt ein Rätsel ungelöst. Ungeachtet der scheinbar unwiderlegbaren Logik von Olson
s Argumenten hat Trittbrettfahren nach wie vor einen zweifelhaften Ruf. Heutzutage scheint es so, als ob viele von uns sich in diversen Lebenslagen mit der Devise rechtfertigen: Es macht keinen Unterschied, ob ich meinen kleinen Beitrag leiste oder nicht
, um sich der Verantwortung zu entziehen – obwohl wir das nicht wirklich selbst glauben. Ein Grund für diese Skepsis könnte sein, dass echte Trittbrettfahrer – Leute, die den Sinn ihres Lebens darin sehen, als Trittbrettfahrer durchzukommen – in der Regel keine allzu bewundernswerten, beeindruckenden oder netten Menschen sind.

Trittbrettfahrer vs. kleine Leute

Steuerhinterziehung ist eine eklatante Form von Trittbrettfahren. Ende der 1980er-Jahre erklärte Leona Helmsle
y, eine der größten US
-Steuerhinterzieherinnen jenes Jahrzehnts, ihrer Haushälterin ihre Einstellung zu Steuern: »Wir zahlen keine Steuern. Nur die kleinen Leute zahlen Steuern.«
[11]
 Helmsley
s Mangel an Mitgefühl für andere Menschen war Legende, und daher sollten wir solche arroganten Prahlereien über Steuerhinterziehung nicht für ein typisches Merkmal von Steuerhinterziehern halten.
13
 Aber selbst unter Menschen, die sich einen Ruf als gesetzestreue Bürger bewahren wollen, ist das aggressive Minimieren ihrer Steuerverbindlichkeit heute nichts mehr, dessen sie sich schämen müssten. Der ehemalige US
-Finanzminister Timothy Geithne
r hat mehrfach vergessen, Steuern auf seine Einkünfte aus seiner Tätigkeit für den Internationalen Währungsfonds (IWF
) zu zahlen. Nach einer Steuerprüfung durch den Internal Revenue Service (IRS
, US
-Finanzbehörde) zahlte Geithne
r nur für zwei der vier betroffenen Jahre seine offenen Steuerverbindlichkeiten und berief sich für die anderen beiden Jahre auf Verjährung, um nicht zahlen zu müssen. Dass lässt vermuten, dass Geithne
r (oder sein Buchhalter) keine moralische Verpflichtung empfand, die gesamte ursprünglich fällige Steuerschuld zu begleichen. Letzten Endes hat Geithne
r auch für diese beiden Jahre seine Steuerschuld gezahlt – aber erst später, kurz bevor e
r zum Finanzminister ernannt wurde.
[12]
 Auch in der Unternehmenskultur hat ein ähnlicher Wandel stattgefunden. Als Googles CEO
 Eric Schmid
t 2012 bei einem Interview über die Steuervermeidungsstrategien des Internetkonzerns befragt wurde, antwortete e
r: »Wir sind kapitalistisch, und darauf sind wir stolz. Das ist für mich völlig klar. Wir zahlen eine Menge Steuern, und wir zahlen sie so, wie es uns das Gesetz vorschreibt. Ich bin sehr stolz auf die Struktur, die wir aufgebaut haben, und zwar gemäß der Anreize, die uns von verschiedenen Regierungen geboten wurden, um im jeweiligen Land aktiv zu werden.«
[13]


Weil Google so groß ist, bewirken die einer Besteuerung entzogenen Profite des Konzerns einen nennenswerten Unterschied für die jeweiligen Staatseinnahmen.
[14]
 Aber für den Rest von uns kleinen Leuten ist es genau umgekehrt wie in Helmsley
s dubiosem Ausspruch. Für uns scheint es sinnvoll zu sein, Steuern zu vermeiden: Es macht keinen Unterschied für das, was der Staat leisten kann, ob ich mein bisschen Steuern zahle oder nicht. Mich zurückzuhalten und mich zu weigern, Steuern zu vermeiden, scheint ein sinnloses Opfer zu sein.

Falls Sie das anders sehen – vielleicht, weil Sie
 zu denjenigen zählen, die ihre Steuern in voller Höhe zahlen –, lohnt es sich, einen 
Moment darüber nachzudenken, ob Sie sich womöglich in anderen Lebenslagen doch wie ein Trittbrettfahrer verhalten. Ich bin ja nicht nur ein Trittbrettfahrer, wenn ich mit der U-Bahn schwarzfahre, sondern auch, wenn ich mir ohne Eintrittskarte zu einem Sportereignis oder einem Musikfestival Zutritt verschaffe. Oder mir einen Kaffee aus dem Automaten hole, ohne Geld in die dafür vorgesehene Kassenbüchse zu stecken. Oder akzeptiere, dass in meiner Gemeinde der größte Teil des Hausmülls recycelt werden soll, ohne meinen eigenen Hausmüll zu trennen. Oder den Wert eines verlorenen Gegenstands zu hoch angebe, wenn ich den Schaden meiner Versicherung melde. Solche kleinen Trittbrettfahrereien werden die meisten von uns wahrscheinlich nach wie vor für unmoralisch halten. Doch nach der bezwingenden Logik der Trittbrettfahrer-Mentalität ist dies das einzig rationale Verhalten, wenn das Risiko einer Bestrafung oder sozialer Sanktionen minimal ist. Vielleicht müssen wir unsere Moralverstellungen einfach nur unserem Verständnis von wirtschaftlichem Handeln anpassen?

Vielleicht ist das in mancherlei Hinsicht schon geschehen. Viele Menschen laden sich illegal Musik aus dem Netz herunter oder lesen redaktionelle Inhalte umsonst, weil sie darauf bauen, dass andere dafür zahlen. Vielleicht haben Sie in einem Elektronikladen einen Rasierapparat gesehen, währenddessen aber über Ihr Smartphone herausgefunden, dass er bei Amazon billiger angeboten wird, und deswegen in dem Laden nichts gekauft. Große Organisationen wie Ryanair oder der UK
 National Health Service haben wiederholt qualifizierte Mitarbeiter von anderen Unternehmen abgeworben, die dort für viel Geld ausgebildet worden waren. Solches Trittbrettfahren wird generell für akzeptabel gehalten. Und Trittbrettfahren ist so normal
. Heutzutage ist es ganz alltäglich, Musik und andere Inhalte umsonst aus dem Netz zu ziehen, dass es gar nicht mehr erwähnt wird. Frühere Generationen hätten nichts weniger als Glaukons magischen Unsichtbarkeitsring gebraucht, um im Plattenladen Musik für lau abgreifen zu können.

Es liegt auf der Hand, wie Trittbrettfahrer ihr Verhalten rechtfertigen könnten. Vielleicht habe ich mich für den Sportevent ohne Eintrittskarte ins Stadion geschummelt, weil ich seit Ewigkeiten ein glühender Fan dieser Mannschaft bin und in früheren Jahren immer eine Saison-Abokarte gekauft hatte. Aber seit einiger Zeit gehört der Club einem 
Milliardär, und trotzdem wurden die Eintrittspreise extrem erhöht, während ich arbeitslos und chronisch pleite bin. Ich hole mir gratis einen Kaffee aus dem Automaten, weil ich weiß, dass der empfohlene Preis, den ich eigentlich dafür zahlen soll, großzügig kalkuliert wurde, um »Vergesslichkeit« mit abzudecken. Der Automat deckt trotzdem seine Kosten, selbst wenn nicht jeder zahlt – ich nehme mir einen der Extrakaffees. Ich lade illegal Musikdateien aus dem Netz herunter, weil ich durchaus manchmal für Musik bezahle, weil es praktisch nichts kostet, Downloads anzubieten und weil die Bandmitglieder allesamt Millionäre sind. Ich blähe meinen Versicherungsschaden auf und »optimiere« meine Steuererklärung, weil etliche Leute aus meinem Bekanntenkreis das auch so machen und ich davon ausgehe, dass die meisten Menschen sich so verhalten. Oder vielleicht gebe ich meinen Versicherungsschaden zu hoch an, weil ich früher schon einmal einen Schaden korrekt eingereicht habe und die Versicherung sich trotzdem geweigert hat zu zahlen, aus irgendwelchen formalen Gründen.

Einige dieser Rechtfertigungen sind es durchaus wert, um ihrer selbst willen ernst genommen zu werden, denn sie sprechen eindringlich unseren Gerechtigkeitssinn an. Dennoch gehen sie, ebenso wie Trittbrettfahren, an der Sache vorbei. Trittbrettfahren ist vielleicht nicht gerade fair oder anständig, aber es ist auf jeden Fall ein cleveres Verhalten, weil man dadurch einen Vorteil hat. Und es ist auf jeden Fall ein rationales Verhalten, weil der eigene Beitrag kaum einen Unterschied für die kollektive Anstrengung macht, sodass es niemandem schadet, wenn man ihn nicht leistet. Doch die Tatsache, dass wir diese anderen
 Gründe anführen, um Trittbrettfahren zu rechtfertigen, lässt vermuten, dass wir trotz der zwingenden Argumente für Trittbrettfahren die kleinen Egoismen, von denen unser Alltag durchsetzt ist, nur ungern zugeben. Das Rätsel wird nur noch unergründlicher.

Vielleicht ist die Erklärung ja ganz einfach. Vielleicht lehnen wir die Argumente für Trittbrettfahren ja doch ab. Was wäre, wenn die kleinen Leute rebellieren? Was wäre, wenn ausnahmslos jeder versuchen würde, Steuern zu vermeiden, wann immer es möglich ist? Was wäre, wenn jeder beschließen würde, sich als Trittbrettfahrer zu verhalten, wann immer es möglich ist? Die Folgen für die Gesellschaft wären katastrophal.

Es gibt zwei Probleme mit dieser einfachen Antwort. Erstens liefert sie keine positiven Gründe, sich zu engagieren. Wie es schon Yossarian in Catch-22
 erkannt hat: Wenn alle anderen trittbrettfahren oder sich auf andere Weise selbstsüchtig verhalten, Sie selbst dagegen nicht, dann gewinnt niemand etwas und Sie selbst verlieren. Die Gesellschaft kann nicht auf dem Rücken eines einzigen Steuerzahlers überleben. Kollektive Anstrengungen erfordern mehr als einen einzigen Beitrag – wenn also alle anderen trittbrettfahren, bewirken Sie nichts, wenn Sie Ihren kleinen Beitrag leisten. Zweitens kann der Trittbrettfahrer einfach erwidern: »Aber es verhalten sich eben nicht
 alle wie Trittbrettfahrer. Also kann ich auf die Beiträge von anderen bauen.« Es stimmt, dass nicht jeder trittbrettfahren kann. Als Trittbrettfahrer brauche ich andere, die ihren eigenen Beitrag leisten, und sollte sie dazu ermutigen. Also bin ich vielleicht inkonsequent, oder zumindest scheinheilig, wenn ich anderen Leuten vom Trittbrettfahren abrate, mich aber selbst so verhalte. Doch ein bisschen Scheinheiligkeit scheint immer noch besser zu sein als ein unnötiger Beitrag zu einer gemeinsamen Anstrengung, die ohnehin stattfinden wird. Und falls sie doch nicht stattfinden sollte, ist es ebenso sinnlos, Ihren Beitrag zu leisten, wie der Versuch, eine Sturmflut mit einem Eimer aufzuhalten.

Im Kielwasser von Mancur Olson
s Arbeit machte sich in den 1970er-Jahren die Trittbrettfahrer-Mentalität in der gesamten Gesellschaft breit. Wenn Olso
n und sein Gefolge recht hatten, dann waren alle früheren Generationen mit ihren Überzeugungen, wann und warum man zusammenarbeiten sollte, einem riesigen Irrtum aufgesessen. Sie hatten Kooperation und den Sinn eines individuellen Beitrags zu einer kollektiven Anstrengung völlig anders verstanden. Wie haben zum Beispiel frühere Generationen die Menschen motiviert, ihre Steuern zu zahlen? Natürlich auch mit der Androhung von Strafe, falls man beim Schummeln erwischt wurde. Aber ebenso wichtig war die allgemeine Überzeugung, dass es im Interesse jedes Einzelnen ist, seine Steuern zu zahlen. Unter zahlreichen Ökonomen und Philosophen jeglicher Provenienz herrschte Einigkeit in einem Punkt: Wenn Kooperation allen Beteiligten Vorteile bringt, ist das allein Grund genug für jeden Einzelnen, freiwillig einen Beitrag zur gemeinsamen Anstrengung zu leisten.
[15]
 In den 1930er-Jahren bezeichnete ein italienischer Ökonom die Menschen, die nicht 
freiwillig ihre Steuern zahlen, als »eine pathologische Gruppe, gegen die die Gesellschaft sich verteidigen muss«.
[16]
 Das heißt, dass Trittbrettfahren damals als ein Verhalten betrachtet wurde, dass gegen
 die eigenen Interessen wirkt – also irrational oder gar pathologisch ist.

Wenn wir nach einem Fehler in der Argumentation für Trittbrettfahren suchen, scheint diese ältere Perspektive, die dafür spricht, den eigenen kleinen Beitrag zu leisten, längst überfällig für eine Wiederauferstehung zu sein.

Sich zu engagieren ist allemal besser als unentbehrlich zu sein

Was haben Sie nächste Woche beruflich zu tun? In meiner typischen Arbeitswoche habe ich immer eine ganze Menge Dinge, die ich erledigen muss
. Außerdem gibt es immer eine lange Liste von Dingen, die zwar auch erledigt werden müssen, aber nicht so dringend sind. Ich habe aber nie genug Zeit, um sie alle abzuhaken. (Kommt Ihnen das bekannt vor?) Ich könnte mich entscheiden, eine To-do-Liste zu machen und sie dann nach Priorität sortieren. Wenn ich dabei über die Reihenfolge der einzelnen Punkte nachdenke, kommen diverse Aspekte ins Spiel, etwa die relative Erwünschtheit oder Wichtigkeit verschiedener Dinge; wie erfreulich oder lästig es ist, etwas selbst zu erledigen; ob ein Kollege etwas übernehmen könnte, was ich nicht selbst machen möchte; und vielleicht auch manchmal das Bedürfnis, selbst derjenige zu sein, der einen bestimmten Punkt umsetzt. Sobald ich die einzelnen Punkte nach Priorität aufgelistet hätte, könnte ich die Liste einfach von oben nach unten abarbeiten, bis ich keine Zeit mehr habe.

Ist das die Art, wie Sie Entscheidungen treffen? Nein? Ich auch nicht. Aber man könnte dieses Vorgehen als hyperrationale Art betrachten, Entscheidungen zu treffen, in gewissem Sinne als ein Ideal. Und doch ist sie völlig unvereinbar mit der Haltung, die hinter Trittbrettfahren steckt, und zwar wegen einer der eben erwähnten Überlegungen – nämlich, ob ein Kollege etwas erledigen könnte, wenn ich es nicht mache. Nach der Logik des Trittbrettfahrers wäre es irrational, Zeit für etwas zu verschwenden, was ohnehin geschehen wird, ganz gleich, ob ich es selbst erledige oder nicht. Und dann sollte 
dieser Punkt gar nicht erst auf meiner To-do-Liste stehen. Es war dieses hintergründige Prinzip, das in Mancur Olson
s Argumentation verborgen war, wodurch sich seine Analyse von allen vorangegangenen unterschied. Für sich genommen mag es wie ein sehr vernünftiges Prinzip wirken. Doch seine Implikationen sind zutiefst unplausibel und stehen in einem totalen Widerspruch zu dem, was wir normalerweise denken.

Die erste Frage: Wenn es dumm von mir ist, Zeit für etwas aufzuwenden, obwohl ich weiß, dass jemand anders es erledigen wird, wenn ich es nicht tue, dann sollte ich nur
 solche Dinge erledigen, bei denen meine Mitwirkung unerlässlich ist – Dinge, die nicht passieren würden, wenn ich sie nicht erledige. Aber niemand würde sein Berufsleben – oder sein Leben überhaupt – an diesem Grundsatz ausrichten. Nehmen wir an, ich gehe mit meinem Hund am Strand spazieren und sehe eine Person im Meer, die in Not zu sein scheint. Ich bin ein guter Schwimmer, aber es ist noch eine andere Person in der Nähe, die aufgrund ihrer Statur und ihrer Kleidung auch wie ein guter Schwimmer aussieht und gerade aus dem Wasser gekommen ist. Ich gehe davon aus, dass dieser gute Schwimmer auf jeden Fall den Ertrinkenden retten wird, wenn ich es nicht tue. Und nur ich kann dafür sorgen, dass mein Hund nicht wegläuft. Sollte ich bei meinem Hund bleiben oder dem guten Schwimmer helfen, die Person zu retten, die gerade zu ertrinken scheint? Für einen Trittbrettfahrer ist die Antwort klar: Der Ertrinkende wird mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit auf jeden Fall gerettet werden. Ich sollte meinen Hund an der Leine halten, weil das niemand sonst tun wird, wenn ich es nicht tue. Es wäre irrational, dem offenbar Ertrinkenden eine höhere Priorität einzuräumen.
[17]


Tatsächlich denkt kaum jemand so. Wir sind vielmehr davon überzeugt, dass es gute Gründe gibt, einen Menschen in Not zu retten, selbst wenn er ohnehin gerettet würde. Die Entscheidung, sich nicht
 als Trittbrettfahrer zu verhalten, ist genauso. Es kann vollkommen rational sein, einen Beitrag zu einer kollektiven Aktivität zu leisten, selbst wenn diese Aktivität auch dann stattfinden wird, wenn ich nichts dazu beitrage. Im Büro könnte ich der Arbeit an einem großen Teamprojekt für einen wichtigen Kunden höhere Priorität einräumen, als Kundenrechnungen zu schreiben, selbst wenn ich der Einzige bin, der befugt ist, 
Rechnungen auszustellen. Das Projekt ist mir einfach wichtiger, obwohl die Arbeit daran auch ohne mich weitergehen würde. In einer solchen Situation denke ich nicht, es macht keinen Unterschied, ob ich mich engagiere oder nicht
. Ich glaube vielmehr, dass ich in der Tat
 einen Unterschied bewirkt habe: Ich habe einen Beitrag dazu geleistet, dass etwas umgesetzt wird. Ich habe meinen kleinen Beitrag zur Arbeit des Teams geleistet.

Das Argument fürs Trittbrettfahren beruht darauf, dass mein Beitrag zu dem einen oder anderen Gemeinschaftsprojekt nur dann einen Unterschied machen kann, wenn die Arbeit liegen bleibt, falls ich keinen
 Beitrag leiste. Doch die Geschichte über den Ertrinkenden zeigt, dass wir nicht so denken, zumindest nicht immer. Ich glaube, dass ich einen Unterschied ausmachen kann, selbst wenn sonst andere dafür sorgen würden, dass die Aktivität auch ohne mich stattfindet. Ich bewirke einen Unterschied, weil mein
 Beitrag hilft, etwas umzusetzen: Es ist auch meine
 Anstrengung, die dazu beiträgt, dass es geschieht, nicht nur die Aktivitäten von anderen. Wenn ich einen Beitrag leiste, bin ich (zusammen mit anderen) für die kollektive Aktivität verantwortlich.

Obama
s Wahlsieg im Jahr 2008 war ein überzeugendes Beispiel für diese Einstellung. Mit seinem berühmten Slogan »You are the change you’ve been waiting for« (»Du bist der Wandel, auf den du gewartet hast«) sprach Obama geschickt das Bedürfnis vieler Wähler an, »ein Teil« der kollektiven Anstrengung zu sein, ihm zum Sieg zu verhelfen – zu helfen, dieses Ziel umzusetzen, selbst wenn es wahrscheinlich auch sonst so gekommen wäre. Damals zeigten die Umfragen zum Wählerverhalten, dass viele der Menschen, die zuerst »weiß ich nicht« angekreuzt hatten, zu Obama-Unterstützern wurden, sobald sich abzeichnete, dass er wahrscheinlich gewinnen würde. Dieser »Mitläufereffekt« wurde auch bei vielen anderen Wahlen beobachtet. Doch er widerspricht dem Denken des Trittbrettfahrers: Wenn ein Kandidat sehr wahrscheinlich gewinnen wird, sodass die eigene Stimme keinen Unterschied für das Wahlergebnis ausmachen wird, warum sollte man sich dann noch die Mühe machen?

Verhalten zu identifizieren, das nicht von der Trittbrettfahrer-Mentalität bestimmt ist, etwa den Mitläufereffekt oder Teamarbeit im Büro, ist das eine – aber vielleicht sind das nur Einzelfälle? Gibt es auch heute noch eine systematische Ablehnung von 
Trittbrettfahren, selbst wenn viel auf dem Spiel steht?

Ja, und zwar wegen unserer Einstellung zur Verantwortlichkeit. Es ist ja nicht nur, dass Ertrinkende von respektablen Spaziergängern aus dem Meer gerettet werden; viel beunruhigender für überzeugte Trittbrettfahrer ist, wie wir mit solchen Rettern umgehen. Wir ehren sie und loben sie – vermutlich habe ich Ihnen aus der Seele gesprochen, als ich solche Menschen »respektabel« nannte. Wir sagen nicht
, dass der Retter kein Lob verdient, weil er nicht für die Rettung verantwortlich war und sein beherztes Eingreifen keinen Unterschied ausmachte, weil irgendjemand anders eingesprungen wäre und den Ertrinkenden gerettet hätte, wenn der Retter sich nicht so heldenmütig gezeigt hätte. Unsere Haltung zu Verantwortlichkeit ist in Bezug auf gravierende Straftaten besonders gut entwickelt: Die Bedeutung von strafrechtlicher Verantwortung ist seit Jahrtausenden öffentlich diskutiert und rechtlich gewürdigt worden, was zu einem einmütigen Konsens geführt hat.
[18]
 Unterschiedliche Rechtssysteme gleichen sich insofern, dass von zwei Gangstern, die einen Feind in einer dunklen Sackgasse in die Enge treiben und beide ihre Pistole mit der Absicht auf das Opfer richten, es zu töten, wobei aber nur einer abdrückt, nur derjenige für den Mord verantwortlich ist, der geschossen hat. Wir sagen nicht: »Wenn der eine Gangster nicht geschossen hätte, dann hätte mit Sicherheit der andere abgedrückt. Deswegen hat der erste Gangster keinen Unterschied gemacht; der Mord wäre ohnehin geschehen.« Aber das ist genau die Einstellung zu Verantwortlichkeit, die hinter dem Argument fürs Trittbrettfahren steckt.

Sobald wir diese perverse Einstellung zu Verantwortlichkeit aufgedeckt haben – eine Haltung, die deutlich einschränkt, wie der Beitrag eines Einzelnen einen Unterschied ausmachen kann –, beginnen die Argumente fürs Trittbrettfahren, ebenso pervers auszusehen. In den meisten Lebenslagen schränken wir unsere Anstrengungen, zu Aktivitäten beizutragen, bei denen unser Beitrag für den Erfolg dieser Aktivität absolut entscheidend ist, nicht ein. Doch das Argument fürs Trittbrettfahren besagt, wir würden uns irrational verhalten, wenn wir uns nicht darum bemühen, auf diese Weise unentbehrlich zu sein. Also ist das Argument fürs Trittbrettfahren zumindest wackelig: Häufig ist es nicht irrational, zu einer gemeinsamen Aktivität beizutragen, selbst wenn diese Aktivität 
ohnehin stattfinden wird. In der Trittbrettfahrer-Mentalität steckt eine Haltung über das, was es bedeutet, »etwas zu erledigen« oder »dafür zu sorgen, dass etwas passiert« – eine verdeckte Annahme über die Bedeutung von Ursache und Wirkung.
[19]


Was können wir aus alledem schließen?

Einerseits steht die Trittbrettfahrer-Mentalität nicht nur im Widerspruch zu unserem gesunden Menschenverstand, unseren Vorstellungen über Verantwortlichkeit und so weiter, sondern sie ist auch unvereinbar mit den Argumenten von Denkern früherer Generationen, die vor Olso
n kamen, darunter Sokrate
s, Adam Smit
h, David Hum
e, John Stuart Mil
l und Karl Mar
x. Für sie galt: Wenn du von einer kollektiven Aktivität profitierst, ist das allein Grund genug, etwas dazu beizutragen (vorausgesetzt, dein Vorteil aus der kollektiven Aktivität ist größer als die Kosten deines Beitrags). Und es ist bemerkenswert, dass ihre Argumente für einen eigenen Beitrag ausschließlich auf dem Eigeninteresse des Einzelnen beruhen, anstatt von ihm zu erwarten, für das Gemeinwohl Opfer zu bringen.

Andererseits ist die Logik der Trittbrettfahrer-Mentalität nicht wegzudiskutieren. Falls Sie Steuern vermeiden, nicht wählen gehen oder keinen Beitrag dazu leisten, die CO
2
-Emissionen zu reduzieren, sind sie wahrscheinlich noch nicht völlig davon überzeugt worden, das Trittbrettfahren aufzugeben. Warum genau
 sollten sie zu einer kollektiven Aktivität etwas beitragen, wenn diese Aktivität auf jeden Fall stattfinden wird?

Einer der Gründe wurde bereits erwähnt: Vielleicht möchten Sie einen Beitrag leisten, weil Sie dabei sein wollen – Sie wollen ein Teil »des Wandels« sein, Sie wollen dazugehören, anstatt nur passiv am Rande zu stehen. Viele Ökonomen spotten über diese Möglichkeit, tun sie ab als den Wunsch nach einem »warmen Gefühl«. Wie so oft machen die Formulierungen, die von Ökonomen verwendet werden, um tugendhaftes Verhalten zu beschreiben, dieses Verhalten auf subtile Art lächerlich. »Warmes Gefühl« unterstellt eine narzisstische Selbstgefälligkeit, eine Ichbezogenheit statt Altruismus, und insinuiert, dass es Ihnen bei einem altruistischen oder politischen Akt letztlich nur um Sie selbst geht. Doch der Wille, etwas dafür zu tun, dass ein gemeinsames Ziel erreicht wird – einen aktiven Beitrag zu leisten –, ergibt nur dann Sinn, wenn Sie sich mit diesem Ziel 
um seiner selbst willen identifizieren und es verwirklicht sehen wollen. Der Wunsch nach Erreichen dieses Zieles ist der Grund für Ihren Beitrag; sollte sich dann ein »wohliges Gefühl« einstellen, ist das nur eine Nebenwirkung Ihres Einsatzes. Natürlich kann das Gefühl der Zufriedenheit, das sich einstellen kann, wenn man sich für ein gemeinsames Ziel einsetzt, von den Nachteilen eines möglichen Beitrags überwogen werden. Viele Blutspender empfinden diese Zufriedenheit, das Gefühl, einen Beitrag zu leisten, wenn sie Blut spenden – doch dieses Gefühl ist nicht stark genug, um sie zu motivieren, jedes Mal Blut zu spenden, wenn sie darum gebeten werden, weil es ja auch Zeit und Mühe kostet. Und es gibt erst recht keinen Menschen, der ein tiefes Gefühl der Zufriedenheit empfindet, wenn er seine Steuern gezahlt hat.

Davon abgesehen gibt es aber auch zwei allgemeinere Gründe, die dafür sprechen, selbst einen Beitrag zu leisten. Der erste ist Ungewissheit. Der Einfachheit halber haben wir bis jetzt angenommen, das gemeinsame Projekt oder die kollektive Aktivität würden auf jeden Fall
 stattfinden, ganz unabhängig davon, ob Sie etwas dazu beitragen oder nicht. Doch tatsächlich besteht immer eine gewisse Ungewissheit. Ich kann nie absolut sicher sein, dass andere für mich einspringen werden, wenn ich meinen Beitrag nicht leiste. Selbst wenn ich die besten Absichten habe, gibt es kaum einen hundertprozentig zuverlässigen Kollegen, der auf jeden Fall meinen Part übernehmen würde, falls ich meinen Beitrag nicht leiste. Vielleicht wird die Wahl tatsächlich durch eine einzige Wählerstimme entschieden. Und vielleicht ist die andere Person am Strand – der gute Schwimmer, der gerade an Land gegangen ist – in Wirklichkeit für die Notlage des Ertrinkenden verantwortlich und ich bin zufällig an den Tatort eines Mordversuchs durch Ertrinkenlassen geraten. Zweitens wird es in vielen Situationen, in denen ich versucht bin, mich als Trittbrettfahrer zu verhalten, tatsächlich
 einen Unterschied machen, wenn ich das tue: Das Endergebnis wird nicht genau das gleiche sein. Falls ich Steuern hinterziehe, wird der Staat ganz real weniger Steuern einnehmen. Die Differenz mag klein sein, aber sie ist nicht gleich null. Trittbrettfahren macht immer dann einen Unterschied, wenn der Erfolg einer kollektiven Anstrengung oder eines gemeinsamen Projekts sich aus der Summe der individuellen Beiträge ergibt: Je mehr Personen einen Beitrag leisten, desto erfolgreicher wird das Projekt sein. 
Wenn ich mir nicht die Mühe mache, meinen Hausmüll zu recyceln oder Blut zu spenden, sondern mich dafür auf andere verlasse, bewirke ich einen kleinen Unterschied für den Erfolg dieser gesellschaftlich wertvollen Aktivitäten. Dennoch herrscht die weitverbreitete Überzeugung, dass mein winziger Beitrag zu einem großen Projekt vernachlässigbar sei und daher ignoriert werden könne.

Diese Punkte mögen wie Kleinigkeiten aussehen, doch ihre Implikationen sind enorm.

Die Klimaveränderung und ich

Ich mache mir Sorgen wegen der Klimaveränderung. Große Sorgen. Aber was kann ich tun? Es ist absurd zu glauben, dass ich dadurch, welch ein Auto ich fahre, wie oft ich fliege, oder ob ich Solarpanele auf dem Dach meines Hauses montiere, irgendeinen Unterschied für das Gesamtbild machen könnte. So ist zum Beispiel Großbritannien insgesamt für nur etwa zwei Prozent der globalen Treibhausgasemissionen verantwortlich. Das Klima wird sich auf jeden Fall verändern, ganz gleich, was wir tun. Und die Größe des Problems ist kaum vorstellbar: Weltweit wurden 2017 insgesamt 170 Tonnen Kohle verbrannt – pro Sekunde
.
[20]


Das ungeheure Ausmaß des Problems der Klimaveränderung und die vernachlässigbare Wirkung des Verhaltens einzelner Menschen sind zwei Themen, die immer wieder in Fokusgruppen zu allgemeinen Einstellungen auftauchen und von Großkonzernen und Regierungen ins Feld geführt werden.
[21]
 Zusammengenommen sind sie wahrscheinlich das größte Hindernis, das radikalen Maßnahmen gegen die Klimaveränderung im Wege steht. Doch wir sollten auf der Hut sein: Wie immer, wenn die Verlockungen des Trittbrettfahrens winken, ist es sehr verführerisch, sich mit der Annahme zu entschuldigen, dass der Beitrag des Einzelnen keinen Unterschied mache.
[22]


Aus den psychologischen Erkenntnissen zur kognitiven Dissonanz wissen wir, dass wir oft auf eine unbequeme Wahrheit reagieren, indem wir in Selbsttäuschung verfallen. Das muss nicht unbedingt bedeuten, dass wir egoistisch sind: Es kann ja durchaus sein, dass ich, wenn ich jetzt eine unbequeme Anstrengung mache oder ein spürbares Opfer bringe, dadurch später viel mehr gewinne. Doch es ist schwierig, ein solches Maß an 
Selbstkontrolle zu erreichen. Psychologen haben gezeigt, dass es »salienter« ist – intensiver, lebhafter vor dem geistigen Auge –, sich eine Erfahrung in der Gegenwart vorzustellen, als sich die gleiche Erfahrung in der Zukunft auszumalen. Also macht ein Opfer in der Gegenwart mehr Eindruck auf uns als ein Nutzen in ferner Zukunft. Wenn ich mir einrede, dass mein Beitrag keinen Unterschied macht, kann ich das intensiv empfundene Opfer in der Gegenwart vermeiden.

Es gibt noch andere psychologische Einflüsse, die uns dazu führen, den Unterschied zu unterschätzen, den unsere »vernachlässigbaren« Beiträge ausmachen. Wenn der Kontext eines Beitrags lokal, klein, persönlich oder vorübergehend ist, unterschätzen wir die Wirkung, den er auf eine Entwicklung haben kann, die global, groß, allgemein oder permanent ist, weil die beiden Kontexte kognitiv verschieden sind.
[23]
 Das ist der Grund, warum 1883 Thomas Huxle
y, der zu Recht als einer der größten Biologen seiner Zeit gilt, dennoch schreiben konnte: »Wahrscheinlich sind all die großen Fischgründe der Meere unerschöpflich; damit will ich sagen, dass nichts, was wir tun, sich ernsthaft auf die Fischbestände auswirkt.«
[24]
 E
r konnte sich einen permanenten Rückgang der Fischbestände einfach nicht vorstellen, in Anbetracht des von ihm beobachteten Umfangs der Fischerei und der vorübergehenden Verluste, die er bewirkte – vorübergehend, weil die Fischbestände sich durch natürliche Vermehrung ständig regenerieren.

Neben solchen unbewussten kognitiven Irrtümern gibt es auch Fehler in unserer bewussten Logik zu der Frage, ob man einen Beitrag zu kollektiven Aktivitäten und Projekten leisten sollte. Nehmen wir an, mein eigener Beitrag ist im Verhältnis zum Umfang eines bestimmten Projekts wirklich vernachlässigbar. Dieser Umstand allein ist nicht genug, um Nichtstun zu rechtfertigen. Mit gemischten Metaphern könnte man sagen: Um meinen Kopf aus der Schlinge zu ziehen, muss ich den Kelch weiterreichen können. Denn immerhin macht mein Beitrag ja tatsächlich einen Unterschied aus, sei er auch noch so gering. Um zu rechtfertigen, selbst keinen Beitrag zu leisten, muss ich davon überzeugt sein, dass jemand anders dazu imstande ist, selbst wenn ich keinen nützlichen Unterschied bewirken kann. Im Fall der Klimaveränderung können Konzerne und Regierungen einen Unterschied in einer Größenordnung bewirken, wie ich selbst es 
nicht kann.

Dieses Argument ist in Ordnung, so weit es denn reicht – aber es reicht eben nicht sehr weit, und sicherlich nicht weit genug, um Ihren Kopf aus der Schlinge zu ziehen. Zunächst einmal trägt normalerweise jeder Einzelne eine gewisse Verantwortung für die großen Auswirkungen, die Konzerne und Regierungen herbeiführen. Wenn eine Regierung fossile Energieträger unterstützt und Konzerne solche Brennstoffe bereitstellen, liegt das zum großen Teil daran, dass wir billige Energie wollen, und zwar in großen Mengen. Und allein der Umstand, dass Regierungen und andere mächtige Akteure der Gesellschaft handeln sollten, bedeutet noch lange nicht, dass ich die Hände in den Schoß legen kann.

Um es noch einmal zu wiederholen: Kleine Beiträge sind zwar klein, aber nicht gleich null. Wenn ich für Hilfsmaßnahmen bei einer Hungersnot spende und mein Beitrag die Nahrungsmittel bezahlen kann, die einem einzigen Kind das Leben retten, ist diese Spende zweifellos ein lohnender Beitrag. Und er lohnt sich auch dann noch, wenn trotzdem zahlreiche Menschen verhungern, deren Leben durch mehr Spenden von mir oder anderen hätten gerettet werden können.
[25]
 Hier gibt es sowohl eine psychologische Dimension als auch eine moralische. Wenn wir uns zu sehr auf die Enormität der Gesamtaufgabe fixieren, verlieren wir aus den Augen, dass auch die Erledigung eines Teils dieser Aufgabe einen Wert hat, selbst wenn es nur ein kleiner Teil ist. Um diesen »Ankereffekt« zu überwinden, müssen wir die Aufgabe aus einem anderen Blickwinkel betrachten. Es lohnt sich, selbst ein einziges Leben zu retten; und es lohnt sich genauso, in meinem Haushalt, meiner Stadt, meinem Land die CO
2
-Emissionen zu reduzieren. Die Gesamtaufgabe ist nichts anderes als die Summe solcher kleineren Beiträge und ohne sie nicht zu schaffen.

Ein anderes Problem mit unserer Fixierung auf die Enormität der Gesamtaufgabe besteht darin, dass wir die bereits von anderen gemachten Beiträge übersehen – Beiträge, welche die noch verbleibende Aufgabe verkleinern, wodurch mein individueller Beitrag signifikanter wird. Meine Einschätzung, dass mein Beitrag vernachlässigbar sei, basiert in vielen Fällen auf der Annahme, dass niemand sonst einen Beitrag leistet. Auch Regierungen und Großkonzerne nehmen das häufig an, sei es aufgrund von Selbsttäuschung oder weil sie gezielt eine Rechtfertigung suchen, nichts tun zu müssen. In Großbritannien entfallen 
auf den Flugverkehr etwa sechs Prozent der Gesamtemissionen des Landes – eine Zahl, die immer wieder von Lobbyisten der Luftfahrtbranche ins Feld geführt wird, um ihren Standpunkt zu untermauern, dass der Beitrag der Branche relativ gering sei und deswegen keine staatlichen Interventionen rechtfertige. Allerdings ist durch die Anstrengungen in anderen Bereichen der Wirtschaft, grüne Technologien einzusetzen und den Konsum zu reduzieren, zu erwarten, dass der Anteil des Flugverkehrs bis 2050 auf etwa 21 Prozent steigen wird. Der Anteil der Emissionen durch den Flugverkehr ist nur deswegen vernachlässigbar, weil diese Anstrengungen ignoriert werden. Und das ist noch nicht alles: Der Schätzwert von 21 Prozent basiert auf »business as usual«. Er beruht auf der Annahme, dass die Emissionsreduzierungen in anderen Bereichen der Wirtschaft einfach weiterhin dem jetzigen Trend folgen werden. Wenn wir stattdessen annehmen, dass diese anderen Emissionen sich eher so entwickeln werden wie sie sollten
 (gemäß dem offiziellen CO
2
-Budget Großbritanniens), dann würde der Emissionsanteil des Flugverkehrs bis 2050 auf einen Anteil von 50 bis 100 Prozent steigen.

Und schließlich ist am wichtigsten, dass wir bis jetzt nur die direkten Auswirkungen individueller Beiträge in Betracht gezogen haben, obwohl normalerweise auch indirekte Effekte entstehen. Wir haben gesehen, wie Buchana
n und andere Anhänger der Public Choice Theory gerätselt haben, warum rationale Menschen sich die Mühe machen, wählen zu gehen, obwohl doch die einzelne Wählerstimme in vielen Wahlsystemen sich nicht direkt darauf auswirkt, welcher Kandidat die Wahl gewinnt – es sei denn, die Wahl wird durch eine einzige Stimme entschieden, was extrem unwahrscheinlich ist. Doch dieses sogenannte »Wahlparadox« ist in Wahrheit überhaupt kein Paradox. Ich gehe wählen, weil meine Stimme die indirekte Wirkung hat, das Mandat des von mir bevorzugten Kandidaten zu stärken. Je mehr Stimmen für ihn abgegeben werden, desto größer ist die Unterstützung für seine Politik, auf die er sich nach der Wahl berufen kann; in einer Demokratie sollte das die Wahrscheinlichkeit erhöhen, dass diese Politik dann auch tatsächlich praktisch umgesetzt wird. Ganz ähnlich ist es, wenn ich Solarpanele auf dem Dach meines Hauses montiere – die indirekte Wirkung kann wichtiger sein als die damit direkt erreichte Reduzierung der CO
2

-Emissionen: Mein Beispiel könnte Freunde und Nachbarn dazu anregen, ebenfalls Solarpanele zu installieren. Und das könnte dazu beitragen, die Nachfrage am Markt für Solarpanele zu steigern, sodass eher das Produktionsvolumen erreicht wird, bei dem Skaleneffekte einsetzen und die Panele billiger werden. Es zeigt die Bereitschaft von Bürgern, im Voraus hohe Kosten zu tragen, um erneuerbare Energie zu produzieren, was wiederum die Ansichten von Politikern über die Unterstützung für erneuerbare Energien in der Bevölkerung verändern könnte. Zu solchen indirekten Wirkungen kommt es in vielerlei Kontexten. Mein individueller Beitrag kann in vielen Fällen andere beeinflussen, die Marktnachfrage ankurbeln oder die Wahrnehmung der gesellschaftlichen Unterstützung aufseiten von Politikern verändern – und solche indirekten Effekte können ausschlaggebend sein für interkulturelle, wirtschaftliche oder politische »tipping points«, die wiederum größere Veränderungen auslösen. Ein solcher Kipppunkt kann sowohl politische und gesellschaftliche als auch wirtschaftliche Wirkungen nach sich ziehen. Sobald nur genügend Menschen ihren kleinen Beitrag leisten – etwa durch gewissenhaftes Trennen von Hausmüll oder Installieren von Solarpanelen –, wird dieses Verhalten »normal«, anstatt nur als eine etwas verschrobene Idee des grünen Vorkämpfers in der Nachbarschaft wahrgenommen zu werden.

Selbst wenn die Argumente für Trittbrettfahren indirekte Wirkungen berücksichtigen, setzen sie voraus, dass wir deren Ausmaß kennen und wissen, wann der Kipppunkt erreicht wird, sodass die Wahrscheinlichkeit, dass diese Schwelle gerade durch Ihren Beitrag überschritten wird, berechnet werden kann. Doch in Wirklichkeit sind normalerweise all diese Randbedingungen unbekannt. Häufig manifestieren sich Kipppunkte völlig unerwartet, sodass ihre Existenz erst nachträglich erkennbar wird.

Das Ergebnis all dieser Möglichkeiten ist, dass die Gesamtwirkung Ihres Beitrags zu einer kollektiven Anstrengung in vielen Fällen signifikant sein kann, da Sie die Einstellungen und das Verhalten von anderen beeinflussen kann. Dass wir das anders sehen, geht zum großen Teil auf den Einfluss von Ökonomen zurück – nicht nur auf ihre Darstellung von Trittbrettfahren als »cleverem« Verhalten, sondern auch auf ihre Weltanschauung, die vom »Physikneid« geprägt ist: Jeder Mensch sei wie ein Atom, das vernachlässigbare 
Wirkung hat auf das System, von dem es umgeben ist. Doch zum Teil liegt die Verantwortung auch bei uns selbst, da der Glaube, dass jeder von uns einen vernachlässigbaren Einfluss auf die Außenwelt hat, nur die Kehrseite unserer hochgeschätzten Überzeugung ist, dass andere
 keinen Einfluss auf uns
 haben. Die meisten von uns pflegen – sei es bewusst oder unbewusst – eine wie auch immer geartete Illusion von Souveränität: Wir bilden uns ein, völlig autonom zu sein, obwohl die dagegensprechenden Belege überwältigend sind. Der Mensch ist ein zutiefst soziales Wesen und seine Überzeugungen und sein Verhalten werden stark davon beeinflusst, dass er andere Menschen beobachtet und von ihnen lernt.

Die dunkle Seite dieser Illusion von Souveränität ist der Glaube, dass ich andere nicht beeinflussen könne, da auch sie souveräne Entscheider seien. Diese Vorstellung in Verbindung mit der Überzeugung, dass individuelle Beiträge vernachlässigbar sind, bildet das Fundament des Individualismus, der impliziert, ich könne sämtliche gesamtgesellschaftlichen Folgen meines Handelns vergessen und mich ausschließlich auf meine eigenen Interessen konzentrieren. Ich könne ungestraft nach Belieben handeln, da mein Verhalten keinen Unterschied für die Gesellschaft ausmache. Wenn jedoch mein Verhalten tatsächlich keinen Unterschied bewirken würde, dann hätte ich auch nicht die Macht, gesellschaftliche Veränderungen zu beeinflussen. Der Glaube, dass Ihr Beitrag vernachlässigbar sei, legitimiert nicht nur Trittbrettfahren, sondern befördert darüber hinaus eine fatalistische Sicht der Welt, nach der jeglicher individuelle Einsatz, um gesellschaftliche oder politische Veränderungen herbeizuführen, sinnlos sei. Mächtige Menschen, die uns andere davon abhalten wollen, den Status quo infrage zu stellen, haben gute Gründe, die Überzeugung zu fördern, dass Sie keinen Unterschied bewirken können.

Sandhaufen, harmlose Folterknechte und zögerliche Politiker

Machen Sie einmal folgendes Experiment. Nehmen Sie ein leeres Blatt Papier und häufen Sie eine kleine Prise Sand darauf, vielleicht so viel, wie sie mit zwei Fingerspitzen aufnehmen können. Dann 
häufen Sie noch einmal ungefähr die gleiche Menge Sand obendrauf. Haben Sie schon einen Haufen? Noch nicht. Häufen Sie immer mehr Sand auf, eine Prise nach der anderen. Haben Sie jetzt einen Haufen? Wahrscheinlich immer noch nicht, da eine Prise Sand nicht genug ist, um aus einem Nichthaufen einen Haufen zu machen. Wenn Sie nicht sowieso schon einen Haufen haben, macht eine weitere Prise keinen Unterschied. Leider ist diese Feststellung immer richtig: Eine weitere Prise ist nie genug, um einen Unterschied auszumachen, also können Sie auf diese Art nie einen Haufen zusammenbekommen. Aber wenn Sie ein paar Stunden so weitermachen und immer mehr Sand dazutun, werden Sie doch sicherlich einen Haufen haben? Diverse Philosophen haben sich über dieses Paradoxon den Kopf zerbrochen, seit die Denker der griechischen Antike es zuerst beschrieben haben; sie nennen es die Sorites-Paradoxie, nach dem altgriechischen Wort für »Haufen«. Für die Paradoxie des Haufens gibt es keine einfache Lösung.
[26]
 Das Problem liegt im Wesen der Bedeutung des Wortes »Haufen«. Es scheint keine klare Schwelle zwischen einem Nichthaufen und einem Haufen zu geben, die mit einer Prise Sand überschritten werden könnte. Vielmehr scheint es eine vage umrissene Menge von Sandhaufen zu geben, die mehr oder weniger groß genug sind, um als Haufen durchzugehen.

Solcherlei Vagheiten kommen sehr häufig vor. Wenn einem Mann nach und nach die Haare ausgehen, macht das einzelne verlorene Haar keinen Unterschied aus, der groß genug wäre, um ihn zu einem Glatzkopf zu machen – aber wie kommt er dann zu seiner Glatze? Damit sind die Argumente für Trittbrettfahren und falsche Ideen über Vernachlässigbarkeit widerlegt: Der individuelle Beitrag scheint keinen Unterschied zu machen, doch zusammengenommen führen sie eine signifikante Veränderung herbei. Dieses Argument gegen Trittbrettfahren ist so wichtig, dass es sich lohnt, noch ein Gedankenexperiment durchzuspielen, bei dem es darum geht, wie kleine Aktionen von verschiedenen Menschen insgesamt einen großen Unterschied bewirken können – das Rätsel der harmlosen Folterknechte
.
[27]


In schlechten alten Zeiten gab es einmal 1000 Folterknechte, von denen jeder ein anderes Opfer hatte. Jeder Folterknecht drückt 1000-mal auf den Knopf eines Folterapparats. Sein Opfer kann den zusätzlichen Schmerz durch einen einzelnen Knopfdruck nicht wahrnehmen, 
aber die kumulierte Wirkung von 1000 Knopfdrücken erzeugt bei ihm entsetzliche Schmerzen. Jedes Opfer leidet auf die gleiche Weise, durch separate, aber baugleiche Foltergeräte.

Aber dann kommen den Folterern moralische Skrupel. Sie ändern ihre Arbeitsweise: Jeder der Folterknechte drückt den Knopf eines Folterapparats nur ein einziges Mal, dafür aber bei jeder der 1000 Maschinen. Die Opfer erleiden den gleichen grauenhaften Schmerz, aber keiner der Folterer verschlimmert den Schmerz eines einzelnen Opfers merklich, sodass er ruhig schlafen kann – zufrieden mit sich, weil er ein harmloser Folterer ist.

Solche Gedankenexperimente sind interessante Rätsel, aber kaum geeignet, um uns bei Entscheidungen im realen Leben zu helfen. Doch das Rätsel der harmlosen Folterknechte
 könnte eine Ausnahme sein. Man kann sagen, dass es zu einer ziemlich seltenen Entwicklung geführt hat: einem Fortschritt der Moralphilosophie. Die meisten Philosophen sind heute davon überzeugt, dass eine Serie von vernachlässigbaren Schädigungen sich zu einem beträchtlichen Schaden kumulieren kann, selbst wenn jede einzelne Schädigung überhaupt nicht erkennbar ist
. Das Gleiche gilt für nützliche Handlungen. Diese erstaunliche Schlussfolgerung geht uns alle an, weil – wie wir an den Beispielen Klimaveränderung und Fischbestände gesehen haben – viele Konstellationen in der wirklichen Welt ähnlich strukturiert sind. Stellen Sie sich ein großes Gebiet vor, das sie als »unberührt« wahrnehmen – vielleicht ein Naturschutzgebiet. Nach und nach wird das Reservat entwickelt, hier und da wird ein umweltverträgliches Ökohaus gebaut und werden ein paar kleine Zugangsstraßen gelegt. Ganz allmählich kommen immer mehr Häuser und Straßen dazu. Irgendwann ist es dann so weit, dass die meisten Besucher das Naturschutzgebiet für »ruiniert« halten – aber wann genau ist das passiert? Wie viel Entwicklung ist möglich, ohne das Reservat zu ruinieren?

Das Rätsel der harmlosen Folterknechte und die Sorites-Paradoxie zeigen uns, dass dies schwierige Fragen sind. Das Naturschutzgebiet ist am Ende wirklich ruiniert, das ist mitnichten eine optische Täuschung. Das Problem liegt in der Vagheit von Konzepten wie »ruiniert«, die es Entwicklern ermöglicht, sich auf den Standpunkt zu stellen, dass kleine Entwicklungsmaßnahmen keinen Unterschied bewirken. Und in anderen Zusammenhängen können 
Trittbrettfahrer auf Vagheit verweisen, um ihre Behauptung zu rechtfertigen, dass individuelle Beiträge keinen Unterschied ausmachen.

Doch jeder grob vereinfachende Versuch, vage Konzepte zu präzisieren, ist von vornherein zum Scheitern verurteilt. Das Problem ist ja nicht nur, dass niemand die Macht hat, sich in unseren Gebrauch von Umgangssprache einzumischen, sondern dass die Vagheit ein Teil des Konzepts ist. Ein »Haufen« ist
 nun einmal ein vages Ding – es wäre absurd, stattdessen anzunehmen, dass es eine klare Schwelle gibt, eine präzise Anzahl von Sandkörnern, durch die sich ein Nichthaufen von einem Haufen unterscheidet. Doch genau dieses absurde Einführen von klar definierten Grenzwerten ist das, was die Trittbrettfahrer-Mentalität von uns fordert.

Um die Gründe dafür zu erkennen, wollen wir noch einmal zu dem offensichtlichen Einwand gegen Trittbrettfahren zurückkehren: Was wäre, wenn alle sich so verhielten? Nach der Analyse von Mancur Olso
n müssen drei Fälle in Betracht gezogen werden. Die ersten beiden sind ganz einfach: (1) Wenn jeder trittbrettfährt, wird das gemeinsame Projekt nicht stattfinden, also macht es keinen Unterschied aus, wenn ich keinen Beitrag leiste. (2) Wenn außer mir niemand trittbrettfährt, wird
 das gemeinsame Projekt stattfinden, also macht es wieder keinen Unterschied aus, wenn ich keinen Beitrag leiste. In beiden Fällen ziehe ich den Schluss, dass ich trittbrettfahren sollte.
[28]
 Aber was ist mit dem dazwischenliegenden Fall (3): Einige Leute verhalten sich als Trittbrettfahrer und andere leisten einen Beitrag? Dann sollte ich laut Olso
n nur dann trittbrettfahren, wenn die anderen genug zu dem Projekt beitragen, dass es auch ohne meinen Beitrag stattfinden kann.
[29]


Das Problem ist hier nicht nur die offensichtliche Frage – wie viel ist »genug«? –, sondern vor allem die Annahme, dass es eine Antwort auf diese Frage gibt. Olso
n geht in seiner Analyse davon aus, dass es einen Grenzwert oder Kipppunkt gibt
, jenseits dessen so viele Menschen zu dem Projekt beitragen, dass es stattfinden kann. Aber das wirkliche Leben ist nicht so. Das gemeinsame Projekt oder Ziel kann über immanent vage Konzepte definiert sein, etwa das Ziel, die Unberührtheit eines Naturschutzgebiets zu bewahren. Und selbst wenn das Ziel grundsätzlich genau definiert werden kann, kann es in der Praxis unmöglich sein zu erkennen, wo die Schwelle oder 
der Kipppunkt liegt. Eine der großen Schwierigkeiten bei Verhandlungen über globale Vereinbarungen zu wirkungsvollen Maßnahmen gegen die Klimaveränderung ist die Uneinigkeit darüber, wie viel Klimaveränderung toleriert werden kann, und schon im Vorfeld, wie das Ausmaß der Veränderung definiert und gemessen werden soll. Vor diesem Hintergrund ist Trittbrettfahren besonders verlockend, weil es keinen Kipppunkt gibt, der eine drastische Veränderung des Klimas auslösen würde und über den man beunruhigt sein müsste. Oder vielmehr, falls ein solcher Kipppunkt existiert, ist es ungewiss oder umstritten, wo er liegt. Und diese Art von Ungewissheit kann sogar unter solchen Umständen entstehen – etwa bei einer Wahl –, bei denen der Kipppunkt völlig klar zu sein scheint.

In Großbritannien begann mit dem Great Reform Act of 1832 der politische Prozess, das Wahlrecht auf alle Bürger auszuweiten. Obwohl seine Wirkungen bescheiden waren – selbst nach Verabschiedung dieses Gesetzes durfte nur ein Sechstel der erwachsenen Männer (und keine Frau) an Wahlen teilnehmen –, wurde das Gesetz erst verabschiedet, nachdem das Land durch massive politische Unruhen praktisch unregierbar geworden war. Überall in England kam es zu Aufständen, und in Bristol herrschte drei Tage lang der Mob. Durch die Unruhen kam es zu einem Ansturm auf die Banken: Bei der Bank of England wurden 1,5 Millionen Pfund (das entspricht heute etwa 160 Millionen Pfund) abgehoben. In dieser aufgeheizten Atmosphäre wurde diese außerordentlich wichtige Abstimmung im Parlament mit einer Mehrheit von nur einer einzigen Stimme gewonnen. Diese entscheidende Stimme wurde von John Calcraf
t abgegeben, der sich leidenschaftlich gegen eine Reform des Wahlrechts ausgesprochen, dann jedoch in letzter Minute seine Meinung geändert hatte. Angesichts der hochkochenden Gefühle auf beiden Seiten kam das nicht gut an: »Sechs Monate später nahm e
r sich das Leben, da er zu Recht annahm, von beiden Seiten gleichermaßen gehasst zu werden.«
[30]


Wie wir gesehen haben, impliziert die Trittbrettfahrer-Mentalität, dass es sich nur lohnt, wählen zu gehen, wenn Ihre Stimme wahlentscheidend ist – wenn also das Wahlergebnis von einer einzigen Stimme abhängt. Bei Wahlen gibt
 es einen präzisen Grenzwert, sodass die Trittbrettfahrer-Mentalität im Prinzip Sinn 
ergibt. Wenn Ihre Stimme nicht dazu führt, dass dieser Grenzwert überschritten wird – wenn Sie sicher sind, dass eine Seite mit einer komfortablen Mehrheit gewinnen wird –, dann scheint es keinen Sinn zu haben, wählen zu gehen. Zumindest im Hinblick auf ihre direkte Wirkung wird ihre Stimme dann tatsächlich nicht den geringsten Unterschied für das Wahlergebnis ausmachen.

Doch in der Praxis ist die Trittbrettfahrer-Mentalität hier mit dem gleichen Problem konfrontiert wie beim Beispiel der Klimaveränderung: die Schwierigkeit, den Grenzwert zu ermitteln. Selbst in dem extrem seltenen Fall, dass Ihre Stimme tatsächlich die entscheidende ist, wird Ihre Entscheidung von Menschen wie John Calcraf
t infrage gestellt, die im letzten Moment ihre Meinung ändern. Zwar könnte es wie ein großartiger Powertrip erscheinen, die entscheidende Stimme abzugeben, doch Calcraft
s klägliches Ende ermahnt uns, dass die meisten Menschen nicht in eine solche Lage geraten wollen. Nehmen wir an, Obam
a wäre mit nur einer Stimme Mehrheit zum Präsidenten gewählt worden: Würden Sie dann wollen, dass die Republikaner erfahren, dass Sie diejenige Person sind, die ihn gewählt hat? Dass knappste Ergebnis bei US
-Wahlen in jüngerer Vergangenheit kam im Jahr 2000 in Florida zustande; auch dabei war ein klarer Grenzwert für das Wahlergebnis nur schwer auszumachen, da zahlreiche »hanging chads« (Stanzreste, die in durch Wahlmaschinen unsauber gestanzten Löchern in Stimmkarten festhängen) das Wahlergebnis vernebelten. Auch in Großbritannien ist das Verfahren zur Neuauszählung von Wahlen nicht klarer: Es wird so lange neu ausgezählt, bis eine der Seiten aus Verzweiflung oder Erschöpfung aufgibt. Bei den Parlamentswahlen von 1997 gewann Mark Oate
n den Sitz des Abgeordneten von Winchester mit einer Mehrheit von nur zwei Stimmen, nachdem mehrere Male neu ausgezählt worden war. Nach einer Klage des Gegenkandidaten wurde das Wahlergebnis durch ein Gericht für ungültig erklärt, sodass die Wahl wiederholt werden musste. Oate
n gewann auch dieses Mal, allerdings mit einer Mehrheit von 20 000 Stimmen.
14
 Die Erfahrungen aus Wahlen mit sehr knappem Ergebnis bestätigen also, dass selbst theoretisch klar definierte Grenzwerte in der Praxis schwer zu ermitteln sein können – ein Grund mehr, warum es unklug ist, sich aufgrund von Trittbrettfahrer-Argumenten zu entscheiden, ob man wählen will oder nicht.
[31]


Aber selbst in Fällen, wo ein klarer Grenzwert ermittelt werden kann, bringt die Trittbrettfahrer-Mentalität ein weiteres Problem mit sich. Sie impliziert, dass ich nur einen Beitrag leisten sollte, wenn wir gerade noch unterhalb des Grenzwerts sind – also nur dann, wenn mein Beitrag die Gesamtheit aller Beiträge über die Schwelle heben kann. Leider würde das, wenn alle so denken, zu einem riesigen »Game of Chicken« (Feiglingsspiel) führen: Jeder versucht bis zum allerletzten Moment, nichts beizutragen, in der Hoffnung, keinen Beitrag leisten zu müssen. Wenn aber nur eine Person sich verrechnet, scheitert das gemeinsame Projekt und alle verlieren. In den meisten Kontexten ist das eine unverantwortlich riskante Art zu leben. Und es führt zu einer hochgradig instabilen Gesellschaft.

Der Aufstieg der Trittbrettfahrer-Mentalität ist keine geradlinige Geschichte über eine verrückte Idee, die Chaos anrichtet. Oder über eine vernünftige Idee, die so lange verzerrt und deformiert wurde, dass sie inzwischen mehr Schaden anrichtet als Gutes bewirkt. Vielmehr hat es eine kleine, aber profunde Veränderung unserer Einstellung zu der Frage gegeben, wie wir, als Einzelne, »einen Unterschied machen« können oder nicht – eine Veränderung, die so subtil ist, dass tiefschürfende intellektuelle Ausgrabungsarbeiten notwendig wurden, um sie aufzudecken, obwohl ihre Auswirkungen inzwischen überall zu sehen sind.

Noch vor wenigen Jahrzehnten waren es die Trittbrettfahrer, nicht die Engagierten, die als »irrational« gegolten hätten. Laut Sokrate
s und Adam Smit
h (und anderen Denkern) weicht die Trittbrettfahrer-Mentalität in vielerlei Hinsicht von einer klugen Lebenseinstellung ab: Kleine Beiträge sind wichtig, auch die indirekten Wirkungen unserer Beiträge sind wichtig, und die Menschen verdienen Anerkennung (oder Missbilligung), wenn sie sich dafür engagieren, dass etwas geschieht, selbst wenn es auch ohne sie geschehen würde. Die Trittbrettfahrer-Mentalität beruht darauf, eine Schwelle von »genügend« Beiträgen durch andere zu bestimmen, was selbst im Grundsatz unmöglich sein kann und in der Praxis fast immer riskant ist. Und schließlich sollten wir auch für die Möglichkeit offen sein, dass Menschen sich selbstlos verhalten statt selbstsüchtig. Im Laufe seines Berufslebens hat Mancur Olso
n immer wieder kostenlos seine Zeit zur Verfügung gestellt und zu akademischen Gemeinschaftsprojekten 
beigetragen, ohne eine Gegenleistung zu erwarten, anstatt sich als Trittbrettfahrer zu verhalten. All diese Überlegungen deuten auf einen hoffnungslos komplexen Ansatz zur Entscheidungsfindung hin, doch es gibt eine einfache Faustregel, nach der sogar selbstsüchtige Menschen leben können, eine Regel, die meistens die richtige Antwort liefert: Leisten Sie einen Beitrag, wenn Ihrer Einschätzung nach Ihr langfristiger Nutzen aus der gemeinschaftlichen Anstrengung mindestens ebenso groß ist wie die Kosten Ihres Beitrags. Durch Trittbrettfahrer-Mentalität wurde eine bestimmte Art von unnötigem Strategiedenken ins moderne Leben hineingetragen. Wir alle werden besser fahren, je schneller wir die antike Weisheit wieder für uns entdecken, dass Kooperation in der Regel besser ist als Trittbrettfahren.






6
 
 Die Ökonomik von allem

Was glauben Sie, wie reiche Menschen einen Themenpark besuchen? Auch deren Kinder wollen Disney World sehen, wie alle anderen, doch es ist schwer vorstellbar, dass die globale Elite – oder ihre Sprösslinge – stundenlang vor einem Fahrgeschäft Schlange stehen. Eine der Antworten ist, dass Disney Ihnen für 500 Dollar pro Stunde einen »VIP
-Fremdenführer« zur Verfügung stellt, der Sie für bestimmte Attraktionen, die Sie im Voraus gebucht haben, an den Anfang der Warteschlange eskortiert. Doch vor Kurzem ist eine andere Lösung aufgetaucht, die sowohl billiger als auch flexibler ist. Für 130 Dollar pro Stunde stellt DreamTours Florida Ihnen einen inoffiziellen körperbehinderten Führer zur Seite, der sich als Mitglied Ihrer Familie ausgibt, sodass Sie mit ihm an der Warteschlange vorbeigehen können, da Behinderte sich nicht anstellen müssen. Eine Mutter aus Manhattan hat geprahlt: »Sie haben mich, meinen Mann und unsere beiden Kinder in einem motorisierten Skooter mit einem Behindertenschild durch den Park gefahren. Um die ‹It’s a Small World›-Themenfahrt zu machen, haben wir keine Minute warten müssen, die anderen Kinder über zwei Stunden. So läuft das, wenn die Elite Disney World besucht.«
[1]


Das sogenannte »queue-jumping« (»Vordrängeln«) ist eine schnell wachsende Branche. In den USA
 können Sie heute die Agentur LineStanding.com dafür bezahlen, eine Person zu engagieren (häufig sind es Obdachlose), die sich für Sie in einer Warteschlange anstellt. Die Lobbyisten großer Konzerne machen ausgiebig Gebrauch von solchen Dienstleistungen. Sie zahlen für jemanden, der sich an ihrer Stelle in der Warteschlange für Kongressanhörungen oder Sitzungen des Supreme Court anstellt, sodass der Lobbyist dann, kurz bevor die Sitzung beginnt, direkt hineingehen kann. Im November 2016 bildeten sich in ganz Indien vor den Banken lange Warteschlangen von Menschen, die möglichst schnell ihre großen Geldscheine in kleinere umtauschen wollten, bevor sie nicht mehr als gesetzliches Zahlungsmittel gültig waren; Reiche bezahlten Arme dafür, sich an ihrer Stelle anzustellen. 
Früher war es gesellschaftlich verpönt oder gar illegal, mit seinem Platz in einer Warteschlange oder -liste Handel zu treiben. Ein chinesischer Teenager (den seine Freunde »Little Zhen
g« nannten) verkaufte eine seiner Nieren, um sich von dem Erlös ein iPad leisten zu können. Häftlinge in manchen US
-Gefängnissen zahlen dafür, in einen besser ausgestatteten Zellentyp verlegt zu werden. Unternehmen schließen routinemäßig Lebensversicherungen für ihre Angestellten ab und verkaufen dann die Policen an Investoren: Es gibt einen milliardenschweren Markt für solche Wetten auf den Tod eines Menschen, die ursprünglich als »dead peasant insurance« (»Toter-Bauer-Lebensversicherung«) bekannt waren.
[2]


Viele von uns lehnen diese Art von Geschäftemacherei ab – aber was genau stört uns eigentlich daran? Die Empörung der Medien über Little Zhen
gs Verkauf einer Niere hatte wohl hauptsächlich damit zu tun, dass er mit dem Erlös ein iPad gekauft hat. (Vermutlich hätte man nichts daran auszusetzen gehabt, wenn e
r damit eine Behandlung seiner Schwester im Krankenhaus bezahlt hätte.) Ein Markt für Nieren oder andere menschlichen Organe mag geschmacklos sein, aber wenn er die Verfügbarkeit von Organen verbessert, kann er wahrscheinlich Menschenleben retten. Viele Akademiker zeigen sich entsetzt über die Idee, dass reichere Studienanfänger sich den Weg an eine Eliteuniversität mit Geld ebnen könnten. Doch eine einfache Verteilung von Studienplätzen an Eliteuniversitäten könnte dazu beitragen, sie auch für ehrgeizige, aber arme Studenten zugänglich zu machen, die eine solche Chance sehr zu schätzen wissen. Dennoch sind sich die meisten von uns darüber einig, dass mit bestimmten
 Dingen kein Handel getrieben werden sollte. Doch sobald wir über etwas nachdenken, das auf dieser Liste stehen könnte, scheint es gute Gründe zu geben, warum es letztlich doch für den freien Markt zugelassen werden sollte.

In der guten alten Zeit war es anders, so sagt man. Doch die historische Entwicklung ist keineswegs nur ein einfacher Trend dahingehend, dass alles käuflich sein sollte. Der lebhafte Handel mit Kinderarbeit im viktorianischen England ist inzwischen dankenswerterweise zu einem Geschäft geworden, das in den meisten modernen Gesellschaften tabu ist. Was das Leben im 21. Jahrhundert von allen früheren Epochen unterscheidet, ist allerdings nicht, dass heute »mehr« Dinge auf Märkten gehandelt würden (Was heißt denn das? Wie 
würde das zahlenmäßig erfasst werden?), sondern ein Wandel in unserem Denken: unsere wachsende Bereitschaft, ökonomisches Denken auf sämtliche Aspekte des Lebens anzuwenden. Die Argumente, mit denen heutzutage Märkte für Kunstwerke, Bildung, Nieren, Fortpflanzung, Vordrängeln und vieles andere gefordert werden, waren noch in den 1960er-Jahren gänzlich unbekannt.

Dieser Wandel ist nicht durch Zufall entstanden. Ab Ende der 1950er-Jahre begann eine Handvoll Ökonomen, ökonomische Analyseverfahren auf Lebensbereiche anzuwenden, die zuvor außerhalb der Domäne der Wirtschaftswissenschaften gelegen hatten. Die Tür zu dieser enormen Erweiterung des Anwendungsgebiets der Ökonomik wurde aufgestoßen von Spieltheoretikern wie John von Neuman
n und Oskar Morgenster
n sowie erklärten Wirtschaftsmathematikern wie Kenneth Arro
w. Im Rahmen ihrer Arbeit war der Mensch lediglich ein Einzweckroboter, der ständig rechnet, um seinen »Gewinn« (in der Spieltheorie) oder die »Befriedigung seiner Präferenzen« (bei Arro
w und in weiten Teilen der Wirtschaftsmathematik) zu maximieren. Ausgehend von diesem erstaunlich eingeschränkten Modell des menschlichen Wesens gibt es keinen Grund, sein Interesse auf die herkömmliche Domäne der Wirtschaftswissenschaften – Produktion und Konsum von Dingen – zu beschränken. Wenn der Mensch nicht mehr und nicht weniger als ein maximierender Roboter ist, kann sein maximierendes Verhalten in anderen Lebensbereichen ebenso gut untersucht werden. Dies war eine Erweiterung des ökonomischen Denkens, die völlig im Einklang stand mit von Neumann
s Traum, eine allumfassende Wissenschaft der Gesellschaft zu begründen.

Gary Becke
r, ein Ökonom der Chicagoer Schule, war der Pionier und Vordenker dieses neuen Abenteuers, die Domäne der Wirtschaftswissenschaften zu erweitern. Zuerst wurden Becker
s Anstrengungen ins Lächerliche gezogen. Als er zum ersten Mal von Kindern als »langlebigen Konsumgütern« sprach, lachte sein Publikum, das aus Ökonomen bestand, laut auf. Später verhöhnten Kritiker die Kolonisierung unseres sonstigen Lebens durch ökonomisches Denken als ökonomischen Imperialismus
, doch dieser Schuss ging nach hinten los, da diese spöttisch-abfällige Bezeichnung von Becke
r und seinem Gefolge wohlgemut als Beschreibung ihres Projekts übernommen wurde. Bis zu der Zeit, als Becke
r 1992 den 
Wirtschaftsnobelpreis gewann, waren viele seiner Ideen zum Bestandteil des ökonomischen Mainstream-Denkens geworden und hatten begonnen, sich in unserem Alltag auszubreiten. Becke
r führte und diverse Regierungen folgten. Im Jahr 1987 verursachte Becker
s Vorschlag, das Recht, in ein Land einzuwandern, an den Höchstbietenden zu versteigern, einen Aufschrei. Heute ist diese Idee nicht mehr schockierend, sondern bestimmt die Einwanderungspolitik der USA
 und vieler EU
-Länder: Jeder kann einwandern, wenn er im Zielland genug Vermögenswerte erwirbt. Im Jahr 2019 konnten Sie durch den Kauf von britischen Anleihen oder Aktien im Wert von mindestens zwei Millionen Pfund das Recht erwerben, in Großbritannien zu leben. Wenn Sie weitere drei Millionen Pfund anlegen, können Sie die Wartezeit auf eine unbefristete Aufenthaltsgenehmigung verkürzen (und sobald Sie die haben, können Sie den Kuchen behalten und ihn trotzdem essen, indem Sie diese Vermögenswerte wieder verkaufen und so die fünf Millionen Pfund zurückbekommen).

Vielen Menschen über 40, die sich noch entfernt an den »Nanny State« (»Bevormundungsstaat«) erinnern können, erscheint der freie Markt nach wie vor als eine aufregende Freiheit, eine Art Wahlmaschine: Er gibt uns, was wir wollen, und umso mehr davon, je mehr wir auszugeben bereit sind. Aber wo sollten wir die Grenze für unser ökonomisches Denken ziehen? Auf globaler Ebene geben wir mehr Geld für Antifaltenmittel aus als für Medikamente gegen Malaria. Bedeutet das, dass Antifaltenmittel wertvoller sind? Wenn wirkungsvoller Zugang zu politischen und rechtlichen Systemen nur von Menschen erreicht werden kann, die genug Geld haben, um sich gute Lobbyisten, Warteschlangensteher und Anwälte zu leisten, was impliziert das für Demokratie und Gerechtigkeit? Und angesichts der Tatsache, dass die Domäne des ökonomischen Denkens in den vergangenen Jahrzehnten so schnell und dramatisch erweitert wurde, wo wird dieses Denken uns in Zukunft hinführen?

Die neue Ökonomik von allem

In Anbetracht der Tatsache, dass Gary Becke
r dafür bekannt werden würde, das gesamte menschliche Verhalten durch die Brille des eigennützigen homo oeconomicus
 zu analysieren, ist es ironisch, dass die erste Begebenheit, die sein Interesse an Ökonomik weckte, 
eher altruistisch als egoistisch gewesen zu sein scheint. In den 1940er-Jahren begann er als Teenager im New Yorker Stadtteil Brooklyn die Finanzseiten von Zeitungen zu lesen, allerdings nicht aus Interesse – er fand es »sehr langweilig«, gestand er später ein –, sondern um seinem Vater zu helfen, einem Geschäftsmann, der immer schlechter sehen konnte. Bald veränderte sich der junge Gary: »Als ich nach Princeton kam, war ich Sozialist«, erklärte er. »Zwei Jahre später oder so war ich kein Sozialist mehr.«
[3]
 Dann machte Becke
r sich die Wirtschaftslehre als universelle Denkweise zu eigen, vielleicht in höherem Maße als jeder Ökonom vor ihm.

Die Entstehungsgeschichte eines grundlegenden Wandels bestimmter Denkweisen liegt oft im Dunkeln, doch hier gibt es keinen Zweifel: Becke
r war der Erste, der ökonomisches Denken auf Aspekte des Lebens erweiterte, die allem Anschein nach von der Wirtschaft selbst weit entfernt liegen. Dieses Projekt, das er bis an sein Lebensende zielstrebig vorantrieb, begann mit seiner Doktorarbeit, The Economics of Discrimination
 (»Die Ökonomik der Diskriminierung«). Darin konzentrierte Becke
r sich auf die Idee, dass Heuchelei für den Heuchler finanziell kostspielig sei: Ein Arbeitgeber, der einen weißen Mitarbeiter einstellt statt eines für den Job besser qualifizierten Schwarzen, verursacht dadurch Kosten. Diskriminierung sei sogar durch diese Kosten definiert, so Becke
r, weil finanzielle Kosten für den Arbeitgeber dann – und nur dann – entstehen, wenn der beste Kandidat für den Job nicht
 eingestellt wird – was ein gutes Verfahren zu sein scheint, um zu definieren, wann Diskriminierung stattfindet. Diese Definition ignoriert freilich die Motivation des Arbeitgebers. Es spiele keine Rolle, so Becke
r, ob der schwarze beste Jobkandidat nicht eingestellt wird, weil sein Arbeitgeber ein reiner Heuchler ist, oder weil andere Mitarbeiter sich weigern, mit einem Schwarzen zusammenzuarbeiten, oder weil manche Kunden nicht in ein schwarzes Gesicht sehen wollen. Was auch immer die abstoßende Erklärung sein mag, der schwarze Kandidat, der den Job hätte bekommen sollen, hat ihn nicht bekommen – und diese Tatsache allein genügt als Kennzeichen von Diskriminierung.

Becker
s Analyse erzeugt bei den meisten von uns ein gewisses Unbehagen, selbst wenn wir nicht sofort genau sagen können, was daran falsch ist. Die Probleme fangen schon bei Becker
s Definition von Diskriminierung an – dass nämlich Diskriminierung nur dann
 
stattfindet, wenn dem Diskriminierenden dadurch finanzielle Kosten entstehen. Tatsächlich kann sich eine Firma aus heuchlerischen Gründen weigern, den besten Jobkandidaten einzustellen, ohne finanzielle Kosten zu verursachen – es wird sich kaum auf den Profit auswirken, sich den besten Kandidaten entgehen zu lassen, wenn er nur einer von vielen Mitarbeitern wäre. Unter solchen Umständen würde laut Becker
s Definition keine Diskriminierung stattfinden. Und ein Vermieter muss keinen finanziellen Verlust in Kauf nehmen, wenn er seine Wohnungen aus rassistischen Gründen nur an Weiße vermietet, solange diese Weißen pünktlich die Miete zahlen und die Wohnung in Ordnung halten. Auch hier ist Beckers Theorie blind für diese Form von Diskriminierung.

Aber selbst Verhalten, das Becker
s enger Definition von Diskriminierung nicht genügt, sei ein viel kleineres Problem, als man vielleicht erwarten würde, da der freie Markt es lösen werde. So argumentierte Becke
r jedenfalls: Gemäß der Lehrmeinung über Märkte, die vom Wettbewerb bestimmt sind, muss eine Firma, die höhere Produktionskosten als ihre Konkurrenten hat (sei es durch Diskriminierung oder nicht), entweder ihre Kosten senken (ihre Diskriminierung einstellen) oder aus dem Geschäft gedrängt werden. Daraus zog Becke
r den Schluss, dass Diskriminierung in wettbewerbsorientierten Märkten nicht existieren könne, sondern höchstens als episodenhaftes Phänomen auftreten kann. Obwohl Becker
s Buch The Economics of Discrimination
 jahrelang ignoriert wurde, nachdem es 1957 zuerst erschienen war, ist es seither wesentlich wichtiger geworden als eine bloße Übung im akademischen Elfenbeinturm. Richard Epstei
n, ein sehr einflussreicher US
-amerikanischer Rechtsgelehrter, hat die Auffassung vertreten, dass der US
 Civil Rights Act of 1964 (»US
-Bürgerrechtsgesetz von 1964«) aufgrund von Becker
s Argumenten aufgehoben werden sollte: Da Diskriminierung nicht existiere, so Epstein, seien Antidiskriminierungsgesetze eine unnötige und unerwünschte Einmischung des Staates.

Heute ist es zu einem Ding der Unmöglichkeit geworden, Becker
s Ideen zu ignorieren – und sie bleiben nach wie vor zutiefst umstritten. Mit seinen Argumenten sorgt Becke
r nicht nur für geteilte Ansichten, sondern er sprengt wie mit einer Handgranate einen riesigen Spalt in das Feld der Meinungen, sodass die Menschen gezwungen sind, auf die eine oder andere Seite zu springen. Sogar die Redaktion der Financial Times

 ist gespalten: Einer ihrer etablierten Kommentatoren hat begeistert über Becker
s Ansatz zu Diskriminierung geschrieben, während ein anderer ihn als Parodie seiner selbst empfindet.
[4]
 Gründe für die letztere Meinung sind nicht schwer zu finden; man nehme zum Beispiel Beckers bekanntestes Werk, an dem er viele Jahre gearbeitet hat, A Treatise on the Family
 (»Eine Abhandlung über die Familie«).

In diesem Buch argumentiert Becke
r, dass es effizient sei, wenn zwei Menschen heiraten und sich »spezialisieren«, wie er es ausdrückt, womit er meint, dass eine Person einer bezahlten Tätigkeit nachgeht, während die andere zu Hause bleibt, die Hausarbeit erledigt und Kinder großzieht. Diese Sicht war Becker
s Versuch, Adam Smith
s Ideen über Arbeitsteilung anzuwenden: Wenn arbeitende Menschen sich auf bestimmte Aufgaben spezialisieren, werden sie insgesamt produktiver sein. Becke
r argumentierte, dass Ehen mit einem Ernährer häufiger vorkommen als andere Lebensmodelle, da diese Art von Spezialisierung die Produktivität des Haushalts und dadurch wiederum den Lebensstandard steigern würde. Aufgrund seiner Überzeugung, Frauen hätten beim Großziehen von Kindern einen »komparativen Vorteil«, kam Becke
r zu dem Schluss, dass Frauen zu Hause bleiben sollten, während der Mann einer bezahlten Arbeit nachgeht. A Treatise on the Family
 erschien 1981 – also zu einer Zeit, in der die tatsächlichen Trends Becker
s Ansichten deutlich zuwiderliefen, da in den westlichen Ländern immer mehr Frauen arbeiten gingen. Das Problem ist freilich nicht nur der Gegensatz zwischen Becker
s Geschichten und den Fakten, sondern die Art, wie er sie erzählt. Hier ist eine Textpassage Becker
s über die Liebe:

Man kann sagen, Mi
 liebt Fj
, wenn ihr Wohlergehen in seine Nutzenfunktion einfließt, und vielleicht auch, wenn Mi
 emotionalen und physischen Kontakt mit Fj
 schätzt. Es ist klar, dass Mi
 von einer Heirat mit Fj
 profitieren kann, weil er dadurch einen günstigeren Einfluss auf ihr Wohlergehen – und somit auf seinen eigenen Nutzen – ausüben kann, und weil die commodities
, die den »Kontakt« mit Fj
 messen, billiger produziert werden können, wenn sie verheiratet sind, als wenn Mi
 eine »illegitime« Beziehung zu Fj
 anstreben müsste.
[5]


Falls Sie sich fragen, was die »commodities« (»Wirtschaftsgüter«) im letzten Satz sind: Damit sind Kinder gemeint. Frauen, die außer Haus einer bezahlten Arbeit nachgehen, werden von Becke
r wiederholt als »deviant« (»von sozialen Normen abweichend«) bezeichnet. In einer Fußnote merkt er an, »dass ›deviant‹ in einem statistischen, nicht abwertenden Sinne gemeint ist« – obwohl berufstätige Frauen schon 1981 wohl kaum statistische Ausreißer waren. An anderer Stelle in seinem Buch argumentiert Becke
r, Frauen würden im Großen und Ganzen von einer Legalisierung der Polygamie (Vielehe) profitieren, und dann zitiert er wohlwollend den iranischen Ajatollah Khomein
i – der ja nicht gerade als Vorkämpfer für Frauenrechte bekannt ist –, um seine Argumente zu untermauern.
[6]


Becker
s Missachtung der Fakten beschränkte sich nicht auf seine Arbeit zur Familie. Im Zuge der Finanzkrise von 2007 bis 2010 wurde er gefragt, ob Geringverdiener und Arbeitslose, die riesige Hypothekendarlehen aufnahmen, die sie unmöglich würden zurückzahlen können, rational seien. Becker
s Antwort: Ja, sie seien vollkommen rational, da eine Insolvenz das Kapital des Gläubigers betreffen würde, nicht ihr eigenes.
[7]
 Das ist wohl wahr, aber der Zahlungsunfähige wird trotzdem obdachlos – und rational zu sein erfordert sicherlich, dass man es für wichtiger hält, ein Dach über dem Kopf zu behalten, als Risiken mit anderer Leute Geld einzugehen.

Das alles wirft eine Frage auf: Wenn Becker
s eigene Arbeit zeigt, wie absurd es ist, ökonomisches Denken auf evident nichtökonomische Aspekte des Lebens anzuwenden, warum wird dann ökonomisches Denken auf immer mehr Bereiche des heutigen Lebens ausgeweitet? Etwas direkter gefragt: Wie konnte Becke
r einen solchen Einfluss auf das Leben im 21. Jahrhundert gewinnen, wenn seine Theorien so offensichtlich fehlerhaft sind?

Gary Becker
s schwer greifbare Freakonomics

Einer der Gründe für den großen Einfluss von Becker
s Arbeit ist ganz einfach, dass sie für andere Ökonomen leicht zugänglich ist. Weite Teile der bahnbrechenden ökonomischen Forschung muten heute an wie theoretische Physik oder Avantgarde-Lyrik: Sie wird nur von einer kleinen Gruppe Insider verstanden. Selbst 
für Ökonomen sind manche ökonomischen Theorien außerhalb ihres Spezialgebiets ebenso unzugänglich wie Finnegans Wake
 von James Joyc
e – während sich Gary Becker
s Arbeit meistenteils eher wie ein Kinderbuch von Dr. Seuss liest.

Doch ein wichtigerer Teil der Antwort ist, dass Becker
s Theorien in vielerlei Hinsicht ziemlich subtil sind – oder vielleicht wäre »schwer greifbar« eine bessere Beschreibung. Beckers Kritiker haben seinen Ansatz wiederholt als einen selbstsüchtigen homo oeconomicus
 auf Beutezug dargestellt. Das ist ein grundlegendes Missverständnis. Im dritten Satz seiner Nobelvorlesung im Jahr 1992 bestritt Becke
r, dass es in seiner Arbeit irgendeine Prämisse von Selbstsucht gebe. Im Gegenteil: Er habe »versucht, die Ökonomen von eng gefassten Annahmen über Eigennutz abzubringen«. Doch wenn es beim Anwenden ökonomischen Denkens auf nichtökonomische Aspekte des Lebens nicht darum geht, selbstsüchtiges Verhalten anzunehmen, worum dann? Becker hat gesagt, sein Ansatz basiere vielmehr auf der Annahme, dass »das Individuum sein Wohlergehen gemäß seiner eigenen Auffassung
 maximiert, ganz gleich, ob dieses Individuum nun egoistisch, altruistisch, loyal, boshaft oder masochistisch is
t«.

Wie von Neuman
n, Morgenster
n und Arro
w vor ihm konzentrierte sich Becke
r auf eine mathematische Darstellung des menschlichen Denkens als Maximierung, und nicht etwa darauf, was
 maximiert wird. Die genaue Bedeutung von »Wohlergehen« war nicht wichtig. Für Becke
r wird demnach unser Verhalten angetrieben von dem Verlangen, etwas zu maximieren – möglichst viel zu bekommen von dem, was wir wollen –, doch unsere Ziele können unterschiedlicher Art sein und müssen nicht unbedingt etwas mit Geld oder einem materialistischen Wunsch zu tun haben.

In einer prägnanten Zusammenfassung seiner Denkweise, die 1976 unter dem Titel The Economic Approach to Human Behavior
 (deutsche Ausgabe: Der ökonomische Ansatz zur Erklärung menschlichen Verhaltens
) erschien, erklärte Becke
r: Wenn die beiden Annahmen, dass Menschen Maximierer sind und Märkte weitgehend frei und wettbewerbsorientiert, »strikt und ohne Einschränkung angewandt werden, machen [sie] zusammen den Kern des ökonomischen Ansatzes aus«.
[8]
 Die Aussage, diese Definition des ökonomischen Ansatzes habe sich als einflussreich erwiesen, ist eine 
Untertreibung: Sie ist zur bevorzugten Art zahlreicher Ökonomen geworden, die Wirtschaftswissenschaften zu definieren. Der wichtigste Grund dafür wurde von Becke
r klar genannt: »In der Tat bin ich zu der Auffassung gekommen, daß der ökonomische Ansatz so umfassend ist, daß er auf alles menschliche Verhalten anwendbar ist«.
[9]
 Damit waren Ökonomen befreit vom profanen Studium der Wirtschaft; fortan konnten sie Sachverstand für alle Aspekte des menschlichen Lebens für sich in Anspruch nehmen. Dies war der Moment, in dem der ökonomische Imperialismus, aus allen Rohren feuernd, ins Rampenlicht trat. Die Bewegung, die Becke
r 1976 begründet hatte, führte dazu, dass Ökonomen ein breites Spektrum neuer Forschungsgebiete für sich entdeckten, die später ihren Niederschlag fanden in Büchern wie Freakonomics
 (2005), The Undercover Economist
 (2005, deutsche Ausgabe: Ökonomics: Warum die Reichen reich sind und die Armen arm
) und The Logic of Life
 (2008, deutsche Ausgabe: Die Logik des Lebens
).

Diese neue Art der Wirtschaftswissenschaften ist rätselhaft. Sie behauptet, zu allem etwas zu sagen, greift jedoch auf kaum eine Grundannahme zurück. Das muss ein Trick sein. Tatsächlich stellt man bei näherem Hinsehen fest, dass Becker
s Arbeit mehr als gegeben voraussetzt als lediglich die Prämisse, dass der Mensch irgendetwas maximiert. Mit dieser Annahme lässt sich das Verhalten von fast jedem Menschen beschreiben. Doch in Becker
s Theorien über die Familie scheint es um Menschen zu gehen, die sehr eigenartig denken. Hinter der schwer greifbaren Ökonomik des Gary Becke
r muss mehr stecken. Wir müssen tiefer graben, um die versteckten Annahmen ans Tageslicht zu befördern.

Becker
s Ansatz kann verwendet werden, um alles zu erklären, nachdem es passiert ist, da fast jedes menschliche Verhalten als Maximierung von irgendetwas beschrieben werden kann. Doch um Vorhersagen zu treffen, müssen Becker
s Theorien mit spezifischen Annahmen unterfüttert werden. Und genau das ist es, was Becke
r in der Praxis getan hat. In seiner Abhandlung über die Familie verlässt er sich auf mehrere folgenschwere Annahmen. Sein Kernargument über Spezialisierung beruht auf der Annahme, dass die unbezahlte Arbeit im Haushalt – Kochen, Putzen, Kinderbetreuung und so weiter – ein stärker
 spezialisierter Job ist als die bezahlte Arbeit, die außer Haus angeboten werden könnte. Doch die gegenteilige Annahme scheint plausibler zu sein. Becke
r nimmt an, dass ein Mitglied der Familie das altruistische »Familienoberhaupt« sei, 
das entscheidet, wer was tun solle, um das Wohlergehen der gesamten Familie zu maximieren. Auch andere Annahmen werden ad hoc in die Analyse eingeführt. Zum Thema Scheidung behauptet Becke
r: »Von der durchschnittlichen geschiedenen Person kann angenommen werden, dass sie streitsüchtiger und auf andere Arten weniger angenehm ist als die durchschnittliche Person, die verheiratet bleibt.«
[10]


Abgesehen von diesen fragwürdigen Annahmen ist Becker
s zentrale Idee, der Mensch würde ständig irgendetwas maximieren, nicht das, was sie zu sein scheint. Sie beschwört das Bild eines Menschen herauf, der ständig damit beschäftigt ist, bewusst etwas zu berechnen, obwohl Becke
r und sein Gefolge das häufig bestreiten. Dazu wird folgende Anekdote kolportiert: Einem renommierten Ökonomen wird ein prestigeträchtiger Job angeboten, allerdings an einer weit abgelegenen Universität. Ein Freund (der kein Ökonom war) sagt ihm: »Na ja, zumindest kannst du dein ökonomisches Fachwissen nutzen, um die Entscheidung zu treffen – du kannst alle infrage kommenden Konsequenzen quantifizieren und sie dann nach Wahrscheinlichkeiten gewichten.« Der Ökonom erwidert: »Ach komm, dies ist eine ernste Angelegenheit.«

Diese Geschichte würde Becke
r keineswegs in Verlegenheit bringen. Er wurde einmal gefragt, ob er seine eigenen Theorien angewendet habe, um zu entscheiden, ob er Ökonom werden solle oder nicht. Er fasste seine Antwort folgendermaßen zusammen:

Ic
h glaube, dass meine Entscheidung, Ökonom zu werden, durchaus »rational« war, wenn auch vielleicht etwas unausgegoren. Die meisten Menschen stellen nicht im Wortsinn eine sorgsam abgewogene Kalkulation an. Wie viele Menschen setzen sich hin, bevor sie heiraten und sagen: Okay, diese Gründe sprechen dafür, sie zu heiraten, und diese dagegen, und wägen dann ab, ob die Vorteile die Nachteile überwiegen? Kaum jemand macht das. Wenn Ihre Freundin wüsste, dass Sie das machen, würde sie Sie wahrscheinlich nicht heiraten wollen.
[11]


Also scheint Becke
r letzten Endes doch menschlich gewesen zu sein. Aber wie vereinbart er seine zentrale Annahme, dass der Mensch ein Maximierer sei, mit der Erkenntnis, dass er nicht buchstäblich die Kosten und Nutzen jeder einzelnen Entscheidung kalkuliert?

Becke
r
 geht stattdessen davon aus, dass Menschen sich so verhalten, als ob
 sie solche Berechnungen anstellen: Sie würden sich so ähnlich verhalten, wie die Theorie es erwarten lässt, selbst wenn sie nicht exakt so denken, wie die Theorie es beschreibt. Becker
s Ansatz stammte direkt von dem »bei Weitem großartigsten lebenden Lehrer, den ich jemals hatte« – Milton Friedma
n.

Die moderne Ökonomik ist kreuz und quer von Friedman
s Einfluss durchdrungen. Er war eines der Gründungsmitglieder der Mont Pèlerin Society und entwickelte sich innerhalb dieser Gesellschaft zu einer Kraft, die dem Einfluss von Hayek
s vergleichbar ist. Unter all den klugen Köpfen der Chicagoer Schule war Friedma
n dominant – und so war es unvermeidlich, dass er während der Dinnerparty bei Aaron Directo
r das Wort führte, als Ronald Coas
e verhört wurde. Wichtiger war jedoch, dass Friedma
n den Monetarismus zu neuem Leben erweckte, um die keynesianisch
e Orthodoxie infrage zu stellen, die seit Ende der 1930er-Jahre die Makroökonomik unangefochten dominiert hatte. Tatsächlich halten viele Historiker Friedman
s Antrittsrede als Präsident der American Economic Association am 29. Dezember 1967 in der Sheraton Hall, Washington, D. C., für den Schlüsselmoment, in dem der Monetarismus wieder intellektuell respektabel wurde. Etwa ein Jahrzehnt später, Anfang der 1980er-Jahre, motivierte diese Respektabilität die Regierungen unter Reaga
n und Thatche
r, eine monetaristische – statt eine keynesianisch
e – Wirtschaftspolitik zu verfolgen. Natürlich ließen beide Regierungen sich von Friedma
n beraten – zumal der neue Status des Monetarismus in den Wirtschaftswissenschaften durch die Verleihung des Wirtschaftsnobelpreises an Friedma
n im Jahr 1976 noch untermauert worden war.

Trotz der großen Wirkung von Friedman
s Arbeit auf den Monetarismus und damit zusammenhängende makroökonomische Themen scheint sein nachhaltigster Einfluss auf die moderne Wirtschaftslehre auf sein 1953 erschienenes Essay »The Methodology of Positive Economics« (»Die Methodik der Positiven Ökonomik«) zurückzugehen. Darin geht es um die Frage, wie die Ökonomik zu einer Wissenschaft werden kann. Friedma
n argumentiert, dass zwar viele ökonomische Theorien offensichtlich nicht der Realität entsprechen, sie das jedoch keineswegs daran hindert, wissenschaftlich zu sein. Für Friedman – und dann Becke
r – 
spielt es keine Rolle, ob die Beschreibung von menschlichem Verhalten in einer ökonomischen Theorie offenkundig unrealistisch ist: Die Theorie qualifiziert sich dennoch als solide Wissenschaft, wenn sie zutreffende Vorhersagen liefern kann. »Man nehme das Problem, die Stöße vorherzusagen, die ein Billardmeister machen wird«, so Friedma
n.
[12]
 Nehmen wir an, dass der Billardspieler komplexe Mathematik nutzt, um zu berechnen, in welche Richtung er die Kugel stößt und mit welcher Energie, und dass er alle Berechnungen richtig macht und die Kugel perfekt trifft. Aufgrund dieser Annahmen werden wir in der Regel gute Vorhersagen darüber treffen können, welche Stöße der Spieler machen wird, obwohl diese Annahmen offenkundig nicht zutreffen. Mit anderen Worten: Der Billardspieler agiert, als ob
 er anspruchsvolle Mathematik nutzen würde. Entsprechend, so Friedma
n, agieren Konsumenten und Unternehmen so, als ob sie ihre Zufriedenheit beziehungsweise Profite maximieren würden. Selbst wenn sie das nicht bewusst tun, wird unsere Annahme von maximierendem Verhalten gute Vorhersagen liefern.

Viele Ökonomen waren begeistert von Friedman
s Logik, weil sie sie von der Mühsal befreite, realistische Annahmen finden zu müssen, um ihre Theorien zu untermauern: Es sei unwichtig, wie realistisch eine Annahme sei, so Friedma
n, solange sie zutreffende Vorhersagen liefere. Becke
r und sein Gefolge machten sich Friedman
s Argumentation zu eigen und hielten es daher für unnötig, die Karikatur des homo oeconomicus
, von der ihre Theorien bevölkert waren, zu rechtfertigen: Er hatte kaum etwas mit echten Menschen zu tun, aber das spielte keine Rolle.

Freilich wird Friedman
s Argumentation von Wissenschaftsphilosophen trotz ihres großen Einflusses unter Ökonomen nicht ernst genommen. Während der Fußballweltmeisterschaft 2010 traf ein gewisser Paul aus Deutschland richtige Vorhersagen über die Ergebnisse aller sechs Spiele der deutschen Mannschaft. Allerdings war Paul ein Oktopus (schade nur, dass er nicht Milton hieß). Pauls Erfolg erinnert uns daran, dass es durchaus möglich ist, entgegen aller Wahrscheinlichkeit und zu wiederholten Malen korrekte Vorhersagen zu treffen, obwohl sie jeglicher Grundlage entbehren.

Ein weiteres Problem mit Friedman
s Logik ist seine fehlerhafte Analogie zwischen Konsumenten und Unternehmen einerseits und 
einem Billardspieler andererseits. Wir haben Vertrauen in unsere Vorhersagen über die Aktionen eines meisterhaften Billardspielers, weil dessen Ziele normalerweise klar sind (die Kugel einzulochen); weil unsere Vorhersagen auf der Mathematik basieren, die – zumindest theoretisch – den Spieler in die Lage versetzt, sein Ziel zu erreichen; und weil wir wissen, dass der Meister so gut ist, dass ihm dieser theoretisch optimale Stoß wahrscheinlich auch in der Praxis gelingen wird. Doch in einer realen Volkswirtschaft laufen die Entscheidungsprozesse anders ab. Die Ziele der wirtschaftlichen Akteure (Konsumenten, Arbeitnehmer, Manager und so weiter) kennen wir nicht; es gibt keine zuverlässige Theorie, die sie (oder uns) führen könnte, selbst wenn ihre Ziele klar wären; und soweit es tatsächlich theoretische Anhaltspunkte gibt, sind sie für die Akteure schwierig umzusetzen, aufgrund von praktischen Problemen wie Informationsmangel, der Komplexität der Entscheidungen, Ungewissheit über zukünftige Entwicklungen und so weiter. Also fehlt uns das Wissen, auf dessen Grundlage wir Vorhersagen treffen könnten – und das ändert sich auch dann nicht, wenn uns, wie dem Oktopus Paul, durch glücklichen Zufall eine Serie von zutreffenden Vorhersagen gelingt. Um etwa das Konsumentenverhalten auch nur ansatzweise zu verstehen, brauchen wir realistische Annahmen darüber, wie Konsumenten über ihre Ziele denken, wie sie die Entscheidungen wahrnehmen, vor denen sie stehen, welche Informationen ihnen zur Verfügung stehen und so weiter.

Wir haben gesehen, dass Becker
s Theorien über Diskriminierung und die Familie sich auf umstrittene Annahmen und Definitionen stützen, die nicht auf den ersten Blick offensichtlich sind. Mit solchen verdeckten Annahmen und der schwer greifbaren Als-ob
-Idee von Maximierung ist es Becke
r und seinem Freakonomics-Gefolge gelungen, berechtigter Kritik aus dem Weg zu gehen. Aber das allein genügt nicht, um den weitverbreiteten Einfluss ihres ökonomischen Imperialismus zu erklären.

Vielleicht sind ihre Annahmen ja doch im weitesten Sinne realistisch. Becke
r räumt ein, dass die Menschen keine aufwendigen Berechnungen anstellen, um zu entscheiden, wen sie heiraten wollen, aber vielleicht tun sie das ja in anderen Lebenslagen – oder stellen zumindest eine ungefähre Abwägung der Kosten und Nutzen an. Becke
r spricht von einer »Erhöhung des ›Schatten‹-Preises für Kinder, die die Nachfrage nach Kindern senkt.«
[13]
 Hinter dem 
Jargon steckt eine einfache Idee: Wenn es ein größeres finanzielles Opfer bedeutet, Kinder zu haben – etwa eine höhere Miete, weil eine größere Wohnung notwendig wird –, dann sinkt die Wahrscheinlichkeit, dass Menschen Kinder bekommen wollen. Ja, generell ist diese Annahme richtig (sie wird von wissenschaftlichen Belegen aus diversen Epochen und Regionen gestützt), aber wir brauchen keine beckersch
e Ökonomik, um zu einer so offensichtlichen Erkenntnis zu kommen. Oder überhaupt irgendeine Ökonomik. Es ist wohl kaum eine neue Idee, die Vor- und Nachteile verschiedener Alternativen bewusst und gezielt gegeneinander abzuwägen, bevor man eine Entscheidung trifft, selbst bei »nichtökonomischen« Entscheidungen. Die Romane von Jane Auste
n sind voller Figuren, die sorgfältig abwägen, welche Vor- und Nachteile es mit sich bringt, zu heiraten oder die Verantwortung für ein Kind zu übernehmen (selbst wenn es nicht das eigene ist). Ein anderer Wirtschaftsnobelpreisträger hat es in aller Kürze so ausgedrückt: Becker
s Theorien scheinen zwischen »offensichtlichen und falschen Annahmen zu pendeln«.
[14]


Doch der Einfluss der beckersche
n Ökonomik ging weit hinaus über bestimmte Theorien, die er zu Diskriminierung, Familie und anderen Themen entwickelt hatte. Spätestens gegen Ende der 1960er-Jahre hatte ein selbstbewusster Individualismus begonnen, in der ganzen Gesellschaft um sich zu greifen. Becker
s breiter Ansatz, den er 1976 so klar zusammengefasst hatte, passte perfekt zu diesem neuen Zeitgeist. Diesen neuen beckersche
n Individualismus wollen wir uns im Folgenden etwas näher ansehen.

Über Geschmack lässt sich nicht streiten

Legen Sie sich bitte auf die Couch. Falls Ihre ökonomischen Denkprozesse denen eines Billardmeisters gleichen, wie Becke
r es impliziert hat, ist seine Botschaft sehr ermutigend: Dann sind Sie nämlich schlauer, als Sie denken – Sie sind sich nur des unbewussten Kalküls, das Ihr Verhalten motiviert, nicht bewusst. Das ist beckersch
e Ökonomik als populärwissenschaftliche Psychotherapie. Ein Universitätsdozent hat es einmal so erklärt: »Ich versuche, es meinen Studenten als Werkzeug zu vermitteln, das sagt: ›Eine Menge Dinge, die du gemacht hast, sind wirklich clever, ohne dass du überhaupt weißt, warum du dich so verhalten hast. Lass mich dir erklären, was aus 
meiner Sicht deine Motive sind, und dann sage mir, ob das für dich Sinn ergibt, wenn wir es explizit formulieren.‹«
[15]


Zweitens hat Becke
r ein intellektuelles Gerüst geliefert, mit dem sich moralische Regeln, soziale Normen und staatliche Interventionen, die sich gegen den Individualismus zu richten scheinen, angreifen lassen. In Bezug auf staatliche Einmischungen kommen Becke
r und die ökonomischen Imperialisten aus seinem Gefolge typischerweise zu dem Schluss, dass staatliche Vorschriften nicht gebraucht werden und dass bereits stattfindende Interventionen des Staates eingestellt werden sollten. Ganz unabhängig von den jeweiligen Umständen sind ihre Argumente für einen kleinen Staat im Wesentlichen immer die gleichen: Es gibt kein Problem, das die Regierung lösen müsste. Dieses Argument ist schlicht, aber überzeugend. Da alle Menschen rational handeln, werden sie ohnehin die besten Entscheidungen treffen, sodass es kein Betätigungsfeld für eine Regierung gibt, um die Lage der Dinge zu verbessern. Dieses Argument verbindet eine Illusion von der Rationalität des Menschen mit der subtilen Fehlannahme, dass Verbesserungen nur möglich seien, wenn autonom handelnde Individuen die Freiheit hätten, bessere Entscheidungen zu treffen. Um Fortschritt zu erzielen, ist es jedoch tatsächlich in vielen Fällen notwendig, dass zahlreiche gesellschaftliche Gruppierungen auf koordinierte Weise ihre Meinung ändern – und eine Methode, um diese Koordinierung zu erreichen, sind staatliche Interventionen. So argumentiert Becke
r zum Beispiel, der vorzeitige Tod von Rauchern oder Fettleibigen sei kein gesellschaftliches Problem: Es reflektiere lediglich die Präferenz mancher Menschen, einen Teil ihrer Lebenszeit für sofortige Genüsse zu opfern. Dann erweitert Becke
r dieses Argument: »Entsprechend … sind daher die meisten
 (wenn nicht alle!) Todesfälle bis zu einem gewissen Grade ›Selbstmorde‹, in dem Sinne, daß man sie hätte hinausschieben können, wenn man mehr Ressourcen in die Lebensverlängerung investiert hätte. Dies … stellt auch die übliche Unterscheidung zwischen Selbstmorden und ›natürlichen‹ Todesfällen infrage.«
[16]


So werden mit einem Federstrich die Gründe für große Teile der staatlichen Gesundheitspolitik verworfen. Sogar Begriffe wie »vorzeitiger Tod« seien irreführend, so Becke
r, da es so etwas wie einen normalen oder natürlichen Todeszeitpunkt nicht gebe. Und 
ungesundes Verhalten sei lediglich eine individuelle Präferenz.

Das bringt uns zu De Gustibus Non Est Disputandum
 – »Über Geschmack lässt sich nicht streiten« –, den Titel einer sehr einflussreichen Arbeit, die Becke
r 1977 gemeinsam mit seinem Chicagoer Kollegen George Stigle
r (der 1982 den Wirtschaftsnobelpreis gewinnen würde) veröffentlicht hatte. Sehr einflussreich? Eigentlich scheint es keine große Neuigkeit zu sein. Die meisten von uns sehen wenig Sinn darin, sich über Geschmacksfragen wie Äpfel oder Birnen, Schokoladen- oder Erdbeereis, Mozar
t oder Beatles zu streiten. Doch Becker
s im Jahr davor aufgestellte Behauptung, der ökonomische Ansatz sei auf das gesamte menschliche Verhalten anzuwenden, impliziert, dass Menschen geschmackliche Vorlieben oder Präferenzen für ausnahmslos alles haben können. Kurzum, in der akademischen Literatur kam es zu immer mehr Gerede über menschliche »Präferenzen« für Diskriminierung, Immigration, Nationalismus, Suizid und so weiter. Und wenn man sich auch über solche Fragen nicht mehr streiten darf, wird die öffentliche Debatte zu moralischen und politischen Problemen weitgehend erstickt.

Auch hier nötigt uns Becke
r mit seiner Fähigkeit, Kritiker auf dem falschen Fuß zu erwischen, Bewunderung ab. Der Ökonom Alan Blinde
r (der später zum Vizechef der US
-Notenbank Federal Reserve aufrückte) war so aufgebracht über Becker
s Argumente, dass er 1974 eine Glosse über die beckersch
e Ökonomik veröffentlichte, unter dem Titel »The Economics of Brushing Teeth« (»Die Ökonomik des Zähneputzens«). Satire funktioniert freilich nur, wenn das Opfer sie versteht, aber Becker verstand sie nicht: Er fand Blinder
s Artikel übers Zähneputzen interessant und empfahl ihn der führenden Fachzeitschrift der Chicagoer Ökonomenschule zur Veröffentlichung.
[17]


Becker
s Kritiker erheben den offensichtlichen Einwand, dass Becke
r mit seinem Ansatz unsere moralischen Werte, gesellschaftlichen Normen und religiösen Überzeugungen ignoriert. Aber das tut er nicht. Was er allerdings tut, ist, sie auf reine Geschmacksfragen zu reduzieren: Unsere geschätzten Wertvorstellungen werden als Präferenzen aufgefasst, die nicht mehr und nicht weniger bedeuten als eine geschmackliche Vorliebe für Schokoladen- oder Erdbeereis.

Diese Unterscheidung zwischen Werten und Geschmacksfragen ist mehr als nur ein Spiel 
mit Worten. Auseinandersetzungen über Diskriminierung oder vorzeitigen Tod durch Rauchen sind Auseinandersetzungen über Wertvorstellungen, weil es etwas gibt, worüber man sich streiten und Gründe nennen kann, die dafür oder dagegen sprechen. Diese Möglichkeit einer auf sachlichen Gründen aufbauenden Debatte reicht über die traditionelle Sphäre der Moral hinaus, und zwar nicht zuletzt deshalb, weil ich sie mit mir selbst führen kann, nicht nur mit anderen. Das heißt, dass die Domäne rein geschmacklicher Vorlieben eingeschränkter ist, als sie zunächst erscheint. Ich kann vielleicht Appetit auf noch ein Stück Kuchen, noch ein Glas Wein oder noch eine Zigarette haben, aber zugleich auch das Ideal, den persönlichen Vorsatz, auf diese Dinge zu verzichten. Darum sagen echte Menschen manchmal: »Wenn ich noch eins haben will, gib es mir nicht.« Becker
s homo oeconomicus
 würde das nie sagen. Und doch ist es eine ganz besondere menschliche Eigenschaft – die Fähigkeit, uns von unseren bekannten Vorlieben und Gewohnheiten frei zu machen und uns zu fragen, ob dieses Verhalten wirklich das ist, was wir wollen. Trotz ihrer Fixierung auf »Rationalität« ignorieren die ökonomischen Imperialisten diese Möglichkeit, innezuhalten und es sich anders zu überlegen – ein definierendes Element dessen, was es bedeutet, rational zu sein.

Wenn die ökonomischen Imperialisten unsere Wertvorstellungen aus der Ökonomik verbannt
 hätten, wäre das nicht gut angekommen – Ökonomen hätten als amoralische Wissenschaftler gegolten, die sich dem Materialismus verschrieben haben und so weiter. Stattdessen haben die Imperialisten, indem sie Wertvorstellungen auf Geschmacksfragen reduzierten, die moralische Debatte unter einer Decke aus Nutzenkalkül und Abwägungen erstickt – alles landet auf dem Grabbeltisch, alles ist käuflich. Und dabei haben sie, indirekt und weitgehend unbemerkt, eine der wichtigsten Routen zum Verändern menschlichen Verhaltens zum Besseren versperrt: Da sich über Geschmack nicht streiten lässt, gibt es weniger Möglichkeiten, Verhalten durch formale oder formlose Bildung zu beeinflussen.

Die ökonomischen Imperialisten wollen auch den Umfang der Möglichkeiten, Verhalten durch Gesetze zu beeinflussen, nicht wahrhaben. Becke
r versteht nicht, was an Straftaten verwerflich sein soll – ganz im Ernst. In seiner Nobelvorlesung erklärte er es so: »Es war mir ein Rätsel, warum Diebstahl gesellschaftlich 
schädlich sein soll, da Diebe doch anscheinend nur Ressourcen umverteilen, normalerweise von wohlhabenderen zu ärmeren Individuen. Ich löste dieses Rätsel, indem ich darauf hinwies, dass Straftäter Geld für Waffen ausgeben und wertvolle Zeit dafür aufwenden, ihre Straftaten zu planen und auszuführen, und dass dieser Aufwand aus gesellschaftlicher Sicht unproduktiv sei …«
[18]


Nicht ganz. Selbst wenn Waffen nichts kosten würden und Straftäter nichts Besseres mit ihrer Zeit anzufangen wüssten, wäre Diebstahl immer noch »gesellschaftlich schädlich« – durch den Ärger, die Angst und das Empfinden der Opfer, ihnen sei Unrecht widerfahren, sowie die Gewalt und Zerstörung, die oft mit Diebstahl einhergehen. Und so ist es kein Wunder, dass Becke
r vor dem Hintergrund seiner amoralischen Auffassung von Straftaten völlig übersieht, welch eine wichtige Rolle öffentlich verkündete Gesetze dafür spielen, unmoralisches Verhalten zu stigmatisieren. Für Becke
r (und seinen schon aus Kapitel 3 bekannten Freund von der Chicagoer Schule, den Richter und Anwalt Richard Posne
r, für den »Gerechtigkeit« gleichbedeutend mit »Wohlstandsmaximierung« ist) schreckt das Gesetz nur deswegen von Straftaten ab, weil es deren Kosten erhöht. Potenzielle Straftäter würden die Kosten einer Straftat in Form der Strafe berechnen, die auf sie zukommen könnte, multipliziert mit der Wahrscheinlichkeit, erwischt zu werden. Becke
r und die Chicagoer Anwälte kamen aufgrund solcher Überlegungen zu dem Schluss, dass eine billige Maßnahme zur Abschreckung von Straftaten darin bestehen könnte, das Budget für Polizeikräfte zu senken, aber die Kosten von Straftaten hochzuhalten, indem man sehr lange Haftstrafen einführt. In den Regionen der USA
, die in den 1970er- und 1980er-Jahren diesem Rezept folgten, war das Ergebnis eine Verbrechenswelle, die gut dokumentiert ist.

Obwohl wir im 21. Jahrhundert begonnen haben, zu Fragen der Verbrechensbekämpfung eher auf Kriminologen zu hören als auf Ökonomen, hält der ökonomische Imperialismus andere Bereiche der Sozialpolitik nach wie vor fest im Griff: Nur allzu oft nehmen wir unüberlegt an, dass die beste Reaktion auf unmoralisches oder antisoziales Verhalten sei, dessen Kosten zu erhöhen.

Doch Becker
s größter Einfluss auf uns manifestiert sich anderswo. Wenn moralische Wertvorstellungen erst einmal auf reine Geschmacksfragen reduziert worden sind, kann Becke
r
 zu dem Schluss kommen, dass es keinen Unterschied gebe zwischen »wichtigen und unwichtigen Entscheidungen, bei denen es um Leben und Tod geht im Gegensatz zur Wahl einer Kaffeesorte«, und zwischen Entscheidungen wie »der Wahl eines Partners oder der Entscheidung über die gewünschte Kinderzahl auf der einen Seite und der Entscheidung über den Kauf von Anstrichfarbe auf der anderen Seite«.
[19]
 Und natürlich haben wir Märkte für Kaffee und Farbe. Warum sollten wir also nicht mehr Märkte für Entscheidungen haben, bei denen es um Leben und Tod geht? Etwa einen Markt für Babys, wie Posne
r ihn 1978 vorschlug. Aus Sicht von Becke
r, Posne
r und ihrem Gefolge wurde eindeutig die Grundannahme umgekehrt: Warum nicht?

Auf die Idee mit dem Markt für Babys werden wir noch zurückkommen, doch zunächst wollen wir uns mit einer anderen Art von ökonomischem Imperialismus beschäftigen, die von jemandem ausgeht, der völlig unabhängig von Becke
r operiert. Und der auch hin und wieder Becker
s Denkweise außerordentlich kritisch sieht.

Der Wirtschaftsnobeltrostpreis

Es ist leicht, Thomas Schellin
g in eine Schublade zu stecken. Sein Lebenslauf liest sich wie der eines Mannes, der sich als resoluter Falke für den Kalten Krieg eingesetzt hat. Von 1948 bis 1953 arbeitete er zunächst für den Marshallplan und dann für das Weiße Haus; danach hatte er Einsätze bei der RAND
 Corporation und diversen Beratungsaufträgen in Washington, bei denen sein Expertenwissen über militärische Strategien zum Tragen kam. Obwohl es John von Neuman
n war, der den infamen Atomkriegsjargon »Mutually Assured Destruction« erfunden hatte (hauptsächlich, weil ihm das Akronym »MAD
« für »gegenseitig garantierte Vernichtung« gefiel), war es Schellin
g, der sich zu einem MAD
-Experten entwickelte. Schellin
g pflegte enge Kontakte zu einigen der einflussreichsten Figuren im Kalten Krieg. In seinem Hauptberuf als Wirtschaftsprofessor an der Harvard University hielt er gemeinsam mit Henry Kissinge
r eine Vorlesungsreihe über Außenpolitik ab, einem der maßgeblichen Köpfe hinter der US
-Außenpolitik nach dem Zweiten Weltkrieg. Und Schellin
g wurde nachgesagt, größeren Einfluss auf das Denken des US

-Verteidigungsministers Robert McNamar
a zu haben als jeder andere Mensch. Im Jahr 2005 erhielt Schellin
g den Wirtschaftsnobelpreis, weil er »unser Wissen über Konflikt und Kooperation durch spieltheoretische Analysen erweitert hat«.

Aber diese Art von Schubladendenken ist zu simplifizierend. Schellin
g sah sich selbst nicht als Spieltheoretiker. Seine ratlose Reaktion auf die Ankündigung der Nobelpreisverleihung an ihn war: »Ich muss Spieltheorie gemacht haben, ohne es zu wissen.«
[20]
 Diese Reaktion war unter anderem motiviert durch Schelling
s Sicht der Mathematik. Im Gegensatz zu den meisten Spieltheoretikern und RAND
-Analysten ging Schellin
g nicht davon aus, dass Mathematik für jede Aufgabe das beste Werkzeug sei – er meinte, die Mathematik »werde zu oft eingesetzt, um anzugeben«.
[21]
 Schelling
s Arbeit enthielt ein Minimum an Mathematik, und die Spieltheorie spielte nur eine Nebenrolle; er setzte sie kreativ und flexibel ein, um Erkenntnisse über militärische Strategien zu gewinnen.

Zudem könnte man sagen, dass Schellin
g ebenso sehr Taube wie Falke war – eine Taube allerdings, die sich der Realpolitik verschrieben hatte. Außer ihm wurde kein anderer Wirtschaftsnobelpreisträger auch als Kandidat für den Friedensnobelpreis in Betracht gezogen. Schelling
s Wirtschaftsnobelpreis kam spät und unerwartet – er war 84 – und viele Kommentatoren hielten ihn für einen Trostpreis, weil er nicht den Friedensnobelpreis gewonnen hatte.
15
 Sogar Schelling
s Nobelvorlesung liest sich so, als könnte er den Friedensnobelpreis im Sinn gehabt haben, als er sie schrieb. Sie beginnt mit diesen Worten: »Das spektakulärste Ereignis der vergangenen 50 Jahre ist eines, das nicht stattfand. Wir haben das Glück, dass 60 Jahre lang keine Atomwaffen im Zorn explodiert sind« – und dann nimmt Schellin
g, durchaus zu Recht, einen Teil der Anerkennung für diesen Erfolg für sich in Anspruch.

Schellin
g verdient zweifellos Respekt für seine besessene Sorge um die Möglichkeit eines versehentlichen Atomkriegs. Im Jahr 1959 verfasste er einen Artikel, in dem er mögliche Szenarien für einen ungewollten Atomkrieg skizzierte. Dieser Artikel inspirierte Stanley Kubric
k zu dem satirischen Film Dr. Seltsam oder: Wie ich lernte, die Bombe zu lieben
 – wobei er sich zum Plot des Films von Schellin
g beraten ließ (s. a. Kap. 2). Im Jahr 1961 wurde Schellin
g zum 
Vorsitzenden eines Komitees am Weißen Haus berufen, das sich mit dem Thema »War by Accident, Miscalculation, and Surprise« (»Krieg aus Versehen, durch Fehleinschätzung oder Überrumpelung«) beschäftigen sollte. Er stellte bald fest, dass es keinen direkten Kanal gab, um schnell und zuverlässig mit dem Kreml zu kommunizieren: »Ich konnte durchwählen an den Anschluss meiner Mutter in 5000 Kilometer Entfernung, um ihr zum Geburtstag zu gratulieren, aber Kenned
y hatte keine Möglichkeit, Chruschtscho
w zu erreichen.«
[22]
 Um dieses Problem aus der Welt zu schaffen, überzeugte Schellin
g Präsident Kenned
y, eine direkte Verbindung in den Kreml installieren zu lassen, die später als die »Hotline« bekannt wurde. Mit dieser einen simplen Aktion hat Schellin
g vielleicht mehr für den Weltfrieden getan als alle anderen Denker in diesem Buch zusammengenommen – obwohl es in der Rückschau beunruhigend ist, dass diese Hotline erst voll funktionsfähig wurde, nachdem es in der Kubakrise beinahe zu einem atomaren Erstschlag gekommen war. Es dauerte bis 1963, um sowjetische Diplomaten davon zu überzeugen, dass die Hotline ihre eigene Idee gewesen sei und spezielle Fernschreiber mit kyrillischem Zeichensatz im Weißen Haus zu installieren.

Was Schelling
s Ökonomik angeht, zeichnet sich seine Arbeit zum großen Teil durch einen Realismus aus, der Gary Becker
s Welt fehlt. Wie Becke
r hat auch Schellin
g sich eingehend mit Diskriminierung beschäftigt, doch er war stärker daran interessiert, wie Diskriminierung sich verbreitet. Eines Abends spielte er ein Spiel, bei dem man nach einfachen Regeln Spielsteine auf ein Schachbrett mit schwarzen und weißen Feldern setzt. Aufgrund der Muster, die dabei entstanden, erkannte Schellin
g, dass Wohngegenden sich entlang ethnischer Grenzen völlig entmischen können, wenn die Anwohner ausschließlich danach streben, nicht in einer Gegend zu leben, wo alle Nachbarn von einer anderen Ethnie sind als sie selbst. Eine scheinbar »gemäßigte« Präferenz kann eine extreme soziale Spaltung nach sich ziehen.

Dann beschäftigte Schellin
g sich erneut mit dem Thema Krieg, aber dieses Mal mit einem Krieg, den man gegen sich selbst führt. Wie wir gesehen haben, hatten Gary Becke
r und sein Gefolge eine ziemlich naive Sicht unserer Süchte nach Alkohol, Nikotin und bestimmten Lebensmitteln: Becke
r hatte sie »rationale Süchte« genannt und argumentiert, solche Süchte würden ein sorgsam 
erwogenes Ausbalancieren von Genuss versus Gesundheitsrisiken reflektieren. Schellin
g ließ sich davon nicht beeindrucken: »Sie haben keine Ahnung, wovon sie reden.« In seinem 1980 erschienenen Essay »The Intimate Contest for Self-Command« (»Das persönliche Ringen um Selbstkontrolle«) versuchte Schellin
g, den Raucher zu verstehen, der »angewidert von sich selbst seine restlichen Zigaretten in der Toilette hinunterspült und schwört, dass er nie wieder riskieren wird, seine Kinder durch Lungenkrebs zu Waisen zu machen, den es dann aber drei Stunden später wieder vor die Tür treibt, um einen noch geöffneten Kiosk zu finden, wo er Zigaretten kaufen kann.«
[23]
 (Man merkt, dass Schellin
g 15 Jahre lang versucht hat, das Rauchen aufzugeben.) Schellin
g umriss etliche Strategien zur »Selbstkontrolle«, die Süchtige einsetzen können, um ihren privaten Krieg zu gewinnen – Strategien, die damals revolutionär waren, aber heute zum Werkzeugkasten von Verhaltensökonomen und Psychologen in aller Welt gehören.

In Anbetracht von Schelling
s nuanciertem Verständnis unserer Motivationen, das denkbar weit entfernt ist vom homo oeconomicus
, kann man es erstaunlich finden, dass er auch zum großen Teil verantwortlich war für eine andere Form des ökonomischen Imperialismus, eine andere Art, moralische Erwägungen durch Präferenzen zu ersetzen, die in Märkten zum Ausdruck kommen. Aber Not macht erfinderisch.

Wie viel sind Sie wert?

Kurz nachdem die UDSSR
 1949 ihre erste Atombombe gezündet hatte, beauftragte die US
 Air Force die RAND
 Corporation, eine Erstschlagstrategie gegen die Sowjets zu entwickeln. Bei ihrer Suche nach dem – beinahe buchstäblich – »biggest bang for the buck« (sinngemäß: das beste Preis-Leistungs-Verhältnis) spielten die RAND
-Analysten über 400 000 Szenarien durch, mit unterschiedlichen Kombinationen von Bomben und Bombern. Sie kamen zu dem Schluss, dass die US
 Air Force versuchen sollte, die sowjetische Luftabwehr mit einer riesigen Zahl von Flugzeugen zu überwältigen, darunter auch billige und anfällige Propellermaschinen ohne Atombomben, die als Lockvögel eingesetzt werden sollten, um die Zahl der Angriffe auf Flugzeuge, die tatsächlich Bomben trugen, zu reduzieren. Das RAND
-Team war 
stolz auf diese Arbeit, doch die Generäle der Air Force schäumten vor Wut.

Die Generäle, von denen viele ehemalige Piloten waren, lehnten den Vorschlag rundweg ab und sagten dem RAND
-Team sehr deutlich, dass es seine Analyse komplett überdenken müsse. Beim Berechnen der Kosten verschiedener Strategien hatten die RAND
-Experten die menschlichen Verluste schlichtweg ignoriert: die Soldaten der Air Force, die ums Leben kommen würden. Daher war es beinahe unvermeidlich, dass sie eine Strategie mit billigen Flugzeugen, aber hohen menschlichen Verlusten vorschlugen. Diese Verluste hatten sie weggelassen, weil sie sich intern nicht darüber einigen konnten, wie ein Menschenleben zu bewerten sei. Ein hochrangiger RAND
-Analyst hat eingestanden, dass »Faktoren, die wir noch nicht quantitativ berücksichtigen können, in der Regel aus ernsthaften Betrachtungen ausgeklammert werden.«
[24]
 Die RAND
-Ökonomen konnten sich nicht einmal darüber einig werden, ob dies eine ökonomische Frage sei, die von Ökonomen entschieden werden sollte. Einerseits scheint es außerhalb der Domäne der Ökonomik zu liegen, den Wert eines Pilotenlebens in Dollar und Cent zu bemessen; RAND
 konnte nicht mehr tun, als dem Pentagon verschiedene Strategien zu präsentieren, die auf unterschiedlich »effizienten« Kombinationen aus finanziellen Kosten und verlorenen Menschenleben beruhten – es musste dem Pentagon oder dem Präsidenten überlassen bleiben, die letzte Abwägung zu treffen. Andererseits reflektierte die finanzielle Investition in einen Piloten (seine Ausbildung und so weiter) zwar nicht seinen ganzen Wert in Dollar und Cent, konnte aber womöglich zumindest als Ausgangspunkt für eine solche Kalkulation dienen.

Es sollte über ein Jahrzehnt dauern, bis eine mögliche Lösung für dieses Problem sich abzeichnete – und zwar in dem kreativen Kopf von Thomas Schellin
g. Den Anstoß für seine Arbeit über den Wert eines Menschenlebens lieferten Forschungen, die ein Doktorand von ihm in Angriff genommen hatte, Jack Carlso
n, ein ehemaliger Kampfpilot. Sie begannen damit, dass sie militärische Entscheidungsprozesse untersuchten, obwohl bald klar wurde, dass ihre Ideen ein breiteres Anwendungsgebiet hatten. Es war sicherlich nicht richtig, das Leben eines Piloten aufgrund der finanziellen Investitionen zu bemessen, welche die Air Force in ihn gemacht hatte. In ähnlicher Weise beschlich die meisten Ökonomen ein gewisses Unbehagen, wenn der Wert eines Zivilistenlebens 
anhand seines Einkommens bemessen wird (wie es zum Beispiel Gerichte tun, um die Schadenssumme nach Industrieunfällen zu berechnen). Schellin
g argumentierte, das grundlegendste Problem mit diesem Ansatz sei der Umstand, dass dabei der Wert eines Menschenlebens anhand seines Wertes für andere Menschen
 bemessen werde, nicht für ihn selbst. Allerdings räumte Schellin
g ein, dass der Wert eines Menschenlebens (für diesen Menschen) eine zu »ehrfurchtgebietende« Frage sei, um von einem Ökonomen erwogen zu werden. Also änderte er die Frage: »Wenn es um Leben und Tod geht, sind wir alle Konsumenten. Fast alle wollen wir unser Leben verlängern und sind wahrscheinlich bereit, etwas dafür zu zahlen. Wir sollten daran denken, dass die Menschen, deren Leben gerettet werden könnten, zu dem Wert dieses Unterfangens etwas zu sagen haben …«.
[25]


Schellin
g verlagerte die Frage vom Bewerten eines Menschenlebens zum Bewerten dessen, einen Menschen am Leben zu erhalten – den Wert eines reduzierten Todesrisikos. Dabei ging es nicht um das Leben von bestimmten, namentlich benannten Menschen, sondern um »statistische Leben«. Wenn eine gesetzliche Vorschrift zur Qualität von Trinkwasser das Risiko, innerhalb eines Jahres zu sterben, auch nur um ein Millionstel reduziert, dabei aber die gesamte Bevölkerung eines großen Landes betroffen ist (zum Beispiel 100 Millionen Menschen), dann wird diese Vorschrift statistisch gesehen – im Durchschnitt – jedes Jahr 100 Menschen das Leben retten. Es werden 100 »statistische Leben« gerettet. Schellin
g hatte eine Begabung für Rhetorik (zumindest im Vergleich zu heutigen Ökonomen) und gab seinem bahnbrechenden, 1968 veröffentlichten Essay den Titel »The Life You Save May be Your Own« (»Das Leben, das du rettest, könnte dein eigenes sein«). Aber das war mehr als nur ein Spiel mit Worten. Schellin
g sah eine Methode, um aus dem Verhalten eines Menschen zu schließen, wie viel ihm ein reduziertes Todesrisiko wert sein könnte.

Hier tat sich eine neue Front auf, an der Ökonomen ihre imperialistischen Ambitionen vorantreiben konnten, weit über die Entscheidungsprozesse in der US
 Air Force hinaus. Regierungen und Unternehmen sind häufig mit Entscheidungen zwischen Alternativen konfrontiert, die zu einem Verlust von Menschenleben führen können (oder Leben, die nicht gerettet werden), etwa Entscheidungen zur Gesundheitsvorsorge, zum 
Umweltschutz oder zur Sicherheit von Produkten. Wenn es einen plausiblen Betrag für den Wert eines Menschenlebens gibt, können Entscheider einfach diese Zahl in ihre Berechnungen aufnehmen, neben anderen Kosten und Nutzen verschiedener Alternativen – alles natürlich in Form von Geldbeträgen. Zwar widerstrebt diese Vorgehensweise vielen Menschen zutiefst, doch viele Ökonomen halten diese Abneigung für nichts mehr als irrationale Empfindlichkeiten, eine instinktive »Igitt«-Reaktion. Entscheidungen müssen getroffen werden; die Ressourcen sind endlich. Es gibt eine Grenze, welchen Betrag jeder von uns auszugeben bereit ist, um die Fahrsicherheit seines Autos zu verbessern, oder für einen Sturzhelm oder andere Schutzvorrichtungen beim Ausüben gefährlicher Sportarten. Entsprechend gibt es auch eine Grenze für die Summe, die eine Regierung dafür ausgeben sollte, um Trinkwasser sicherer zu machen, oder ein Unternehmen, um die Risiken gefährlicher Nebenwirkungen von Medikamenten zu minimieren. Das alles ist nicht zu bestreiten. Und Schelling
s Ansatz war eine große Verbesserung im Vergleich zu der Methode, das Leben eines Menschen anhand seines Einkommens zu bewerten.

Heute bildet dieser Ansatz den Kern der politischen Entscheidungsfindung in zahlreichen Ländern, mit einem Standardwert für ein statistisches Leben, der in vielen Bereichen der staatlichen Verwaltung verwendet wird. In den USA
 beträgt der Wert eines statistischen Lebens etwa zehn Millionen Dollar (auf dem Preisniveau von 2019), und die Behörden sind gesetzlich verpflichtet, über politische Maßnahmen zu entscheiden, indem sie deren Kosten und Nutzen in Geldbeträgen bemessen, einschließlich des Wertes von Menschenleben.

Doch es gibt stichhaltigere Einwände gegen den Wert eines statistischen Lebens als naive Empfindlichkeiten. Stellen wir einmal folgendes Gedankenexperiment an. Nehmen wir an, es gibt zwei Jobs, die in jeder Hinsicht identisch sind, abgesehen davon, dass einer davon gefährliche Arbeiten notwendig macht (etwa den Umgang mit schädlichen Chemikalien oder den Kriegseinsatz in einer Armee), die pro Jahr ein Todesrisiko von 1 zu 10 000 mit sich bringen. Laut der Denkschule der marktliberalen Ökonomik muss ein zwischen diesen beiden Jobs beobachteter Lohnunterschied ausschließlich auf das zusätzliche Risiko zurückzuführen sein. Für den riskanteren Job wird ein höherer Lohn 
gezahlt, weil der Arbeitgeber mehr Geld anbieten muss, um die Arbeitnehmer zu motivieren, das höhere Risiko einzugehen. Nehmen wir an, das »Lohngefälle« zwischen den beiden Jobs liegt bei etwa 1000 Dollar pro Monat. Daraus folgt, dass der Arbeitnehmer für 1000 Dollar ein Todesrisiko von 1 zu 10 000 einzugehen bereit ist. Wenn es 10 000 Arbeitnehmer gibt, von denen jeder dieses Risiko eingeht, wird der Arbeitgeber ihnen insgesamt 10 Millionen Dollar (1000 × 10 000 Dollar) an zusätzlichem Lohn zahlen. Und im Durchschnitt wird jedes Jahr einer der Arbeitnehmer sterben. Die Arbeitnehmer tolerieren gemeinschaftlich den Verlust eines statistischen Lebens für einen um insgesamt 10 Millionen Dollar höheren Lohn.

Unglaublicherweise ist das nicht nur ein Gedankenexperiment, sondern es ist Schelling
s Methode. Nach genau dieser Logik berechnen echte Regierungen in aller Welt den finanziellen Wert eines statistischen Lebens, aufgrund von Schätzungen über »Lohngefälle«. Freilich gibt es fundamentale Probleme mit Schelling
s Methode. Wenn sich ein echter Mensch zwischen verschiedenen, mehr oder weniger riskanten Jobs entscheidet, weiß er wenig oder gar nichts über die Wahrscheinlichkeiten und Höhe der Risiken, denen er sich aussetzt – und selbst wenn er sich damit auskennt, ist der angebotene Lohn wohl kaum der einzige Faktor, der den Ausschlag gibt, für welchen Job er sich entscheidet. Davon abgesehen ist keineswegs klar, dass ein Mensch, der einen riskanten Job annimmt, dadurch wirklich seine freie Entscheidung zum Ausdruck bringt. Vielmehr kann es durchaus angehen, dass er so arm ist, dass er den bestbezahlten Job annehmen muss, den er bekommen kann, ganz unabhängig von den damit einhergehenden Risiken.

Selbst wenn wir solche Probleme außer Acht lassen und annehmen, dass irgendwie zuverlässige Zahlen ermittelt werden könnten, ist Schelling
s Ansatz irreführend. Wenn Nichtökonomen kritisieren, das Gerede über »statistische Leben« sei irreführend, verwerfen Ökonomen abermals diese Kritik als bloße Empfindlichkeit. Doch diese Terminologie ist
 irreführend. Sie wurde von Schellin
g als sprachlicher Kunstgriff eingeführt, um Regierungsentscheidungen über den Verlust von Menschenleben mit privaten Entscheidungen über Todesrisiken zu verknüpfen. Schellin
g hatte den Verdacht, dass es nicht einfach sein würde, Ökonomen davon zu überzeugen, 
Geldwerte für Ersteres aus Verhalten abzuleiten, das bestenfalls Letzteres reflektiert. Und er hatte recht mit diesem Verdacht: Die ersten Reaktionen auf »The Life You Save May be Your Own« waren zutiefst feindselig. Heute wird Schelling
s einstmals kontroverser logischer Bruch nicht mehr infrage gestellt und das Gerede von »statistischen Leben« vernebelt die Tatsache, dass echte Leben verloren gehen. Wenn eine Regierung entscheidet, die oben erwähnte Vorschrift zur Trinkwasserqualität in der Schublade verschwinden zu lassen, weil sie zu hohe Kosten verursachen würde, mag diese Entscheidung durchaus gerechtfertigt sein, aber trotzdem wird sie dazu führen, dass im Durchschnitt 100 Menschenleben pro Jahr verloren gehen. (Und die Gesetze der Wahrscheinlichkeit sagen uns, dass es extrem
 wahrscheinlich ist, dass die tatsächliche Zahl sehr nahe bei 100 liegen wird.) Wir können nur nicht vorhersagen, wer genau sterben wird. Anstatt von »statistischen Leben« zu reden, wäre es ehrlicher, die Entscheidung so zu präsentieren: »Dadurch wird im Durchschnitt jedes Jahr der Tod von 100 Menschen verursacht, aber wir können nicht sagen, wer sterben wird.« Dann wären wir gezwungen, uns einer schwierigen Frage zu stellen – nämlich, ob es zu rechtfertigen ist, weniger Geld auszugeben, anstatt Menschen das Leben zu retten, die wir nicht kennen. Zurzeit geben wir wesentlich mehr dafür aus, Menschen das Leben zu retten, die wir kennen – etwa das eines Kindes, das in einen Brunnen gefallen ist, oder die Leben von Bergleuten, die unter Tage in einem Schacht eingeschlossen sind.

Das bringt uns zu einem fundamentalen Fehler, der zutage tritt, wenn diese Art von ökonomischem Imperialismus in die Tat umgesetzt wird: Es gibt keinen bestimmten Wert eines Menschenlebens, der für alle Entscheidungen geeignet wäre. In unterschiedlichen Situationen, bei denen es um Todesrisiken geht, treffen wir unterschiedliche Entscheidungen – und zwar aus guten Gründen, etwa dem Alter der potenziellen Opfer, ob das Risiko freiwillig eingegangen oder von anderen aufgenötigt wurde, ob das Todesrisiko bei 1 zu 100 oder bei 1 zu 100 000 liegt, ob das Risiko unumkehrbar ist und so weiter. Unsere Gesetze, unsere Moral und unsere sozialen Normen berücksichtigen solche Unterschiede, doch das Beharren von Ökonomen auf einem bestimmten Geldwert für ein menschliches Leben impliziert, dass wir sie ignorieren sollten. Die Imperialisten sagen, wir müssten 
einen einzelnen Geldwert für ein Menschenleben verwenden, um konsistent zu sein. Aber das Leben ist nicht konsistent. Es ist kein Leben als homo oeconomicus
. Und die Ökonomik der realen Welt ist keine Wissenschaft.

Auch Schellin
g selbst war inkonsistent. Er hat seine Meinung geändert. In »The Life You Save May be Your Own« hat er großes Vertrauen gezeigt in unsere Fähigkeit, uns rational und konsistent zwischen riskanten Jobs zu entscheiden. Doch im Laufe der zwölf Jahre, bis »The Intimate Contest for Self-Command« erschien, hatte Schellin
g eine durchdachte Analyse der Motive entwickelt, die hinter unserem irrationalen und inkonsistenten Verhalten stecken – und, wie wir gleich sehen werden, ein ebenso durchdachtes Verständnis der Probleme, die es mit sich bringt, das Anwendungsgebiet von Märkten zu erweitern.

Babys und Nieren

Also wollen wir noch einmal zu der These zurückkehren, dass Babys, Nieren und die meisten anderen Dinge auf Märkten gehandelt werden sollten – eine Argumentation, die mit der Arbeit von Becke
r und seinen Kollegen von der Chicagoer Schule, darunter auch Stigle
r und Posne
r, ihren Anfang nahm, aber heute in aller Welt Befürworter findet. Der Kern ihres Arguments für neue Märkte ist leicht in Worte zu fassen: Wenn du etwas haben willst, warum solltest du es nicht bekommen können? Mit anderen Worten: Diese ökonomischen Imperialisten sehen Märkte als Gebilde an, die eine wichtige Art von Demokratie bieten. Über Geschmack lässt sich nicht streiten: Märkte ignorieren die Art von elitärem Gehabe, das besagt, es sei stilvoller, in die Oper zu gehen als zu einem Wrestling-Match. Und Märkte treffen keine Werturteile über die Dinge, mit denen Sie Handel treiben dürfen oder nicht.

Doch die Demokratie der Märkte ist anders als die klassische Demokratie. Auf den Märkten heißt es: Eine Stimme pro Dollar, nicht eine Stimme pro Person. Die Reichen haben mehr zu sagen, weil sie mehr Kaufkraft haben. Das muss in den meisten Märkten für gewöhnliche Güter und Dienstleistungen nicht unbedingt ein Problem sein (und vielleicht sind wir bereit, für die Vorteile, die Märkte uns bringen, einige ihrer Probleme in Kauf zu nehmen). Aber was passiert, wenn die Demokratie der Märkte die klassische 
Demokratie aktiv untergräbt?

Das Prinzip, dass wir alle gleichberechtigte Bürger sind, bildet den Kern der Demokratie. Marktaktivitäten (wie Lobbying und Warteschlangen, neben anderen), die Reiche in die Lage versetzen, sich die erwünschten politischen Maßnahmen zu kaufen, untergraben eindeutig den Grundsatz der Gleichberechtigung aller Bürger. Darüber hinaus untergraben Märkte gewisse Aspekte der Gleichberechtigung abseits der Wahlurne – gleiche Rechte und Pflichten für alle Bürger, einschließlich der Pflicht, in Strafverfahren als Schöffe zu dienen, wenn man dazu aufgefordert wird, oder Militärdienst oder kommunale Dienste zu leisten. Ökonomische Imperialisten haben sich an vorderster Front dafür starkgemacht, Märkte für Bürgerpflichten einzuführen: Wenn jemand zum Militärdienst einberufen wird oder bei einem Gerichtsverfahren als Schöffe dienen soll, könnten Bürger, die sich das leisten können, andere dafür bezahlen, an ihrer Stelle zu dienen. Und was die Bürgerrechte angeht, hat Becke
r 1987 vorgeschlagen, das Recht auf Staatsbürgerschaft (das Einwanderungsrecht) an die Höchstbietenden zu versteigern. Im Jahr 2009 führte die wachsende Zahl von Flüchtlingen zu einem Update: Becke
r argumentierte, das Asylrecht für Flüchtlinge solle nur durch Zahlen einer hohen Gebühr erworben werden können, weil so »zeitraubende Anhörungen zu der Frage, ob sie durch Abschiebung in ihr Heimatland wirklich in physische Gefahr geraten würden, vermieden werden könnten«.
[26]


Der Grundsatz gleicher Rechte für alle Bürger liefert uns nicht nur einen Grund, das Anwendungsgebiet von Märkten einzuschränken, sondern es ermöglicht
 Märkte überhaupt erst: Damit Märkte ordentlich funktionieren können und beiden Parteien eines Handelsgeschäfts nützen, müssen diese Parteien unter mehr oder weniger gleichen Bedingungen Handel treiben. Wenn eine Partei extrem arm, verletzlich oder machtlos ist, wird sie wahrscheinlich bei Geschäften an einem Markt übervorteilt werden, und dann kann ein Verbot solcher Geschäfte gerechtfertigt sein. Kinderarbeit ist in den meisten Ländern verboten (wenn auch das Alter eines »Kindes« sehr unterschiedlich definiert wird), da Kinder in der Regel auf einem Arbeitsmarkt keine Verhandlungsmacht haben: Ihre Arbeit wird ohne ihr Wissen und ihre Zustimmung verkauft, oder es fehlt ihnen die nötige Reife, um zu verstehen, was die betreffende Arbeit mit sich bringt. 
Eine Frau könnte einen Vertrag abschließen, ihr ungeborenes Kind an adoptionswillige Eltern zu verkaufen, weil sie extrem arm ist oder nicht weiß, wie es ihr gehen wird, wenn sie das Kind übergeben hat. Ein extrem armer Vater könnte sich auf einen Kredit zu Wucherzinsen einlassen, um lebenswichtige Medikamente für sein todkrankes Kind zu kaufen, obwohl er weiß, dass keinerlei Hoffnung besteht, den Kredit jemals zurückzahlen zu können. All diese Fälle sollten Anlass genug sein, zumindest nachzudenken, bevor man sich die Annahme zu eigen macht, dass Märkte stets beiden Parteien eines Handelsgeschäfts nützen, weil dort nur Geschäfte stattfinden, die aus freien Stücken eingegangen werden. Tatsächlich ist die Entscheidungsfreiheit in manchen Kontexten minimal, sodass wir nicht davon ausgehen können, dass Marktentscheidungen für alle beteiligten Parteien vorteilhaft sind.

Aber wie verletzlich, verzweifelt und machtlos müssen Menschen sein, damit es gerechtfertigt ist, Märkte zu verbieten, oder – was beinahe auf das Gleiche hinausläuft – bereits geschlossene Verträge zu annullieren? Ein Grund, warum die Argumente der ökonomischen Imperialisten für die Erweiterung des Anwendungsgebiets von Märkten so außerordentlich einflussreich waren, ist der Umstand, dass es auf solche Fragen keine einfachen und zufriedenstellenden Antworten gibt. Da Märkte eben nicht
 alle gleich sind – der Markt für Wandfarbe ist völlig anders als der Markt für reproduktionsmedizinische Leistungen –, ist es kein Wunder, dass auch die Gründe, warum in einem bestimmten Bereich kein Markt zugelassen werden sollte, sich je nach Kontext unterscheiden. Und der Kontext verändert sich je nach Zeit und Ort. Das ist der Grund, warum ein Markt, der in früheren Epochen völlig akzeptabel war – etwa ein Sklavenmarkt –, in einer anderen Ära nur Abscheu hervorruft. Doch um zu rechtfertigen, das Anwendungsgebiet eines bestimmten Marktes in einem bestimmten zeitlichen und örtlichen Kontext einzuschränken, brauchen wir keine zeitlosen, universellen Gründe – das ist zu viel verlangt. Als Gesellschaft können wir entscheiden, uns die Demokratie der Märkte in den meisten Situationen zu eigen zu machen. Um es mit Becke
r zu sagen: Die Menschen sollten generell die Freiheit haben zu kaufen, was sie wollen, und so ihr Wohlergehen, wie sie es selbst definieren, zu maximieren. Doch als Gesellschaft können wir zugleich beschließen, diesen Prozess der Maximierung des eigenen Wohlergehens gewissen 
Einschränkungen zu unterwerfen, und wir können entscheiden, dass bestimmte Dinge nicht auf Märkten gehandelt werden sollten. Keine der beiden Philosophien ist universell oder kann es überhaupt sein.

Allerdings ist es wesentlich einfacher, abstrakt über solche Einschränkungen nachzudenken als sie in der Praxis durchzusetzen. Falls ich eine Niere brauche und bereit bin, dafür 20 000 Pfund zu bezahlen, und Sie bereit sind, eine Ihrer Nieren für 20 000 Pfund zu verkaufen, dann haben wir nicht nur beide einen Vorteil davon, wenn dieses Geschäft zustande kommt, sondern mein verzweifelter Wunsch nach einer Niere wird erfüllt. Vielleicht wird dadurch mein Tod verhindert. Dies scheint ein Fall von ökonomischem Imperialismus im Dienste einer guten Sache zu sein – und dennoch ist es in allen Ländern (außer dem Iran) gesetzlich verboten, eine seiner Nieren zu verkaufen. Überhaupt ist der Verkauf von Körperteilen von den Vereinten Nationen, der Europäischen Union und der Weltgesundheitsorganisation ausdrücklich untersagt worden. In den meisten Ländern herrscht eine gravierende Knappheit an Spendernieren für Transplantationen. Das Plädoyer für einen entsprechenden Markt stützt sich auf die Behauptung, dass es das Angebot an Spendernieren erhöhen würde, wenn sie verkauft werden dürften. Doch das kann nicht so einfach angenommen werden. (Wie wir im nächsten Kapitel sehen werden, erhöht es nicht immer das Angebot, wenn man Menschen für etwas bezahlt, was sie vorher unentgeltlich abgegeben haben.)

Ökonomische Imperialisten wischen diesen Einwand beiseite. Für sie ist die Lösung ganz offensichtlich: Wie bei allen anderen Dingen wird das Angebot steigen, wenn der Preis nur hoch genug ist. Wir müssen nur berechnen, wie hoch er sein muss, um Menschen dazu zu bewegen, Nieren zu spenden. Und hier meldet sich natürlich Gary Becke
r zu Wort: »Der Reservierungspreis eines Organs hat drei weitere wichtige zusätzliche Komponenten – eine finanzielle Entschädigung für das Risiko, bei der Organentnahme zu sterben … für die Zeit, die während der Heilung verloren geht … für das Risiko einer reduzierten Lebensqualität«.
[27]
 Um mit einem Preis für eine Niere aufwarten zu können (etwa 19 800 Dollar auf dem Preisniveau von 2019), muss Becke
r fantastische Annahmen machen, darunter einige, die uns schon begegnet sind. Um den Betrag zu schätzen, den man Ihnen zahlen muss, um Sie für das Risiko zu entschädigen, 
dass Sie bei der Nierenentnahme sterben könnten, greift Becke
r auf bereits vorhandene Statistiken zurück, die unter Ökonomen im Umlauf sind und zeigen, einen um wie viel höheren Lohn man einem Menschen zahlen muss, damit er einen riskanteren Job annimmt. Aber selbst wenn wir die zweifelhaften Grundlagen für Becker
s Zahlen beiseitelassen, verändert diese Denkweise die Debatte um den Kauf und Verkauf von menschlichen Nieren von Grund auf. Wir lassen uns damit auf eine Auseinandersetzung um die Höhe des Preises ein, bei der die ökonomischen Imperialisten im Vorteil sind, weil sie die Techniken beherrschen, mit denen solche Zahlen generiert werden (wobei sich ihnen auch eine hervorragende Gelegenheit bietet, für das Privileg, in den Genuss ihres Expertenwissens zu kommen, hohe Beratungshonorare in Rechnung zu stellen). Fast unbemerkt verlagert sich auch die breitere politische Debatte: Wie können wir uns genügend Nieren leisten
? Und selbst wenn der Preis hoch ist, so ist er vielleicht doch billiger als der Versuch, die Menschen durch Bildung und Aufklärung zu motivieren, der Entnahme von Spenderorganen nach ihrem Tod zuzustimmen. Hier bleiben die moralischen Probleme auf der Strecke: Bildung wird reduziert auf eine ineffiziente Methode, um ein höheres Angebot an Nieren herbeizuführen.
[28]


In seinem Roman Never Let Me Go
 beschreibt Kazuo Ishigur
o eine Welt, in der menschliche Klone ausschließlich zu dem Zweck herangezogen werden, Ersatzorgane für andere zu liefern. Märkte für Spenderorgane haben etwas gemein mit dieser Dystopie: Ihre wichtigste Wirkung wird sein, dass Körperteile von Armen an Reiche umverteilt werden. Natürlich werden ökonomische Imperialisten argumentieren, die Armen müssten davon einen Vorteil haben, da sie sich ja »freiwillig entscheiden«, ihre Organe zu verkaufen. Um darauf mit den Worten einer Wissenschaftlerin zu antworten, die den weltweiten Handel mit menschlichen Organen untersucht hat: »Vielleicht sollten wir nach besseren Möglichkeiten suchen, um Armen zu helfen, als sie in Ersatzteile zu zerlegen.«
[29]


In Fällen wie diesem wird klar, dass Märkte schwierige moralische Fragen aufwerfen. Doch die Argumente der ökonomischen Imperialisten und ihrer Freakonomics-Gefolgschaft sind nicht hilfreich. Und zwar erstens, weil sie versuchen, moralische Probleme auszuklammern, und so tun, als könnten solche Fragen von Ökonomik getrennt betrachtet werden. Die 
Autoren von Freakonomics
 drücken es so aus: »Moral, so könnte man argumentieren, repräsentiert die Art und Weise, wie die Welt unserer Ansicht nach funktionieren sollte – während die Ökonomie uns zeigt, wie sie tatsächlich
 funktioniert.«
[30]
 Und zweitens, weil viele Märkte sogar gemessen an dem engen, von ökonomischen Imperialisten angelegten Benchmark scheitern – der Maximierung des eigenen Wohlergehens. Das Wohlergehen der Akteure wird angeblich maximiert, weil Märkte die betreffenden Güter denjenigen Käufern zuteilen, die ihnen den höchsten Wert beimessen – den Höchstbietenden. Doch wie viel ein Käufer zu zahlen bereit ist, ist kein zuverlässiges Kriterium für das, was ihm wirklich wertvoll ist. Die Menschen versuchen zwar, im eigenen Interesse zu handeln, doch Verhaltensökonomik und Psychologie haben gezeigt, wie oft sie dabei Fehler machen. Das ist der Grund, warum wir weltweit gesehen mehr Geld für Antifaltenmittel auszugeben bereit sind als für Medikamente gegen Malaria. Trotzdem sind Mittel gegen Malaria wichtiger. Der letzte Satz ist unumstritten, weil sich zwar über Geschmack
 nicht streiten lässt, wir uns aber sicherlich über gewisse Notwendigkeiten
 einigen können. Letzten Endes ist die Achillesferse von Märkten etwas, das Sie schon immer wussten: Preis ist ein schlechter Maßstab für Wert.

Eine titanische Frage

Die Annahme, dass Preis ein guter Maßstab für Wert sei, hat unser Denken so durchdrungen, dass wir vergessen haben, wie sehr das einen revolutionären Bruch mit unseren Anschauungen vor kaum einer Generation darstellt. Zum Beispiel in der höheren Bildung – auch hier war es Gary Becker
s Denken, das einen entscheidenden Bruch mit der Vergangenheit auslöste. Becke
r entwickelte das mittlerweile vertraute Konzept von Humankapital
: Heute halten wir es für normal, wenn davon gesprochen wird, in sich selbst zu investieren, sich zu vermarkten, sich als finanziellen Anlagewert zu definieren, dessen Wert sich an der Rendite bemisst, die er in Zukunft einbringen kann. Vor diesem Hintergrund argumentierte Becke
r, dass Studienplätze – wie jede andere Ware, von der Karotte bis zur Niere – an den Meistbietenden vergeben werden sollten. Angehende Studenten wüssten selbst am besten, wie viel 
Humankapital sie aus einem Studienplatz würden ziehen können, so Beckers Logik, und daher würde man durch Versteigern von Studienplätzen dafür sorgen, dass der Gewinn an Humankapital in der Gesellschaft insgesamt maximiert werde.

Wie beim Handel mit menschlichen Organen können wir diesen Markt aus Gründen der Fairness ablehnen: Viele von uns halten es für ebenso wenig wünschenswert, dass die Reichen die Armen beim Zugang zur Universität überbieten können wie beim Zugang zu einer Spenderniere. Aber nehmen wir an, wir machen uns keine Sorgen um Gerechtigkeit (oder leben in einer Gesellschaft wie Norwegen, wo die gesellschaftliche Ungleichheit relativ gering ist). Dennoch könnten wir bei dem Gedanken, dass Studienplätze an den Meistbietenden verkauft werden sollen, Unbehagen empfinden. Ist dieses Unbehagen gerechtfertigt? Ja, das ist es, weil der Verkauf von Studienplätzen an dem Sinn einer Universitätsbildung vorbeigeht. Wir können unterschiedlicher Meinung sein über den genauen Sinn eines Studiums, aber im Großen und Ganzen sind wir uns darüber einig, dass Studienplätze an diejenigen mit den geeignetsten Begabungen, Interessen und Vorkenntnissen vergeben werden sollten. Das ermahnt uns, dass höhere Bildung ihre eigenen inneren Werte hat, die sich nicht an marktbasierten Kriterien bemessen lassen. Keiner dieser Werte – Begabungen, Interessen und Vorkenntnisse – kann daran festgemacht werden, wie viel ein Student zu zahlen bereit ist, um einen Studienplatz zu ergattern. Manche Studenten, die für ihr Studium viel Geld ausgeben, meinen vielleicht, sie würden sich damit gute Noten oder einen Abschluss kaufen. Doch es ist klar, dass sie sich irren: Es sind immanente Werte (die Leistungen des Studenten) und nicht der gezahlte Preis, welche die vergebenen Noten bestimmen. Wenn wir Marktbewertungen verwenden, um Studenten auszuwählen oder zu beurteilen, handelt es sich nicht mehr um Bildung.

Somit ist klar, dass die Probleme mit immer weiter ausufernden Anwendungsgebieten für Märkte darüber hinausgehen, dass Arme übervorteilt werden könnten. Aber wenn Sie nicht arm sind, scheint das Argument für die Einschränkung von Märkten sich auf Ihren Altruismus zu verlassen – Sie müssen einen Teil Ihrer Entscheidungsfreiheit aufgeben, damit Arme in geringerem Maße ausgeschlossen werden. Doch das Interessante am Schützen von verletzlichen, verzweifelten und machtlosen Menschen ist, dass es auch uns anderen 
helfen kann. Als 1912 die Titanic unterging …

… gab es genug Rettungsboote für die Passagiere der ersten Klasse; von den Menschen im Zwischendeck wurde erwartet, mit dem Schiff unterzugehen. Denen, die ihr Leben mit einer Reise über das Meer riskieren wollen und sich die Fahrt mit einem sicheren Schiff nicht leisten können, sollte man vielleicht nicht die Möglichkeit verwehren, sich einem billigeren Schiff ohne Rettungsboote anzuvertrauen; doch wenn einige Menschen sich den Preis einer Passage mit Rettungsbooten nicht leisten können, andere dagegen schon, dann sollten sie nicht mit demselben Schiff reisen.
[31]


Ganz gleich, ob Sie dem nun zustimmen oder nicht – auf jeden Fall gibt es hier mehrere Überraschungen. Erstens stammen diese Worte nicht von einem Philosophen, der über moralische Fragen grübelt, sondern von dem Pragmatiker Thomas Schellin
g. Er beginnt mit der Feststellung, dass wir für sämtliche Passagiere Zugang zu Rettungsbooten fordern, auch wenn manche von ihnen lieber nicht dafür zahlen möchten. Doch generell würden wir das keineswegs fordern: In anderen Kontexten halten wir es durchaus für statthaft, zwischen unterschiedlichen Sicherheitsniveaus zu wählen, je nachdem, wie viel man dafür zahlen möchte. So kaufen sich manche Leute sicherere und teurere Autos, andere dagegen nicht. Interessanterweise deutet Schellin
g damit an, dass wir es den Armen erlauben sollten, sich für weniger Sicherheit zu entscheiden, solange wir anderen ihnen dabei nicht zusehen müssen.

Damit scheint er eine hartherzige Gleichgültigkeit gegenüber Mitmenschen zu rechtfertigen. Doch Schellin
g scheint die gegenteilige Reaktion im Sinn zu haben: Wir können das nicht mit ansehen, eben weil wir mitfühlend sind. Stellen Sie sich vor, Sie wären auf einem sinkenden Schiff, auf dem es für Passagiere mit den billigsten Tickets keinen Platz in den Rettungsbooten gibt, weil die Gesellschaft zugelassen hat, dass solche Schiffe gebaut werden. Stellen Sie sich nicht nur die Kämpfe vor, sondern auch das verzweifelte Betteln, wenn Menschen ohne Platz im Rettungsboot darum flehen, sich hineinquetschen zu dürfen. Um zu verhindern, dass die Rettungsboote sinken, würden die Reichen die Armen über Bord stoßen müssen. So sieht eine Gesellschaft mit extremer Ungleichheit der bürgerlichen Rechte aus. Wenn in einer Marktgesellschaft zwei Parteien bei extrem ungleichen Bedingungen miteinander 
interagieren, sind die Folgen entsetzlich für die Armen, aber auch schmerzhaft für die Reichen. Um extreme Ungleichheiten zu verhindern, führt der Pragmatiker Schellin
g ein Argument ins Feld, das auf nicht mehr als dem Eigeninteresse der gesellschaftlich Bessergestellten aufbaut. Natürlich können wir das noch weiter denken. Letztlich beruhen die Argumente dafür, Märkte auf Parteien zu beschränken, die unter einigermaßen gleichen Voraussetzungen Handel treiben können, auf dem Respekt für unsere gemeinsame Menschlichkeit. Es ist nur möglich, respektvoll Handel zu treiben, wenn die Verletzlichen, Verzweifelten und Machtlosen ebenfalls in den Blick genommen werden. Wenn wir jedoch extreme Ungleichheiten nicht eliminieren können oder wollen, wäre es wohl am besten, bestimmte Märkte ganz zu verbieten, anstatt Handel zwischen extrem ungleichen Parteien zuzulassen.
[32]


Die Vorstellung, alles menschliche Verhalten könne durch die schmalspurige Karikatur des rationalen wirtschaftlichen Denkens der ökonomischen Imperialisten erklärt und gerechtfertigt werden, haben wir heute weit hinter uns gelassen. Wie schon von Neuman
n vor ihm ist auch Becke
r mit seinem Versuch, eine allumfassende Wissenschaft der Gesellschaft zu begründen, gescheitert. Doch in Anbetracht seines anhaltenden Einflusses müssen wir einigen alten Wahrheiten wieder Geltung verschaffen. Die Entscheidung, welche Dinge auf Märkten ge- und verkauft werden dürfen, wirft sowohl moralische als auch wirtschaftliche Fragen auf, und wir können die beiden Bereiche nicht sauber trennen. Märkte können das Wesen dessen, was gehandelt wird, verändern – auf Märkten für Sex ist das offensichtlich, auf Märkten für höhere Bildung dagegen weniger. Und natürlich ist ein Preis ein schlechter Maßstab für Wert.

Derweil gehen die Schäden, die vom ökonomischen Imperialismus angerichtet werden, immer weiter. Im Jahr 2016 war die wichtigste Nachricht aus der Geschäftswelt die Enthüllung, dass Volkswagen seit vielen Jahren die Abgastests für Dieselfahrzeuge durch betrügerische Manipulationen umgangen hat. Von einem Unternehmen mit einem so makellosen Ruf wie VW
 hätte man das am wenigsten erwartet. Doch eigentlich ist es nicht überraschend, dass Unternehmen schummeln, wenn eine Legitimation für schlechtes Verhalten so leicht zu finden ist: Dazu muss man nur Becker
s Unfähigkeit, zu verstehen, dass Straftaten moralisch falsch sind, mit Friedman
s
 hartnäckig vertretener Auffassung, die einzige Pflicht von Unternehmen bestehe darin, Profit zu machen, verknüpfen. Wie viele andere Manager, Politiker und Menschen in Machtpositionen gibt es noch, denen von ökonomischen Imperialisten Ausreden eingeflüstert werden?
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 Jeder Mensch hat seinen Preis

Im Jahr 1911 veröffentlichte Frederick Winslow Taylo
r, ein Aristokrat aus Philadelphia, The Principles of Scientific Management
 (deutsche Ausgabe: Die Grundsätze wissenschaftlicher Betriebsführung,
 1913). Taylo
r, der später von dem Management-Guru Peter Drucke
r zum »Isaac Newto
n der Arbeitswissenschaft« ernannt wurde, könnte man wohl als den ersten Unternehmensberater der Welt bezeichnen. Sein Buch ebnete den Weg für das, was heute Mainstream-Managementmethoden zur Effizienzverbesserung von Arbeitsabläufen sind. Doch der später so genannte Taylorismu
s hatte einen schwierigen Anfang.

Das Watertown Arsenal in Massachusetts war eine von der US
 Army betriebene Einrichtung, die hauptsächlich als Fabrik zur Herstellung von Artilleriegeschützlafetten diente. Taylo
r sollte dort das Militär zu der Frage beraten, wie sich die Produktivität der Arbeiter steigern und das sogenannte »soldiering« beenden ließe, ein Wort, das damals so viel wie »Drückebergerei« oder »Krankfeiern« bedeutete. Also patrouillierte Taylor
s Assistent mit einer Stoppuhr bewaffnet durch die Fabrikhalle, bis einer der Arbeiter sich weigerte, seine Handgriffe zeitlich erfassen zu lassen. Am 11. August 1911 wurde dieser Arbeiter wegen Insubordination gefeuert, und alle seine Kollegen legten aus Protest die Arbeit nieder. Dies war der erste Streik gegen Taylorismu
s, nur wenige Monate, nachdem Taylor
s Grundsätze wissenschaftlicher Betriebsführung
 erschienen waren. Doch ohne die offizielle Unterstützung der Gewerkschaft konnte der Streik nur eine Woche aufrechterhalten werden, und die meisten der von Taylo
r eingeführten Änderungen der Arbeitsabläufe wurden beibehalten.
[1]
 Und Taylo
r hatte das letzte Wort über die Einrichtung in Watertown, da das Arsenal heute ein Bürokomplex ist, in dem die Harvard Business Review
 ihren Sitz hat, eine führende Fachzeitschrift zur Managementwissenschaft, die zu großen Teilen direkt auf den Taylorismu
s zurückgeht.

Doch die Nachwirkungen des Streiks erzählen eine andere Geschichte. Da diese Arbeiter Staatsbedienstete der Bundesregierung in Washington waren, hatten sie das Recht, direkt vor dem US

-Kongress zu protestieren. Sie konnten den Kongress überzeugen, einen Untersuchungsausschuss einzusetzen. Eines der Ergebnisse war, dass die US
-Regierung den Einsatz von Stoppuhren zur Arbeitszeiterfassung in militärischen Einrichtungen verbot – aus heutiger Sicht eine erstaunliche politische Intervention. Damals sahen freilich sowohl Unterstützer als auch Kritiker des Taylorismu
s diesen als politisches und moralisches Projekt, sodass die direkte Einmischung von Politikern niemanden überraschte. Auch Taylo
r selbst sah sein »wissenschaftliches Management« nicht als moralisch neutral oder apolitisch. Er war der Meinung, dass Arbeiter Einfaltspinsel seien, deren Verhalten durch Manager mit überlegener Intelligenz kontrolliert werden müsse. Bei einer Anhörung vor dem Untersuchungsausschuss sagte er: »Ich kann aus voller Überzeugung sagen, dass die Wissenschaft vom Umgang mit Roheisen so großartig ist, dass der Mann, … der körperlich in der Lage ist, mit Roheisen zu arbeiten, und hinreichend phlegmatisch und dumm, um das zu seinem Beruf zu machen, kaum in der Lage sein wird, die Wissenschaft vom Umgang mit Roheisen zu verstehen.«
[2]


Der Untersuchungsausschuss kam zu dem Ergebnis, dass Taylorismu
s eine entmenschlichende Wirkung auf die Arbeiter habe. Und mit Begriffen wie »Social Engineering« und »soziale Kontrolle« – neben Aussagen wie »bisher stand die ›Persönlichkeit‹ an erster Stelle, in Zukunft wird die Organisation und das System an erste Stelle treten«
[3]
 – brachte Taylo
r seine Sache nicht gerade voran, zumal in den 1930er-Jahren, als seine Kritiker Parallelen zur faschistischen Ideologie zogen. In seiner Filmsatire Modern Times (Moderne Zeiten)
, die 1936 in die Kinos kam, hat Charlie Chapli
n den als Tyrannei empfundenen Taylorismu
s perfekt eingefangen.

Bis Ende der 1940er-Jahre hatte sich das Schlachtfeld für die Anwendung wissenschaftlicher Methoden zur Steuerung menschlichen Verhaltens vom Arbeitsplatz auf andere Bereiche ausgedehnt, während die neue psychologische Disziplin des Behaviorismus (Verhaltensforschung) entstand. Behavioristen machten Laborexperimente und setzten Belohnungen und Strafen ein, um Tiere auf jede nur erdenkliche Art zu dressieren. Sie glaubten, dass die gleichen Zuckerbrot-und-Peitsche-Techniken auch beim Menschen eingesetzt werden können. Behavioristen 
hatten viele Gemeinsamkeiten mit den Ökonomen von Thinktanks wie RAND
: eine mechanistische Auffassung des menschlichen Wesens, die sie zu einem Glauben an die universelle Wirkmacht von Anreizen führte, um Verhalten zu manipulieren; den Wunsch nach einer Wissenschaft der sozialen Kontrolle; und sie entwickelten sogar einige militärische Anwendungen – B. F. Skinne
r, der Vordenker der Behavioristen, entwickelte einen von Tauben gesteuerten Marschflugkörper für die US
 Navy.

Wie Taylo
r hatte Skinne
r ein Talent, schlechte Publicity auf sich zu ziehen. Die Käfige, in denen er seine Versuchstiere hielt (er dressierte Tauben, Tischtennis zu spielen, und einige seiner Studenten brachten einem Hausschwein bei, einen Staubsauger zu benutzen), wurden als »Skinne
r-Boxen« bekannt. Zur gleichen Zeit erfand Skinne
r eine Art hermetisch abgeschlossene, beheizte Kinderkrippe, die er mit seiner neugeborenen Tochter testete. Darüber schrieb er einen Artikel für das Ladies’ Home Journal
, dem die Redakteure den Titel »Baby in a Box« verpassten, und fortan schienen die meisten Menschen zu glauben, eine Skinne
r-Box könne nicht nur für Laborratten, sondern auch für menschliche Babys zum Einsatz kommen. Die Krippe mag harmlos gewesen sein, aber sie wirkte
 gruselig. Ungeachtet der Kontroverse um Skinne
r und seine Experimente gewann der Behaviorismus immer mehr an Einfluss und wurde ab den 1960er-Jahren nicht mehr nur auf Laborratten in Labyrinthen angewendet, sondern auch auf Säuglinge und Psychiatriepatienten. Die praktische und breite Anwendbarkeit von Skinner
s Methoden führte dazu, dass sie nach und nach in den politischen Mainstream eingingen.

Doch in den vergangenen 50 Jahren hat sich etwas verändert. Heutzutage werden taylorsch
e Managementtechniken weitgehend als legitime, apolitische Interventionen gesehen, die sich die natürlichen menschlichen Neigungen zunutze machen: die Mainstream-Anwendung von Managementwissenschaft im Dienste der Effizienz. Auch abseits vom Arbeitsplatz ist unsere Sprache mit Gerede von »Anreizen« durchsetzt. Die Bedeutung dieses Wortes hat sich gewandelt von einem mit moralischer und politischer Bedeutung aufgeladenen Werkzeug des Social Engineering zu einem neutralen, objektiven Begriff, der heute nicht mehr bedeutet als »Motivationen«. Doch wenn Taylo
r recht hatte mit seiner Begrifflichkeit von »sozialer Kontrolle«, dann muss diese Bedeutung 
seither verloren gegangen sein. Anreize sind ja schließlich Werkzeuge, um jemanden dazu zu bringen, etwas zu tun, was er sonst nicht tun würde. Selbst wenn sie aus noblen Gründen eingesetzt werden, sind Anreize nach wie vor Instrumente zum Ausüben von Macht.

»Ihr seid gewissermaßen wie Roboter, aber in menschlicher Form.«
[4]
 Das sagt ein Manager in einem Warenlager von Amazon über die »Picker« (»Kommissionierer«), die Mitarbeiter von Amazon, die den ganzen Tag im Warenlager durch die Gänge gehen – oder joggen –, um die von uns bestellten Dinge zum Versand zusammenzustellen. Die Picker tragen kleine GPS
-Geräte, die ihre Produktivität erfassen, ihnen im Warenlager die effizienteste Route von einem Punkt zum anderen zeigen und ihnen auf dem Display Anweisungen geben, sich zu beeilen, wenn sie Zeit mit unproduktiven Aktivitäten – etwa einem Schwatz unter Kollegen oder einem Toilettengang – verschwendet haben. Diese Form des Taylorismu
s im 21. Jahrhundert ist ebenso aggressiv wie alles, was Taylo
r einführen wollte, aber unsere Reaktion darauf hat sich verändert. Das moderne Äquivalent eines Verbots der Stoppuhr ist undenkbar geworden: Heute würde keine Regierung auf die Idee kommen, Amazon zu verbieten, die Produktivität der Picker zu erfassen. Wir haben uns generell daran gewöhnt, finanzielle Anreize in Situationen zu akzeptieren, in denen sie früher umstritten waren. Die Regierungen etlicher Länder in Mittel- und Südamerika haben Empfehlungen von Ökonomen umgesetzt und sogenannte »Conditional Cash Transfer«-Programme eingeführt, um Mütter aus armen Bevölkerungsschichten zu motivieren, bessere Mütter zu sein. Die Details variieren von Land zu Land, aber zum Beispiel wird Müttern Geld dafür angeboten, das Rauchen einzustellen, ihr Kind impfen zu lassen oder dafür zu sorgen, dass es regelmäßig zur Schule geht. Auch im Bildungswesen haben sich Anreizsysteme breitgemacht: Manche Universitäten nehmen Spenden an, die an die Bedingung geknüpft sind, dass bestimmte Kurse angeboten oder zumindest bestimmte Bücher auf die Leseliste gesetzt werden; Einzelhändler bezahlen Schulen dafür, in Freizeiträumen Verkaufsautomaten für Getränke oder Süßigkeiten aufstellen zu dürfen; Schulen zahlen Siebenjährigen einen bestimmten Betrag für jedes Buch, das sie lesen; und die Schulverwaltung verhängt 
Geldstrafen gegen Eltern, deren Kinder zu spät zum Unterricht erscheinen.

Was hat diesen unbemerkten Wandel in unserer Einstellung zu Anreizen verursacht? Vielleicht hängt er mit einer parallelen Entwicklung zusammen, die sich in der Ökonomik vollzogen hat. Der Marktliberalismus ist dominant geworden, und viele Ökonomen sind große Fans von Anreizen. Die Autoren des Bestsellers Freakonomics
 schwärmen: »Ökonomen lieben Anreize. … Der typische Ökonom glaubt, dass die Welt noch kein Problem erfunden hat, das er nicht lösen könnte, wenn er freie Hand hätte, das passende Schema von Anreizen zu konstruieren.«
[5]
 Die meisten Ökonomik-Lehrbücher preisen die Vorzüge freier Märkte, definieren jedoch die Wirtschaftslehre zunehmend als Wissenschaft der Anreize, während im Alltag die Unterschiede zwischen Märkten und Anreizsystemen häufig zu verschwimmen scheinen. Doch für Friedrich August von Haye
k, den großen Vorkämpfer für freie Märkte, war die Grenze zwischen den beiden klar abgesteckt und wichtig. Von Haye
k hielt das Problem, Arbeiter zu motivieren, für eine »ihrem Wesen nach ingenieurtechnische« Aufgabe.
[6]
 Er qualifizierte Ökonomen, die wegen solcher Probleme Bedenken äußerten, als »Sozialplaner« ab, deren Aktionen die natürliche Ordnung des Marktes stören würden. Aus einer hayeksche
n Perspektive sind Anreizsysteme schädliche Formen von Social Engineering, die das freie Spiel der Kräfte am Markt stören, anstatt es zu fördern. Demnach ist dies keine einfache Geschichte von Ideen über Anreize, die durch eine Verlagerung des Zeitgeists in Richtung marktliberale Ökonomik oder politische Rechte in den Vordergrund traten.

Der Einfluss der modernen Ökonomik auf unsere Haltung zu Anreizen war subtiler. In den vergangenen Jahrzehnten waren Ökonomen bei dem explosionsartig zunehmenden Gerede über »Anreize« an vorderster Front dabei – eine Zeit, in der Anreize apolitisch umetikettiert wurden als bloße Motivationen. Manchen Ökonomen kommt es gerade recht, wenn wir unsere Motivationen allesamt als Anreize bezeichnen, weil das eine klammheimliche Art ist, die reichhaltige Vielschichtigkeit der menschlichen Psychologie auf die eindimensionale Motivation des homo oeconomicus
 zu reduzieren. Daher sollten wir stets daran denken, dass Anreize eben nicht nur Motivationen sind: Viele Motivationen lassen sich nicht als Anreize auffassen, ohne sie bis zur Unkenntlichkeit zu verzerren. Wenn ich mich um meine sterbende Mutter 
kümmere, tue ich das aus Liebe, aus Verantwortungs- oder Pflichtgefühl. Aber diese Motive können wir nicht als »Anreize« beschreiben, mich um sie zu kümmern. Kinder treibt ihre Neugier dazu, neue – und manchmal gefährliche – Dinge auszuprobieren. Aber wir sagen nicht, Neugier sei ihr Anreiz. Barack Obam
a hat vermutlich einige schwarze Kinder dazu inspiriert, eine Laufbahn in der Politik anzustreben. In diesem Satz lässt sich »Inspiration« nicht durch »Anreize« ersetzen.
[7]


Wie wir sehen werden, macht uns die Theorie der Motivation vonseiten orthodoxer Ökonomen blind. Sie macht uns unfähig, zu antizipieren, wann ein Anreizsystem nach hinten losgehen wird, unfähig zu erkennen, dass alternative Möglichkeiten, Menschen zu etwas zu bewegen, häufig besser sind – Alternativen, die auf dem offenen und ehrlichen Bestreben aufbauen, zu überzeugen und andere Standpunkte zu respektieren.

Immerhin lässt sich ihre Theorie leicht zusammenfassen: Jeder Mensch ist käuflich.

Hohes Tier trifft Yankee-Schauspielerin

Es gibt einen alten Witz über einen reichen und berühmten Mann, der auf einer Party eine attraktive Dame kennenlernt. Die vielleicht früheste Version – angeblich eine wahre Geschichte – wird über den britischen Medienmogul und Politiker Lord Beaverbrook kolportiert, der einer »Yankee actress« begegnet sein soll, ungefähr 1937. (In späteren Versionen war das hohe Tier – neben anderen – George Bernard Sha
w, Groucho Mar
x oder Winston Churchil
l.) Ihr Gespräch verläuft ungefähr so:

Hohes Tier: »Würden Sie für 10 000 Pfund die Nacht mit mir verbringen?«

Schauspielerin: »Na ja, also …«

Hohes Tier: »Und für 100 Pfund?«

Schauspielerin: »Mein Herr, was glauben Sie denn, was für eine Person ich bin?«

Hohes Tier: »Das haben wir ja schon geklärt. Jetzt feilschen wir nur noch um den Preis.«

Die ökonomische Theorie der Motivation unterstellt nicht nur, dass man so gut wie jeden Menschen dazu bringen kann, so gut wie alles zu tun, wenn man ihm nur genug Geld dafür zahlt, sondern hat auch noch eine andere, aber nicht weniger fragwürdige Implikation. Da Geld alle anderen Motivationen ersetzen kann (wenn man denn nur genug davon zahlt), betrachten es die meisten Ökonomen als austauschbar mit allen anderen Motivationen, gewissermaßen als neutrale gemeinsame Währung, in der sämtliche Motivationen ausgedrückt werden können. Das ergibt ein eindimensionales
 Bild der menschlichen Motivation, nach dem Geld ganz einfach zu bereits vorhandenen Motiven hinzukommt oder sie ersetzt, falls sie nicht vorhanden sind. Aber Geld – oder, allgemeiner ausgedrückt, materielle Nutzen und Kosten – kann diese neutrale Rolle nicht spielen. In der realen Welt kommt Geld mit psychischem Gepäck. Ganz so, wie ein Geschenk beim Empfänger Dankbarkeit oder Ablehnung erzeugen kann, je nachdem, wie er die Motive des Schenkenden sieht, kann auch ein finanzieller Anreiz ein breites Spektrum an Reaktionen bei der Zielperson hervorrufen.

Anfang 1993 war die Schweizer Regierung auf der Suche nach einem geeigneten Gelände, um ein Zwischenlager für Atommüll (mit niedriger radioaktiver Strahlung) einzurichten. Ein möglicher Standort lag in der Nähe von Wolfenschiessen, einem kleinen Schweizer Dorf mit 640 Familien. In stundenlangen Versammlungen mit über 300 Anwohnern wurden sie befragt, wie sie dazu stünden, wenn ihnen für ihre Zustimmung zu dem Zwischenlager ein finanzieller Ausgleich angeboten würde. Nachdem die Ausgleichszahlung angeboten worden war, fiel
 die Unterstützung für den Plan, das Atommülllager in ihrer Gemeinde anzusiedeln, um über die Hälfte. 83 Prozent der Bürger, die das Geld ablehnten, begründeten ihre Haltung damit, dass sie sich nicht bestechen ließen.
[8]
 Als mehrere Kindertagesstätten in Haifa, Israel, Geldstrafen für Eltern einführten, die ihre Kinder verspätet abholen, nahm die Unpünktlichkeit der Eltern zu.
[9]
 Ebenso wie die Schweizer Dorfbewohner hatten die Eltern in Haifa den finanziellen Anreiz als einen Versuch empfunden, ihre Kooperation zu erkaufen, anstatt sie mit Sachargumenten zu überzeugen. Da ja damit ein »Preis« für Unpünktlichkeit festgelegt worden war, betrachteten die Eltern die Geldstrafe als eine Gebühr – eine Gebühr, die ihnen das Recht erkauft, ihre Kinder später abzuholen.

Solche empirischen Ergebnisse wurden von Ökonomen schockiert zur Kenntnis genommen, obwohl die Möglichkeit, dass finanzielle Anreize sich als kontraproduktiv erweisen können, unter Psychologen (die spätestens Anfang der 1970er-Jahre Skinner
s Ideen meistenteils aufgegeben hatten) schon längst bekannt war. Durch ausdrückliches Ausloben von finanziellen Anreizen, um eine Person dazu zu bringen, etwas zu tun, kann ihre bereits vorhandene intrinsische Motivation untergraben oder ersetzt werden: In der Sprache der Psychologen heißt es, die intrinsische (innewohnende) Motivation werde »verdrängt« (Crowding-out-Effekt).
[10]
 Häufig beruht diese intrinsische Motivation auf einem Gefühl der moralischen Verpflichtung – gegenüber Arbeitskollegen, dem Arbeitgeber, Ihrer Gemeinde oder Ihrem Land, je nach Kontext. In medizinischen Berufen und bei Lehrkräften haben sorgfältig aufgebaute, auf Umfragen basierende Studien zweifelsfrei belegt, was wir eigentlich schon immer wussten: Krankenschwestern, Ärzte und Lehrer werden stark motiviert von der immanenten Wichtigkeit ihrer beruflichen Arbeit, und diese intrinsische Motivation kann untergraben werden, wenn der Arbeitgeber plumpe finanzielle Anreize anbietet. Und das gilt nicht nur für medizinische und lehrende Berufe. In Boston, Massachusetts, fiel dem Chef der Berufsfeuerwehr eines Tages auf, dass seine Feuerwehrleute sich an Montagen und Freitagen häufiger krank meldeten. Daraufhin führte er eine strikte Obergrenze von höchstens 15 Krankheitstagen pro Jahr ein und drohte Mitarbeitern, die sich häufiger krank meldeten, Lohnabzüge an. Aber der Schuss ging nach hinten los: Am Ende jenes Jahres nahmen die Krankmeldungen über die Weihnachts- und Neujahrsfeiertage um das Zehnfache zu.
[11]
 Ähnliche Reaktionen sind auch in Berufen mit weniger offenkundigen intrinsischen Motivationen zu beobachten. David Packar
d, der Gründer von Hewlett-Packard, beschrieb die Atmosphäre bei General Electric, wo er Ende der 1930er-Jahre gearbeitet hatte, so: »Das Unternehmen machte die Sicherheitsvorkehrungen in den Fabriken zu einer großen Sache … sie überwachten das Werkzeug- und Ersatzteilinventar, um sicherzugehen, dass die Mitarbeiter nichts stahlen … Daraufhin machten viele der Mitarbeiter sich daran, diese offensichtliche Misstrauensbekundung zu bewahrheiten, indem sie Werkzeuge und Teile mitgehen ließen, wann immer sich die Gelegenheit bot.«
[12]


In der gleichen Weise wie nachdrücklichere Formen der Machtausübung senden finanzielle Anreize ein Signal aus über die Überzeugungen und Motive der Menschen, die sie einsetzen. Wenn ich mich manipuliert fühle wie eine Marionette, hin und her gezogen von den Menschen, die an den Strippen ziehen, werde ich darauf reagieren, indem ich meine Kooperation, Loyalität, unbezahlten Überstunden und andere Formen von altruistischem Verhalten einstelle. Es ist die bekannte Tragödie des 21. Jahrhunderts, die uns schon in anderen Kapiteln begegnet ist: Die Menschen passen ihr Verhalten dem zynischen, misstrauischen Bild, das Ökonomen von ihnen haben, an. Die Überzeugung, dass »jeder Mensch käuflich ist«, wird zu einer sich selbst erfüllenden Prophezeiung.

Aber eigentlich können die Neuigkeiten nicht nur schlecht sein, da finanzielle Anreize in manchen Kontexten durchaus so funktionieren, wie die Ökonomen, von denen sie entwickelt wurden, das beabsichtigten. Im Jahr 2002 wurde in Irland eine kleine Abgabe (in Höhe von 15 Pence) auf Plastikeinkaufstüten eingeführt. Innerhalb von zwei Wochen ging der Verbrauch an Plastiktüten um 94 Prozent zurück. Großbritannien folgte Irlands Beispiel mit einer geringeren Abgabe, die ab 2011 stufenweise eingeführt wurde und dazu führte, dass der Verbrauch an Plastiktüten um etwa 80 Prozent zurückging.
[13]
 Dabei ist jedoch entscheidend, dass der finanzielle Anreiz nicht isoliert eingesetzt wurde – die Regierung appellierte sowohl an unser Gefühl der sozialen Verpflichtung als auch den Wunsch, die Abgabe zu vermeiden. Im Rahmen einer großen Publicitykampagne wurde die Öffentlichkeit darüber aufgeklärt, wie weggeworfene Plastiktüten im Meer enden und der Meeresfauna schaden, während der Rest auf Mülldeponien landet und dort Jahrhunderte braucht, um zersetzt zu werden. Und bevor die Abgabe eingeführt wurde, fand eine öffentliche Debatte statt, die bewirkte, dass die meisten Einzelhändler, Verbraucherverbände und Umweltschutzgruppen die Abgabe unterstützten.

Wird ein finanzieller Anreiz isoliert eingesetzt, wird sich wahrscheinlich kein solcher Erfolg einstellen. Wenn die Menschen, die am Ruder sitzen, sich nicht die Mühe machen, uns durch sachliche Informationen oder eine öffentliche Debatte zu überzeugen, senden sie damit zwei mögliche Signale aus. Entweder glauben sie, wir sind ganz einfach geldgierig: Unsere Kooperation ist 
käuflich und es ist uns egal, ob wir dafür etwas Gutes oder Schlechtes tun sollen. Oder sie glauben, wir sind dumm, weil wir nicht in der Lage seien, die guten Gründe für das, was wir tun sollen, zu begreifen. Beide Signale sagen uns, dass wir von den Leuten, die Macht über uns haben, nicht respektiert werden.

Aber es ist aufschlussreich, sich mit diesen Zusammenhängen zu beschäftigen. Schlecht konzipierte Anreize können kontraproduktiv sein – doch wenn sie sorgsam eingesetzt werden, begleitet von kluger Kommunikation mit der Zielgruppe, können sie gut funktionieren. Dies ist die Botschaft von Freakonomics
 und zahlreichen Verhaltensökonomen: Anreize können Signale aussenden über die Überzeugungen und Motive derjenigen, die sie anbieten. Und Ökonomen sind vertraut und zufrieden mit der Idee, dass Aktionen Signale aussenden.

Leider liegen die Dinge jedoch etwas komplizierter. Es gibt auch noch andere Gründe, warum Anreize mitunter nicht so funktionieren, wie es beabsichtigt war. Allein der Umstand, dass Geld eine Rolle spielt, kann ein Problem sein; wenn das Geld weggelassen wird, bleibt das Problem bestehen; und selbst wenn die Anreize wie gewollt funktionieren, können sie immer noch eine schlechte Idee sein. Mit alledem sind Ökonomen weit weniger zufrieden.

Der jüdische Schneider und der Blutspender

Es gibt eine alte Fabel von einem jüdischen Schneider, der gerade in einer kleinen Stadt seinen Laden eröffnet hat. Einige bigotte Bürger waren entschlossen, ihn aus der Stadt zu treiben. Sie schickten ihm eine Gruppe von jungen Halbstarken, die zu seinem Laden kamen, ihn verhöhnten und bedrohten. Der Schneider bedankte sich und gab ihnen etwas Geld. Sie lachten ihn aus und zogen von dannen. Am nächsten Tag kamen die Rowdys wieder und machten sich über ihn lustig, doch dieses Mal sagte der Schneider, er könne ihnen nicht mehr so viel Geld geben. Die Hooligans grummelten, nahmen aber das Geld und gingen. Am dritten Tag entschuldigte sich der Schneider und sagte, dieses Mal könne er jedem von ihnen nur einen Cent geben. Die Rabauken erwiderten, für einen mickrigen Cent würden sie nicht ihre Zeit verschwenden; sie zogen ab und kamen nicht mehr wieder.

Wenn finanzielle Anreize bereits vorhandene Motive für ein bestimmtes Verhalten verdrängen, kann die Verdrängung oder Ersetzung dieser vorherigen Motivation permanent sein. Das kann dazu führen, dass selbst wenn die finanziellen Anreize dann zurückgezogen werden, das ursprüngliche Verhalten sich nicht wieder einstellt. Als die Kindertagesstätten in Haifa nach 16 Wochen die Geldstrafe für verspätetes Abholen wieder abschafften, blieb die Anzahl der Eltern, die sich regelmäßig verspäteten, auf einem höheren Niveau als in der Zeit, bevor die Geldstrafen eingeführt wurden.
[14]
 Das Gefühl der Eltern, moralisch verpflichtet zu sein, ihre Kinder pünktlich abzuholen, war untergraben worden.

Einer der Gründe, warum die durch Anreize erfolgte Prägung selbst nach deren Wegfall anhalten kann, liegt auf der Hand. Die Betroffenen erinnern sich an die Botschaft, die den Anreizen zugrunde lag, dass sie unzuverlässig, inkompetent oder Ähnliches seien. Aber selbst wenn der ausdrückliche Anreiz nicht von solchen negativen Signalen begleitet wird, kann der Verdrängungseffekt auch dann noch anhalten, wenn der Anreiz weggefallen ist. Wie ist das zu erklären?

Wenn wir noch einmal auf Geschenke zurückkommen, zeichnet sich ein Hinweis ab. Es ist richtig, dass unsere Reaktion auf ein Geschenk von den Motiven des Schenkenden abhängt – aber noch offensichtlicher hängt sie von der Art des Geschenks ab. Die orthodoxe Wirtschaftstheorie besagt, das beliebteste Geschenk sei Geld, weil man damit genau das kaufen kann, was man haben will.
16
 Dennoch sind Geldgeschenke nicht üblich, weil wir alle wissen, dass dieses Argument an der Sache vorbeigeht. Die besten Geschenke würdigen etwas an der Beziehung zwischen Schenkendem und Empfangendem. Bei solchen Geschenken geht es um mehr, als die Bedürfnisse des Empfängers zu erfüllen. Denn immerhin ist es ja so, dass wir, wenn wir doch einmal Geld geschenkt bekommen, es in der Regel für nichts Aufregenderes ausgeben als den nächsten Einkauf im Supermarkt oder einen neuen Staubsauger.

In Anbetracht des bemerkenswerten Unterschieds zwischen Geld- und anderen Geschenken ist es wahrscheinlich, dass der Mensch finanzielle Geschenke als ihrem Wesen nach verschieden von äquivalenten andersartigen Geschenken empfindet, selbst wenn die Absichten derjenigen, die solche Anreize anbieten, vollkommen gutartig sind. Es ist schwierig, 
diese Hypothese zu testen, und zwar nicht zuletzt deshalb, weil Wahrnehmungen durch diverse erlernte Überzeugungen beeinflusst werden können. Doch in einem kürzlich durchgeführten Experiment, bei dem kleinen Kindern Münzen gezeigt und ihre Funktion in einfachen Begriffen erklärt wurden, hat sich herausgestellt, dass die Kinder daraufhin bei ihren gewöhnlichen Alltagsaktivitäten weniger hilfsbereit gegenüber anderen wurden.
[15]
 Der Mensch reagiert auf Hinweisreize, die nahelegen, welches Verhalten angemessen ist in der Situation, in der er sich gerade befindet. Zuckerbrot und Peitsche in Form von finanziellen Anreizen werden wahrscheinlich das Verhalten hervorrufen, das der Betreffende sonst bei seinen finanziellen Transaktionen an den Tag legt – er denkt wie ein Verbraucher. Obwohl wir uns manchmal wie »moralische Konsumenten« verhalten, sind unsere Beziehungen zu Verkäufern anonymer und kurzlebiger als unsere Beziehungen außerhalb des Marktes, etwa in unseren Gemeinden, Familien und am Arbeitsplatz. Ökonomen haben lange die Vorteile unserer einmaligen, anonymisierten, transaktionsorientierten Beziehungen auf Märkten gefeiert. Wenn wir das Geschäft abschließen, brauchen wir nicht weiter als bis zur eigenen Nasenspitze zu sehen und können ausschließlich den eigenen Interessen folgen; und wenn das Geschäft abgeschlossen ist, sind wir quitt, ohne offene Verpflichtungen oder Verantwortlichkeiten gegenüber der anderen Partei. Das hat zur Folge, dass wir die Moral bereitwilliger hinter uns lassen, wenn wir als Konsument denken, im Vergleich dazu, wie wir in der Gemeinde, der Familie oder am Arbeitsplatz denken. Psychologen bezeichnen dieses Phänomen als »moral disengagement« (»Loslösung von moralischen Überzeugungen«) oder »Ausschalten des Ethos«. Kurzfristige, anonyme Beziehungen lösen nicht die starken Empfindungen von Sympathie und Gegenseitigkeit aus, die unser moralisches Verhalten motivieren. Das heißt, dass schon die bloße Gegenwart von Geld unsere moralische Wahrnehmung – wie wir die Situation sehen – verändert und das Risiko erhöht, dass wir uns von unseren moralischen Überzeugungen lösen.

Es gibt noch einen weiteren Grund, warum Anreize unsere intrinsische Motivation verdrängen können – und wieder können die schädlichen Wirkungen dieses Verdrängungsprozesses weiter anhalten, nachdem die Anreize selbst entfernt wurden.

Wie schon einige andere in diesem Buch erwähnten folgenschweren Momente war 1968 ein Schlüsseljahr. Damals war Großbritannien sehr stolz auf seinen National Health Service, das staatliche Gesundheitssystem, und hatte sich voll und ganz der keynesianische
n Philosophie verschrieben, der Staat müsse die Wirtschaft durch Interventionen steuern. Vor diesem Hintergrund war das Ergebnis einer Studie des Institute of Economic Affairs zutiefst schockierend: Das staatlich betriebene Blutspendewesen könne den wachsenden Bedarf der Krankenhäuser an Spenderblut nicht mehr decken. Stattdessen solle man die Menschen dafür bezahlen, Blut zu spenden, weil so das Angebot erhöht werden könne. Dieser Vorschlag wurde sofort abgelehnt. Stattdessen war die wichtigste Wirkung der Studie, eine Kritik in Buchlänge zu provozieren, nämlich The Gift Relationship
 (»Die Schenkbeziehung«) eines Soziologen namens Richard Titmus
s. Er hatte die Statistiken über Blutspenden in Großbritannien mit den entsprechenden Zahlen aus den Vereinigten Staaten verglichen, wo es in einigen Bundesstaaten unterschiedliche Formen finanzieller Anreize für potenzielle Blutspender gab. Titmus
s fand heraus, dass es nicht nur zu einem geringeren Spendenaufkommen führt, wenn Bürger dafür bezahlt wurden, Blut zu spenden, sondern auch, dass unentgeltlich gespendetes Blut von besserer Qualität ist. Wenn Menschen dafür bezahlt werden, Blut zu spenden, steigt die Wahrscheinlichkeit, dass sie Aspekte ihrer medizinischen Vorgeschichte verheimlichen, die ihr Blut unbrauchbar machen.


The Gift Relationship
 wurde von den Wirtschaftsnobelpreisträgern Kenneth Arro
w und Robert Solo
w ausführlich rezensiert. Beide zeigten sich erstaunt über Titmus
s’ Erkenntnisse und konnten keinen Grund erkennen, warum durch Anbieten finanzieller Anreize das Aufkommen an Spenderblut sinken sollte. Auch spätere Ökonomen haben ähnlich reagiert: Obwohl spätere Studien Titmus
s’ Erkenntnis stützen, dass es zu einem geringeren Angebot führt, wenn man Blutspender bezahlt, stellen manche Ökonomen die Daten aus dem einfachen Grund infrage, dass sie unvereinbar mit den Schulweisheiten der Wirtschaftstheorie seien.
[16]
 Gleichwohl haben Länder, die damit experimentiert haben, Menschen finanzielle Anreize fürs Blutspenden anzubieten, festgestellt, dass das Blutspendeaufkommen nicht zu dem Niveau vor dem Experiment zurückkehrt, wenn die Anreize wieder eingestellt werden. Auch 
danach bleibt das Aufkommen geringer, was darauf hindeutet, dass die intrinsische Motivation zu spenden zumindest teilweise permanent verdrängt wurde.

Ein Grund für die Verwunderung von Arro
w und Solo
w war das Signal, das durch den finanziellen Anreiz an potenzielle Blutspender ausgesendet wurde: Sicherlich war es doch ein Zeichen gesellschaftlicher Anerkennung, eine Belohnung für gutes Verhalten – warum sollte das Spender abschrecken? Ganz einfach, sagte Titmus
s: Weil sie dann keine Spender mehr sind, sondern Verkäufer. Selbst eine kleine Zahlung für eine Blutspende lässt die Sache eher wie ein Geschäft aussehen denn als Geschenk: Es fällt schwerer, sich als jemanden zu sehen, der etwas aus altruistischen Gründen tut, wenn man dafür bezahlt wird. Ein uneigennütziger Akt stärkt meine Selbstachtung unter anderem deswegen, weil damit ein Opfer verbunden ist – und das ist nicht mehr der Fall, wenn ich dafür bezahlt werde.

Altruismus ist das eine; doch es ist etwas ganz anderes, ein einsamer Altruist zu sein. Es kann Ihre Selbstachtung stärken, selbstlos zu handeln, doch wenn diese Großzügigkeit von anderen ausgenutzt wird, stellt sich in vielen Fällen die entgegengesetzte Wirkung ein. Darüber hinaus herrscht Einigkeit unter Psychologen, dass wir unser Sozialverhalten auf einer weniger bewussten Ebene hauptsächlich dadurch erlernen, dass wir andere nachahmen (falls Sie davon nicht überzeugt sind, beobachten Sie einfach mal ein paar kleine Kinder). Wir werden altruistischer, wenn wir solches Verhalten bei anderen beobachten. Doch ein Problem mit Anreizen ist, dass sie es erschweren, die Motive von anderen zu erkennen. Wenn ich sehe, dass eine Person Geld dafür bekommt, dass sie Blut gespendet hat, frage ich mich: Hat sie altruistisch gehandelt oder war sie nur hinter dem Geld her? Demnach wird es schwieriger, uneigennütziges Verhalten bei anderen zu sehen, wenn Anreize vorhanden sind, und dadurch wird es weniger wahrscheinlich, dass ich selbst mich altruistisch verhalte. Und das Problem lässt sich auch nicht dadurch aus der Welt schaffen, dass einfach die Anreize wieder weggenommen werden: Ich bräuchte klare Beweise für selbstloses Verhalten bei anderen statt nur das Fehlen von Anreizen, um dieses Verhalten nachzuahmen und dadurch zu »lernen«, mich wieder altruistisch zu verhalten.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass es potenzielle Blutspender abschrecken kann, 
ihnen Geld anzubieten, weil man es ihnen dadurch erschwert, sich selbst als hilfsbereit zu sehen und selbstloses Verhalten bei anderen zu beobachten. Also lernen wir, stattdessen egoistischer zu sein – ein Egoismus, der lange anhalten kann. Ähnliche Wirkungen stellen sich ein, wenn Blutspender nicht direkt durch Altruismus motiviert sind, sondern durch eine Haltung, die eher durch Bürgerpflicht oder Gemeinschaftssinn geprägt ist: Finanzielle Anreize erschweren es, das eigene Handeln als Erfüllen einer Bürgerpflicht zu betrachten und von Gemeinsinn zeugendes Verhalten bei anderen zu sehen. Also werden wir egoistischer.

Altruistisches oder selbstloses Handeln stärkt unsere Selbstachtung. Allgemeiner gesagt ist es die Freiheit, selbst handeln und sich autonom entscheiden zu können, die entscheidend für die Selbstachtung ist. Das bringt uns zu einem weiteren Grund, warum es kontraproduktiv sein kann, Anreize anzubieten: Sie können unserer Autonomie in die Quere kommen. Selbst wenn die Motive der Personen, die die Strippen ziehen, vollkommen gutartig sind, versuchen sie doch, unser Verhalten zu kontrollieren und zu manipulieren. Die negative Wirkung von Anreizen auf die Autonomie ist gründlich untersucht worden, über eine breite Palette qualifizierter Berufe, vom Arzt bis hin zum Programmierer. Es gibt überzeugende Belege dafür, dass erfahrene Chirurgen, Anwälte, Akademiker und Wissenschaftler Anreizsysteme entschieden ablehnen, die ihrer Freiheit, gemäß ihrer professionellen Einschätzung zu agieren, ins Gehege kommen oder die mit dem Verhaltenskodex kollidieren, der in ihrer Profession erwartet wird. Zwar haben Ökonomen mittlerweile akzeptiert, dass Anreize bei bestimmten Berufen mit besonderer Vorsicht eingesetzt werden sollten, doch sie sind sich nicht darüber einig, ob das Problem auch in anderen Berufen auftritt. Viele Ökonomen gehen nach wie vor davon aus, dass Anreize in der Regel nicht mit dem Gefühl von Autonomie eines Arbeitnehmers in Konflikt geraten, da ein normaler Bürger nicht arbeiten geht, um seiner Autonomie Ausdruck zu verleihen – sondern, weil er dafür bezahlt wird.

Die Gemeinsamkeit zwischen einem Niemand und einem Jemand

Luke arbeitete als Hausmeister und Reinigungskraft in einer großen US
-Universitätsklinik. Einer der Patienten dort war ein junger Mann, der in einem Langzeitkoma lag. Luke machte dessen Zimmer sauber, während der Vater des Patienten, der dort schon seit Monaten Krankenwache hielt, draußen war, um eine Zigarette zu rauchen. Als er zurück ins Zimmer kam, schrie er Luke wütend an, er solle doch bitte schön das Zimmer sauber machen. Luke reinigte es noch einmal, ohne sich mit einem Wort zu beklagen. Bei einem Interview, das kurz darauf bei einer Umfrage eines Meinungsforschungsinstituts durchgeführt wurde, erklärte Luke den Vorfall: »Ich wusste, wie es um seinen Sohn steht … Er wachte nicht mehr aus dem Koma auf … Sein Sohn hatte schon ungefähr sechs Monate dort gelegen. Der Vater war wohl ein bisschen frustriert, also habe ich das Zimmer einfach nochmal sauber gemacht. Ich war nicht böse auf ihn, ich konnte ja ganz gut verstehen, wie er sich fühlt.«
[17]


Dann erklärte Luke, dass er seine Aufgabe, die Zimmer sauber zu halten, einfach als Teil seines Jobs betrachtete; außerdem wollte er dafür sorgen, dass Patienten und ihre Angehörigen sich wohlfühlten, munterte sie auf und hörte ihnen zu, wenn sie mit jemandem reden wollten. All das stand natürlich nicht in Lukes Arbeitsvertrag, in dem nur seine Aufgaben als Hausmeister und Reinigungskraft erwähnt waren. Man kann sich leicht vorstellen, welche Wirkung es gehabt hätte, wenn Luke finanzielle Anreize dafür angeboten worden wären, sich nur auf seine Reinigungsaufgaben zu konzentrieren. Zu sagen, dass dadurch Lukes intrinsische Motivation »verdrängt« werden könnte, wird dem Problem nicht einmal ansatzweise gerecht. Lukes Bedürfnis, Patienten und ihren Angehörigen zu helfen, war nicht nur ein x-beliebiges weiteres Motiv, das womöglich mit finanziellen Anreizen in Konkurrenz treten konnte, sondern aus seiner Sicht die Quintessenz seines Berufslebens.

Lukes Geschichte lässt vermuten, dass Autonomie und Identität nicht nur in qualifizierten Berufen eine Rolle spielen, sondern auch in Jobs, die häufig für subaltern oder banal gehalten werden. Die meisten von uns wollen sich nicht als ein Mensch sehen, der nur für Geld arbeitet. Wie Marlon Brand
o in On the Waterfront (Die Faust im Nacken)
 versuchen auch wir, jemand zu sein. Wir konstruieren eine Identität, für uns selbst und vor den Augen anderer. Das gilt natürlich auch abseits vom Arbeitsplatz. Wir wollen 
die Freiheit haben, unsere eigenen Entscheidungen zu treffen, statt uns von Anreizen drängen zu lassen – selbst wenn das sanft, höflich und für eine gute Sache geschieht.

Luke wollte für die Patienten und Angehörigen im Krankenhaus ein Jemand sein, kein Niemand. Seine Philosophie wäre Isaiah Berli
n, einem Jemand unter den Philosophen, vertraut vorgekommen. Bevor wir jedoch sehen können, was der Hausmeister und der Philosoph gemein haben, müssen wir uns dem Elefanten im Porzellanladen stellen. Denn Ökonomen haben eine einfache Lösung für das Problem, dass Anreize kontraproduktiv sind, sei es nun wegen des Signals, das durch Anbieten von Anreizen ausgesendet wird, wegen des »moral disengagement«, das Anreize fördern kann, oder weil sie die Autonomie der betreffenden Person infrage stellen. Ihre Lösung: einfach mehr Geld anbieten.

In seiner Tragikomödie Der Besuch der alten Dame
 erzählt der grandiose Schweizer Dramatiker Friedrich Dürrenmat
t die Geschichte von Claire Zachanassian. Die junge Claire wird schwanger von ihrem Geliebten Alfred, der in derselben Kleinstadt lebt wie sie. Als Alfred die Vaterschaft bestreitet, verklagt ihn Claire, doch Alfred gewinnt den Prozess, indem er zwei Zeugen besticht, damit sie lügen. Viele Jahre später kehrt Claire als alte Dame in das Städtchen zurück, das mittlerweile verarmt ist. Claire ist dagegen als Witwe eines Ölmagnaten sagenhaft reich geworden. Sie macht der Stadt ein Angebot: eine halbe Milliarde Schweizer Franken für die Stadtkasse und eine weitere halbe Milliarde, die unter den Einwohnern verteilt werden soll. Doch die Sache hat einen Haken: Die Einwohner müssen Alfred töten. Der Bürgermeister weist das Ansinnen empört zurück, die Bürger sind schockiert. Claire sagt, sie werde warten. Nach und nach kaufen die Einwohner jede Menge Luxusgüter auf Pump und verschulden sich bis zur Halskrause. Letzten Endes entschließen sie sich, Alfred umzubringen. Claire ist zufrieden, weil sie jetzt »Gerechtigkeit gekauft« habe – sie gibt dem Bürgermeister einen Scheck und verlässt den Ort mit Alfreds Leichnam.

Vielleicht hat Dürrenmat
t ja recht, und finanzielle Anreize können tatsächlich so wirken, wie die orthodoxe Ökonomik es vorhersagt – wenn sie denn nur hoch genug sind. Wenn Sie ihnen nur genug Geld anbieten, werden die Menschen alles tun, was Sie von ihnen verlangen, da die 
Verlockung des Geldes lästige moralische Skrupel in den Hintergrund drängt. Am Ende hat ja jeder Mensch seinen Preis. Dennoch ist für jeden, den angesichts der zunehmenden Verbreitung von Anreizen ein ungutes Gefühl überkommt, die Chuzpe der Ökonomen atemberaubend: Ihre Lösung für das Problem kontraproduktiver Anreize sind ganz einfach höhere Anreize – größer, besser, länger, weiter.

Aber funktioniert das? Der Besuch der alten Dame
 war Schweizer Fiktio
n, aber wir brauchen Schweizer Fakten. Blicken wir auf die aufrechten Bürgern der im Kanton Nidwalden gelegenen Ortschaft Wolfenschiessen, die gesagt hatten, sie würden sich nicht bestechen lassen, einem Atommülllager in der Nähe ihres Dorfes zuzustimmen. Zu der Zeit, als sie dazu befragt wurden, zog man auch drei andere Standorte in Betracht, doch ein Jahr später hatte die Regierung sich für Wolfenschiessen entschieden, dessen Einwohnern daraufhin von dem Projektentwickler beträchtliche Ausgleichszahlungen angeboten wurden: 40 Jahre lang drei Millionen Dollar pro Jahr. Im Juli 1994 beschlossen die Wolfenschiessener auf einer Gemeindeversammlung, das Angebot anzunehmen und dem Bau des Atommülllagers zuzustimmen.

Ist es also wirklich so einfach? Lässt sich das Bedürfnis nach einem tieferen und realistischeren Verständnis menschlicher Motive einfach mit einem dicken Bündel Geldscheine beiseitewischen? Einen Moment mal. Ein offensichtlicher Haken an der Sache ist, dass hohe finanzielle Anreize eine ziemlich kostspielige Methode sind, um Menschen zu etwas zu bewegen. Wolfenschiessen war ein Dorf mit nur 640 Familien, was bedeutet, dass drei Millionen Dollar pro Jahr auf 4687 Dollar pro Familie hinausliefen – das ist mehr als ein Monatsgehalt selbst für die wohlhabenden Bürger von Wolfenschiessen –, und auf etwa 120 Prozent der gesamten jährlichen Steuereinnahmen des Dorfes.

Der eigentlich stichhaltige Einwand ist jedoch fundamentaler. Nehmen wir an, dass wir, wenn die Anreize nur hoch genug sind, sicher sein können, dass sie wie gewünscht funktionieren werden. Bedeutet das aber auch, dass sie okay sind? Und falls ja, wie sind wir von Taylor
s Vision von Anreizen als Instrument sozialer Kontrolle zu der Haltung gekommen, sie seien »okay«? Die meisten Ökonomen und andere Befürworter von Anreizen werden die erste Frage mit Ja beantworten. Sie argumentieren, Anreize seien aus moralischer Sicht 
einwandfrei, da sie ja zu einem freiwilligen Tausch führen würden. Keiner der Beteiligten werde gezwungen, irgendetwas gegen seinen Willen zu tun. Das bringt uns jedoch zu einem Widerspruch im Kern der Argumentation für Anreize: Einerseits ziehen ihre Befürworter Anreize anderen Formen von sozialer Kontrolle – etwa Regulierung oder Zwang – vor, weil sie die Entscheidungsfreiheit der Betroffenen bewahren würden. Aber andererseits sind Anreize nur dann erfolgreich, wenn es gelingt, das Verhalten dieser Menschen zu kontrollieren – sie also dazu zu bewegen, auf vorhersehbare Weise auf die Anreize zu reagieren. Das heißt, dass die Befürworter von Anreizen im Grunde genommen behaupten, das Verhalten von Menschen könne kontrolliert werden, während sie sich zugleich frei entscheiden könnten.

Wie bei den meisten vermeintlichen Paradoxen liegen die Dinge aber auch hier anders, als man zunächst denken könnte. Wenn eine Person vorhersehbar dazu gebracht werden kann, bereitwillig etwas zu tun, was sie sonst nicht tun würde, sagen wir, sie werde kontrolliert oder manipuliert. Wir bezeichnen sie nicht als »frei«, obwohl sie sich anders hätte entscheiden können. Echte Freiheit erfordert mehr als die oberflächliche Möglichkeit, sich entscheiden zu können.

Hier kommt der große Philosoph Isaiah Berli
n ins Spiel, mit seiner klassischen modernen Analyse von Freiheit, die stark von seinen persönlichen Erfahrungen beeinflusst wurde. Im Jahr 1920 verließ der elfjährige Berli
n mit seiner Familie das bolschewistische Russland, um Unterdrückung und Antisemitismus zu entgehen. Später wies er darauf hin, wie totalitäre Regime Freiheit mit einer vorgetäuschten Entscheidungsfreiheit gleichsetzen. Ich kann nicht frei handeln, so argumentierte er, »wenn ich in einem totalitären Staat unter der Androhung von Folter einen Freund verrate. … Aber natürlich habe ich trotzdem eine Entscheidung getroffen. … Also reicht die bloße Existenz von Alternativen nicht aus, um mein Verhalten wirklich frei zu machen.«
[18]
 Dies bildete den Hintergrund für Berlin
s Definition von Freiheit:

Die »positive« Bedeutung des Wortes »Freiheit« leitet sich ab aus dem Wunsch des Individuums, sein eigener Herr zu sein. Ich möchte, dass mein Leben und meine Entscheidungen von mir selbst bestimmt werden, nicht von externen Faktoren jedweder Art. … Ich will ein 
Jemand sein, ein Handelnder, der selbst entscheidet, kein Niemand, über den entschieden wird. Ich will selbstbestimmt sein und kein Spielball der Naturgewalten oder anderer Menschen, als wäre ich ein Ding, Tier oder Sklave, der nicht in der Lage ist, eine menschliche Rolle zu spielen. … Vor allem will ich in meinem eigenen Bewusstsein ein denkendes, wollendes und aktives Wesen sein, das für seine Entscheidungen selbst verantwortlich ist und sie unter Bezug auf seine eigenen Ideen und Ziele erklären kan
n.
[19]


Und falls Ihnen das zu hochtrabend klingt, denken Sie einfach an Luke. Er hatte seine eigenen Vorstellungen und Ziele in Bezug auf seinen Job, wollte sie selbstbestimmt verfolgen und für seine eigenen Entscheidungen verantwortlich sein, sie aufgrund seiner eigenen Maßstäbe treffen.

Das Bild des Menschen, das aus der konventionellen ökonomischen Theorie der Motivation entsteht, missachtet unsere Ideale von Freiheit und Autonomie. Da ich auf vorhersehbare Weise durch Anreize manipuliert werden kann, lässt sich nicht behaupten, meine Entscheidungen würden nur »von mir selbst bestimmt, nicht von externen Faktoren«. Und ich bin auch nicht »selbstbestimmt«. Demnach können Anreizsysteme durchaus so funktionieren, wie ihre Erfinder es beabsichtigen, ohne Verdrängen der intrinsischen Motivation – und können trotzdem moralisch falsch sein, da sie mit unseren Idealen von Freiheit und Autonomie kollidieren.

Und Anreize können auch in anderer Hinsicht moralisch falsch sein.

Wenn einem Richter ein finanzieller Anreiz angeboten wird, um einen Schuldigen davonkommen zu lassen, und er diesen Anreiz annimmt, ist das Bestechung und offensichtlich verwerflich. Dass sowohl der Bestechende als auch der Richter dadurch Vorteile erlangen können, ist dabei irrelevant. In dem Spielfilm Indecent Proposal (Ein unmoralisches Angebot)
, der 1993 in die Kinos kam, fühlt sich ein Milliardär zu einer glücklich verheirateten Frau hingezogen. Er bietet dem Ehepaar eine Million Dollar dafür an, dass sie eine Nacht mit ihm verbringt. Der Milliardär ist nicht aggressiv und das Angebot nicht ausbeuterisch, sodass die Entscheidung des Paares, es anzunehmen, ein freiwilliges Geschäft ist. Wir brauchen ein älteres, stärkeres Wort als »Verdrängen«, um zu beschreiben, was hier vor sich geht: Anreize können uns korrumpieren

. Sie können sowohl die Person, die den Anreiz anbietet, als auch den Empfänger korrumpieren. Shakespear
e hat erkannt, wie gefährlich Korruption sein kann – und wie weit manche Menschen gehen, um ihr zu widerstehen. In Shakespeares Komödie Measure for Measure (Maß für Maß)
 bietet ein Richter namens Angelo an, das Leben von Isabellas Bruder zu verschonen, wenn sie bereit ist, mit ihm zu schlafen. Isabella, die Novizin in einem Kloster ist, lehnt das Angebot ab – sie sagt, es sei besser, ihr Bruder sterbe einmal, als dass ihre Seele auf alle Ewigkeit verdammt wär
e.

Aber kann es wirklich angehen, dass etwas so Gravierendes wie Korruption aus den eher banaleren, alltäglicheren Anreizsystemen entstehen kann, die Ökonomen sich ausdenken? Ja, durchaus, und zwar nicht zuletzt, weil auch Lügen eine Art von Korruption ist. Wir haben gesehen, dass Menschen, die Geld dafür bekommen, Blut zu spenden, häufiger über ihre Krankengeschichte lügen werden. Und wenn der Verdienst von Lehrern mit den Prüfungsergebnissen ihrer Schüler verknüpft ist, werden mehr Lehrer über die Leistungen ihrer Schüler lügen.
[20]


Natürlich wirken finanzielle Anreize nicht immer korrumpierend. Aber manchmal untergraben sie das Gegenteil von Korrumpierung – die Entwicklung eines guten Charakters. Dies ist keineswegs nur eine Sorge von nicht ausgelasteten Philosophen: Eines der wichtigsten Ziele einer Schulbildung besteht darin, bei jungen Menschen einen guten Charakter zu entwickeln. Wir wollen nicht nur, dass Schüler das Richtige tun, sondern auch aus den richtigen Gründen. Wir wollen Kinder zu Selbstdisziplin erziehen, zu der Fähigkeit, Versuchungen zu widerstehen. Dennoch haben einige Schulen in Dallas an sieben Jahre alte Grundschüler für jedes gelesene Buch eine Belohnung von zwei Dollar gezahlt. Finanzielle Anreize, um zu lesen, bringen die Gefahr mit sich, dass die Selbstdisziplin der Schüler untergraben wird. Die Kinder werden dazu angeleitet, ihr Verhalten ausschließlich an sofortigen Vor- und Nachteilen zu orientieren – von der Frage, ob die Mühe, ein Buch zu lesen, von der finanziellen Belohnung wettgemacht wird. Sie werden zu der Auffassung verleitet, dass es »Arbeit« sei, ein Buch zu lesen, statt etwas Erfreuliches, eine Aktivität, die sich um ihrer selbst willen lohnt. Anstatt lesen zu lernen, wird das Geld zum Ziel, sodass die Kinder unweigerlich lernen, sich auf das Maximieren finanzieller 
Belohnungen zu konzentrieren. Und dann versuchen sie, das System auszutricksen, indem sie sich kürzere und einfachere Bücher zum Lesen aussuchen. Sobald diese Mentalität sich festgesetzt hat, ist zu erwarten, dass viele Kinder ihre Bemühungen einstellen, sobald der finanzielle Anreiz wegfällt. Und auch ältere Kinder werden durch finanzielle Anreize nicht ermutigt, aus eigener Verantwortung Bücher zu lesen. Stellen Sie sich nur einmal das höhnische Grinsen eines Teenagers vor: »Wie kannst du von mir erwarten, ein Buch zu lesen, wenn du mich nicht dafür bezahlst?«
[21]


Dies ist ein weiteres Beispiel, das zeigt, warum Autonomie wichtig ist. Es ist der Unterschied, etwas um seiner selbst willen oder aus eigenem Antrieb zu tun, oder es lediglich aufgrund eines externen Anreizes zu tun. Kinder, die sich autonom entscheiden, ein Buch zu lesen, weil sie lesen lernen wollen, werden nicht bei den einfacheren Büchern bleiben, die sie schon lesen können. Das wird schnell langweilig – und Schummeln wird sinnlos, wenn das Kind sich nur selbst beschummelt.

Die seltsame Welt von Nudg
e

Eine in den vergangenen Jahren breit diskutierte Entwicklung der Ökonomik war das Entstehen der Verhaltensökonomik. Im Wesentlichen beschäftigt sie sich mit der Frage, wie der Mensch sich tatsächlich verhält – im Gegensatz zu Fantasien wie dem Homo oeconomicus
, von denen die orthodoxe Ökonomik dominiert wird. Die Verhaltensökonomik greift auf Konzepte und Verfahren der Psychologie zurück, und es waren die beiden Psychologen Daniel Kahnema
n und Amos Tversk
y, die vielleicht mehr als jeder andere getan haben, um eingefahrene Lehrmeinungen der Ökonomik zu der Thematik, wie wir denken und entscheiden, infrage zu stellen. Ein wichtiges Konzept der Verhaltensökonomik nahm seinen Anfang mit Kahnema
n und Tversky
s Problem von der asiatischen Krankheit:

Nehmen wir an, Ihnen würde gesagt, es sei zu erwarten, dass eine seltene asiatische Krankheit 600 Todesopfer in Ihrem Land fordern wird. Um die Krankheit zu bekämpfen, wurden zwei alternative gesundheitspolitische Maßnahmen vorgeschlagen. Wenn Maßnahme A umgesetzt wird, werden 200 Menschenleben gerettet. Wenn Maßnahme B durchgeführt 
wird, besteht eine Wahrscheinlichkeit von eins zu drei, dass 600 Menschen gerettet werden und eine Wahrscheinlichkeit von zwei zu drei, dass niemand gerettet wird. Würden Sie Maßnahme A oder B bevorzugen?

Nehmen wir jetzt stattdessen an, zur Bekämpfung der gleichen Krankheit müsse eine Entscheidung zwischen folgenden Alternativen getroffen werden: Wenn Maßnahme C ergriffen wird, werden 400 Menschen sterben. Wenn Maßnahme D ergriffen wird, besteht eine Wahrscheinlichkeit von eins zu drei, dass niemand sterben wird und eine Wahrscheinlichkeit von zwei zu drei, dass 600 Menschen sterben werden. Würden Sie Maßnahme C oder D bevorzugen?
[22]


Kahnema
n und Tversk
y stellten fest, dass bei der ersten Frage eine große Mehrheit der Teilnehmer Maßnahme A bevorzugten, während sich bei der zweiten Frage eine große Mehrheit für D aussprach – obwohl die beiden Fragen letztlich auf das Gleiche hinauslaufen. Maßnahme A hat das gleiche Ergebnis wie Maßnahme C, und B hat das gleiche Ergebnis wie D. Die genaue Formulierung – das »Framing«, die Darstellung – der Alternativen wirkt sich auf die Entscheidung der Befragten aus; es hat sich gezeigt, dass solche Framing-Effekte
 bei sehr unterschiedlichen Entscheidungskontexten zu beobachten sind. Für Psychologen war das keine Überraschung: Natürlich
 werden unsere Entscheidungsprozesse davon beeinflusst, wie die Alternativen dargestellt werden. Doch für orthodoxe Ökonomen war es eine schockierende Neuigkeit. Mit ihren sorgfältigen, akribisch aufgebauten Experimenten zwangen Kahnema
n und Tversk
y solche Ökonomen, die reale Existenz von Framing-Effekten zu akzeptieren. Und sie erzielten einen ebenso durchschlagenden Einfluss darauf, wie die meisten Ökonomen über Anreize denken.

Erstens erreichten Kahnema
n und Tversk
y, dass Ökonomen wesentlich aufgeschlossener für die Möglichkeit sind, dass Anreize kontraproduktiv wirken können. Vor ihnen waren die Belege für Verdrängungseffekte und die Möglichkeit, dass Anreize nach hinten losgehen können, ein riesiges Ärgernis für Ökonomen. Welches ökonomische Konzept hätte fundamentaler sein können als die offensichtliche Annahme, dass Menschen in vorhersehbarer Weise auf Geld reagieren? 
Als jedoch genug belastbare Belege für das Phänomen Verdrängung zusammengekommen waren, um noch länger ignoriert werden zu können, blieb als einziger Ausweg, solches Verhalten als »irrational« zu bezeichnen: Ein schwacher, aber zutreffender Einwand, wenn man als »rational« definieren will, was der homo oeconomicus
 tun würde. Kahnema
n und Tversky
s entscheidende Leistung war, eine Erklärung zu entwickeln für das, was Ökonomen bis dahin als »irrational« bezeichnet hatten – letztlich eine komplette Theorie der Irrationalität. Dadurch wurde das Phänomen Verdrängung vor dem Schicksal gerettet, eine ärgerliche Anomalie zu sein: Heute ist sie lediglich eine weitere von diversen Arten »irrationalen« menschlichen Verhaltens.

Zweitens sahen manche Ökonomen in den von Kahnema
n und Tversk
y entdeckten Framing-Effekten eine Erklärung dafür, dass Anreize in manchen Fällen kontraproduktiv sind und in anderen nicht. Anreize, die identisch sind, soweit es die ökonomische Theorie betrifft – ein gleicher Geldbetrag beispielsweise –, können unterschiedliche Ergebnisse produzieren, je nachdem, wie sie beschrieben oder dargestellt werden.

Drittens schien die Tatsache, dass die Existenz von kontraproduktiven Anreizen akzeptiert worden war, es notwendig zu machen, eine andere Grundlage für politische Entscheidungen zu finden. Aber als die neu entstandene Verhaltensökonomik begann, auch in politischen Kreisen bekannter zu werden, passierte etwas Seltsames. Die zentrale Lektion der Verhaltensökonomik besteht darin, dass Menschen schlechte Entscheidungen treffen – doch die politische Innovation, die sie provozierte, beruft sich auf genau solche schlechten Entscheidungen, um erwünschte Ergebnisse herbeizuführen. Willkommen in der seltsamen Welt von Nudg
e
.

Es begann mit dem gleichnamigen Buch, das der Ökonom Richard Thale
r und der Anwalt Cass Sunstei
n 2008 gemeinsam veröffentlichten. Sie hatten beide mit Kahnema
n und Tversk
y zusammengearbeitet, die gezeigt hatten, dass echte Menschen sich anders verhalten als der homo oeconomicus
. Anstatt alle relevanten Aspekte gegeneinander abzuwägen und sorgfältig die »optimale« Entscheidung zu kalkulieren, lässt sich der Mensch von Faustregeln, Intuition, spontanen Impulsen und Trägheit leiten. Die zentrale Idee hinter Nudg
e ist, dass wir diese Kräfte, anstatt sie zu bekämpfen, nutzen
 sollten, um die Menschen zu den Entscheidungen, die sie treffen wollen, hinzuführen – 
sie zu den Entscheidungen zu »schubsen«, wie homo oeconomicus
 sie treffen würde, oder zumindest etwas Ähnlichem. Auf den ersten Blick sah Nudg
e wie eine flüchtige Modeerscheinung aus, lediglich wie die neueste Idee der Politberater, die sich im Umfeld der US
-Bundesregierung herumtreiben. Aber sie verschwand nicht. Sunstei
n arbeitete für das Weiße Haus unter Obam
a, Thaler
s »Nudge Unit« hat die Camero
n-Regierung in Großbritannien beraten, und in etwa 130 Ländern werden heute herablassende Nudg
e-Strategien eingesetzt.
[23]
 Thale
r gewann 2017 den Wirtschaftsnobelpreis.

Nudg
e-Enthusiasten verweisen fast immer auf ein und dieselbe politische Maßnahme, um den Nudg
e-Ansatz zu illustrieren, seine große Erfolgsstory – die automatische Beitrittserklärung zu betrieblichen Altersvorsorgeprogrammen. Eine Betriebsrente hat im Vergleich zu anderen Formen der Altersvorsorge zwei große Vorteile: Steuervergünstigungen und Arbeitgeberbeiträge. Trotzdem unterlassen es viele Arbeitnehmer, der betrieblichen Altersvorsorge ihres Arbeitgebers beizutreten, obwohl sie in der einen oder anderen Form Rücklagen für ihre alten Tage bilden müssen. Dieser Umstand wurde lange auf schlichte Trägheit zurückgeführt – es ist einfacher, nichts zu tun, als sich Gedanken darüber zu machen, was genau man tun sollte, wie viel man einzahlen will und so weiter –, und zwar nicht zuletzt deshalb, weil solche Entscheidungen unerfreuliches Grübeln über finanzielle Ungewissheit und den eigenen Lebensabend auslösen. Um dieses Problem zu lösen, schlugen Sunstei
n und Thale
r eine kleine Änderung vor, einen sanften »Stups«. Warum sollte man es nicht für neu eingestellte Arbeitnehmer beim Ausfüllen des Personalfragebogens zur Standardantwort – zum Unterlassungswert – machen, dem Rentenplan des Arbeitgebers beizutreten und einen angemessenen Monatsbeitrag zu leisten? Diejenigen, die das nicht wollen, können sich ja immer noch aktiv dagegen entscheiden.

Es hat sich gezeigt, dass solche kleinen Änderungen bei fast allen Entscheidungen, die wir treffen, möglich sind. In einer Schul- oder Firmenkantine können gesunde Speisen auffällig und attraktiv präsentiert werden, während die weniger gesunden Optionen buchstäblich unterm Tresen bleiben. Im Amsterdamer Flughafen Schiphol ist in jedem der Pissoirs in den Herrentoiletten eine Fliege abgebildet. Mahnungen des Finanzamts 
über ausstehende Steuerzahlungen sind wirkungsvoller, wenn darin darauf hingewiesen wird, dass die meisten Leute aus der Nachbarschaft ihre Steuern bereits vollständig gezahlt haben. In Großbritannien standen Ökonomen vor dem Rätsel, dass staatliche Subventionen für die wärmedämmende Isolierung von Dachböden kaum Wirkung zeigten. Dann machte das »Nudg
e-Team« der Regierung den Vorschlag, stattdessen Entrümpelungsdienste für Dachböden zu subventionieren. Insgesamt kam das teurer für die Haushalte, aber die Nachfrage nach Dachboden-Isolierungsmaßnahmen nahm deutlich zu.

Und so ist es kein Wunder, dass Nudg
e sich bei Politikern jeglicher Couleur als sehr beliebt erwiesen hat: Erwünschte gesellschaftliche Entwicklungen können in die Wege geleitet werden, ohne dass plumpe finanzielle Anreize oder Zwang durch Gesetze und Vorschriften eingesetzt werden müssten. Stattdessen macht Nudg
e sich die natürlichen Neigungen des Menschen zunutze und respektiert seine Entscheidungsfreiheit.

So sieht es jedenfalls auf den ersten Blick aus. Das Problem mit Nudg
e – und der Verhaltensökonomik überhaupt – ist, dass dabei immer noch auf zu viele Konzepte der orthodoxen Ökonomik zurückgegriffen wird. Die von Kahneman
s und Tversky
s Arbeit inspirierte Verhaltensökonomik wird häufig als Forschung über heuristics and biases
 (»Heuristiken und Voreingenommenheiten«) bezeichnet. Das letztere Wort deckt auf, welche Annahme großen Teilen der Verhaltensökonomik zugrunde liegt: nämlich, dass die Entscheidungsprozesse des Menschen voreingenommen seien – oder, um es mit einem anderen Wort zu sagen: fehlerhaft. Zwar hatten Kahnema
n und Tversk
y eine Revolution ausgelöst, als sie unwiderlegbar zeigten, dass der Mensch sich eben nicht wie der homo oeconomicus
 verhält, doch den ebenso zentralen Stützpfeiler der orthodoxen Ökonomik, dass er sich so verhalten sollte
, stellten sie nicht infrage – wodurch sie den homo oeconomicus
 als Ideal dessen, was es bedeutet, rational zu sein, unangetastet ließen. Und auch die Nudg
e-Enthusiasten lassen dieses Ideal unangetastet. Das bedeutet, dass im Kern ihres Ansatzes die Annahme steht, dass die ideale, die vollkommen rationale Entscheidung das ist, was der homo oeconomicus
 tun würde. Der homo oeconomicus
 hat nur ein einziges Ziel – nämlich, sein eigenes Wohlbefinden oder Wohlergehen zu 
steigern. Wie genau sein Wohlergehen maximiert wird, interessiert den homo oeconomicus
 nicht – der Zweck heiligt die Mittel –, sodass die Autonomie, der Ursprung Ihres Wohlbefindens, ignoriert wird. Sunstei
n besteht darauf, dass »die Menschen von Autonomie reden, doch was sie tatsächlich tun, ist, ein rasches, intuitives Urteil über ihr Wohlbefinden zu fällen.«
[24]
 Und wenn ihr
 einziges Ziel die Maximierung ihres Wohlbefindens ist, gibt es eine offensichtliche Rolle für die, auf die sich das wir
 bezieht, das so häufig in den schriftlichen Äußerungen von Nudg
e-Experten und Verhaltensökonomen auftaucht. Wir, die Nudg
e-Experten, müssen uns nicht mit lästigen Abwägungen zwischen ethischen Werten aufhalten oder uns fragen, was »sie« wirklich wollen. Wir, die Nudge
r, wissen bereits, was sie wollen sollten, und deswegen können wir uns anmaßen, sie in diese Richtung zu stupsen.

Hier taucht das praktische Problem auf, dass Verhaltensökonomik auch auf akademische Eliten anzuwenden ist. Experten können Nudgin
g vermasseln, weil sie für die gleichen kognitiven Fehler anfällig sind wie der Rest von uns. Natürlich können sich Experten auch beim Einsatz anderer politischer Werkzeuge, darunter auch finanzielle Anreize, als inkompetent erweisen. Doch bei finanziellen Anreizen wissen wir zumindest, dass wir »angereizt« werden, und können auf der Hut sein. Dagegen wissen wir es häufig nicht, wenn wir »gestupst« werden. Hinzu kommt noch, dass in manchen Fällen Tarnen und Täuschen eine entscheidende Voraussetzung sind, damit Nudgin
g überhaupt funktionieren kann. Häufig beruhen Nudge
s auf der verdeckten Manipulation unseres Verhaltens oder einer gewissen Geheimhaltung – so zum Beispiel, wenn die ungesunden Speisen im Angebot einer Kantine außer Sichtweite platziert werden. Dieses Beispiel mag verdeckte Manipulationen relativ harmlos erscheinen lassen, doch generell bietet Nudgin
g sich an, um von unaufrichtigen Aufsichtsbeamten sowie Politikern mit noch finstereren Motiven ausgenutzt zu werden. Zumindest lässt die Aura der »Harmlosigkeit«, die manche Nudge
s umgibt, und die Tücke anderer Nudges vermuten, dass Nudgin
g in geringerem Maß demokratischen Kontrollen unterworfen ist als traditionelle Regulierungen und daher leichter von Interessengruppen vereinnahmt werden kann.

Schließlich gibt es noch einen grundsätzlichen Einwand gegen scheinbar harmlose Nudge
s wie die »automatische 
Beitrittserklärung« zu Rentenplänen (wo der Beitritt die Standardantwort ist): Andere Alternativen könnten dem Nudg
e überlegen sein. Gewisse in den USA
 erhobene Daten deuten darauf hin, dass solche automatischen Beitrittserklärungen die Gesamtsumme der Altersvorsorgeersparnisse reduziert
 haben könnten.
[25]
 Der Standard-Rentenversicherungsbeitrag wurde in den USA
 in vielen Fällen auf einen sehr niedrigen Betrag festgelegt (ungefähr drei Prozent des Bruttoeinkommens), und viele Beschäftigte, die andernfalls womöglich höhere Beiträge zahlen würden, bleiben aus Trägheit bei diesem Standardbeitrag. Groteskerweise gehen viele Nudge
r davon aus, dass die Menschen, sobald der Nudg
e ihre Aufmerksamkeit auf die Rente gelenkt hat, ihren Beitrag auf den »optimalen« Wert ändern werden, dass sie also nicht beim Standardbeitrag bleiben werden. Unter Verhaltensökonomen, die genau wissen, dass die Macht der Trägheit uns dazu verleiten wird, beim Standardwert zu bleiben, ist das eine erstaunliche Annahme. Aber wie dem auch sei – warum sollte man den Bürgern nicht einfach vorschreiben, ausreichende Rücklagen für ihre alten Tage zu bilden, entweder durch private Vorsorgepläne oder durch eine steuerfinanzierte staatliche Altersversorgung?

Auch hier ist das Problem der Standardwert: das standardmäßige Kleben der Nudge
r an der orthodoxen Ökonomik. Sie gehen davon aus, dass der Bürger, sobald ihm ein geeigneter Nudge verpasst wurde, wieder zum Standardverhalten des homo oeconomicus
 zurückkehren werde. Die Nudge
r beginnen ihre Argumentation damit, dass sie im Grunde genommen die Menschheit in zwei Gruppen aufteilen. Wieder sind es wir und sie – hier die tumben Sklaven ihrer spontanen Impulse, Trägheiten und Faustregeln, und dort die Schlauköpfe (raten Sie mal, zu welcher Gruppe die Nudger
s sich zählen). Dann fallen die Nudge
r wieder auf die orthodoxe Ökonomik zurück, die besagt, dass jede Form von staatlichen Vorschriften oder Zwängen dem homo oeconomicus
 schaden müsse, da Vorschriften eine Verhaltensänderung erzwängen – und das vorherige Verhalten des homo oeconomicus
 bereits optimal gewesen sei. Nudge
s würden dagegen keinen solchen Schaden bewirken, da sie dem homo oeconomicus
 die Freiheit ließen, sein eigenes Ding zu machen. Letztlich sprechen sich Sunstei
n und Thaler dafür aus, »Schritte zu ergreifen, die den schwächsten Mitgliedern der Gesellschaft helfen und dabei gleichzeitig dem Rest der Gesellschaft die geringsten Lasten aufbürden.«
[26]
 Es fällt schwer, hier nicht über eine gewisse Herablassung zu stolpern. Wie müsste also ein respektvolleres Nudgin
g aussehen? Oder, um die Frage etwas weiter zu fassen: Wie ist es generell mit dem respektvollen Einsatz von Anreizen?

Jenseits von Zuckerbrot und Peitsche

In etlichen Städten Indiens, etwa in Bangalore und Rajahmundry, ist ab und zu auf der Straße eine seltsame Darbietung zu sehen. Eine Trommlergruppe kommt zusammen, meist vor einem Bürogebäude, und führt ein tempogeladenes Trommelkonzert auf, das häufig über eine Stunde dauert. Solche Spektakel ziehen große Menschenmengen an, die die Musiker begeistert anfeuern. Aber die Trommler erwarten kein Geld von ihrem Publikum; vielmehr wollen sie erreichen, dass die Firma in dem Bürogebäude zahlt – und zwar ihre unbezahlten Steuern. Dies ist die indische Art, säumige Steuerzahler zu motivieren, ihre Rückstände zu zahlen, indem sie für jeden sichtbar in der Gemeinde angeprangert und blamiert werden. Es ist eine erfolgreiche Methode, um Steuerrückstände einzutreiben, wo andere Methoden versagt haben.
[27]


Anreize, die von einer moralischen Botschaft begleitet werden, können gut funktionieren. Natürlich erfordern unterschiedliche Kontexte und Kulturen unterschiedliche Ansätze zum Design von Anreizen, aber dennoch gibt es einige gemeinsame Zutaten. Vor allem darf ein Anreizdesigner den vorigen Satz nicht außer Acht lassen: Kontext und Kultur spielen eine wichtige Rolle. Leider ist es für viele Ökonomen ein Glaubensartikel, den Kontext zu ignorieren, und die Verhaltensökonomik leidet unter diesem Erbe. Ein Grund dafür ist der Physikneid: der Drang von Ökonomen, Wissenschaften wie die Physik nachzuahmen. Naturwissenschaftler machen kontrollierte Experimente, also haben auch Verhaltensökonomen eine Vorliebe für kontrollierte Experimente. Da die Umstände im realen Leben kaum jemals für kontrollierte Experimente geeignet sind, werden die meisten verhaltensökonomischen Forschungen im Labor durchgeführt.
[28]
 Studenten spielen Spiele oder antworten auf hypothetische Fragen über konstruierte Situationen – zum Beispiel, wie sie auf einen finanziellen Anreiz reagieren würden. Aber natürlich ist das Verhalten in einem Laborumfeld bestenfalls ein unvollständiges 
Abbild des Verhaltens in der realen Welt.

Nur wenn Kontext und Kultur voll und ganz beachtet werden, kann nicht nur verstanden werden, warum Anreize nach hinten losgehen können, sondern auch, warum sie wider Erwarten funktionieren können. Angesichts der vielfältigen Belege für »crowding-out« (»Verdrängung«) – wenn finanzielle Anreize bereits vorhandene intrinsische Motivationen untergraben –, kommt »crowding-in« als Überraschung: Manchmal können Anreize Menschen in die Lage versetzen oder sie ermutigen, nach ihren intrinsischen Motivationen zu handeln. Ja, finanzielle Anreize für Kinder, um Bücher zu lesen, haben einige potenzielle Nachteile; doch in manchen Schulen ist der Hauptgrund, warum kaum ein Kind liest, der Gruppendruck von Mitschülern: Lesen ist einfach nicht »cool«. Fürs Lesen bezahlt zu werden, kann Kindern, die gerne lesen wollen, eine Entschuldigung für ihre Klassenkameraden liefern: »Ich lese nur, weil ich dafür Geld kriege.« Aus einem Programm, nach dem Schwangere dafür bezahlt werden, das Rauchen einzustellen, gibt es Belege, die ebenfalls in diese Richtung deuten.
[29]
 In vertraulichen Gesprächen erzählten diese Frauen den Meinungsforschern, ein wichtiger Grund für sie, nicht aufzuhören, sei der Gruppendruck in ihrem sozialen Umfeld weiterzurauchen. Der finanzielle Anreiz lieferte ihnen einen Grund aufzuhören, da in dieser Gruppe (die hauptsächlich aus Frauen mit geringem Einkommen bestand) die Aussage »Ich mach’s nur fürs Geld« ein Statussymbol war.

Die moralische und soziale Bedeutung unserer Handlungen ist nie weit unter der Oberfläche. Im Gegensatz zu den schwangeren Frauen ist es bei Blutspendern eher unwahrscheinlich, dass sie in ihrem Bekanntenkreis herumerzählen, sie seien durch Geld motiviert, selbst wenn es so ist. Verhaltensökonomen und Anreizdesigner müssen in der Lage sein, die Schwangeren von den Blutspendern zu unterscheiden – also dürfen moralische Komplexität und Mehrdeutigkeiten nicht ignoriert werden. Das bedeutet, darüber hinauszugehen, unterschiedliche Beschreibungen diverser Situationen als bloße »Framing-Effekte« zu bezeichnen und die Maximierung von Wohlergehen als das zu definieren, was die Menschen wollen und was am besten für die Gesellschaft ist.

Wir können eine andere Perspektive über die moralischen Aspekte von Anreizen gewinnen, wenn wir sie Belohnungen und Strafen gegenüberstellen. Es gibt einen großen Unterschied. 
Wir sagen nicht, Spitzensportler würden »Anreizen folgen«, um olympische Medaillen zu gewinnen, da diese Medaillen Belohnungen für herausragende Leistungen sind, keine Anreize. Der Unterschied bleibt auch dann bestehen, wenn die Belohnungen und Strafen finanzieller Art sind. Die Macht von Belohnungen und Strafen – auch finanziellen – ist darauf zurückzuführen, dass sie als verdient
 angesehen werden. So ist zum Beispiel die Aussicht auf eine vor Gericht verhängte Geldstrafe wirkungsvoller als eine Gebühr oder ein anderer finanzieller Anreiz in gleicher Höhe. Die Geldstrafe verkörpert eine moralische Botschaft, eine öffentliche Verurteilung. Es liegt auf der Hand, dass in manchen Kontexten Belohnungen und Strafen sowohl gerechter als auch wirkungsvoller sein können als die üblichen wirtschaftlichen Anreize. Doch Belohnungen und Strafen erlangen ihre Legitimität nur durch einen fortgesetzten Dialog zwischen Austeilenden und Empfängern sowie der Gesellschaft insgesamt.

Die Inhalte eines solchen Dialogs mögen offensichtlich sein, wenn es um Belohnungen und Strafen geht, doch er muss auch stattfinden, wenn ein wie auch immer gearteter Nudg
e oder Anreiz Erfolg haben soll. Wie könnte der Dialog dann aussehen? Im Fall von Nudge
s sollte dazugehören, dass die Standardwerte und Faustregeln aufgezeigt werden, auf die wir unbewusst zurückgreifen, wenn wir Entscheidungen treffen. Das kann uns helfen, sie zu überwinden, falls wir das wollen. So wurde zum Beispiel in einer US
-Firmenkantine, statt die ungesunden Speisen unterm Tresen zu verstecken, den Mitarbeitern die Gelegenheit gegeben, schon morgens, wenn sie zur Arbeit erschienen, ihr Mittagessen zu wählen und zu bezahlen. Und da ihnen nicht unbedingt klar war, warum man so verfuhr, sagte man ihnen, dass Menschen, die schon frühmorgens entscheiden, welches Mittagessen sie verspeisen wollen, mit sehr viel größerer Wahrscheinlichkeit etwas Gesundes wählen werden als solche, die diese Entscheidung erst zur Mittagszeit treffen. Und sie mussten im Voraus bezahlen, um Rückfällen vorzubeugen. Dies ist auch ein Nudg
e, aber ein offener und transparenter, der den Leuten helfen will, ihre Willenskraft »festzuzurren«, und das zu einer Tageszeit, wenn sie noch vorhanden ist.

Vielleicht kann der ursprüngliche, verstohlenere Nudg
e mehr 
Menschen dazu bringen, gesünder zu essen, aber andere Aspekte spielen auch eine Rolle – es geht nicht nur darum, was »funktioniert«. Wenn es tatsächlich so wäre und sämtliche Argumente der Nudge
r über unsere fehlerträchtigen Entscheidungsprozesse zuträfen, sollten wir sie zu ihrem logischen Ende bringen: Warum sollte man mit Nudge
s herumpfuschen, wenn stattdessen diskretere und wirkungsvollere Manipulationstechniken wie Schleichwerbung eingesetzt werden können? Ebenso wichtig ist, dass unsere Entscheidungsprozesse vielleicht gar nicht immer so fehlerträchtig sind, wie es scheint. Respektvolles Nudgin
g akzeptiert die Unzulänglichkeiten des homo oeconomicus
 als eines Ideals von Rationalität. Ja, unser mentales Betriebssystem funktioniert oftmals anders als jenes des homo oeconomicus
, aber das ist nicht immer ein Programmfehler – manchmal ist es ein Upgrade.

Letztlich sollten wir in einer Demokratie den Dialog schätzen als Möglichkeit für die Bürger, auf die Nudge
s oder Anreize abzielen, mit den Strippenziehern zu kommunizieren. Die Menschen auf der Empfängerseite könnten Anreize als unnötiges und ungerechtfertigtes Ausüben von Macht empfinden. Arbeitnehmer, die ständig überwacht werden, wie etwa die Picker im Amazon-Warenlager, haben in dieser Hinsicht gute Gründe, sich zu beschweren. (Im Gegensatz zu den Arbeitern in Taylor
s Zeit können sie nur davon träumen, dass der Kongress ihnen hilft.) Weniger offensichtlich ist, dass manche Bürger durchaus zu Recht die von den Strippenziehern verfolgten Ziele oder Zwecke ablehnen könnten. In vielen Gesundheitssystemen sind Ärzte mit einer Palette von finanziellen Anreizen konfrontiert, die von der Regierung (in staatlichen Systemen) oder von Versicherungskonzernen (in privaten Systemen) eingeführt wurden. Ärzte könnten solchen Anreizen ablehnend gegenüberstehen – nicht etwa, weil ihnen nichts daran läge, das Wohlbefinden ihrer Patienten zu maximieren, sondern weil sie der Meinung sind, dass solche Anreize die Behandlung auf eine Art und Weise beeinflussen können, die der Gesundheit der Patienten abträglich ist. Und noch etwas: Da Regierungen und Versicherer darauf bestehen, dass die gesamte Verantwortung für die Behandlung eines Patienten ausschließlich bei dessen Ärzten liegt, sieht es so aus, als ob solche Anreizsysteme von Regierungen und Versicherern dafür genutzt werden, Macht auszuüben, ohne dafür die Verantwortung zu übernehmen.

Als Benjamin Frankli
n
 gegen Ende des 18. Jahrhunderts von einer Reise nach Frankreich mit einer diamantenbesetzten Schnupftabakdose zurückkam, einem Geschenk von Louis XVI

., war der US
-Kongress beunruhigt. Man befürchtete, das Geschenk könne Franklin
s Haltung gegenüber Frankreich verändern – möglicherweise sogar, ohne dass er es merkte.
[30]
 Befürchtungen über die ungewollten Wirkungen von Anreizen sind nichts Neues. Die neue Entwicklung ist vielmehr das Einfließen von Ideen aus der Ökonomik: Erst in den vergangenen paar Jahrzehnten haben Ökonomen ausdrücklich Interesse an Anreizen gezeigt.
[31]
 Und der Einfluss der Ökonomik ist außerordentlich bedeutend gewesen. Inzwischen sind wir so weit, dass wir ihn zusammenfassen können.

Es ist verlockend, mit der Annahme zu beginnen, dass finanzielle Anreize aufgrund des wachsenden Einflusses der Ökonomik flächendeckend eingesetzt werden. Aber wie können wir ihre Häufigkeit messen? Und was würde sie bedeuten? Es ist richtig, dass wir das Gefühl
 haben, Anreize würden flächendeckend eingesetzt, und zwar unter anderem, weil Ökonomen, wie wir gesehen haben, immer mehr Gerede über Anreize in unseren Alltag eingebracht haben – selbst in Situationen, in denen solches Gerede furchtbar unpassend wirkt. Doch die eigentliche Wirkung der Ökonomik bestand darin zu beeinflussen, welche Art von Anreizen wir einsetzen und wie wir sie rechtfertigen. Erstens haben Ökonomen die Standardannahme ihrer Disziplin mit eingebracht: dass der Mensch als selbstsüchtig gelten kann und kaum etwas verloren geht, wenn man seine altruistischen und moralischen Motive ignoriert. Das führt direkt zu der Annahme, dass jeder Mensch seinen Preis hat. Wenn die Datenbasis reduziert wird – etwa dadurch, dass Laborexperimente statt Interviews in alltäglichen Kontexten durchgeführt werden –, wird es schwieriger, ein reichhaltigeres, nuancierteres Bild der menschlichen Motivation zu entwickeln. Zweitens beurteilen Ökonomen Anreize ausschließlich anhand eines einzigen Kriteriums, eines einzigen Erfolgsmaßstabs: an dem eng definierten Wohlergehen oder Wohlbefinden des Individuums. Damit wollen sie vermeiden, eine Büchse der Pandora voller moralischer Fragen zu öffnen, nach Werten wie Gerechtigkeit, Verantwortlichkeit, Autonomie und Respekt, neben anderen. Ihr Wunsch, diese Büchse geschlossen zu halten, mag verständlich sein, ist aber ein Ding der Unmöglichkeit: Solche Werte spielen eine zentrale Rolle, 
um festzustellen, ob Anreize funktionieren und ob sie gutartige oder bösartige Nebenwirkungen mit sich bringen. Drittens sehen Ökonomen alle Anreize in Begriffen eines Tauschgeschäfts oder einer Transaktion: Ich tue, was du von mir willst, im Austausch gegen den Anreiz. Da der Tausch freiwillig ist, wird er nicht stattfinden, wenn eine der Seiten dadurch Nachteile hätte. Und daher können Anreizsysteme Ökonomen zufolge niemandes Wohlergehen schaden. Manche Ökonomen führen diese Schlussfolgerung noch einen Schritt weiter: Anreize können nicht unmoralisch sein. Mit diesem Argument versuchen sie allermindestens, jede weitere moralische Beurteilung von Anreizen schon im Keim zu ersticken.

Zusammengenommen haben die Ideen von Ökonomen unsere Fähigkeit, uns ein klares Bild von Anreizen zu machen, erheblich eingeschränkt. Aber wie wir gesehen haben, kann das rückgängig gemacht werden. Wenn wir das einschränkende ökonomische Denken beiseitelassen, können wir hoffen, Anreize und Nudge
s zu entwickeln, die sowohl wirkungsvoll als auch respektvoll sind.

Daniel Kahnema
n erinnert sich deutlich an eine Begebenheit, die er im Alter von etwa sieben Jahren erlebt hat, während er in Paris lebte. Damals war Paris von den Nazis besetzt, und ab 18 Uhr herrschte Ausgangssperre. Als der kleine Danny eines Abends nach Beginn der Ausgangssperre eilig nach Hause lief, fuhr ihm ein entsetzlicher Schrecken in die Glieder, als ein SS
-Soldat auf ihn zukam. Und das vor allem, weil Davi
d seinen gelben Davidstern unter dem Pullover trug, während die Nazi-Vorschriften von ihm verlangten, den Davidstern stets gut sichtbar zu tragen. Der SS
-Soldat nahm den kleinen Daniel auf und hielt ihn auf seinem Arm. Dann setzte er ihn wieder ab, zeigte ihm aus seiner Brieftasche ein Foto eines kleinen Jungen und gab Danie
l ein bisschen Geld. Auf dem Nachhauseweg dachte Daniel sich im Stillen, dass die Menschen doch sehr kompliziert und unberechenbar seien.
[32]


Der Mensch ist in der Tat sehr komplex und unberechenbar, und das Verständnis der Ökonomen über Anreize hat kaum begonnen, sich mit dieser Komplexität auseinanderzusetzen, sowohl im Hinblick auf die zu erwartenden Reaktionen von Menschen auf einen neuen Anreiz oder Nudg
e als auch auf die zahlreichen moralischen und politischen Fragen, die bei dem Versuch auftauchen, Menschen 
zu etwas zu bewegen. Wir scheinen das starke Bedürfnis zu haben, unsere Autonomie als integralen Bestandteil unserer Identität zu bewahren, und deswegen wehren wir uns gegen Anreize, die diesem Bedürfnis in die Quere kommen. Doch zugleich sehnen wir uns wie ein Kind nach einer paternalistischen Autorität, die uns umsorgt und Entscheidungen für uns trifft. Vielleicht kann diese Quadratur des Kreises manchmal gelingen, indem wir an unserer Autonomie festhalten, wenn sie uns am wertvollsten ist, während wir bei anderen Gelegenheiten ganz bewusst die Entscheidungsgewalt abgeben. Als Barack Obam
a Präsident war, sagte er einmal: »Ich will versuchen, weniger Entscheidungen zu treffen. Ich will mich nicht entscheiden müssen für das, was ich esse oder anziehe. Weil ich zu viele andere Entscheidungen zu treffen habe.«
[33]


Aber häufig ist es nicht möglich, diesem Widerspruch aus dem Weg zu gehen. Wir wollen Autonomie, und wir wollen eine weise, gütige Autoritätsfigur, die dafür sorgt, dass wir das tun, was am Besten ist. Und das Beste, was wir tun können, ist, uns diesem Widerspruch zu stellen, offen und ehrlich. Und wie immer wir uns auch entscheiden mögen, bleibt uns als kleiner Trost der Gedanke, dass wir auf jeden Fall Respekt verdienen. Es besteht kein Bedarf an Anreizen, die selbst das missachten.
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 Zahlengläubigkeit

Am 5. Oktober 1960 wurde Thomas J. Watso
n Jr., der Präsident von IBM
, gemeinsam mit zwei anderen Konzernchefs durch den »War Room« von NORAD
 geführt, der Kommandozentrale der North American Air Defense in Colorado Springs. Über den Landkarten an der Wand war eine Alarmanzeige zu sehen, die mit dem Raketenfrühwarnsystem der USA
 in Thule, Grönland, verbunden war. Den Managern wurde erklärt, dass eine blinkende »1« auf der Anzeige nicht viel zu bedeuten hatte, höhere Zahlen jedoch ernst zu nehmen waren. Während sie vor der Anzeige standen, begannen die Zahlen zu steigen. Als das Display die »5« erreicht hatte, legte sich ein Gefühl der Panik über den Raum, und die alarmierten Manager wurden rasch aus dem War Room in einen benachbarten Büroraum eskortiert, ohne nähere Erklärungen. Eine »5« war die höchste Alarmstufe. In diesem Fall bedeutete sie mit einer geschätzten Wahrscheinlichkeit von 99,9 Prozent einen massiven Angriff aus Sibirien, mit rapide näher kommenden Interkontinentalraketen. Mit höchster Dringlichkeit wurden die Stabschefs kontaktiert und um sofortige Befehle ersucht, wie darauf reagiert werden sollte. Nur wenige Minuten vor der zu erwartenden Vernichtung der ersten US
-Städte fragte der kanadische NORAD
-Vizekommandant, wo denn überhaupt Chruschtscho
w sei. Die Information, dass er sich in New York bei den Vereinten Nationen aufhielt, genügte, um eine Pause zu rechtfertigen, bevor ein totaler atomarer Gegenschlag angeordnet wurde. Und dann stellte sich heraus, dass es sich bei dem von den Computern erkannten totalen Vernichtungsschlag de facto um den Mond handelte, der über Norwegen aufging.
[1]


Was uns vor der atomaren Apokalypse bewahrt hat, war die Weisheit, den Alarm des Computermodells zu hinterfragen, statt einfach der scheinbar überwältigenden Macht seiner Vorhersagen nachzugeben. Es hätte auch anders laufen können: Die Überzeugungsmacht jener extremen Zahl – 99,9 Prozent – hätte uns dazu verleiten können, sämtliche Zweifel vom Tisch zu fegen.

Und das ist genau das, was im Vorfeld des Finanzcrashs von 2008 mehrfach passierte. 
Legionen von sehr schlauen Leuten in den Finanzzentren der Welt setzten Computermodelle ein, die extreme Zahlen produzierten – Zahlen, die im Widerspruch zu den Daten standen, die von der Außenwelt kamen. Im August 2007 wurde David Vinia
r, der CFO
 von Goldman Sachs, in der Financial Times
 mit der Aussage zitiert: »Wir haben Kursschwankungen von 25 Standardabweichungen gesehen, an mehreren Tagen in Folge.« Etwas verständlicher ausgedrückt hat Vinia
r damit gesagt, dass in einigen Märkten die Kurse so extrem geschwankt hatten, was laut den Vorhersagen der Computermodelle von Goldman Sachs nie hätte passieren sollen. »Nie passieren« ist etwas vereinfacht ausgedrückt: Goldmans Modelle besagten, dass solche Marktturbulenzen zwar auftreten können, aber äußerst
 unwahrscheinlich sind, eine so extreme Unwahrscheinlichkeit darstellen, dass sie sich kaum beschreiben lässt. Aber ich werde es versuchen: Ein 25-Standardabweichungen-Ereignis ist eines, dass viel seltener
 als ein einziges Mal in der Geschichte des Universums seit dem Urknall auftritt. Es ist ebenso unwahrscheinlich, wie den Jackpot der National Lottery in Großbritannien 21-mal hintereinander zu gewinnen.
[2]


Dennoch waren solche Ereignisse nicht nur einmal, sondern mehrfach aufgetreten, an mehreren aufeinanderfolgenden Tagen. Anstatt jedoch diese Modelle aufzugeben, da sie von der Realität widerlegt waren, setzten Goldman Sachs – und viele andere Investmentbanken – sie weiterhin ein, um diverse Arten von Ungewissheit zu quantifizieren. Vielleicht dachten sie, was im Laufe der Zeiten zahlreiche Finanzexperten immer wieder behauptet haben: »Dieses Mal ist alles anders.«

Warum setzen sehr intelligente Leute ihr Vertrauen auf numerische Modelle von Ungewissheiten, selbst wenn deren Vorhersagen ganz offensichtlich im Widerspruch zur Realität stehen? Die meisten klugen Köpfe an den Finanzmärkten der Welt kennen sich mit der modernen Finanztheorie aus, einem Ableger der Ökonomik. Und der Trugschluss, man könne den Grad einer unerkennbaren Ungewissheit numerisch berechnen, wurde in ökonomischen Kreisen seit Jahrzehnten diskutiert, seit der RAND
-Analyst Daniel Ellsber
g 1961 ein Experiment veröffentlicht hatte (kurz nachdem es, wie oben beschrieben, im vorangegangenen Oktober beinahe zu einer atomaren Katastrophe gekommen wäre). Mit seinem Experiment hat Ellsber
g
 präzise herausgearbeitet, wie fehlgeleitet der Versuch ist, reine Ungewissheit numerisch berechnen zu wollen – das heißt mithilfe von Wahrscheinlichkeiten.

Nehmen wir an, es gibt zwei Urnen: Urne 1 enthält genau 50 rote und 50 schwarze Kugeln; Urne 2 enthält ebenfalls insgesamt 100 rote und schwarze Kugeln, allerdings in einer unbekannten Verteilung. Aus einer Urne sollen Sie zufällig eine Kugel ziehen, doch Sie können wählen, aus welcher Urne. Sie gewinnen 100 Dollar, wenn die gezogene Kugel rot ist. Welche Urne wählen Sie?

Darüber muss man nicht lange nachdenken: Es ist keine Trickfrage. Und das gilt auch für die Folgefrage:

Nehmen wir jetzt an, Sie würden 100 Dollar gewinnen, wenn die gezogene Kugel schwarz ist, doch der Inhalt der Urnen wird nicht verändert; würden Sie jetzt die andere Urne wählen?

Mit seinem Experiment wollte Ellsber
g keineswegs unser normales Denken lächerlich machen. Im Gegenteil: Er wollte damit die Kluft zwischen unserem normalen Denken und der intellektuellen Orthodoxie aufzeigen, die verbreitet wird von Ökonomen, Entscheidungsanalysten, Spieltheoretikern und anderen Anhängern von Theorien, die uns sagen wollen, wie wir denken sollten. Vor die Entscheidung zwischen Urne 1 und Urne 2 gestellt, wählen die meisten von uns zunächst Urne 1 und bleiben dann dabei, nachdem der Gewinn auf das Ziehen einer schwarzen Kugel ausgesetzt wird. Warum die meisten Menschen sich für Urne 1 entscheiden und dann dabei bleiben, scheint leicht erklärbar zu sein: Wir möchten gerne wissen, mit welchen Wahrscheinlichkeiten wir es zu tun haben, also wählen wir beide Male Urne 1, anstatt uns für die reine Ungewissheit von Urne 2 zu entscheiden.

Doch die vorherrschende Theorie zur Entscheidungsfindung unter Ungewissheit besagt, dass dies eine verwirrende, inkonsistente und irrationale Art sei, zu denken und sich zu entscheiden. Laut dieser vorherrschenden Auffassung – eines Ansatzes, dessen intellektuelle Ursprünge auf die Ökonomik zurückgehen, der aber heute in den Mainstream vielfältiger Anwendungsgebiete eingeflossen ist, von der Finanzwirtschaft bis hin zur Epidemiologie – sei die einzig rationale Art, sich angesichts von Ungewissheit zu entscheiden, in 
Begriffen von numerischen Wahrscheinlichkeiten zu denken.

In Situationen, in denen die Wahrscheinlichkeiten offensichtlich sind, scheint das unbestreitbar zu sein. Wenn ich eine Münze werfe, sollte ich wissen, dass ungefähr bei der Hälfte der Würfe »Kopf« kommen wird. Doch die vorherrschende Auffassung ist, dass wir immer
 in Wahrscheinlichkeiten denken sollten, selbst wenn wir absolut nicht wissen können, wie sie aussehen. Wenn wir die Wahrscheinlichkeiten nicht kennen, sollten wir sie uns einfach ausdenken. Und wenn Menschen rational sind, können wir die Wahrscheinlichkeiten, die sie sich ausgedacht haben, durch Beobachten ihrer Entscheidungen ableiten. Falls Sie sich in Ellsberg
s Experiment am Anfang für Urne 1 entscheiden, muss
 das laut der orthodoxen Auffassung bedeuten, dass Sie glauben, Urne 1 würde mehr rote Kugeln enthalten als Urne 2 – was wiederum bedeutet, dass Sie glauben, die Wahrscheinlichkeit sei höher, eine rote Kugel zu ziehen. Daraus folgt, dass Sie glauben, Urne 1 enthalte weniger schwarze Kugeln als Urne 2, und wenn dann der Gewinn auf Schwarz geändert wird, sollten Sie auch Ihre Entscheidung ändern und Urne 2 wählen. Die Ökonomen fanden die Erkenntnis, dass kaum jemand so denkt, so rätselhaft, dass sie Ellsberg
s Experiment das Ellsber
g-Paradoxon
 nannten. Wie wir bald sehen werden, hat dieses Experiment revolutionäre Implikationen für das Denken über Ungewissheit, und die Welt wäre nicht dieselbe, wenn die Leute bei Goldman Sachs – und die Finanztheorie, auf die sie sich berufen – diese Implikationen ernst genommen hätten.

Daniel Ellsber
g war ein unerwarteter Initiator einer so fundamentalen Kritik an der intellektuellen Orthodoxie: Man würde erwarten, dass ein RAND
-Analyst das mathematische Berechnen von Ungewissheiten verteidigt, anstatt es infrage zu stellen. Ellsberg
s Wunderkind-Bildung und seine frühe Karriere machten ihn zu einem natürlichen Kandidaten für eine Position bei der RAND
 Corporation. Er hatte seinen Abschluss in Wirtschaftswissenschaften an der Harvard University mit den höchsten Auszeichnungen gemacht, promovierte dann und diente eine Zeit lang als Oberleutnant der US
 Navy; danach teilte er seine Zeit auf zwischen RAND
 und Harvard. Im Jahr 1964 trat er einen Posten auf den obersten Ebenen des Pentagons an. Man könnte denken, dass dieser beruhigend elitäre Lebenslauf die traditionell vorsichtigen und konservativen Wirtschaftstheoretiker der RAND
 Corporation und 
der Harvard University dazu ermutigt hätte, sich die radikalen Implikationen des Ellsber
g-Paradoxons zu eigen zu machen.

Doch dann kam es ganz anders. Soweit es sein Ansehen im US
-Establishment betraf, lief Ellsberg
s Karriere fürchterlich aus dem Ruder. Er wurde zum persönlichen Angriffsziel der berüchtigten »White House Plumbers«, der Assistenten von Präsident Nixo
n, die später die Watergate-Einbrüche begehen würden. Außenminister Henry Kissinge
r bezeichnete Ellsber
g öffentlich als »the Most Dangerous Man in America«, den »gefährlichsten Mann Amerikas«.
17
 Und so ist es vielleicht kein großes Wunder, dass das Ellsber
g-Paradoxon eine Generation lang weitgehend ignoriert wurde.

Wahrscheinlichkeit wird subjektiv

Wahrscheinlichkeit ist keine neue Idee. Die Vorstellung, dass wir Menschen der Zukunft nicht passiv entgegensehen müssen, sondern unser Schicksal selbst in die Hand nehmen können, wurde einstmals als Selbstbehauptung gegen die Götter gesehen, gegen die unergründliche Natur. Es ist kein Zufall, dass moderne Konzepte über Wahrscheinlichkeiten sich in der westlichen Gesellschaft gegen Ende des 18. Jahrhunderts endgültig durchsetzten, also zu einer Zeit, als der eiserne Griff der Kirche sich durch den Triumph der Aufklärung zu lockern begann. Probabilistisches Denken stand für den zuversichtlichen Glauben, die stoische Unterwerfung unter Ungewissheiten durch Fortschritt hinter sich lassen zu können. Wie so vieles andere endete auch diese Zuversicht 1914.

Die Folgen des tödlichen Attentats auf Erzherzog Franz Ferdinan
d am 28. Juni jenes Jahres waren nicht sofort absehbar. Die Finanzmärkte brauchten einen Monat, um dessen Auswirkungen zu erkennen, und die daraufhin entstehende Panik führte dazu, dass die Börsen in London und in New York am 31. Juli geschlossen wurden. Zu diesem Zeitpunkt hatten bereits mehrere europäische Länder sich gegenseitig den Krieg erklärt. Zwei Tage später sagte der Gouverneur der Bank of England, der vor der Küste Schottlands auf einer Segeljacht Urlaub machte, seinen Freunden, dass es »Gerede von Krieg« gebe, »aber es wird nicht so weit kommen«.
[3]
 Zwei Tage danach erklärte Großbritannien Deutschland den Krieg.

Es kommt immer wieder zu unerwarteten Ereignissen. Mit Ausbruch des Ersten Weltkriegs 
war die Ungewissheit zurück und machte sich sehr deutlich bemerkbar. In den Nachwirren des Krieges, vier von Gemetzel und Kriegsgräueln angefüllte Jahre später, als der Zeitgeist von Beklommenheit und Ungewissheiten über die Zukunft erfüllt war, meldeten zwei Ökonomen Vorbehalte gegen das orthodoxe probabilistische Denken an. Frank Knigh
t, ein Ökonom und Vordenker der Chicagoer Schule, machte eine kritische Unterscheidung zwischen dem, was er »berechenbare« und »unberechenbare« Ungewissheit nannte. Berechenbare Ungewissheit, so Knigh
t, tritt bei Glücksspielen und generell in allen Situationen auf, in denen die Wahrscheinlichkeit von Ereignissen aus deren relativer Häufigkeit berechnet werden kann. Unberechenbare Ungewissheiten sind dagegen alles andere: von reiner Ungewissheit geprägte Situationen, bei denen keinerlei Informationen über relative Häufigkeiten zur Verfügung stehen. In Großbritannien machte John Maynard Keyne
s eine ähnliche Unterscheidung wie Knigh
t, die allerdings in eine eigenwillige und umstrittene Wahrscheinlichkeitstheorie eingebettet war, die allem Anschein nach Keynes
’ Argumentation mehr oder weniger unverständlich machte. Weder Knigh
t noch Keyne
s kann eindeutig zugeschrieben werden, diese Unterscheidung als Erster gemacht zu haben: Beide publizierten ihre Arbeit 1921, und davon abgesehen war diese Unterscheidung schon lange vorher bekannt gewesen, zum Beispiel implizit in dem Unterschied zwischen den Bedeutungen der französischen Wörter hasard
 und fortuit
.
18
 Aber sowohl Knigh
t als auch Keyne
s erinnerten Ökonomen und andere an Entscheidungstheorie interessierte Denker an die grundsätzliche Grenze des probabilistischen Denkens: In manchen Situationen haben wir keine Informationen über Wahrscheinlichkeiten, sodass die Ungewissheit unkalkulierbar ist.

Doch nur wenige Jahre später schien die Unterscheidung zwischen kalkulierbarer und unkalkulierbarer Ungewissheit überflüssig gemacht zu werden, durch eine Arbeit mit dem Titel »Truth and Probability« (»Wahrheit und Wahrscheinlichkeit«) eines Wunderkindes namens Frank P. Ramse
y.

Der archetypische »Renaissancemensch« Leonardo da Vinc
i war nicht nur ein Genie, sondern auch ein Universalgelehrter mit Begabungen in diversen Wissensgebieten. Doch seit seiner Zeit wurde es durch die fortschreitende Kumulation von menschlichem 
Wissen unvermeidlich, sich zu spezialisieren. Der Renaissancemensch mag inzwischen ausgestorben sein, aber man könnte sagen, dass Ramse
y einer der letzten Vertreter dieser Spezies war. Er verkehrte unter Genies: Seine wichtigsten intellektuellen Schriftwechsel führte er mit John Maynard Keyne
s und Ludwig Wittgenstei
n. Beide haben von Ramse
y gelernt, der tiefgründige und originäre Beiträge zur Philosophie, Ökonomik und Mathematik leistete (ein Zweig der Mathematik ist heute als Ramse
y-Theorie bekannt). Etwa zur Philosophie: Als Wittgenstei
n glaubte, er habe mit seinem Werk Tractatus logico-philosophicus
 die wichtigsten Probleme der Philosophie gelöst, zog er sich aus dieser Disziplin zurück, um in einem kleinen Dorf außerhalb Wiens Grundschullehrer zu werden. Es war Ramse
y, der Wittgenstei
n davon überzeugte, dass er mit seiner Abhandlung keineswegs alle offenen Fragen beantwortet hätte. Daraufhin kehrte Wittgenstei
n nach England an die University of Cambridge zurück, um dort mit Ramse
y zu arbeiten (was er selbst einer Zusammenarbeit mit Bertrand Russel
l, dem größten damals in Cambridge lehrenden Philosophen, vorzog). Ramse
y hatte Wittgenstei
n überhaupt erst kennengelernt, weil er die erste Übersetzung des Tractatus
 in die englische Sprache angefertigt hatte, eines Buches, das etliche führende Philosophen als unübersetzbar bezeichnet hatten, wegen Wittgenstein
s schwer verständlichem und verdichtetem Deutsch. Ramsey diktierte seine Übersetzung ganz einfach im Schreibbüro der University of Cambridge einem Stenografen in die Feder. Damals war Ramsey 18 Jahre alt.

Einige Monate darauf begann Ramse
y, über Wahrscheinlichkeit und Ungewissheit nachzudenken. Als Erstes verfasste er eine Kritik der Wahrscheinlichkeitstheorie von Keyne
s. Zehn Jahre lang hatte Keyne
s seine umstrittene Theorie hartnäckig verteidigt, bis er 1931 Ramsey
s Arbeit »Truth and Probability« las. Erst dann änderte Keyne
s seine Meinung: »Ich gebe mich Ramse
y geschlagen – ich glaube, er hat recht.« Doch in gewisser Hinsicht war es dafür schon zu spät. Ramsey
s intellektueller Triumph ging in einer weit größeren Tragödie unter: Im Januar 1930 starb er unerwartet an den Folgen von Komplikationen nach einer Routineoperation. Er wurde nur 26 Jahre alt.

In »Truth and Probability« führte Ramse
y die Wahrscheinlichkeitstheorie in eine ganz neue Richtung. Anstatt Wahrscheinlichkeiten 
nachträglich zu definieren, aufgrund beobachteter Häufigkeiten (beim Werfen einer Münze kommt ungefähr bei der Hälfte der Würfe »Kopf« heraus), betrachtete Ramse
y Wahrscheinlichkeit im Voraus, als quantitatives Maß für die innere Gewissheit einer Person, dass ein zukünftiges Ereignis eintreten werde. Wenn ich glaube, dass ein Ereignis mit hundertprozentiger Sicherheit eintreten wird, ist das gleichbedeutend mit der Aussage, dass für mich die Wahrscheinlichkeit dieses Ereignisses eins beträgt; wenn ich glaube, dass es ganz sicher nicht eintreten wird, ist für mich seine Eintrittswahrscheinlichkeit gleich null. Und das gilt entsprechend auch für alle Wahrscheinlichkeiten zwischen diesen beiden Extremen: Wenn ich zum Beispiel glaube, dass ein Ereignis mit gleicher Wahrscheinlichkeit eintreten oder nicht eintreten wird, ist seine Eintrittswahrscheinlichkeit für mich 1 zu 2, also 0,5. Ramse
y erklärt, wie solche »Überzeugungen als Wahrscheinlichkeiten« (»subjektive Wahrscheinlichkeiten«) im Prinzip berechnet werden können – und zwar im Wesentlichen, indem man die ungünstigsten Chancen ermittelt, die eine Person bei einer Wette über das Eintreten des ungewissen künftigen Ereignisses zu akzeptieren bereit wäre. Falls Ramsey
s Ansatz funktioniert, wird das Konzept von Wahrscheinlichkeit plötzlich viel breiter: Sein Anwendungsgebiet wird dramatisch erweitert. Wahrscheinlichkeiten, die auf beobachteten Häufigkeiten basieren, sind nur dann kalkulierbar, wenn es Daten über häufig beobachtete Ereignisse gibt. Dagegen sind subjektive Wahrscheinlichkeiten von dieser Einschränkung befreit und können im Prinzip immer eingesetzt werden, um Knight
s »unberechenbare«, reine Ungewissheit zu quantifizieren – auch für einmalige, nicht wiederholbare Ereignisse. Aber Ramsey
s Ansatz setzt voraus, dass die betreffende Person in Bezug auf ihre subjektiven Wahrscheinlichkeiten vollkommen konsistent sein wird – und auf genau diese Konsistenz ist kein Verlass, wie Ellsber
g gezeigt hat. Ellsberg
s Experiment hat Folgendes demonstriert: Wenn wir von Menschen getroffene Entscheidungen so deuten, dass sie die subjektiven Wahrscheinlichkeiten der betreffenden Person reflektieren, können diese subjektiven Wahrscheinlichkeiten inkonsistent sein.

Doch Ellsberg
s Arbeit sollte erst Jahrzehnte später stattfinden. Bis es so weit war, eröffneten Ramsey
s revolutionäre Ideen die 
offensichtliche und unwiderstehliche Aussicht, eine Wissenschaft der Gesellschaft zu entwickeln, und sie hatten den womöglich einflussreichsten Ökonomen der damaligen Zeit überzeugt: John Maynard Keyne
s. Aber es passierte nichts. Ramsey
s Konzepte über Wahrscheinlichkeit wurden 50 Jahre lang beinahe völlig ignoriert. Aber warum?

Zunächst einmal erschienen Ramsey
s Ideen als ein posthumer Beitrag zur Philosophie der Überzeugungen. Sie wurden von Ökonomen und anderen, die an praktischen Anwendungen einer Wissenschaft der Gesellschaft interessiert waren, nicht gelesen, und Ramse
y war nicht mehr da, um sie weiter verbreiten zu können. Und Ramse
y war seiner Zeit wirklich meilenweit voraus: Die existierenden Theorien und Denker konnten mit seinen Ideen zur Mathematik, Ökonomik und Philosophie erst in den 1960er-Jahren etwas anfangen und sie weiterentwickeln. In den 1920er-Jahren erkannte niemand die wahre Originalität und Bedeutung seiner Arbeit: Sie war zu neuartig, zu schwierig mit bereits vorhandenen Ideen zu verbinden. Auch Ramsey
s Art, seine Arbeit zu präsentieren, war nicht gerade hilfreich: Er verwendete für seine mathematischen Ausführungen eine ungewöhnliche Notation, die auf Bertrand Russel
l zurückging; seine mathematischen Beweise waren knapp, beinahe kryptisch, und die Schlichtheit seiner philosophischen Schriften ließ seine Ideen beinahe als leichtgewichtig und schnodderig erscheinen, nicht als tiefgründig und komplex. Wittgenstein
s Ruf wurde untermauert – vor allem bei Leuten, die keine Ahnung hatten, wovon er redete – durch Formulierungen wie dem bedeutungsschweren letzten Satz des Tractatus
: »Wovon man nicht sprechen kann, darüber muss man schweigen.« Vergleichen Sie das einmal mit Ramsey
s Version: »Was wir nicht sagen können, können wir nicht sagen, und pfeifen können wir es auch nicht.«
[4]


Was die Handvoll Leute in Cambridge angeht, die sich ernsthaft mit Ramsey
s Konzepten zur Wahrscheinlichkeitstheorie beschäftigt hatten: Ihre Aufmerksamkeit wurde abgelenkt durch Keyne
s und Wittgenstei
n, die damals beide in Cambridge waren. Und Keynes
’ Ansichten über Wahrscheinlichkeit hatten sich weiterentwickelt. Die Vorzüge, die er zunächst in Ramsey
s Ideen gesehen hatte, wurden spätestens seit Mitte der 1930er-Jahre überschattet von seine
r Erkenntnis, dass reine, unkalkulierbare Ungewissheiten in der Praxis allgegenwärtig 
sind:

Mit dem Begriff »ungewisses Wissen«, lassen Sie es mich erklären, will ich nicht nur unterscheiden zwischen dem, was mit Sicherheit bekannt ist, und dem, was lediglich wahrscheinlich ist. In diesem Sinne ist an einem Roulettespiel nichts Ungewisses. … Die Bedeutung, in der ich den Begriff verwende, ist die, nach der die Aussicht auf einen Krieg in Europa ungewiss ist, oder der Preis von Kupfer und der Zinssatz in 20 Jahren, oder das Veralten einer neuen Erfindung. … Für solche Fragen gibt es keine wissenschaftliche Grundlage, auf der man zu einer kalkulierbaren Wahrscheinlichkeit kommen könnte. Wir wissen es einfach nicht.
[5]


Diese Worte schrieb Keyne
s 1937, als Erwiderung auf Kritik an seinem Buch Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes
, das fraglos eine der wichtigsten Entwicklungen der Wirtschaftswissenschaften im 20. Jahrhundert darstellt. Mit diesem Werk hat Keyne
s letztlich die moderne Volkswirtschaft erfunden – es ist wahrscheinlich der wichtigste Beitrag zur Ökonomik, seit Adam Smith
s The Wealth of Nations
 (deutsche Ausgabe: Der Wohlstand der Nationen
) erschienen war, über 150 Jahre zuvor. Und so ist es kein Wunder, dass Keyne
s’ ausdrückliche Betonung der großen Bedeutung wirtschaftlicher und politischer Ungewissheit enorm einflussreich war.

Aber nicht einflussreich genug: Die keynesianisch
e Sicht von Ungewissheit ist nicht
 die heute vorherrschende Orthodoxie. Vielmehr haben der Zweite Weltkrieg und seine Nachwehen einen neuerlichen Optimismus hinsichtlich einer Wissenschaft der Gesellschaft genährt. (Ironischerweise mag sogar die keynesianisch
e Wirtschaftslehre diesen Optimismus beflügelt haben, mit ihrem Glauben an die Fähigkeit, die nationale Wirtschaftsleistung eines Landes berechnen und managen zu können.) Freilich war, wie wir in Kapitel 2 gesehen haben, John von Neumann
s und Oskar Morgenstern
s Version einer Wissenschaft der Gesellschaft etwas völlig anderes als die keynesianisch
e Ökonomik: Sie hielten Keyne
s für einen »Scharlatan« und meinten, die Ökonomik müsse von Grund auf neu aufgebaut werden, auf den rigorosen mathematischen Grundlagen der Spieltheorie. Ungewissheit müsse in präzise Zahlen gefasst werden; von Neumann und Morgenster
n hatten keine Zeit für keynesianisch
e
 Launen wie »Wir wissen es einfach nicht«.

Buchstäblich als nachträglichen Einfall verfassten von Neuman
n und Morgenster
n einen Anhang für die zweite Auflage ihrer Theory of Games and Economic Behavior
 (deutsche Ausgabe: Spieltheorie und wirtschaftliches Verhalten
), in dem sie eine mathematische Entscheidungstheorie beschrieben. Sie basierte vollständig auf Ideen, die von Neuman
n auf der Rückseite eines Briefumschlags notiert hatte. Von Neumann
s und Morgenstern
s Theorie geht schlicht davon aus, dass der Entscheider die Wahrscheinlichkeit eines jeden relevanten zukünftigen Ereignisses kennt. Die Arbeit, die Ramse
y über 20 Jahre zuvor gemacht hatte, kannten sie nicht. Es sollte bis 1951 dauern, bis Ramsey
s bahnbrechende Ideen in den USA
 in schriftlicher Form anerkannt wurden – und zwar von Kenneth Arro
w, der ein Genie erkannte, wenn er es sah. Gleichwohl sollte der nächste wichtige Beitrag nicht von Arro
w kommen, sondern von dem Mathematiker Leonard »Jimmie« Savag
e.
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Milton Friedma
n hat Savag
e beschrieben als »einen der wenigen Menschen, die ich kennengelernt habe, die ich ohne Zögern als Genie bezeichnen würde«.
[6]
 Und doch war Savag
e nur durch Zufall Mathematiker geworden: Kurz nachdem er begonnen hatte, an der University of Michigan Chemie-Verfahrenstechnik zu studieren, verursachte er ein Feuer im Chemielabor, weil er extrem schlecht sehen konnte. Daraufhin wurde er der Universität verwiesen. Doch dann gestattete man ihm, zurückzukommen und Mathematik zu studieren, wofür er nicht im Labor arbeiten musste. Kurz nachdem Savag
e seinen Doktorgrad abgeschlossen hatte, fiel seine mathematische Begabung John von Neuman
n an der Princeton University auf, der Savag
e ermutigte, Wahrscheinlichkeit und Statistik zu studieren. Im Jahr 1954 erweiterte Savag
e von Neumann
s Entscheidungstheorie um das Konzept der subjektiven Wahrscheinlichkeit. Savag
e betonte, dass seine Kernideen im Wesentlichen denen von Ramse
y entsprachen, und er wies darauf hin, dass Ramsey
s Arbeit bislang wenig Einfluss entfaltet hatte. Doch inzwischen war die Zeit dafür reif: John von Neumann
s und Morgenstern
s neue Entscheidungstheorie war für Ökonomen und andere Möchtegern-Gesellschaftswissenschaftler unwiderstehlich, weil sie schnell erkannt hatten, dass es für diese Theorie endlose Anwendungen gab, da die ungewisse Zukunft stets mithilfe von subjektiven Wahrscheinlichkeiten 
quantifiziert werden kann.

Der Computer sagt, das kann nicht einfach so passiert sein

Außerhalb der akademischen Welt war eine der wichtigsten Wirkungen der neuen Entscheidungstheorie – der neuen Orthodoxie nach der Arbeit von Savag
e –, dass sie bei zahlengläubigen Menschen den Glauben nährte, man könne die ungewisse Zukunft »managen«, indem man die Wahrscheinlichkeiten zukünftiger Ereignisse erfindet. Da die neue Orthodoxie von Savag
e implizierte, dass subjektive Wahrscheinlichkeiten ebenso valide und legitim seien wie objektive Wahrscheinlichkeiten, die aus beobachteten Häufigkeiten berechnet werden, verwischte sie die Grenze zwischen Glaube und Fakt. Sie ersetzte Keyne
s’ »Wir wissen es einfach nicht« durch beruhigend wirkende numerische Wahrscheinlichkeiten, einen Anschein von wissenschaftlicher Erkenntnis. Dieser Drang zur versicherungsmathematischen Alchemie, mit der das Unberechenbare im Berechenbaren aufgelöst wird, ist am stärksten, wenn alles andere infrage Stehende objektiv und quantitativ erfassbar ist, sodass Ungewissheit die einzige noch verbleibende Hürde auf dem Weg zu einem vermeintlich völlig rationalen mathematischen Entscheidungsprozess ist. Und der Drang zur versicherungsmathematischen Alchemie ist sogar noch stärker, wenn manche Menschen bereit sind, dafür eine Menge Geld auszugeben. Dieser Drang findet seinen Höhepunkt am Aktienmarkt.

Allerdings bleibt noch das Problem, die Wahrscheinlichkeiten zu finden. Am Aktienmarkt sind Statistiken über vergangene Performance der offensichtliche Ausgangspunkt. Es ist klar, dass Aktienkurse nicht konstant bleiben oder einer einfachen Trendlinie folgen. Der nächste Schritt ist also dann, die Entwicklung der Kurse mathematisch zu beschreiben – wie diese Entwicklung statistisch verteilt ist. Und der überaus praktische letzte Schritt ist dann die Annahme, dass die Zukunft der Vergangenheit ähneln wird. Wenn wir annehmen, dass die statistische Verteilung früherer Kurse sich in der Zukunft fortsetzen wird, können wir die Wahrscheinlichkeiten verschiedener zukünftiger Entwicklungen 
der Aktienkurse berechnen und daraus wiederum die beste Allokation für ein Aktienportfolio.

Vielleicht ahnen Sie schon, dass das in der Praxis nicht ganz so glatt funktioniert.

Neben den offensichtlichen Problemen – wie etwa der Annahme, dass die Zukunft der Vergangenheit ähneln wird –, gibt es dabei noch einige technische Schwierigkeiten, mit denen man sich beschäftigen sollte, da ihre Folgen weit gravierender als nur technischer Art sind. Bestimmte Fehler im konventionellen Denken über Ungewissheit führen direkt zu der Schlussfolgerung, dass es mit extrem geringer Wahrscheinlichkeit zu Katastrophen kommt. Zu den Katastrophen, die aufgrund dieser Fehler fahrlässig ignoriert werden, zählen solche an den Finanzmärkten und in Bezug auf das globale Klima.

Das konventionelle Denken über Ungewissheit basiert auf der Annahme, dass ungewisse Phänomene einem vertrauten Muster folgen, das in der Natur häufig zu finden ist, nämlich einer Normalverteilung. (Diese Verteilung ist so natürlich und vertraut, dass Statistiker sie aus genau diesem Grunde als Normal
verteilung bezeichnen.) So folgt zum Beispiel die Körpergröße von Menschen einer Normalverteilung. Es gibt eine typische – oder durchschnittliche – Körpergröße, und die Anzahl der Menschen mit anderen Größen nimmt ab, je weiter wir uns von diesem Durchschnittswert entfernen. Wenn wir diese Beobachtungen als Kurve auftragen, mit der Körpergröße entlang der horizontalen Achse und der entsprechenden Anzahl Menschen entlang der vertikalen Achse, ergibt sich eine Kurve durch die Datenpunkte, die einer Glocke gleicht – im Englischen wird eine solche Verteilung daher als »bell curve« bezeichnet. Es ist ja nicht nur so, dass ungewöhnlich große oder kleine Menschen selten vorkommen, sondern sehr selten, während extrem große oder kleine Menschen extrem selten sind. Die Wahrscheinlichkeit, einem Menschen einer bestimmten Körpergröße zu begegnen, sinkt immer schneller, je weiter wir uns von der Durchschnittsgröße entfernern. Abhängig davon, welche Annahmen wir über die heutige Weltbevölkerung treffen, ist ein Mensch im Durchschnitt etwa 1,67 Meter groß. Die Wahrscheinlichkeit, 10 Zentimeter größer als der Durchschnitt zu sein (also 1,77 Meter), liegt bei etwa 1 zu 6,3. Die Wahrscheinlichkeit, 20 Zentimeter größer zu sein (1,87 Meter), 
beträgt etwa 1 zu 44. Die Wahrscheinlichkeit hat deutlich abgenommen, aber um einen Faktor von kleiner als 7, bei einer um 10 Zentimeter höheren Körpergröße. Wenn wir allerdings ein anderes 10-Zentimeter-Intervall der Körpergröße betrachten, nämlich die Zunahme von 2,17 auf 2,27 Meter, fällt entsprechend die Wahrscheinlichkeit von 1 zu 3,5 Millionen auf 1 zu 1000 Millionen – das ist ein Rückgang der Wahrscheinlichkeit um das 286-Fache.
[7]
 An den beiden Enden der Normalverteilungskurve nimmt die Wahrscheinlichkeit von »unglaublich selten« auf »praktisch nie« ab. Was uns zu den 25-​Standardabweichungen-Ereignissen zurückbringt, von denen der Goldman-Sachs-CFO
 im August 2007 sprach.

Die Bankanalysten und ihre Computermodelle gingen davon aus, dass die Kursentwicklung an den Finanzmärkten einer Normalverteilung folgt. Eine Standardabweichung ist die Entfernung vom Durchschnitt, von der Mitte der Normalverteilungskurve; Ereignisse mit 25 Standardabweichungen sind sehr
 weit von dieser Mitte entfernt und sollten daher eigentlich in der Geschichte des Universums seltener als einmal auftreten. Ereignisse mit extremen Folgen, die völlig unerwartet auftreten (obwohl sie im Rückblick durchaus vorsehbar aussehen können), sind von Nassim Nicholas Tale
b als Schwarze Schwäne
 bezeichnet worden. Tale
b ist ein Mathematiker und ehemaliger Hedgefondsmanager mit libanesischen Wurzeln. Das auf der Normalverteilung beruhende Denken geht im Wesentlichen davon aus, dass die Möglichkeit von Schwarzen Schwänen ignoriert werden kann, da sie nie auftreten werden.

Die Leute von Goldman Sachs waren nicht die einzigen, die in Normalverteilungen dachten. Diese Orthodoxie dominiert die Finanzbranche und ist wiederholt von Aufsichtsbehörden als Grundlage für die Einschätzung von Risiken genehmigt worden. Die globale Finanzkrise, die 2007 ihren Anfang nahm, hat Banken und ihre Aufsichtsbehörden keineswegs dazu veranlasst, ihr Normalverteilungsdenken aufzugeben, obwohl die Ereignisse dieser Zeit schwerlich als noch nie da gewesene »Ausreißer« abgetan werden können. Zwei Jahrzehnte zuvor, am 19. Oktober 1987 – einem Tag, der als »Black Monday« in die Finanzgeschichte einging –, war der Aktienmarkt um beinahe 30 Prozent abgestürzt. Bei einer Normalverteilung der Risiken würde die Wahrscheinlichkeit eines solchen Crashs bei etwa 1 zu 10
46
 liegen (einer 10 mit 45 Nullen). Das Gleiche gilt für die Kursstürze während der Krise an den ostasiatischen Finanzmärkten im Jahr 1997 und die Dotcom-Blase. Ereignisse, zu denen es laut Finanztheorie nie kommen wird, passieren immer wieder. Warum verlassen wir uns also nach wie vor auf diese Theorie?

Die Vorstellung, dass wir, obwohl wir irgendeine Zahl noch nicht kennen, ihren durchschnittlichen oder typischen Wert schätzen können, ist ebenso verlockend wie beruhigend. Und sicherlich sind außergewöhnlich niedrige oder hohe Zahlen sehr unwahrscheinlich, da sie eine Serie von außergewöhnlichen Gründen oder Ursachen erfordern würden, um herbeigeführt zu werden. Diese Logik – der »gesunde Menschenverstand« – stützt das Normalverteilungsdenken. Es gibt zweierlei Situationen, in denen sie gut funktioniert. Erstens in der Natur, wenn immanente oder systemische Einschränkungen – etwa die Schwerkraft – große Extreme praktisch unmöglich machen. Es gibt grundlegende Merkmale des menschlichen Körperbaus, die erklären, warum noch nie ein Mensch drei Meter groß oder 150 Jahre alt geworden ist. Das ist nicht nur Zufall. Solche natürlichen Grenzen sind überall in der Natur zu beobachten. Und im größten Teil unserer evolutionären Geschichte hatten wir es mit Risiken zu tun, die ihren Ursprung in der natürlichen Welt hatten, nicht in einer menschlichen Gesellschaft, sodass der Mensch sich im Laufe seiner Entwicklung das vereinfachte Normalverteilungsdenken zu eigen gemacht haben mag, weil es sich als eine im Allgemeinen zuverlässige Überlebensstrategie in einer natürlichen Umgebung erwiesen hat.

Eine weitere korrekte Anwendung von Normalverteilungsdenken ist, wenn echte Zufallsereignisse wiederholt auftreten. In der wirklichen Welt kommt das nur bei Glücksspielen vor. Wenn eine Münze viele Male neutral geworfen wird, ist das wahrscheinlichste Ergebnis, dass Kopf und Zahl gleich häufig kommen. Etwas weniger wahrscheinlich ist, dass Kopf einmal häufiger vorkommt als Zahl, und umgekehrt. Noch etwas weniger wahrscheinlich ist Kopf zweimal häufiger als Zahl und so weiter. Der im 18. Jahrhundert lebende französische Mathematiker Abraham de Moivr
e hat als Erster erkannt, dass solche wiederholten Zufallsereignisse eine Normalverteilung generieren.
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Die Probleme fangen an, wenn wir solche Konzepte auf die falschen Situationen übertragen. Auch hier spielte Jimmie Savag
e
 eine Schlüsselrolle. Er hatte die Arbeit von Louis Bachelie
r wiederentdeckt, einem obskuren französischen Mathematiker, der im Jahr 1900 eine »Theorie der Spekulation« veröffentlicht hatte, der zufolge die Kurse an den Finanzmärkten völlig zufällig schwanken. Savag
e war der Erste, der Bachelier
s Theorie ins Englische übersetzte. Bachelier
s Ideen fanden breitere Beachtung, als in den 1960er-Jahren die »Markteffizienzhypothese« aufkam. Nach dieser Hypothese (die auch heute noch eine Hypothese ist, da es nach wie vor keine überzeugenden Belege für ihre Richtigkeit gibt) reflektiert zu jedem beliebigen Zeitpunkt
 der Kurs einer Aktie alle
 für deren Kurs relevanten Informationen. Das beruht auf der Annahme, dass Märkte völlig frei seien und die an ihnen agierenden Käufer und Verkäufer hyperrational und allwissend. Wenn alle relevanten Informationen bereits eingepreist sind, müssen kurzfristige Schwankungen der Aktienkurse zufällig sein und die vielen individuellen und voneinander unabhängigen Kauf- und Verkaufsaktionen reflektieren – ganz ähnlich wie wiederholte Münzwürfe. Angesichts dieser Illusion über die Kurse an Finanzmärkten ist die Normalverteilungskurve das offensichtliche Werkzeug, um die Ungewissheiten zu beschreiben – ganz so, wie sie auch die Ergebnisse von tatsächlichen Münzwürfen beschreiben kann. Als 1999 die US
-Banken dereguliert wurden (mit der Aufhebung des Glass-Steagall Act, der während der Weltwirtschaftskrise verabschiedet worden war, um zu verhindern, dass Banken mit Spareinlagen ihrer Kunden auf eigene Rechnung spekulierten), geschah das ausdrücklich unter Berufung auf die Markteffizienzhypothese. Man verließ sich so felsenfest darauf, dass die Computermodelle die »Ungewissheiten managen« würden, dass ihnen die automatisierte Kontrolle über den Handel mit Aktien übertragen wurde. Jegliches menschliche Eingreifen wurde möglichst weitgehend eliminiert, um Fehler auszuschließen.

Ein einfacher Grund, warum wir nach wie vor an solchen Vorstellungen festhalten, ist die Aussicht auf die Alternative. Eine auf Normalverteilungen basierende Analyse lässt sich mit relativ einfachen mathematischen Verfahren durchführen, und das Risiko von extremen Ereignissen kann letztlich mit einer einzigen Zahl ausgedrückt werden – der Standardabweichung, die beschreibt, ob die Glocke der Normalverteilungskurve hoch und schmal oder flach 
und breit ist. Die Alternative macht höllisch komplizierte mathematische Verfahren notwendig, die kaum bessere Ergebnisse liefern: Selbst mit solchen komplizierten Verfahren kann das Risiko eines Schwarzen Schwans nicht mit einer einzigen Zahl ausgedrückt werden. De facto gibt es logische Grenzen, inwieweit solche Risiken überhaupt berechnet werden können.

»Es ist wie ein gewaltiges Erdbeben«

Das sagte Kirsty McCluske
y, eine Börsenhändlerin der großen Investmentbank Lehman Brothers, an dem Tag, als die Bank pleiteging.
[8]
 Und dieser Vergleich ist durchaus angebracht, da sowohl das Risiko eines Erdbebens als auch der Finanzkrise, die Lehman Brothers in den Abgrund riss, sich mit den gleichen mathematischen Verfahren beschreiben lässt. Das Ergebnis sind nicht die »Wird nie passieren«-Ereignisse am Ende einer Normalverteilungskurve, sondern eine »exponentielle« oder »fraktale« Häufigkeitsverteilung von Ereignissen. Keine Sorge: Obwohl ein großer Teil der zugrunde liegenden Mathematik einen Doktorgrad erfordert, sind die fundamentalen Konzepte relativ einfach zu verstehen. In manchen Teilen der Welt ist die Erdbebenaktivität beinahe konstant, aber auf einem sehr niedrigen Niveau, für Menschen kaum wahrnehmbar. Dann kommt es hin und wieder zu einem großen Erdbeben, das sehr viel stärker ist als diese Hintergrundaktivität. Dann sprechen wir nicht von einem »normalen« oder »durchschnittlichen« Erdbeben, weil es völlig sinnlos wäre – geradezu albern –, die Stärke solcher seltenen Erdbeben zu der Vielzahl an Hintergrundaktivitäten zu addieren, um die durchschnittliche Intensität eines Erbebens zu berechnen. Was die meisten von uns ein »Erdbeben« nennen, kommt zu selten vor, als dass seine durchschnittliche Stärke eine nützliche Zahl sein könnte. Die Schlussfolgerung, dass es keine »normale« oder »natürliche« Größe für bestimmte ungewisse Phänomene wie Erdbeben gibt, ist tiefgründiger, als es auf den ersten Blick erscheinen mag.

Was ist die natürliche Größe einer Schneeflocke? Ihre instinktive Reaktion, dies sei eine alberne Frage, ist richtig. Wenn es eine Antwort gäbe, wäre sie sicherlich in den physischen Eigenschaften einer Schneeflocke zu erkennen. Aber wenn wir uns Schneeflocken 
durch eine Lupe genau ansehen, erkennen wir eine andere Art von Eigenschaft. Schneeflocken werden von Physikern als »skaleninvariant« oder »skalenunabhängig« bezeichnet, da ihre Kristallstruktur sich immer gleicht, ganz gleich, wie sehr wir sie vergrößern. Schneeflocken sind ein Beispiel für ein Phänomen, das der Mathematiker Benoît Mandelbro
t »Fraktale« genannt hat – das sind Strukturen ohne natürliche oder normale Größe, die in unterschiedlichen Größenordnungen wiederkehren. (Ein weiteres Beispiel sind Bäume: Das Muster von Ästen und Zweigen gleicht dem Muster der Blätter an einem Zweig und auch dem Muster der winzigen Haargefäße in einem Blatt.) Mandelbro
t fiel auf, dass auch die Kursentwicklungen an den Finanzmärkten diese Eigenschaft haben: Eine Kurve der Entwicklung von Börsenkursen über einen Zeitraum, etwa ein Aktien- oder Marktindex, wird immer ähnlich aussehen, ganz unabhängig davon, ob der betrachtete Zeitraum ein paar Sekunden, mehrere Jahrzehnte oder irgendetwas dazwischen ist. Das gilt auch für grafische Darstellungen von Erdbebenaktivitäten.

Skaleninvarianz entsteht, wenn es keine inhärenten systemischen Grenzen gibt, die extreme Ereignisse oder Veränderungen verhindern. Im Gegensatz zur Körpergröße, dem Gewicht oder der Lebenserwartung von Menschen und den meisten Tieren gibt es praktisch keine physischen Grenzen für die Stärke eines Erdbebens. Bei fraktalen Verteilungen gibt es lediglich eine grundlegende Beziehung, die beschreibt, inwieweit große Ereignisse oder Veränderungen weniger wahrscheinlich sind als kleine. Wenn die Stärke von Erdbeben sich verdoppelt, werden sie etwa viermal weniger wahrscheinlich.
[9]
 Skalenunabhängigkeit bedeutet jedoch, dass diese Beziehung immer
 gilt: Sie verändert sich nicht mit der Stärke des Erdbebens. Im Gegensatz zu normalverteilten Phänomenen wie der menschlichen Körpergröße geht die Wahrscheinlichkeit mit einer konstanten Rate zurück: Sie nimmt nicht schneller ab, wenn wir extreme Ereignisse betrachten. Dieses technische Detail spielt eine entscheidende Rolle, da es impliziert, dass bei fraktalen Häufigkeitsverteilungen extreme Ereignisse realistische, wenn auch sehr unwahrscheinliche Möglichkeiten sind. Es sind keine Ereignisse, die »in der Geschichte des Universums nie passieren«, wie sie an den Extremen einer Normalverteilungskurve zu finden sind.

Zurück in der Welt der Finanzen lassen einschlägige Studien vermuten, dass folgende Beziehung existiert: Wenn das Ausmaß der Veränderung im Kurs eines Aktienindex sich verdoppelt, wird sie etwa um das Achtfache seltener. Doch dies ist keine besonders nützliche Erkenntnis; sie macht es ebenso wenig möglich, den Zeitpunkt eines Crashs am Aktienmarkt vorherzusagen, wie wir den Zeitpunkt eines Erdbebens vorhersagen können. Die Beziehung basiert auf Daten aus der Vergangenheit, und wir können nicht davon ausgehen, dass sie auch in Zukunft gelten wird. Und es gibt noch ein fundamentaleres Problem. Obwohl wir uns inzwischen vom Normalverteilungsdenken verabschiedet haben, versuchen wir immer noch, die Wahrscheinlichkeit von extrem gravierenden, extrem seltenen Ereignissen aufgrund von Daten aus der Vergangenheit einzuschätzen. Um jedoch die Häufigkeit von extrem selten auftretenden Ereignissen zu schätzen, brauchen wir eine extrem große Zahl an Beobachtungen. Im Fall der Aktienmärkte ist es über Jahrzehnte nur zu wenigen Abstürzen gekommen, was bedeutet, dass wir viel zu wenige Datenpunkte haben, um die Wahrscheinlichkeit künftiger Abstürze einigermaßen zuverlässig einschätzen zu können. Die Lektionen des Anwendens von mandelbrotsche
r Mathematik auf die Aktienmärkte sind allesamt negativ: Die Wahrscheinlichkeit der Kursentwicklungen, die wir am dringendsten wissen wollen (nämlich der extremen), lässt sich nicht berechnen; und wir können das jahrzehntelange Ausbleiben eines Marktcrashs nicht als Beweis dafür werten, dass Normalverteilungsdenken letztlich doch funktioniert. Diese Lektionen sind wertvoll – aber nicht so wertvoll, dass Menschen eine Karriere damit machen wollen, sie Investoren zu erklären. Die auf Normalverteilungsdenken beruhenden Selbsttäuschungen des »Risikomanagements« haben sich als deutlich lukrativer erwiesen.

Laut den Behauptungen von Risikomanagern und ihrer Modelle im Vorfeld der Finanzkrise waren diverse undurchsichtige, auf dem Immobilienmarkt basierende Finanzprodukte sichere Geldanlagen: Die Modelle warfen aus, dass ein Rückgang der Immobilienpreise um mehr als 20 Prozent so unwahrscheinlich wäre, dass er nur »weniger als einmal in der Geschichte des Universums« passieren könne. Doch die Leute, die solche Produkte verkauften, mussten wissen, dass ein Rückgang der Immobilienpreise um 20 Prozent eine realistische Möglichkeit war – vielleicht unwahrscheinlich, aber keineswegs eine so niedrige Wahrscheinlichkeit, 
dass es »nie passieren« konnte.
[10]
 Die offensichtliche Erklärung für ihre vorsätzliche Realitätsblindheit ist kaum zu bestreiten: Gier.

Gier wirkt auch noch auf andere, subtilere Arten. Manche Menschen werden Ihnen viel Geld zahlen, wenn Sie ihnen anbieten, die eingegangenen finanziellen Risiken zu berechnen und zu managen. Hoffentlich merken sie nicht, dass Sie dieses Kunststück nur vollbringen können, indem Sie »Risiko« umdefinieren. Diese Neudefinition von Risiko begann, als Harry Markowit
z, ein Student an der University of Chicago, vor einem Termin mit seinem Professor warten musste, um mit ihm das Thema seiner Doktorarbeit zu besprechen. Neben ihm im Wartezimmer saß ein Aktienmakler, mit dem Markowit
z ins Gespräch kam.
[11]
 Diese zufällige Unterhaltung führte dazu, dass Markowit
z 1952 eine Arbeit veröffentlichte, die auf Normalverteilungsdenken beruhte und (über 20 Jahre später) zur Grundlage der Orthodoxie des finanziellen Risikomanagements wurde. Unser alltägliches Verständnis von finanziellen Risiken ist klar: die Möglichkeit, Geld zu verlieren. Die moderne finanzielle Orthodoxie definiert Risiko dagegen als Volatilität
 (Schwankungsanfälligkeit). Ein nichtvolatiles Investment ist daher eine nichtriskante oder »sichere« Geldanlage – obwohl seine moderaten Schwankungen durchweg größer und häufiger nach unten gerichtet sein können, sodass sie damit trotzdem Geld verlieren.

Natürlich können wir Entscheidungstheorikern und -forschern nicht die Gier und das Wunschdenken von Bankern, Finanzökonomen und anderen zum Vorwurf machen, die annehmen, dass Ungewissheiten immer mithilfe einer Normalverteilungskurve dargestellt werden können. Doch Savage
s Anhänger sind tatsächlich
 für die solchen Vorstellungen zugrunde liegende Idee verantwortlich, dass das Verwandeln von reiner Ungewissheit in numerische Wahrscheinlichkeit eine Art Alchemie ist, mit der sich die beste Entscheidung hervorbringen lässt. Es war genau diese Idee, die Daniel Ellsber
g ablehnte.

»Call in the Plumbers«

Die akademische Begabung von Daniel Ellsber
g war schon in seiner Kindheit offensichtlich. Doch ihm lag mehr am Klavierspiel – und 
seiner Mutter lag noch mehr daran, dass er eine Laufbahn als Musiker verfolgte. Am 4. Juli 1946 waren der 15-jährige Dan, seine Schwester und seine Eltern auf dem Weg zu einer Feier in Denver und fuhren inmitten von Getreidefeldern durch Iowa. Auch am Vortag waren sie schon den ganzen Tag gefahren. Sie kamen zu spät in der Unterkunft an, wo sie übernachten wollten, sodass ihre Reservierung storniert und das Zimmer schon anderweitig vergeben war. Also übernachtete die Familie im Auto und unter freiem Himmel, in den Dünen am Lake Michigan. Dans Vater konnte kaum schlafen und war schon am Anfang einer weiteren ganztägigen Autofahrt völlig übermüdet. Kurz nach dem Mittagessen schlief er am Lenkrad ein. Das Auto krachte gegen eine Mauer, Dan
s Mutter und seine Schwester waren sofort tot.
[12]
 Nachdem seine Mutter gestorben war, verliefen Dans musikalische Ambitionen bald im Sande. Doch die Musik hatte ihn geprägt: Daniel Ellsber
g war keineswegs der engstirnige Militärstratege, den man vielleicht angesichts der Stationen seines Lebenslaufs – Harvard University, US
 Marine Corps, wieder Harvard, RAND
 Corporation – hätte erwarten können.

Als e
r nach seinem Dienst als Marineinfanterieoffizier als junger Akademiker an die Harvard University zurückkehrte, fragte er sich, ob er den Großteil seines Stipendiums darauf verwenden sollte, sämtliche Klaviersonaten Beethovens spielen zu lernen, anstatt Wirtschaftswissenschaften zu studieren. Auch außerhalb der Musik zeigte Ellsber
g bei allem, was er tat, hervorragende Leistungen. Er war in viel geringerem Maße Computerfreak als seine Harvard-Kommilitonen und RAND
-Kollegen. Den meisten Berichten zufolge war er ein arroganter, egoistischer Schürzenjäger und Partygänger, wusste aber auch, wie er Interesse an seiner akademischen Arbeit wecken konnte. Ellsber
g arbeitete mit Thomas Schellin
g daran, die Spieltheorie auf nukleare Strategien anzuwenden. Er gab einer seiner Vorlesungen den provokanten Titel »The Political Uses of Madness« (»Die politischen Anwendungen von Wahnsinn«) und argumentierte darin, Hitler sei ein erfolgreicher Erpresser gewesen, weil er sich »in überzeugender Weise [als] wahnsinnig« dargestellt habe.
[13]
 Ellsber
g erklärte seine Ideen Henry Kissinge
r, der damals ebenfalls an der Harvard University war; später fungierte Kissinge
r als Berater Nixon
s, der über seine »madman theory« prahlte, in Vietnam Krieg zu führen.

Selbst Zeitgenossen, die Ellsber
g
 schwierig fanden, lobten seinen Intellekt. Die talentiertesten unter ihnen empfanden es als Privileg, mit ihm arbeiten zu können: Schellin
g hielt Ellsber
g für »einen der intelligentesten Menschen, die ich jemals kennengelernt habe«. Aber häufig fiel es Ellsber
g schwer, eine akademische Arbeit abzuschließen, sie zu Papier zu bringen. Er ließ sich zu leicht von neuen Interessen ablenken, akademischen und anderen. Nach der Spieltheorie wandte er sich dem neu entstehenden Gebiet der mathematischen Entscheidungstheorie zu, für die Jimmie Savage
s Arbeit den aktuellen Erkenntnisstand verkörperte. Die sich abzeichnende Orthodoxie der Entscheidungstheorie begann mit einigen abstrakten mathematischen Annahmen (sogenannten »Axiomen«) über Rationalität. Daraus leitet die Theorie Schlussfolgerungen darüber ab, wie ein rationaler Entscheider sich in beliebigen Entscheidungskontexten unter Berücksichtigung seiner vorhandenen Überzeugungen entscheiden sollte. Die Logik der Theorie kann auch umgekehrt eingesetzt werden: Aus einigen Informationen darüber, wie sich eine Person tatsächlich
 entschieden hat, können deren Überzeugungen abgeleitet werden – vorausgesetzt, dass ihre Entscheidungen »rational« sind in dem Sinne, wie es die Theorie definiert. Wenn also jemand bei dem von Ellsber
g beschriebenen Experiment bei der Auswahl zwischen Urne 1 und Urne 2 sich für Urne 2 entscheidet, kann daraus gefolgert werden, dass diese Person glaubt, Urne 2 enthalte mehr Kugeln derjenigen Farbe, auf die der Preis ausgesetzt ist.

Oder auch nicht, wie Ellsber
g in seiner bahnbrechenden, 1961 veröffentlichten Arbeit »Risk, Ambiguity and the Savag
e Axioms« (»Risiko, Mehrdeutigkeit und die Savag
e-Axiome«) schrieb, mit der er sein Experiment der Welt vorstellte.
[14]
 Darin argumentierte er, dass eine Person, die aufgefordert wird, eine Kugel aus einer Urne mit einer unbekannten Mischung aus roten und schwarzen Kugeln zu ziehen, Rot und Schwarz keine
 numerischen Wahrscheinlichkeiten zuschreibt oder ihre eigenen subjektiven Wahrscheinlichkeiten erfindet. Ihre erste Reaktion sei vielmehr, eine solche reine Ungewissheit von vornherein zu meiden – und sich daher für die andere Urne zu entscheiden, deren Mischungsverhältnis zwischen Rot und Schwarz sie kennt. Generell versuchen wir in allen Lebenslagen, reine Ungewissheit zu vermeiden: Wir zögern, eine Entscheidung zu treffen, wenn wir keinerlei 
Information über die relativen Wahrscheinlichkeiten der verschiedenen denkbaren Folgen haben (außer natürlich, die Entscheidung ist trivial – dann ist uns das Ergebnis ziemlich egal).

Doch von Anfang an leistete die orthodoxe Entscheidungstheorie einen doppelten Dienst. Sie nahm für sich in Anspruch zu beschreiben, wie Menschen sich entscheiden sollten und
 wie sie sich tatsächlich entscheiden. Die offensichtliche Möglichkeit, dass diese beiden sich unterscheiden könnten, wurde verschleiert durch eine selbstreferenzielle Anwendung der Idee, dass die Menschen rational seien: Rationale Menschen entscheiden sich tatsächlich so, wie die Theorie es erwarten lässt – da die Theorie definiert, was als rationales Verhalten gilt. Dieser Trick war hilfreich, um die Kritiker im Zaum zu halten (und auch viele Ökonomik-Lehrbücher des 21. Jahrhunderts weichen diesem Problem nach wie vor aus). Natürlich wussten Insider wie Ellsber
g und Savag
e nur allzu gut, dass eine Theorie darüber, wie Menschen sich entscheiden, nicht unbedingt mit ihrem tatsächlichen Verhalten übereinstimmen muss. Tatsächlich hatte Savag
e spätestens 1961 akzeptiert, dass Menschen häufig Entscheidungen treffen, die nicht der Theorie entsprechen. Der Schwerpunkt der Debatte hatte sich daher verlagert auf die Frage, ob die Theorie überzeugende Gründe dafür liefern könne, wie rationale Menschen sich entscheiden sollten
. Ellsber
g wusste also: Wenn sein Experiment lediglich zeigte, dass Normalbürger Entscheidungen treffen, die mit der Theorie unvereinbar sind, würden die Unterstützer der Savag
e-Orthodoxie darauf nur antworten: »Ja und?«

Daher entschloss sich Ellsber
g, anstatt normale Bürger zu bitten, an seinem Experiment teilzunehmen, sich an Unterstützer der Savag
e-Orthodoxie – Akademiker und Doktoranden, die an Fragen der Entscheidungstheorie arbeiteten – zu wenden. Und wenn sie dabei – wie es bei den meisten der Fall war – Entscheidungen trafen, die im Widerspruch zur Anwendung von Wahrscheinlichkeiten standen, erklärte Ellsber
g ihnen ihren »Fehler« und fragte sie, ob sie ihre Entscheidung überdenken wollten. Aber die meisten wollten das nicht: Sie blieben bei ihrer ursprünglichen Entscheidung und stellten sich damit gegen Savage
s Theorie, selbst nachdem sie Gelegenheit hatten, ihre Entscheidung zu reflektieren und sie zu ändern. (Laut Ellsber
g war Savag
e selbst einer von diesen »uneinsichtigen Dissidenten« gegen seine eigene Theorie, aber 
bislang sind keine unabhängigen Belege aufgetaucht, die Ellsberg
s Geschichte bestätigen könnten.
[15]
) Die Lektion daraus war klar: Es ist absurd, selbst dann darauf zu bestehen, dass ein rationaler Entscheider angesichts von Ungewissheit Wahrscheinlichkeiten erfinden muss, wenn sogar Unterstützer dieser Theorie sie in der Praxis selbst nicht befolgen, obwohl sie ausreichend Gelegenheit haben, ihre Entscheidung zu überdenken.

Ellsberg
s Strategie, Anhänger der orthodoxen Entscheidungstheorie dazu zu bringen, Entscheidungen zu treffen, die damit unvereinbar sind, war clever – vielleicht sogar zu clever. Er ließ den Verteidigern der Orthodoxie keine Rechtfertigung, keine Ausflucht, keine Möglichkeit, ihr Gesicht zu wahren. Was ihnen nur einen Ausweg ließ: das Ellsber
g-Paradoxon komplett zu ignorieren. Ellsber
g selbst machte ihnen das leicht, weil sein ruheloser Verstand sich bereits anderen Dingen zugewandt hatte. Als »Risk, Ambiguity and the Savag
e Axioms« veröffentlicht wurde, fungierte Ellsber
g als Berater des US
-Verteidigungsministeriums und des Weißen Hauses. Im Jahr 1961 entwarf er für die Joint Chiefs of Staff die Richtlinie über den Operationsplan eines nicht näher definierten Atomkriegs; und so ist es kein Wunder, dass er im Jahr darauf mit der Kubakrise beschäftigt war. Was die Verbreitung seiner Ideen in akademischen Kreisen angeht, war Ellsber
g praktisch auf Tauchstation gegangen. Er hatte sich auf die eine oder andere Art auf den Vietnamkrieg fixiert. Nachdem er an Plänen gearbeitet hatte, das US
-Engagement in Vietnam auszuweiten, lebte Ellsber
g zwei Jahre in Saigon und kehrte dann zu RAND
 zurück, um dort an einer streng geheimen Auswertung der US
-Entscheidungsprozesse in Bezug auf Vietnam zu arbeiten. Und dann passierte es.

Ellsber
g verwandelte sich vom Falken zum Whistleblower. Durch seine Arbeit bei RAND
 war er zu der Überzeugung gelangt, dass die US
-Regierung ihre militärischen Operationen in Vietnam ohne Zustimmung des Kongresses ausgeweitet und die Öffentlichkeit über ihre wahren Absichten getäuscht habe. Ellsber
g verbrachte viele Stunden damit, heimlich Fotokopien der 7000 Seiten umfassenden Auswertung zu machen (er brachte seinen 13-jährigen Sohn Robert mit, um ihm dabei zu helfen). Nachdem es Ellsber
g 1971 nicht gelungen war, die Senatoren im Foreign Relations Committee (Ausschuss des US
-Senats zur Außenpolitik) davon zu überzeugen, den Bericht zu veröffentlichen, schickte er ihn an 
19 Zeitungsredaktionen. Nachdem der Bericht – der später als »Pentagon Papers« bekannt wurde – veröffentlicht worden war, stellte er sich der Polizei. Er musste damit rechnen, wegen Spionage angeklagt und zu einer Gefängnisstrafe von bis zu 115 Jahren verurteilt zu werden. Aber dann traten die sogenannten »Plumbers« auf den Plan – und retteten ihn, ohne es zu wollen.

Die Plumbers waren eine bunte Truppe von Ex-CIA
-Agenten, Freunde von Freunden von Richard Nixo
n, die bei dem Versuch, belastendes Material gegen Feinde von Nixon zu beschaffen, kriminelle Methoden einsetzten (indem sie zum Beispiel in die Praxis des früheren Psychoanalytikers von Daniel Ellsber
g einbrachen). Sobald klar war, dass die Anklage gegen Ellsberg auf groben Verfehlungen der Regierung und illegaler Beschaffung von Beweismaterial basierte, ließ der Richter sämtliche Anklagepunkte fallen. Ellsber
g musste nicht hinter Gitter, hatte jedoch in aller Welt einen zweifelhaften Ruf erlangt, wie ein 1970er-Jahre-Vorgänger von Julian Assang
e und Edward Snowde
n. Dieser traurige Ruhm lieferte den Entscheidungstheorikern eine weitere Ausrede – sofern sie denn überhaupt eine brauchten –, um das Ellsber
g-Paradoxon noch etwas länger ignorieren zu können.

Fünf Schwarze Schwäne und Nobelpreise

Unterdessen verbanden sich Normalverteilungsdenken und die Markteffizienzhypothese zu einer neu entstehenden Orthodoxie und der Behauptung, dass die Ungewissheit an Finanzmärkten gebändigt oder gar völlig neutralisiert werden könne. In der akademischen Welt kulminierte diese Entwicklung damit, dass fünf Wirtschaftsnobelpreise Finanzökonomen zugesprochen wurden: Drei im Jahr 1990 (sie gingen an Harry Markowit
z und zwei andere, die seine Arbeit fortgeführt hatten) und zwei weitere im Jahr 1997, für Robert Merto
n und Myron Schole
s. An den Finanzmärkten führte die Kulmination der Idee, dass Ungewissheit neutralisiert werden könne, zum Entstehen von Hedgefonds, die behaupteten, genau das zu tun. Merto
n und Schole
s praktizierten, was sie predigten, und betätigten sich als hochrangige Manager des Hedgefonds LongTerm Capital Management. LTCM
 machte zunächst riesige Profite, aber mit seiner Anlagestrategie ignorierte der Hedgefonds die Möglichkeit von Schwarzen Schwänen. Als einer auftauchte, in Form eines großen 
Zahlungsausfalls mit anschließender Währungsabwertung aufseiten der russischen Regierung, ging LTCM
 pleite. Das war 1998 – nur ein Jahr, nachdem Merto
n und Schole
s den Wirtschaftsnobelpreis gewonnen hatten.

Leider sind jedoch die meisten Finanzökonomen und Banker, wenn es um ihre Blindheit für die Probleme des orthodoxen Denkens über Ungewissheit geht, Wiederholungstäter. In der jüngeren Finanzgeschichte wurde diese Orthodoxie 1987 durch den Black Monday infrage gestellt, später dann durch den Zusammenbruch von LTCM
, die Dotcom-Blase und die Finanzkrise, die 2007 begann (um nur die offenkundigsten Herausforderungen zu nennen). Bei jedem dieser Fälle war die Reaktion meistenteils Schweigen – oder der Einwand, da solche Ereignisse ja Schwarze Schwäne seien, man von niemandem habe erwarten können, sie kommen zu sehen. Kaum jemals wurde eingeräumt, dass wir ein neues Denken über Ungewissheit brauchen, das ausdrücklich die Möglichkeit von Schwarzen Schwänen mit einbezieht und anerkennt, dass wir – da ihrem Wesen nach keine Hoffnung besteht, sie vorhersehen zu können – Vorkehrungen treffen müssen, um mit den Folgen fertigzuwerden, wenn unerwartet einer auftaucht.

Das größte Hindernis, das der Ablösung der alten Orthodoxie im Wege steht, besteht in unserer tief sitzenden Abneigung, angesichts von Ungewissheit die Grenzen unseres Wissens anzuerkennen, und in unserem daraus folgenden hartnäckigen Glauben, Ungewissheit quantifizieren zu können. Wir haben bereits festgestellt, dass es verlockend ist, das Normalverteilungsdenken den schwer errungenen, aber dürftigen Vorzügen der mandelbrotsche
n Mathematik vorzuziehen. Etwas allgemeiner ausgedrückt: Die Vorstellung, wir könnten Ungewissheit auf eine einzige Zahl, eine Wahrscheinlichkeit, reduzieren, spricht unser Bedürfnis nach Einfachheit, Sicherheit und Stabilität an. Ungewissheit kann, sobald sie mit dieser einen Zahl erfasst wurde, scheinbar beherrscht werden. Und wir können uns entscheiden, wie viel Risiko wir tolerieren wollen.

Mit dem Wunsch, unser Schicksal bestimmen zu wollen, geht eine Reihe von Überzeugungen einher, die uns glauben machen, das sei tatsächlich möglich. Viele Menschen haben die tief sitzende, kaum bewusste Überzeugung, dass es in der Geschichte stabile Muster gibt, die sich in die Zukunft hinein fortsetzen werden. Diese Überzeugung verbindet 
sich mit der Art, wie wir die meisten Dinge in Form von Erzählungen und Geschichten verstehen. Die Zukunft als eine sich aus der Gegenwart entwickelnde Geschichte zu sehen, ist nicht nur eine Art, in Ungewissheit einen »Sinn zu erkennen« und auf diese Weise Zweifel durch Erklärung zu ersetzen; zudem ist es kognitiv einfacher. Bekanntlich hat der Romancier E. M. Forste
r einer einfachen Aufzählung von Fakten – »Der König starb und die Königin starb« – eine Handlung gegenübergestellt: »Der König starb, und dann starb die Königin vor Kummer«. Die Handlung enthält mehr Informationen, und doch ist sie nicht schwieriger in Erinnerung zu behalten: Sie ist kognitiv effizienter.
[16]


Doch es gibt einen Haken an der Sache, der zuerst von Daniel Kahnema
n und Amos Tversk
y eindeutig belegt wurde. Eines ihrer bekanntesten Experimente ist die Verknüpfungstäuschung, das sogenannte »Linda-Problem«:


Linda ist 31 Jahre alt, alleinstehend, sehr intelligent und nimmt kein Blatt vor den Mund. Sie hat einen Abschluss in Philosophie gemacht. Als Studentin war sie tief bewegt von Problemen wie Diskriminierung und sozialer Gerechtigkeit, und sie hat auch an Anti-
AKW
-Demonstrationen teilgenommen.


Was ist wahrscheinlicher?

1. Linda ist eine Bankangestellte.


2. Linda ist eine Bankangestellte und in der Frauenbewegung aktiv.

[17]


Die meisten Teilnehmer entscheiden sich für Option 2. Doch Option 2 muss
 auf jeden Fall weniger
 wahrscheinlich sein als Option 1, da Option 1 in beiden Fällen zutrifft – wenn Linda sich in der Frauenbewegung engagiert und
 wenn sie es nicht tut. Unsere Tendenz, eine Erzählung heranzuziehen, um mit Informationsmangel umzugehen, setzt sich über die fundamentalen Gesetze der Wahrscheinlichkeit hinweg. Anders ausgedrückt: Die Kombination aus unserer Tendenz zu erzählerischen Interpretationen und unserem Drang, Ungewissheit mit Wahrscheinlichkeiten zu beschreiben, kann katastrophale Folgen haben. Dennoch müssen wir uns davor hüten, das Problem zu übertreiben. Ja, einfache Menschen greifen auf Erzählungen zurück, um besser mit Ungewissheit fertig zu werden, aber Experten greifen auf ihre Werkzeuge, Theorien und Computermodelle zurück. Experten können sich mit optimistischem Normalverteilungsdenken in die Tasche 
lügen, doch zumindest fallen sie nicht auf so einfache Fehler wie das Linda-Problem herein.

Freilich tun sie das doch, wie Kahnema
n und Tversk
y herausfanden, als sie ähnliche Experimente mit Ärzten und anderen ausgebildeten Experten durchführten. Und es gibt klare Belege dafür, dass es entsprechend ausgebildeten Entscheidern schwerfällt, sich von einer anderen Erzählung zu lösen – nämlich von der optimistischen Orthodoxie über Entscheidungsfindung bei Ungewissheit. Diese Orthodoxie wurde in diesem Kapitel bereits beschrieben – sie beginnt damit, dass John von Neuman
n etwas auf der Rückseite eines Briefumschlags notierte, und geht mit Savag
e und einer Reihe von Verbesserungen und Anwendungen weiter, bis hin zu Nobelpreisverleihungen und anderen Ehren.

Hier ist ein Zitat von Alan Greenspa
n, dem gefeierten früheren Chef der US
 Federal Reserve, der nach Ausbruch der Finanzkrise in einer Anhörung vor dem US
-Kongress im Oktober 2008 Folgendes sagte:

In den vergangenen Jahrzehnten hat sich ein riesiges Risikomanagement- und Preisfindungssystem entwickelt. … Ein Nobelpreis wurde verliehen. … Dieses moderne Risikomanagement-Paradigma hat jahrzehntelang vorgeherrscht. Doch im Sommer letzten Jahres brach das gesamte Gedankengebäude zusammen …

So weit, so gut.

… da die Daten, mit denen die Risikomanagement-Modelle gefüttert wurden, zumeist nur die vergangenen beiden Jahrzehnte abdeckten – eine Phase der Euphorie.
[18]


Also bleibt für Greenspa
n die Validität von Normalverteilungsdenken und der Quantifizierung von Ungewissheit unbestritten und vielleicht unbestreitbar. Das Einzige, was schiefgelaufen sei, war, dass wir nur 20 Jahre an Daten verwendet hätten. Damit zeigt Greenspa
n, dass er das Problem auf fundamentale Weise falsch versteht. Schwarze Schwäne tauchen nicht oft genug auf, um aus vergangenen Daten ihre Auftretenswahrscheinlichkeit zuverlässig einschätzen zu können. Sei es an den Finanzmärkten oder anderswo, die Wahrscheinlichkeit seltener Ereignisse kann nicht aus ihren vergangenen Häufigkeiten berechnet werden, eben weil

 sie selten sind. Und die Logik sagt uns, dass unvorhergesehene Ereignisse im Vorhinein unvorhergesehen sein müssen, also kann ihre Wahrscheinlichkeit nicht geschätzt werden. Überraschungen müssen überraschend sein.

Die Seltenheit von Schwarzen Schwänen liefert einen weiteren Grund, warum wir so tun, als gebe es sie nicht, wenn wir Ungewissheit aus Wahrscheinlichkeiten berechnen wollen. Menschen, die Schwarze Schwäne ignorieren und Normalverteilungsdenken anwenden, können für längere Zeiträume den Eindruck erwecken, sie könnten Ungewissheit managen. Und viele von ihnen werden unterdessen für diesen vermeintlichen Erfolg fürstlich entlohnt. Über kurz oder lang wird ein Schwarzer Schwan auftauchen – aber, um es mit Keyne
s zu sagen: »Auf lange Sicht sind wir alle tot.« Oder haben uns mit einer komfortablen Rente zur Ruhe gesetzt.

Doch vielleicht ist diese Argumentation zu vorschnell. Warum werden viele Menschen – etwa Banker, die Risiken managen – so gut bezahlt, wenn ihre Logik fehlerhaft ist? Einige der Gründe haben wir schon erwähnt: Die Orthodoxie ist, von Nobelpreisträgern abwärts, so dominant geworden, dass alternative Stimmen kaum Gehör fanden. Hinzu kommt, dass diese Alternativen nicht die tröstliche Illusion bieten können, Ungewissheit bändigen zu können, sondern stattdessen nur eine harsche Beschreibung der Grenzen unseres Wissens. Aber daneben gibt es auch noch einen weniger offensichtlichen Grund: Solche Leute werden normalerweise für ihre Leistung bezahlt, nicht für die Logik, die dahintersteckt. Und in vielen Branchen, etwa der Finanzwirtschaft, ist diese Performance ganz und gar relativ. Wenn Ihre Rivalen, an denen Ihre Leistung gemessen wird, alle dieselben orthodoxen Verfahren für »Risikomanagement« einsetzen, dann sichern Sie sich ab, wenn Sie es genauso machen. Damals gab es einen Spruch in der Technologiebranche: Es wurde noch nie jemand gefeuert, weil er einen Computer von IBM
 gekauft hat. Mit einer orthodoxen Entscheidung ist man immer auf der sicheren Seite – wenn etwas schiefläuft, werden Ihre Rivalen auch nicht besser abschneiden, und dann können Sie alle zusammen sagen, Sie hätten sich nur an die gängigen wissenschaftlichen Theorien und Modelle gehalten. Sie wahren Ihr Gesicht. Fondsmanager nennen das »benchmarking against the market«; Keyne
s nannte es »der Herde folgen«.

Wenn Sie sich dagegen von der Orthodoxie lösen, bedeutet das, dass Sie ihre eigenen Entscheidungen treffen – und dafür verantwortlich sind, wenn die Dinge schlecht laufen oder Ihre Rivalen besser abschneiden. Der Chef der britischen Börsenaufsicht hat es einmal so gesagt: »Du bist auf sehr viel gefährlicherem Gelände unterwegs, da du kein Denksystem hast, das du bei jeder deiner Entscheidungen zurate ziehen kannst«.
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Ökonomen und andere Verteidiger der Orthodoxie haben Entscheidern die Legitimation erteilt, nicht selber urteilen zu müssen, die Legitimation, ihre Verantwortung an die Entscheidungstheorie abzugeben. Doch diese unwiderstehliche Macht der Entscheidungstheorie, das Beurteilen künftiger Entwicklungen überflüssig zu machen, beruht auf einem fundamentalen Fehler. Weil es sich dabei um einen philosophischen Fehler handelt und keinen mathematischen, scheint er den Verteidigern der Orthodoxie nicht aufgefallen zu sein. Eine Entscheidungstheorie, die subjektive Wahrscheinlichkeiten verwendet, kann nicht beschreiben, wie Sie sich entscheiden sollten
. Denn wenn man das mathematische Etikett entfernt, ist eine subjektive Wahrscheinlichkeit nichts anderes als ein numerischer Ausdruck ihrer persönlichen Überzeugung, für wie wahrscheinlich Sie eine zukünftige Entwicklung halten. Und Ihre persönlichen Überzeugungen können nicht als Entscheidungsgrundlage dienen, weil sie falsch sein können. Ich kann mich entscheiden, auch in Zukunft ein starker Raucher zu bleiben, weil ich glaube, dass Rauchen mein Risiko, an Lungenkrebs zu erkranken, nicht erhöht. Aber wir können nicht sagen, dass ich weiter rauchen sollte, oder dass meine Entscheidung, weiter zu rauchen, durch meine Überzeugung, Rauchen würde mein Krebsrisiko nicht erhöhen, gerechtfertigt wäre – weil diese Überzeugung falsch ist.
[20]
 Eine Theorie, die vorschreibt, wie wir uns entscheiden sollten, und die bei Ungewissheit bestimmte Entscheidungen rechtfertigt – was genau das ist, was die moderne Orthodoxie zu leisten behauptet –, erfordert objektive Standards und Fakten, die nichts mit dem Entscheider selbst zu tun haben. Sie kann nicht ausschließlich auf seinen subjektiven Überzeugungen beruhen.

Frank P. Ramse
y, der Pionier der subjektiven Wahrscheinlichkeiten, wusste das. Im Gegensatz zu Savag
e war Ramse
y nicht der Meinung, dass subjektive Wahrscheinlichkeiten uns sagen können, wie jemand sich entscheiden sollte

. Ramse
y nutzte subjektive Wahrscheinlichkeiten als konzeptionelles Vehikel, um die Entscheidungen zu erklären, die Menschen tatsächlich
 treffen. (Und Ellsberg
s Experiment weckte dann sogar daran gewisse Zweifel.)

Es waren Savag
e und seine Anhänger, die weiter gingen und Überzeugungen und Meinungen, die vorher als subjektive Wahrscheinlichkeiten dargestellt wurden, den gleichen Rang wie objektiven Fakten zuschrieben. Das bringt uns zu der verdeckten Arroganz der modernen Orthodoxie unseres Denkens über Ungewissheit; es führt uns in ein kompliziertes Rechtfertigungsmanöver. Die Mathematik verdeckt diese zugrunde liegende Arroganz: Wir rechtfertigen unsere Entscheidungen, indem wir uns auf unsere eigenen Überzeugungen beziehen. Aber nur, weil man an etwas glaubt, muss es nicht wahr sein. Wir ignorieren die Fakten – und vor allem die Fakten über unsere fehlende Kenntnis der Zukunft. Es ist unsere moderne griechische Tragödie. Wir agieren mit Hochmut und Selbstüberschätzung und bieten den Göttern des Glücks die Stirn. Hochmut kommt vor dem Fall – und manchmal steht dabei viel mehr auf dem Spiel als bei einer globalen Finanzkrise.

Eine Zahl wird fabriziert

Obwohl über die Details heftig gestritten wird, besteht ein weitgehender wissenschaftlicher Konsens, dass wir damit rechnen müssen, dass das Klima der Erde sich im Durchschnitt um vier Grad erwärmen wird, wenn wir weiterhin so viel CO
2
 in die Atmosphäre blasen wie jetzt. (Hinter diesem durchschnittlichen Temperaturanstieg verbirgt sich ein komplexes Szenario verschiedener Dimensionen der Klimaveränderung – extremere Temperaturen und mehr Überflutungen, Dürren, Desertifikationen, Wirbelstürme, Sturmfluten und so weiter.) Aber wie wichtig ist das?

Am 30. Oktober 2006 lieferte ein Bericht für die Regierung Großbritanniens, der »Ster
n Review on the Economics of Climate Change«, die bisher einflussreichste Antwort auf diese Frage. Der Ster
n-Report machte weltweit Schlagzeilen mit seiner Behauptung, dass Nichtstun in Sachen Klimaveränderung zwischen 5 und 20 Prozent der globalen Wirtschaftsleistung kosten würde, und zwar 
jedes Jahr. Die Schlussfolgerungen des Ökonomen Nicholas Ster
n basierten auf einem aufwendigen ökonomischen Modell. Sein Bericht führte zu einer explosionsartigen Vermehrung ähnlicher Forschungsmodelle von anderen Ökonomen, die den derzeitigen Konsens herbeiführten: Der durch eine Erwärmung des Klimas um vier Grad entstehende Schaden wird auf fünf Prozent der weltweiten Wirtschaftsleistung pro Jahr geschätzt. Natürlich sind selbst fünf Prozent der weltweiten Wirtschaftsleistung immer noch eine hohe Zahl – und eine runde Zahl, die Politiker, Wirtschaftsführer und andere Menschen mit der Macht, einen Unterschied zu bewirken, leicht im Hinterkopf behalten können. Die Differenz zwischen 5 und 20 Prozent entsteht aus den Unterschieden zwischen den unzähligen Annahmen, Vereinfachungen und Auslassungen, die notwendig sind, um zu so handlichen Prognosen zu kommen.

Es ist schwer zu sagen, wo man anfangen soll. Um einerseits zu einer hohen Zahl wie 20 Prozent zu kommen, müssen auch die Risiken der Klimaveränderung berücksichtigt werden, die aus wissenschaftlicher Sicht weniger gut verstanden werden. Daher muss stärker auf ungesicherte Vermutungen zurückgegriffen werden, um den finanziellen Schaden zu beziffern, den solche Risiken möglicherweise anrichten können – und eine Schadenssumme ist natürlich das, was gebraucht wird, um sämtliche Schäden aufzuaddieren und sie als prozentualen Anteil der Wirtschaftsleistung auszudrücken. Um andererseits zu einer niedrigeren Zahl wie fünf Prozent zu kommen, braucht man naivere oder optimistischere Annahmen über das Ausmaß der Klimaveränderung, und man muss einige ihrer Auswirkungen ignorieren. Hier ist eine bei Weitem nicht vollständige Liste der potenziellen Schäden, die ignoriert werden, um zu dieser Prognose von fünf Prozent zu kommen: Auftauen der Permafrostböden in arktischen Gebieten, Freisetzung von Methan, Luftverschmutzung durch Verbrennung fossiler Brennstoffe, steigende Meeresspiegel, die zur Überflutung kleiner Inselstaaten und küstennaher Städte führen, sowie Konflikte, die durch große Migrationsströme von Menschen entstehen, die sich aus den am schlimmsten betroffenen Gebieten in Sicherheit bringen wollen.

Was die Auswirkungen betrifft, die tatsächlich
 berücksichtigt werden, um zu einer einzigen magischen Zahl zu kommen (ob es nun 5 oder 20 Prozent sind): Nur wenige dieser sogenannten Klimafolgen sind absolut gewiss. 
Um also zu einer Gesamtschadenssumme durch die Klimaveränderung zu kommen, muss der Betrag eines jeden ungewissen Folgeschadens mit seiner Eintrittswahrscheinlichkeit multipliziert werden. Leider besteht für viele der wichtigsten Folgeschäden völlige Ungewissheit. Wir kennen ihre Wahrscheinlichkeiten nicht; wir kennen nicht einmal einigermaßen zuverlässig den Bereich, in dem die anzunehmenden Wahrscheinlichkeiten liegen werden. Wir wissen es einfach nicht.

Zuverlässige Zahlen sind ebenso schwierig zu ermitteln, wenn es darum geht, den finanziellen Schaden jeder einzelnen Klimafolgenkategorie zu beziffern. Nehmen wir die vielleicht wichtigste – den verfrühten, wahrscheinlich grausamen Tod vieler Millionen Menschen. In einem 2002 veröffentlichten Bericht der Weltgesundheitsorganisation wird geschätzt, dass ein Temperaturanstieg von höchstens einem Grad etwa 150 000 Todesfälle pro Jahr verursachen könnte (durch mehr Hitzewellen, Malaria und Wasserknappheit neben anderen Ursachen). Da die gesundheitlichen Schäden für die Bevölkerung mit steigenden Temperaturen überproportional zunehmen, ist zu erwarten, dass eine Erwärmung um vier Grad mehr als eine halbe Million vorzeitiger Todesfälle pro Jahr verursachen würde.
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Wie wir in Kapitel 6 gesehen haben, hat Thomas Schellin
g ein umstrittenes Verfahren in die Ökonomik eingeführt, um den finanziellen Wert eines verfrühten Todes (oder dessen Verhinderung) zu beziffern. Dieser Wert wird daraus abgeleitet, wie viel Geld man Menschen zahlen muss, damit sie bereit sind, ein erhöhtes Risiko zu tolerieren. Die Kalkulation basiert normalerweise auf dem Vergleich der gezahlten Löhne zwischen mehr oder weniger riskanten, aber sonst identischen Arbeiten. Aber wo auch immer die Daten herkommen mögen, werden wir stets feststellen, dass es von seinem Einkommen abhängt, wie viel Geld ein Mensch verlangen wird, um ein höheres Risiko zu tolerieren, und wie viel er auszugeben bereit ist, um dieses Risiko zu vermeiden. Arme Menschen werden riskantere Arbeiten bereitwilliger tolerieren als Reiche, weil sie auf den Lohn angewiesen sind. Und sie geben weniger dafür aus, Risiken zu vermeiden, weil ihnen weniger Geld zur Verfügung steht. Daher ergibt Schelling
s Methode in einer armen Gesellschaft einen geringeren Wert für die Rettung eines Menschenlebens (einen vorzeitigen Tod zu verhindern) als in einer reichen. Das heißt, dass der Wert 
eines »statistischen Lebens« in einem armen Land niedriger ist als in einem reichen. Dies ist nicht bloß ein Gedankenspiel, sondern hat auf direktem Wege dazu geführt, dass in dem 1995 veröffentlichten Bericht des einflussreichen Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC
, Zwischenstaatlicher Ausschuss für Klimaänderungen) der Wert eines Menschenlebens in reichen Ländern mit 1,5 Millionen Dollar angesetzt wird, in armen Ländern dagegen nur mit 100 000 Dollar.
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Die meisten Ökonomen erkennen an, dass es weithin als inakzeptabel gilt, manche Menschenleben höher zu bewerten als andere. Aber eine andere Vorgehensweise, die sie stattdessen eingeführt haben, ist auch nicht besser: Viele ökonomischen Modelle ignorieren ganz einfach den potenziellen Verlust an Menschenleben durch Klimaveränderung völlig, indem sie eine feste Größe der Weltbevölkerung annehmen. Eine halbe Million verfrühter Todesfälle pro Jahr qua Annahme verschwinden zu lassen, ist schon ein erstaunliches Manöver, doch in den von Ökonomen angestellten Berechnungen, die den größten Einfluss auf das Endergebnis – beispielsweise »fünf Prozent der Wirtschaftsleistung« – haben, steckt noch eine weitere verdeckte Annahme, die noch folgenschwerer ist.

Diese verdeckte Annahme ist der »Diskontsatz«, der angewendet wird, um aus den zukünftigen
 Kosten und Nutzen der Klimaveränderung Beträge zu errechnen, die mit den heutigen
 Kosten und Nutzen vergleichbar sind. Das bedeutet, dass die Kosten künftiger Klimafolgen gegenüber entsprechenden heutigen Folgen »diskontiert« – also reduziert – werden. Und je weiter in der Zukunft ein Schaden entsteht, desto mehr wird er diskontiert, mit einem Kumulationseffekt, der eine gewaltige Wirkung entfaltet, wenn wir längere Zeiträume betrachten: In ökonomischen Standardmodellen mit Standarddiskontsätzen wird die gesamte globale Wirtschaftsleistung in 200 Jahren auf den heutigen Gegenwert von vier Milliarden Dollar diskontiert (das entspricht dem BIP
 von Togo, oder etwa 2,5 Prozent des Vermögens von Jeff Bezo
s, dem Amazon-Gründer und reichsten Mann der Welt im Jahr 2019). Das Ergebnis: Wenn wir entscheiden wollen, wie viel Geld es heute wert ist, um zu verhindern, dass die Erde in 200 Jahren zerstört ist – auf der Basis verlorener künftiger Wirtschaftsleistung, der Messlatte von ökonomischen Modellen –, wäre die Antwort nicht mehr als eine kleine 
Delle in Jeff Bezos’ Vermögen. Zumindest wenn es über lange Zeiträume angewendet wird, scheint Diskontieren absurd zu sein, weil es herannahende Katastrophen dermaßen bagatellisiert.

Die Geschichte des Diskontierens bringt uns zurück zu dem überragenden Frank P. Ramse
y. Er war der Erste, der zwei wichtige Argumente fürs Diskontieren in mathematischen Begriffen formuliert hat, mithilfe einer eleganten und knappen Formel, der Ramse
y-Regel, die auch heute noch in ökonomischen Modellen die Inspiration für das Diskontieren von künftigen Klimafolgen bildet. Ramsey
s erstes Argument ist atemberaubend einfach: das sogenannte »reine Diskontieren« – die grundlegende Annahme, dass Menschenleben in der Zukunft weniger wichtig sind als Menschenleben in der Gegenwart. Falls Sie meinen, das höre sich an wie eine direkte Diskriminierung künftiger Generationen, sind Sie in guter Gesellschaft: Die meisten Philosophen, Religionen und ethischen Normen geben Ihnen recht. Ramse
y mag diese Rechtfertigung fürs Diskontieren mathematisch beschrieben haben, aber auch er war der Meinung, dass sie moralisch unhaltbar sei (und er hätte sicherlich auch erkannt, wie absurd es ist, über Zeiträume von 200 Jahren zu diskontieren). Leider ist es heute so, dass zwar die meisten Klimaökonomen Ramsey
s mathematischen Modelle verehren, aber seine Warnungen, wie unmoralisch es sei, sie falsch anzuwenden, in den Wind schreiben. Es ist keine Übertreibung zu sagen, dass die meisten ökonomischen Klimafolgenmodelle nachfolgende Generationen in unhaltbarer Weise diskriminieren, indem sie auf Klimafolgen das Verfahren des »reinen Diskontierens« anwenden.

Ramsey
s zweites Argument fürs Diskontieren ist subtiler: Wenn in Zukunft die Menschen im Durchschnitt wesentlich reicher sein werden als heute, dann wird Geld keine so große Rolle mehr für sie spielen. Je reicher Sie sind, desto weniger ist Ihnen ein zusätzlicher Dollar wert. Daraus folgt, dass auch die Klimafolgen in Zukunft eine geringere Rolle spielen werden, in Relation zu heutigen Folgen mit dem gleichen finanziellen Wert: Der gleiche Geldbetrag wird in Zukunft weniger wert sein. Also sollten wir bei unseren Berechnungen zukünftigen Klimafolgen ein geringeres Gewicht beimessen. Dies ist ein besseres Argument, als Diskontieren mit Diskriminierung zu rechtfertigen – aber nicht viel besser, da es in verantwortungsloser Weise davon ausgeht, dass die Wirtschaft auch 
in Zukunft immer weiter wachsen wird, ganz ähnlich wie bisher. Und es ignoriert die Anzeichen – die nicht nur von Umweltschützern, sondern auch von der gesamten Versicherungsbranche ernst genommen werden –, dass die Klimaveränderung die wirtschaftlichen Aktivitäten dermaßen stören wird, dass die gewohnten wirtschaftlichen Wachstumsraten nur noch eine rasch verblassende Erinnerung sein werden. Die aufgrund der Klimaveränderung entstehende Bedrohung für das Wirtschaftswachstum solchermaßen zu ignorieren, ist eine erstaunliche Lücke in einer wirtschaftlichen Klimafolgeneinschätzung. Sie ist bestenfalls damit zu erklären, dass sie die Mathematik einfacher zu bewältigen macht und die Modelle enger an Ramsey
s ursprüngliche Analyse heranführt, mit der Ökonomen seit ihrem Studium aus Lehrbüchern vertraut sind. Aber auch hier führt diese Auslassung letztlich zu einer irreführenden Verringerung der Klimafolgekosten, ausgedrückt als prozentualer Anteil der globalen Wirtschaftsleistung. Würde ein Wirtschaftswissenschaftler die ökonomische Klimafolgeneinschätzung so manipulieren wollen, dass seine Tricksereien vor der demokratischen Kontrolle durch Nichtökonomen verborgen sind, würden sich technische Finessen mit der Diskontrate als Mittel zum Zweck anbieten.

Aber selbst wenn in dieser Hinsicht ein paar Schurken unter den Mainstream-Ökonomen sein sollten, sind jene viel zahlreicher, die sich der Grenzen eines Modells schmerzlich bewusst sind, das all die wissenschaftlichen, ökonomischen, politischen und sozialen Ungewissheiten und Dimensionen zu einer einzigen Zahl zusammenrührt, nämlich dem Prozentsatz der Wirtschaftsleistung. Nachdem sein Bericht veröffentlicht war, wurde Nicholas Ster
n klar, dass so gut wie alle Ungewissheiten in seinen Modellen diese Zahl in dieselbe Richtung beeinflussen. In einer führenden Fachzeitschrift für Ökonomik
[23]
 hat er die Situation so beschrieben: »Grafting Gross Underestimation of Risk onto Already Narrow Science Models« (»Grobe Unterschätzung von Risiken auf ohnehin enge wissenschaftliche Modelle draufsatteln«). Und Ster
n ist aufgebracht über die Aufmerksamkeit, die diese BIP
-Prozentsätze auf sich ziehen. Er weist darauf hin, dass den Modellen, die diese Zahlen hervorbringen, gerade mal 30 von 692 Seiten des Ster
n-Reports gewidmet sind; der ganze Rest drehte sich um andere Denkweisen zur Klimaveränderung. Dennoch halten Ster
n
 und die meisten Klimaökonomen an diesen Modellen fest und vertreten die Auffassung, dass globale Entscheidungen zur Klimapolitik auf verbesserten Modellen beruhen sollten, die höhere Werte für die Reduzierung der globalen Wirtschaftsleistung durch die Klimaveränderung auswerfen.

Für jeden Menschen, der auf nennenswerte Maßnahmen gegen die Klimaveränderung hofft, ist diese Strategie der Ökonomen beunruhigend, in Anbetracht ihres nach wie vor großen Einflusses auf politische Entscheidungen. Die Reaktion auf den Ster
n-Report zeigt Folgendes: Sobald ein Prozentsatz der Wirtschaftsleistung genannt wurde, wird diese Zahl alle anderen Arten, über die Klimafolgeschäden zu sprechen und zu denken, in den Hintergrund drängen. Wenn man nicht will, dass Politiker und die Medien sich auf eine einzige, leicht zu merkende Zahl konzentrieren, darf man ihnen keine geben. Und auch der Einsatz eines neuen Modells, um eine höhere Zahl zu bekommen, nützt nichts.

Denn letzten Endes interessiert sich kaum jemand ernsthaft dafür.

Dass eine ungebremste Klimaveränderung fünf Prozent der globalen Wirtschaftsleistung kosten könnte, ist ohnehin schon ein viel höherer Wert, als es den Anschein hat. Sowohl der Erste als auch der Zweite Weltkrieg haben kaum einen Rückgang der globalen Wirtschaftsleistung verursacht (insgesamt hat der Zweite Weltkrieg die globale Wirtschaftsleistung wahrscheinlich sogar erhöht
, im Vergleich zu dem, was sonst geschehen wäre).
[24]
 Im Vergleich dazu ist ein Rückgang um fünf Prozent beachtlich. Doch die eigentliche Botschaft dieses Vergleichs ist, dass der Tod von zig Millionen Menschen – Holocaust und menschliches Leid in einem noch nie da gewesenen Ausmaß – in den Statistiken zur Wirtschaftsleistung kaum erkennbar ist. Daher liegt es auf der Hand, dass die Folgen von globalen Katastrophen sich nicht in BIP
-Zahlen niederschlagen werden – ganz gleich, ob es sich dabei um Kriege oder die Klimaveränderung handelt.

Wenn die Orthodoxie hinsichtlich einer Erderwärmung um 4 Grad sich von 5 auf 20 Prozent der globalen Wirtschaftsleistung verändern würde, ist keineswegs klar, dass dadurch ein nennenswerter Effekt auf die weltweite Debatte zur Klimaveränderung entstünde: Vielleicht verstehen die meisten Menschen instinktiv, dass BIP
-Zahlen eine begrenzte Aussagekraft haben, wenn es um enorme weltweite Veränderungen 
geht. Trotz der scheinbaren Dominanz der ökonomischen Sprache in der Politik spielen diese Zahlen letztlich kaum eine Rolle.

Aber selbst wenn wir diese Orthodoxie aufgeben, müssen wir uns nach wie vor mit dem gleichen Problem herumschlagen, mit dem Keyne
s’ Anhänger angesichts reiner Ungewissheit konfrontiert sind: »Wir wissen es einfach nicht.« Auf welcher Grundlage sollen wir sonst entscheiden? Wenn wir nicht einer umfassenden Schätzung der Klimafolgekosten die Kosten der Bekämpfung der Klimaveränderung gegenüberstellen wollen, die alles in Geldbeträgen kalkuliert – was sonst?

Irgendeine Zahl ist besser als gar keine Zahl?

Manche Risiken haben zwei Merkmale, die es sehr viel schwieriger machen, mit ihnen fertigzuwerden. Erstens: reine Ungewissheit. Zweitens: das Potenzial einer Katastrophe – einer nicht nur negativen, sondern qualitativ andersartig negativen Entwicklung, die in vielen Fällen zu unumkehrbaren Schäden oder Verlusten führt oder zu einem totalen Zusammenbruch der zugrunde liegenden Systeme, Organisationen oder Bezugssysteme, innerhalb derer Entscheidungen getroffen werden. Vermutlich weisen sowohl die Klimaveränderung als auch globale Finanzkrisen diese beiden Merkmale auf. Wenn es um solche Risiken geht, ist das traditionelle ökonomische Denken – das fordert, Nutzen minus Kosten präzise zu maximieren und die verfügbaren Mittel zum Zweck aggressiv-effizient einzusetzen – fahrlässig. Stattdessen muss die alles beherrschende Priorität sein, die Katastrophe zu verhindern: Wir brauchen Stabilität und Sicherheit statt Maximierung und Effizienz. In der Natur wird diese Priorität in vielen Fällen durch das Gegenteil von Effizienz befolgt, nämlich durch Redundanz – so hat zum Beispiel der Mensch zwei Nieren statt nur eine. In politischen und rechtlichen Zusammenhängen ist diese Einstellung als »Vorsorgeprinzip« bekannt. Generell empfiehlt dieses Prinzip, an praktische Entscheidungen mit einer Haltung heranzugehen, die sich auf Stabilität, Sicherheit und das Treffen von Vorsorgemaßnahmen konzentriert.
[25]
 Dabei kommt es vor allem darauf an, sich dessen bewusst zu sein, was wir nicht wissen und dass die Zukunft wahrscheinlich Überraschungen mit sich bringen wird (wer hätte ahnen können, dass FCKW

s – die chemischen Verbindungen, die sich als ideales Kühlmittel für Kühlgeräte erwiesen haben – sich als eine der Ursachen der Erderwärmung herausstellen würden?). Diese alternativen Vorgehensweisen, an Risiken heranzugehen, lehnen die dominante Orthodoxie ab, jede mögliche künftige Folge einer jeden Entscheidung mit einem Preisschild und einer Wahrscheinlichkeit zu etikettieren. Stattdessen empfehlen sie, sich auf eine sorgfältige, detaillierte und multidimensionale Einschätzung der möglichen Folgen zu konzentrieren und sich nicht hartnäckig darum zu bemühen, ihre Eintrittswahrscheinlichkeiten zu erraten. Diese Wahrscheinlichkeiten kennen wir einfach nicht, und selbst wenn sie bekannt wären, würde uns das wenig nützen, wenn wir nicht eine gute Vorstellung davon hätten, auf was
 sich diese Wahrscheinlichkeiten eigentlich beziehen. Im Gegensatz zu dem Gouverneur der Bank of England erwarteten viele Menschen im Sommer 1914 völlig zutreffend, dass es wahrscheinlich zu einem Krieg kommen würde. Doch das spielte kaum eine Rolle, weil niemand ahnte, dass dieser Krieg eine noch nie da gewesene Dimension erreichen würde.

Anders ausgedrückt: Wir können keine Pläne machen, um das Risiko von Katastrophen zu reduzieren, wenn wir uns nicht darüber einig sind, was als Katastrophe zählt. Wir müssen uns die Frage stellen: »Was ist uns am wichtigsten?« Und im Fall der Klimaveränderung auch: »Was wird zukünftigen Generationen am wichtigsten sein?« Es liegt auf der Hand, dass diese Fragen außerhalb der Domäne einer jeden Wissenschaft der Gesellschaft liegen. Geld ist ein grobes Maß für Gutheit oder Schlechtheit, das wir hinter uns lassen müssen. Die technische Ökonomik kann uns nicht helfen, unsere Verpflichtung gegenüber künftigen Generationen zu durchdenken. Schon aus der Bezeichnung der Theorie – die »Zukunft diskontieren« – wissen wir, welchen Zweck sie verfolgt. Absurde Diskontierungsrechnungen werden nicht gebraucht; sie dienen nur dazu, unsere Missachtung für die Zukunft zu verschleiern.

Seit etwa 50 Jahren waren Ökonomen und ökonomische Ideen die treibende Kraft hinter dem Trend, sämtliche Risiken und Werte zu quantifizieren. Dieser Trend war ein Teil des Bestrebens, der Ökonomik ein neues Image als neutrale Wissenschaft – ähnlich der Physik – zu verschaffen, anstatt lediglich als eine auf politischen und moralischen 
Prämissen basierende Form von Analyse zu gelten. Auf der Fassade des Social Science Research Building an der University of Chicago prangt folgende Inschrift (die dem Physiker Lord Kelvin zugeschrieben wird, aber kein eigentliches Zitat ist): »When you cannot measure, your knowledge is meager and unsatisfactory.« (»Wenn du nicht messen kannst, ist dein Wissen dürftig und unbefriedigend.«) Ökonomen haben das interpretiert als: Ja, die Zahlen haben ihre Fehler, aber irgendeine Zahl ist besser als gar keine Zahl
. Frank Knigh
t, der untypischste der Ökonomen der Chicagoer Schule insofern, als er großen Wert auf die Feststellung legte, dass reine Ungewissheit nicht gemessen werden könne, war weniger optimistisch. Aus seine
r Sicht lieferte diese Inschrift den Ökonomen die Legitimation zu der Schlussfolgerung: »Ach, na ja, wenn du nicht messen kannst, dann miss eben trotzdem.«
[26]


Ein einfaches Problem mit dem Mantra »irgendeine Zahl ist besser als gar keine Zahl« ist, dass wir nicht in der Lage sind, irrelevante Zahlen nicht zu berücksichtigen. Kahnema
n und Tversky
s »Ankereffekt« beschreibt, wie Menschen – auch erfahrene Entscheider – von irrelevanten Anfangswerten, sogenannten Ankern, beeinflusst werden, und zwar auch von solchen Zahlen, von denen sie wissen
, dass sie irrelevant sind. In einem entsprechenden Experiment sprachen zum Beispiel deutsche Richter, die vor der Urteilsfindung würfelten, längere Haftstrafen aus, wenn sie hohe Zahlen geworfen hatten.
[27]


Und ökonomische Zahlen – Wahrscheinlichkeiten und in Geldbeträgen ausgedrückte Werte – bringen ihre eigenen speziellen Probleme mit sich, sodass wieder eine x-beliebige Zahl schlechter sein kann als gar keine Zahl. Manche Dinge, die wichtig sind, werden ignoriert, weil sie schwierig oder unmöglich zu quantifizieren sind. Wie es Einstei
n einmal gesagt haben soll: Nicht alles, was gezählt werden kann, zählt, und nicht alles, was zählt, kann gezählt werden. Wir haben in diesem und anderen Kapiteln entsprechende Beispiele gesehen (etwa, dass die RAND
 Corporation den Tod von Piloten nicht berücksichtigte, weil ihre Analysten sich nicht darüber einigen konnten, welchen Dollarbetrag sie für deren Leben ansetzen sollten). Schlimmer noch: Sobald erst einmal eine Zahl produziert worden ist, verlieren wir in vielen Fällen aus dem Blick, was bei ihrer Berechnung alles ignoriert wurde – und vergessen so, dass die Zahl systematisch verfälscht sein kann. Ein Beispiel ist die 
auf Wirtschaftsleistung basierende Schätzung der Kosten der Klimaveränderung. Eine etwas weniger offensichtliche Art von Verfälschung entsteht, wenn wir das Risiko ignorieren, dass schlechte Dinge passieren (es lohnt sich, solche Risiken von vornherein zu vermeiden, selbst wenn sie nicht zum Tragen kommen). Schlechte Dinge, die nicht passiert sind, sind wesentlich schwieriger zu quantifizieren als gute Dinge, die passiert sind. Das ist einer der Gründe, warum Investmentbanken risikofreudige Börsenhändler wesentlich besser bezahlen als diejenigen, die in der Bank für Risikokontrolle oder die Einhaltung von Vorschriften zur Einschränkung von Risikofreude verantwortlich sind. Das Bestehen auf Quantifizierung fördert die Neigung zur Waghalsigkeit.

Zwanghafte Quantifizierung bringt noch eine andere Gefahr mit sich: Das Verfahren, das angewendet wird, um die Zahl zu produzieren, kann das Konzept, das wir zu messen versuchen, verfälschen oder falsch darstellen. Am Ende kann das ursprüngliche Konzept sogar völlig verschwinden, weil es in Begriffen der Zahl neu definiert wird. Beginnend mit der Arbeit von Harry Markowit
z haben Ökonomen und Finanzexperten stillschweigend Risiko zu Volatilität umdefiniert, was kaum jemandem aufgefallen ist – obwohl sich diese Neudefinition auf vielerlei Weise auf unseren Alltag auswirkt, von Renten bis zu Versicherungen. Dies ist nur eines von vielen Beispielen für die transformierende Macht ökonomischer Zahlen. Solche Zahlen in eine Entscheidung oder Debatte einfließen zu lassen, ist keineswegs ein neutraler Schritt, geschweige denn immer eine Verbesserung, die mehr Genauigkeit ergibt. Vielmehr sind ökonomische Zahlen nur allzu oft undemokratisch, weil sie die moralischen und politischen Probleme hinter einem technischen Nebel verschwinden lassen. Und wie wir gesehen haben, können ökonomische Zahlen, wenn es um die Zukunft geht, die Neigung verstärken, waghalsige Entscheidungen zu treffen und die Interessen künftiger Generationen zu missachten.

Falls es zu einem Umdenken kommen soll, fort vom blinden Vertrauen in solche Zahlen und zurück zum Vertrauen in unser eigenes Urteilsvermögen, wird es allmählich stattfinden, von unten nach oben, vorangetrieben von einzelnen Entscheidungsträgern. Es gibt einige kleine Gründe, optimistisch zu sein.

Erstens hat die Orthodoxie der Entscheidungstheorie stets ein hohes Maß an Wissenschaftlichkeit für sich reklamiert, mit Hinweis auf ihre anspruchsvollen mathematischen Grundlagen. 
Doch neuere Entwicklungen an der vordersten Front der Entscheidungstheorie führen allmählich dazu, dass auch alternativen Prinzipien (etwa dem Vorsorgeprinzip) mathematische Respektabilität eingeräumt wird, was bedeutet, dass sehr kluge Menschen womöglich beginnen werden, solche alternativen Ansätze ernst zu nehmen. Zweitens: Um Beurteilungen zu treffen, müssen wir zwar Verantwortung übernehmen, aber zumindest haben wir dann etwas zu tun. Heute führen Computer nicht mehr nur Berechnungen durch, sondern können währenddessen auch mithilfe von künstlicher Intelligenz das zugrunde liegende mathematische Modell modifizieren und verbessern. Je mehr künstliche Intelligenz zum Einsatz kommt und den Menschen immer mehr darauf reduziert, über seine Überflüssigkeit nachzugrübeln, desto attraktiver erscheint es letzten Endes, reiner Ungewissheit und moralischen Fragen mit sorgsamen, vorsichtigen, aber typisch menschlichen qualitativen Entscheidungen zu begegnen.
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 Jeder Mensch verdient, was er bekommt

In den meisten reicheren Ländern der Welt nimmt die Ungleichheit zu, und das schon seit geraumer Zeit. Viele Menschen halten das für ein Problem, wenn auch keine Einigkeit darüber besteht, welche Bedeutung es hat. Jedenfalls sieht es so aus, als ob wir wenig daran ändern können – und davon abgesehen könnte die Medizin schlimmer sein als die Krankheit. Globalisierung und neue Technologien haben eine Wirtschaft entstehen lassen, in der Menschen mit hochgeschätzten Qualifikationen oder Begabungen sehr viel Geld verdienen können. Und so nimmt die Ungleichheit unaufhaltsam zu. Der Versuch, sie durch Umverteilung von Steuern zu reduzieren, ist wahrscheinlich zum Scheitern verurteilt, weil die globalen Eliten mit Leichtigkeit in ein Niedrigsteuerland oder eine Steueroase ziehen können. Soweit eine höhere Besteuerung die Reichen tatsächlich trifft, wird sie das Schaffen von Wohlstand verhindern, sodass wir dann letztlich alle ärmer dastehen werden.

Fragwürdig an diesen Argumenten ist, ungeachtet ihrer Stichhaltigkeit, dass sie in einem scharfen Gegensatz zu der ökonomischen Orthodoxie stehen, die ungefähr von 1945 bis 1980 vorherrschte und besagte, dass eine zunehmende Ungleichheit keineswegs unvermeidlich sei, sondern durch diverse staatliche Maßnahmen reduziert werden könne. Hinzu kommt, dass solche Maßnahmen durchaus erfolgreich gewesen zu sein scheinen. Die heute zu beobachtende Ungleichheit ist weitgehend auf Veränderungen zurückzuführen, die sich seit 1980 vollzogen haben. Sowohl in den USA
 als auch in Großbritannien hat sich der Anteil des Nationaleinkommens, der an das oberste Prozent der Bevölkerung geht, von 1980 bis 2016 mehr als verdoppelt.
[1]
 Der materielle Lebensstandard dieses obersten Prozents hat sich rapide von jenem der übrigen Bevölkerung entfernt: Inflationsbereinigt sind die Einkommen der unteren 90 Prozent in den USA
 und Großbritannien über die vergangenen 25 Jahre kaum gestiegen. Der gleiche Trend 
zeigt sich auch auf individueller Ebene. Im Jahr 1950 war Charles Wilso
n, der CEO
 von General Motors, der bestbezahlte Manager der Welt. Er bezog Einkünfte in Höhe von 586 000 Dollar – was heute gut 5 Millionen Dollar entspräche. Dagegen zahlte GM
 seinem CEO
 2007 ganze 15,7 Millionen Dollar, also etwa dreimal so viel (und das bei einem Verlust von 39 Milliarden Dollar in jenem Jahr). Im Durchschnitt verdiente ein CEO
 in den USA
 vor 50 Jahren etwa das 20-Fache eines typischen Arbeiters; heute ist es das 354-Fache.
[2]
 Kurzum, obwohl die Zeit von 1945 bis 1980 noch gar nicht so weit zurückliegt – kaum ein Menschenleben –, ist sie in Bezug auf Ungleichheit ungefähr in ebenso weiter Ferne wie der Mars. Was hat sich also verändert?

Die Ankunft eines riesigen Ideenpakets – in Form eines fundamentalen Sinneswandels zugunsten freier Märkte aufseiten des ökonomischen und politischen Mainstreams – spielte dabei zweifellos eine wichtige Rolle. Margaret Thatche
r hat es einmal so ausgedrückt: »Es ist unsere Aufgabe, uns der Ungleichheit zu erfreuen und zu sehen, dass Begabungen und Fähigkeiten der Raum gegeben wird, sich zu entfalten und zum Ausdruck zu kommen, zum Nutzen der gesamten Gesellschaft.«
[3]
 Freilich ist die von Reaga
n und Thatche
r vollzogene Wende des ökonomischen Denkens – die bereits von etlichen brillanten Historikern gründlich seziert wurde – weit davon entfernt, die zunehmende Ungleichheit vollständig erklären zu können.
[4]
 Um die Gründe dafür zu erkennen, müssen wir anderswo suchen – angefangen bei einem Ökonomen, der nach wie vor ernormen Einfluss auf das Denken über Ungleichheit hat.

Gründe, nicht über Ungleichheit zu sprechen

Vilfredo Paret
o ist einer der einflussreichsten Ökonomen, von denen die meisten Menschen noch nie etwas gehört haben. Er ist eine rätselhafte Figur in der Geschichte der Ökonomik, ein schroffer, launischer, streitlustiger, aristokratischer Zyniker, dessen Leben und Ideen schwierig einzuordnen sind. Sein berufliches Leben begann unauffällig: Nachdem e
r einen Abschluss als Ingenieur gemacht hatte, arbeitete er als Eisenbahningenieur in Florenz. Doch schon vor seinem Tod im Jahr 1923 – zehn Monate, nachdem der faschistische Führer Benito Mussolin
i zum Ministerpräsidenten Italiens geworden war –, wurden seine Ideen von den Faschisten 
als ihre wichtigste intellektuelle Inspiration vereinnahmt. In diesen zehn Monaten überhäuften sie ihn mit Ehrungen – von denen Paret
o freilich die meisten ablehnte. Auf seinem Weg vom Eisenbahningenieur zum Helden der Faschisten hatte Paret
o sich als glühender Verteidiger freier Märkte und eines schlanken Staates hervorgetan, bevor er mit Sozialismus und Marxismu
s liebäugelte. Er war ein radikaler Demokrat, der sich an Straßenprotesten und polemischen journalistischen Arbeiten beteiligte. Aber dann erklärte er sich öffentlich zum Anti
-Demokraten. Als Ökonom hatte er sich mit abstrakter mathematischer Wirtschaftstheorie befasst, bevor er der Theorie überdrüssig wurde, weil er erkannt hatte, dass ihr Bezug zur Realität enge Grenzen hat.

Eine zynische Erklärung für einige seiner ideologischen Kehrtwenden ist womöglich in Pareto
s Lebensumständen zu finden. Er hatte sich zunächst für radikalen gesellschaftlichen Wandel eingesetzt, dann aber ein Vermögen geerbt. Kurz darauf verließ ihn seine Frau und machte sich mit dem jungen Koch der Pareto
s davon. Sei es als Reaktion auf das Verhalten seiner Frau oder auf seine Erbschaft, bezog er dann jedenfalls eine luxuriöse Villa am Genfer See. Er gab ihr den Namen »Villa Angora« und lebte dort allein, abgesehen von einer Haushälterin und einer Entourage von zwölf reinrassigen Angorakatzen, die ihm als Vorbilder für die Menschheit galten.
[5]
 Es war in dieser weltfernen Umgebung, wo Paret
o die beiden Ideen ausarbeitete, die heute das Denken der meisten Ökonomen über Ungleichheit dominieren. Es ist der Geist Pareto
s – und nicht etwa jener der wesentlich bekannteren Figuren Mar
x, Keyne
s, Friedma
n oder von Haye
k –, der am meisten bewirkt hat, um den politischen Mainstream-Konsens über Ungleichheit in den reicheren Nationen des frühen 21. Jahrhunderts zu formen: einen Konsens über die Unvermeidbarkeit von erheblicher Ungleichheit und die Schwierigkeit, eine wirkungsvolle Politik zu ihrer Bekämpfung zu entwickeln.

Eine der fundamentalen Ideen der Mainstream-Ökonomik – vielleicht die
 fundamentale Idee überhaupt – ist Effizienz. Wenn Ökonomen von Effizienz sprechen, ist das meist eine Kurzform von Paret
o-Effizienz
. In den Ingenieurwissenschaften spricht man von einer eindeutigen Effizienzsteigerung eines Systems oder Prozesses, wenn der Output gleich bleibt, während die Inputs reduziert 
werden, oder der Output bei unveränderten Inputs gesteigert wird. In beiden Fällen kommt es zu einer kostenneutralen Verbesserung. Der studierte Ingenieur Paret
o übertrug diese Idee auf ökonomische Systeme: Eine kostenneutrale Verbesserung findet statt, wenn mindestens eine Person etwas gewinnt und niemand etwas verliert (heute bezeichnen Ökonomen eine solche Verbesserung als Paret
o-Verbesserung
). Und Pareto-Effizienz wird erreicht, wenn keine weiteren Pareto-Verbesserungen mehr möglich sind: Alle kostenneutralen Zugewinne sind bereits realisiert worden, sodass jeder weitere Zugewinn für die einen mit unvermeidlichen Verlusten für andere einhergehen muss.

Seit den 1930er-Jahren hat die Idee der Paret
o-Effizienz für Ökonomen eine grundlegende Veränderung herbeigeführt. Sie hat heikle, politisch aufgeladene Debatten über die Verteilung der Früchte des Kapitalismus, über Gewinner und Verlierer in wissenschaftlich klingende Diskurse über Effizienz verwandelt. Eine Paret
o-Verbesserung, bei der mindestens eine Person gewinnt und niemand verliert, könne als eindeutige Verbesserung betrachtet werden, also ebenso objektiv und unbestreitbar wie technische Verbesserungen eines Fertigungsprozesses. Und über Paret
o-Verbesserungen hinaus könne nichts Objektives (und daher »Wissenschaftliches«) gesagt werden. Bei allen anderen Veränderungen gebe es sowohl Gewinner als auch Verlierer, und die Entscheidung, ob die Veränderung letztlich eine Verbesserung sei, beruhe auf »unwissenschaftlichen« Werturteilen – auf moralischen Argumenten, mit denen die Gewinne und Verluste gegeneinander abgewogen werden. Im Selbstbild der »Ökonomik als Wissenschaft«, das sich nach dem Zweiten Weltkrieg durchgesetzt hat, wurden Werturteile in der Ökonomik für deplatziert gehalten. Die Ideen Pareto
s hatten Ökonomen eine praktische Ausrede geliefert, um auf die Interessen der Menschen, die durch politische oder wirtschaftliche Veränderungen zu Gewinnern oder Verlierern wurden, so gut wie keine Rücksicht nehmen zu müssen. Also wurden die Auswirkungen solcher Veränderungen auf gesellschaftliche Ungleichheit weitgehend ignoriert. Ökonomen identifizierten einfach Paret
o-Verbesserungen und ließen es dabei bewenden – »die Ökonomik hat dazu nicht mehr zu sagen«. Diese Perspektive wurde über etliche Generationen ökonomischer Lehrbücher bis in die Gegenwart weitergereicht. In der heutigen Debatte steckt der Geist von Paret
o
 hinter der Idee, dass die positive oder negative Bewertung von mehr Ungleichheit lediglich »Ansichtssache« sei und dass ernsthafte, unparteiische Analysen, wie sie von Beratern in Politik und Wirtschaft angestellt werden, sich auf Fragen der Effizienz konzentrieren müssten, nicht auf Gleichheit, Gerechtigkeit oder Ungleichheit.

Die groteske, von Paret
o inspirierte Abneigung orthodoxer Ökonomen, über Ungleichheit zu reden, lässt nicht nur andere Perspektiven zu Ungleichheit – von Smit
h bis Keyne
s – außer Acht, sondern auch Pareto
s eigene Arbeit. Ökonomische Lehrbücher beziehen sich auf jeder zweiten Seite auf Paret
o-Effizienz – aber Paretos andere imposante Idee zur Ungleichheit erwähnen sie nicht.

Und diese Idee war
 imposant. Nachdem e
r sämtliche Daten über Einkommen und Wohlstand, derer er habhaft werden konnte (geografisch bis hinüber nach Peru und zeitlich bis zurück zu Steuerakten der Schweizer Stadt Basel aus dem Jahr 1454), sorgfältig studiert hatte, kam Paret
o zu dem Schluss, dass in allen
 Ländern zu allen
 Zeiten die Verteilung von Einkommen und Wohlstand dem gleichen
 Muster von ausgeprägter Ungleichheit folgt. Paret
o hatte mit der Feststellung begonnen, dass in Italien 80 Prozent des Grund und Bodens 20 Prozent der Bevölkerung gehören: Seine Forschungsarbeit ist der Ursprung der heute bekannten »80 zu 20«-Faustregel. Paret
o entdeckte ein fundamentales und allgemein vorherrschendes Muster: Wenn wir alle Mitglieder einer Gesellschaft nach ihrem Einkommen (oder Wohlstand) aufsteigend sortieren, vom ärmsten bis zum reichsten, steigt das Einkommen (oder der Wohlstand) nicht gleichmäßig oder linear an. Vielmehr steigt es zuerst fast gar nicht, dann relativ flach über die Mehrheit der Bevölkerung, bis es plötzlich steil nach oben schießt, wenn wir das oberste Prozent erreichen. Wie wir gesehen haben, neigt der Mensch zum Normalverteilungsdenken – in diesem Kontext zu der Vorstellung, das Muster der Ungleichheit ergebe sich aus dem Unterschied zwischen sehr reichen (oder sehr armen) Menschen und der großen Mehrheit in der Mitte. Doch diese Vorstellung lässt eine wichtige Tatsache über das Muster der Ungleichheit außer Acht: Es hört nicht am oberen Ende auf. In der mathematischen Sprache des vorigen Kapitels (die zu Pareto
s Zeit noch nicht bekannt war) hatte Pareto entdeckt, dass Einkommen und Wohlstand einer skalenunabhängigen Verteilung folgen: Das Muster der Ungleichheit bleibt immer 
gleich, unabhängig von der betrachteten Größenordnung. Gegen Ende der 2010er-Jahre vereinnahmte das oberste Prozent der US
-Bevölkerung etwa 20 Prozent des Nationaleinkommens. Die von Paret
o entdeckte Skalenunabhängigkeit impliziert, dass auch innerhalb
 dieses obersten Prozents das gleiche Muster von Ungleichheit gilt. Und Paret
o hatte recht: Heute vereinnahmt das oberste Prozent innerhalb
 des obersten Prozents (die oberen 0,01 Prozent) ebenfalls etwa 20 Prozent des Gesamteinkommens des oberen Prozents der Bevölkerung. Mit anderen Worten: Die Millionäre sind nicht alle gleich. Es herrscht ein hohes Maß an Ungleichheit unter
 Millionären – und
 das gleiche Maß an Ungleichheit unter Milliardären. Es ist ungefähr so, als würde man Matrjoschkas auspacken, geschachtelte russische Puppen, eine nach der anderen.
[6]
 Zwar verdient vielleicht jeder CEO
 eines der Top-500-US
-Unternehmen ein Vermögen, aber in einigen der vergangenen paar Jahre hatten die 25 Spitzenverdiener unter den US
-Hedgefondsmanagern insgesamt ein höheres Einkommen als diese 500 CEO
s zusammen.
[7]


Zwar hatte Paret
o hinsichtlich der Fakten über Ungleichheit durchaus recht, doch seine Erklärung dafür ist bestenfalls umstritten. Er argumentierte, das über Raum und Zeit hinweg stabile Muster von Ungleichheit würde die angeborenen Unterschiede der Fähigkeiten und Begabungen unterschiedlicher Menschen reflektieren; große Einkommens- und Wohlstandsunterschiede seien die unvermeidliche und natürliche Folge großer Unterschiede ihrer Fähigkeiten und Talente. Paret
o vertrat beharrlich die Auffassung, demokratische Gesellschaften würden Stagnation und Verfall riskieren, wenn sie versuchen würden, diese Ungleichheiten zu verringern oder die natürliche Tendenz überlegener Menschen, an die Spitze der Gesellschaft aufzusteigen, einzuschränken. Er glaubte, wir sollten »den sozialen Körper mit dem menschlichen Körper vergleichen, der auf der Stelle zugrunde geht, wenn man ihn daran hindert, sich von Giftstoffen zu befreien.«
[8]
 Dies war genau die Art von Aussage, die Mussolin
i mit seinen Herrenrasse-Fantasien so attraktiv fand. Obwohl diese paretosch
e Weltanschauung nichts mit der Mainstream-Auffassung im 21. Jahrhundert zu tun haben mag, bestehen auch heute noch Elemente davon in der Vorstellung fort, dass es außerordentlich 
talentierte Menschen auf der Welt gebe, die verdienten, den allergrößten Teil des von ihnen geschaffenen Wohlstands für sich zu behalten. Der Versuch, diese Tendenz zur Konzentration von Wohlstand in den Händen einiger weniger überlegener Wohlstandsschaffender zu dämpfen, so die Argumentation, werde wahrscheinlich vergebens sein, und solche Versuche würden normalerweise der Gesellschaft insgesamt schaden. Ein weiterer Grund, warum es sich immer weniger lohnt, das Thema Ungleichheit zur Sprache zu bringen.

In der modernen Variante dieser Auffassung ist die Schlussfolgerung im Wesentlichen die gleiche: Zunehmende Ungleichheit sei naturgegeben und unvermeidbar. Doch sie wird gerechtfertigt mit einem ökonomischen Argument, das sich auf Globalisierung und neue Technologien bezieht. »Globalisierung« bedeutet, dass die meisten Güter und Dienstleistungen einen potenziell globalen Markt haben. Einen so großen Markt zu bedienen, ist wesentlich profitabler. Wenn also die eigenen Fertigkeiten unentbehrlich für die globale Lieferkette sind, dann werden potenziell auch wesentlich höhere Einkommen gezahlt. Und im Bereich der neuen Technologien ist der Einkommensaufschlag, den entsprechend qualifizierte Arbeitskräfte verlangen können, noch größer geworden. Das bedeutet unter anderem, dass die Einkommen von Universitätsabsolventen schneller steigen werden als die Durchschnittseinkommen.

Doch so vertraut diese Erklärung auch klingen mag, sie passt nicht zu den Fakten. Vielmehr beobachten wir das von Paret
o erkannte Muster – zunehmende Ungleichheit innerhalb
 der Gruppe. Eine kleine Anzahl von Hochschulabsolventen ist in den Genuss enormer Einkommenszuwächse gekommen, doch die Einkommen der meisten Absolventen sind nicht
 schneller gestiegen als die Durchschnittseinkommen, obwohl unter ihnen die höchstqualifizierten Arbeitskräfte der Wirtschaft zu finden sind.
[9]
 Die zunehmende Ungleichheit ist keine Geschichte von steigenden Einkommen hoch qualifizierter Arbeitskräfte durch Globalisierung und neue Technologien, sondern von ganz erstaunlichen Einkommenszuwächsen einer kleinen Gruppe unter ihnen.

Jedes Argument, dass zunehmende Ungleichheit in unserer globalisierten Wirtschaft weitgehend unvermeidbar sei, muss sich einem weiteren kritischen Einwand stellen. Seit 1980 ist es in 
manchen Ländern zu einer großen Zunahme der Ungleichheit gekommen (namentlich in den USA
 und Großbritannien); in anderen war eine wesentlich geringere Zunahme zu verzeichnen (in Kanada, Japan und Italien); und in Frankreich, Belgien und Ungarn ist die Ungleichheit unverändert geblieben oder hat sogar abgenommen.
[10]
 Das bedeutet, dass zunehmende Ungleichheit nicht unvermeidbar sein kann. Und das Ausmaß der Ungleichheit innerhalb eines Landes kann nicht ausschließlich aufgrund langfristiger, global wirkender wirtschaftlicher Kräfte festgestellt werden, denn: Obwohl die meisten reicheren Länder sehr ähnlichen Kräften ausgesetzt waren, war in diesen Ländern die Tendenz zur Ungleichheit unterschiedlich stark ausgeprägt. In Anbetracht ihrer ähnlichen wirtschaftlichen Entwicklung wird die Erklärung für beobachtete Unterschiede wahrscheinlich auf nichtökonomischen Gründen beruhen. Das bringt uns zu der vertrauten politischen Erklärung für zunehmende Ungleichheit zurück – der große Umschwung des vorherrschenden ökonomischen und politischen Denkens, der dadurch ausgelöst wurde, dass Ronald Reaga
n und Margaret Thatche
r an die Regierung gewählt wurden. Es ist nicht zu bestreiten, dass diese Erklärung gut zu den Fakten passt. Unter allen Industrieländern war die größte Zunahme von Ungleichheit, die seit 1945 stattgefunden hat, ab 1980 in den USA
 und Großbritannien zu verzeichnen.

Die Wirkmacht einer großen politischen Transformation klingt überzeugend, doch sie kann nicht die ganze Erklärung sein. Sie ist zu hierarchisch angelegt, da sie sich ausschließlich darum dreht, was Politiker und andere Eliten mit uns machen. Die Vorstellung, dass zunehmende Ungleichheit unvermeidbar sei, beginnt wie ein bequemer Mythos auszusehen, der uns der Notwendigkeit enthebt, über eine andere Möglichkeit nachzudenken: dass wir durch unsere Wahl- und Alltagsentscheidungen zu steigender Ungleichheit beigetragen oder sie zumindest stillschweigend in Kauf genommen haben. Das setzt zugegebenermaßen voraus, dass wir um diese Entwicklung wissen. In den USA
 und Großbritannien durchgeführte Umfragen haben wiederholt bestätigt, dass wir sowohl das heutige Ausmaß an Ungleichheit als auch den Grad ihrer Zunahme in jüngerer Vergangenheit unterschätzen.
[11]
 Aber mangelndes Wissen kann keine vollständige Erklärung sein, da auch eine Veränderung der Einstellungen durch Umfragen aufgedeckt wurde: Zunehmende Ungleichheit ist gesellschaftlich 
akzeptabler geworden, oder zumindest weniger inakzeptabel – vor allem, wenn Sie sich nicht an ihrem falschen Ende befinden.
[12]


Es ist unwahrscheinlich, dass die Ungleichheit in Zukunft deutlich abnehmen wird, wenn wir solche Einstellungen nicht wieder deutlich ändern und uns gegen sie wenden. Unter anderem werden wir akzeptieren müssen, dass die Einkommen, die manche Menschen auf dem Arbeitsmarkt erzielen, nicht unbedingt das sind, was sie tatsächlich verdienen, und dass die von ihnen gezahlten Steuern nicht aus dem stammen, was ihnen mit Fug und Recht gehört. All das ist leicht zu akzeptieren, wenn es sich auf Hedgefondsmanager bezieht, nicht mehr ganz so leicht zu akzeptieren, wenn es sich auf Unternehmer bezieht – und sehr viel schwieriger zu akzeptieren, wenn es sich auf Sie oder mich bezieht.

Auf Sie und mich werden wir noch zu sprechen kommen, aber erst einmal wollen wir mit Bill Gate
s anfangen.

Es ist hart an der Spitze

Der Economist
 hat es einmal so gesagt: »Menschliche Gesellschaften haben schon immer Eliten gehabt. … Die größte Veränderung im vergangenen Jahrhundert ist, dass die Eliten immer leistungsorientierter und globaler geworden sind. Heute sind die reichsten Menschen der entwickelten Länder nicht mehr Aristokraten, sondern Unternehmer wie Bill Gate
s.«
[13]
 Bill Gates wird nicht nur häufig als »reichste Person der Welt« bezeichnet, sondern scheint auch ein netter Kerl zu sein. Er hat sich als Philanthrop hervorgetan und scheint das Paradebeispiel eines Menschen zu sein, der sein beträchtliches Talent eingesetzt und sehr hart gearbeitet hat, um sehr erfolgreich zu werden. Doch auf den zweiten Blick ist sein Aufstieg eine weniger heroische Geschichte.
[14]
 Dank seiner wohlhabenden Familie konnte e
r die Lakeside School besuchen, eine Privatschule in Seattle, die etwas hatte, was Ende der 1960er-Jahre kaum eine Schule auf der ganzen Welt ihr Eigen nennen konnte – einen Computer. Bil
l war von Anfang an fasziniert. Nach einigen anderen Glücksfällen brach Bill sein Studium an der Harvard University ab und gründete Microsoft (zusammen mit Paul Alle
n, einem anderen Computerfreak von der Lakeside School). Gegen Ende der 1970er-Jahre hieß das führende Betriebssystem im neu entstehenden Bereich der Desktop-Computer CP/M

 (Control Program for Microcomputers). Microsofts Geschäft bestand hauptsächlich darin, Anwendungssoftware zu entwickeln und zu verkaufen, die unter CP/M
 lief.

Etwa zu dieser Zeit wollte der Computerkonzern IBM
 – dessen Präsenz in der Branche ebenso gigantisch war wie seine Mainframe-Computer – einen Desktop-Computer auf den Markt bringen und brauchte dafür ein Betriebssystem. Auf diesem Gebiet war CP/M
 nicht nur der Marktführer, sondern sein Entwickler Gary Kildal
l war seinen Konkurrenten weit voraus, da er bereits ein multitaskingfähiges System entwickelt hatte. (Falls sich das wie eine längst vergangene Ära anhört – ja, das war es: Kildall
s Firma hieß ursprünglich Intergalactic Digital Research.) Dann wandte sich IBM
 allerdings – aus Gründen, die nach wie vor unklar sind – an Gate
s und nicht an Kildal
l, um die CP/M
-Lizenz zu erwerben. Gates sagte den Leuten von IBM
, die Lizenz gehöre nicht ihm und verwies sie an Kildal
l. Doch aus irgendwelchen Gründen war es dann doch Gates, der letzten Endes den entscheidenden Deal mit IBM
 abschloss und dem Konzern eine eilig eingekaufte und angepasste Version von CP/M
 verkaufte. Die genauen Gründe für Gate
s’ Erfolg sind nach wie vor unklar. Kildall
s Image als jugendlicher Rebell passte nicht gut zu IBM
s Corporate Identity; dagegen machte IBM
s CEO
 klar, dass er einen Deal mit Microsoft befürwortete, da er Bill Gate
s’ Mutter gut kannte. Aber auch dann brauchten IBM
 und Microsoft noch etliche Jahre, um ein multitaskingfähiges Betriebssystem auf die Beine zu stellen.

Wir mögen Heldengeschichten, und auch Geschichten von Selfmade-Millionären. Wir neigen dazu, Fortschritte im menschlichen Wissen als Ergebnis beharrlicher Entschlossenheit von Genies zu sehen, die sich gegen alle Widerstände durchsetzen. Doch die Menschheitsgeschichte strotzt von »Genies«, die einfach nur viel Glück hatten. Zwar wird Alexander Graham Bel
l für den Erfinder des Telefons gehalten, doch anscheinend hatte Antonio Meucc
i die Technologie schon Jahre vor ihm erfolgreich entwickelt. Meucci reichte 1871 einen Patentantrag ein, fünf Jahre vor Bell. Bel
l steht nur deswegen als Erfinder des Telefons in den Geschichtsbüchern, weil Meucc
i 1874 seinen Antrag verfallen ließ, da er sich die Patentverlängerungsgebühr in Höhe von 10 Dollar nicht leisten konnte.
[15]


Bill Gate
s
 hatte nicht nur Glück, sondern sein Erfolg beruhte zum großen Teil auf der Arbeit von anderen, angefangen bei Charles Babbag
e. Und ganz ähnlich war es, als die Firma Apple gefeiert und geehrt wurde, weil sie 1984 ihrem Macintosh-Computer eine Computermaus als Eingabegerät beilegte – obwohl es Douglas Engelbar
t und Bill Englis
h waren, die schon Anfang der 1960er-Jahre mit Forschungsmitteln der US
 Air Force die Computermaus entwickelt hatten.
21
 Wann immer in der Volksmythologie eine einzige Person sehr eng mit einem neuen Produkt, einer Erfindung oder einem Durchbruch in Verbindung gebracht wird, handelt es sich um genau das – einen Mythos. Der Versuch, die Beiträge einer einzelnen Person herauszuarbeiten, ist hoffnungslos. Meistens sind von intellektueller Bescheidenheit geprägte Bekenntnisse zutreffender als Heldenmythen – ein Punkt, den ein Genie, dessen Arbeit die Welt verändert hat, sehr gut verstanden hat. Isaac Newto
n schrieb einmal an seinen Konkurrenten Robert Hook
e: »Sie haben auf mannigfaltige Art vieles beigetragen. … Wenn ich weiter sehen konnte, dann nur, weil ich auf den Schultern von Riesen stan
d.«

Diese Erkenntnis gilt auch, wenn sie von der individuellen Perspektive auf die gesamte Wirtschaft übertragen wird. Der Versuch, die Ursachen von wirtschaftlichem Wachstum zu ergründen, führt zu der Erkenntnis, dass es zum größten Teil weder auf Produktivitätssteigerungen noch auf Investitionen zurückzuführen ist. Aus unterschiedlichen theoretischen Perspektiven kamen die Wirtschaftsnobelpreisträger Robert Solo
w und Herbert Simo
n zu dem gleichen Schluss: Das meiste Wachstum entsteht letztlich aus den wirtschaftlichen Folgen von Erweiterungen des menschlichen Wissens. George Akerlo
f, ein weiterer Wirtschaftsnobelpreisträger, hat betont, dass »unsere Grenzprodukte nicht allein unsere eigenen sind … [sie] sind fast vollständig auf den kumulativen Prozess des Lernens zurückzuführen, der uns aus der ärmlichen Existenz in der Steinzeit bis in den Wohlstand des 21. Jahrhunderts geführt hat.«
[16]


Würde es solche tief verwurzelten Heldenmythen nicht geben, wäre das vielleicht zu offensichtlich, um es ausdrücklich zu betonen. Doch die traditionelle ökonomische Theorie zur Höhe von Löhnen und Gehältern geht davon aus, das »Grenzprodukt« einer Person – ihr individueller Beitrag zum Output der Wirtschaft – könne säuberlich isoliert 
und ermittelt werden. Dann behauptet die Theorie, der Verdienst einer jeden Person sei ein direktes Ergebnis ihres Grenzprodukts: Ihr Einkommen reflektiere ihren individuellen Beitrag. Anders ausgedrückt: Jeder Mensch bekommt, was er verdient und jeder Mensch verdient, was er bekommt. Der politische Kontext, der diese Grenzproduktivitätstheorie ursprünglich inspirierte, war das Entstehen einer riesigen verarmten Unterschicht nach der industriellen Revolution und die Behauptung von Mar
x und Engel
s, die Arbeiterklasse werde ausgebeutet.
[17]
 Die Grenzproduktivitätstheorie erfüllte das dringende Bedürfnis, die armseligen Löhne der Arbeiter gegenüber den wesentlich höheren Einkommen ihrer Vorgesetzten zu legitimieren. Das Erstaunliche ist, dass ungefähr 150 Jahre später diverse ökonomische Lehrbücher diese Theorie nach wie vor rechtfertigen.

Einer der Gründe dafür besteht darin, dass diese Theorie so schwer zu widerlegen ist. Selbst wenn man annehmen wollte, dass der Beitrag einer einzelnen Person irgendwie unabhängig sein könnte von unserem gemeinschaftlich aus der Vergangenheit ererbten Wissen, arbeitet heute kaum noch jemand in Splendid Isolation, sodass es schwierig ist, den allein auf die Arbeit dieser Person zurückgehenden Mehrwert zu ermitteln. Der CEO
 eines großen Konzerns wird vielleicht für sich reklamieren, für eine große Steigerung der Profite verantwortlich zu sein, aber welcher Anteil dieser Steigerung geht allein auf seine Anstrengungen zurück? Auch umgekehrt gilt das: Es ist schwer nachzuweisen, dass der Verdienst für einen bestimmten Output am besten anderen zugeschrieben werden müsse. Die Theorie wird unmöglich zu widerlegen, wenn sie in eine Tautologie abgleitet. Das ist am einfachsten in den seltenen Fällen zu erkennen, wenn der individuelle Beitrag einer Person tatsächlich
 auf der Hand liegt (etwa bei Spitzensportlern und Solokünstlern). In vielen Fällen ist die einzige Art, den Wert eines solchen individuellen Beitrags zu ermitteln, sich anzusehen, wie viel Geld Konsumenten oder Klienten dafür auszugeben bereit sind. Dann läuft das Grenzproduktivitätsargument auf die Aussage hinaus: Dein Verdienst ist gerechtfertigt, weil er reflektiert, wie viel andere dir zu zahlen bereit sind. Mit anderen Worten: Dein Verdienst ist gerechtfertigt, weil er reflektiert, wie viel man dir zahlt.

Das mag wie harmlose Wortklauberei wirken, aber das ist es nicht. Wenn der durch die 
Arbeit einer Person geschaffene Wert nur daran bemessen werden kann, welchen Betrag Konsumenten dafür zu zahlen bereit sind, dann sollten wir den immanenten, nicht durch Marktmechanismen ermittelten Wert von Gütern und Dienstleistungen ignorieren. Und können rechtfertigen, warum Top-Bankern mehr gezahlt wird als Top-Neurochirurgen und warum Hundeausführern der oberen 0,1 Prozent mehr gezahlt wird als Grundschullehrern.

Es liegt auf der Hand, dass hinter der Beliebtheit des bekannten Sprichworts »Du bekommst, was du verdienst, und du verdienst, was du bekommst« noch etwas anderes stecken muss als die Grenzproduktivitätstheorie. Und Heldenmythen – selbst wenn wir sie glauben – können nur die Bezahlung von einigen wenigen außergewöhnlichen Menschen rechtfertigen, nicht von uns anderen. Also müssen wir tiefer graben.

Weil Sie es wert sind

Letzten Endes füttert jedes Argument für Ungleichheit direkt Ihr Ego: Sie
 sind außergewöhnlich und einzigartig. Also
 sind Sie etwas Besonderes, also
 sind wir alle etwas Besonderes, also
 ist Ungleichheit eine naturgegebene Tatsache. Oder zumindest manifestiert sich Ihre Einzigartigkeit in Ihrer Begabung und harten Arbeit, die rechtfertigen, dass Sie den angestrebten Job bekommen haben oder mehr verdienen als andere, offenkundig ähnlich qualifizierte Kollegen. Somit können wir endlich einen maßgeblichen Grund dafür erahnen, warum wir in den vergangenen Jahren so wenig getan haben, um Ungleichheit zu reduzieren: Wir spielen herunter, welch eine wichtige Rolle Glück dabei spielt, Erfolg zu erreichen. Erfolg erfordert in der Regel ein hohes Maß an ständigem Einsatz über einen langen Zeitraum, der besonders schwer durchzuhalten ist, wenn wir zu oft daran denken, dass Pech dazwischenkommen und unsere Anstrengungen vereiteln könnte. Also bevorzugen wir Narrative, welche die Rolle des Glückes herunterspielen. Eltern bringen ihren Kindern bei, dass so gut wie jedes Ziel zu erreichen sei, wenn man sich nur genug Mühe gibt. Das ist eine Lüge, doch es gibt eine gute Entschuldigung dafür: Wenn man sich nicht genug Mühe gibt, werden viele Ziele definitiv unerreichbar bleiben. Unternehmer, die erfolgreich aus dem Nichts ein Geschäft aufgebaut haben, erinnern sich gern und mit 
einem gewissen Staunen daran, mit welch einem naiven Optimismus sie angefangen haben. Wenn sie mit einer realistischeren Einschätzung der enormen Risiken und Hindernisse angefangen hätten, dann hätten sie ihr Geschäft wahrscheinlich gar nicht erst gegründet. Generell kann Erfolg in vielen dem Wettbewerb ausgesetzten Situationen ein gewisses Maß an Selbsttäuschung notwendig machen; man überschätzt den Unterschied, den die eigenen Anstrengungen ausmachen können, und unterschätzt die Rolle von Glück.
[18]


Wenn ich das meinem Erfolg zugrunde liegende Glück außer Acht lasse, stützt das mein Selbstwertgefühl und macht es mir viel leichter zu glauben, ich würde die Früchte meines Erfolgs verdienen. Diese Kräfte sind selbst unter aussichtslosen Umständen am Werk. Viele Lottogewinner berichten gern über die raffinierten Methoden, mit denen sie ihre Gewinnzahlen ausgesucht haben. Umfragen unter Aktienanlegern haben gezeigt, dass viele von ihnen die meisten ihrer erfolgreichen Investitionen auf ihr gutes Urteilsvermögen zurückführen und die meisten ihrer Misserfolge auf Pech. Und natürlich betrachten Spitzenverdiener ihr Einkommen als das verdiente Ergebnis von Talent und harter Arbeit.

Doch der Umstand, dass Weisheiten wie »Du verdienst, was du bekommst« und ähnliche Überzeugungen sich so hartnäckig halten, lässt vermuten, dass hinter solchen Überzeugungen noch etwas anderes stecken könnte als das verschämte Bemühen, das eigene hohe Einkommen oder Vermögen moralisch zu rechtfertigen. Vielleicht sind Spitzenverdiener wirklich davon überzeugt, dass sie ihr hohes Einkommen verdienen, weil sie sehr genau wissen, wie hart sie gearbeitet haben und welche Hindernisse sie überwinden mussten, um erfolgreich zu sein.

Leider foppt uns unser Gedächtnis, indem es die Geschichte von unserem Weg zum Erfolg, die wir konstruieren, systematisch verfälscht. Die Hauptschuld daran trägt wahrscheinlich die Verfügbarkeitsheuristik
 (eine weitere wichtige Entdeckung von Kahnema
n und Tversk
y). Wenn englische Muttersprachler gefragt werden, ob englische Wörter, die mit dem Buchstaben »K« anfangen, häufiger vorkommen als Wörter, deren dritter Buchstabe ein »K« ist, entscheiden sich die meisten Befragten für die erste Option. Tatsächlich 
kommen englische Wörter mit einem »K« als drittem Buchstaben häufiger vor, aber Wörter, die mit »K« anfangen, sind im Gedächtnis wesentlich leichter verfügbar
, weil es einfacher ist, an Beispiele zu denken. Verfügbarkeit ist eine gedankliche Abkürzung, die unsere Einschätzungen verfälscht, weil sie leicht verfügbaren Beispielen zu großes Gewicht verleiht. Jeder Spitzenverdiener kann sich leicht an etliche Beispiele seiner außergewöhnlich harten Arbeit erinnern (dass er die ganze Nacht, das ganze Wochenende durchgearbeitet hat und so weiter), aber es ist schwieriger, lebhafte Beispiele von ebenso harter Arbeit durch Menschen, die wir kaum einmal gut kennen (Niedrigverdiener), aus dem Gedächtnis abzurufen. Dementsprechend ist es auch einfacher, sich an frühere Hindernisse und Herausforderungen, die ich bewältigen musste, zu erinnern als an Umstände, die mir geholfen haben. Letztere Bedeutung ist schwierig mit einem einzigen Wort (»Rückenwind«?) oder Bild zu erfassen. Dagegen ist »Gegenwind« leicht vorstellbar, unmöglich zu ignorieren und daher leicht zu erinnern (stellen Sie sich vor, Sie würden sich bei Gegenwind mit dem Fahrrad vorankämpfen). Rückenwind ist leicht zu vergessen, selbst beim Fahrradfahren.
[19]


Aber eines bleibt rätselhaft: Wenn die Erklärung für »Du verdienst, was du bekommst« und ähnliche Überzeugungen psychologischer Art und daher universell sind, warum unterscheidet sich dann die Unterstützung für solche Überzeugungen von Land zu Land so deutlich? Mehr noch: Warum ist die Unterstützung für solche Überzeugungen in Ländern stärker, wo es starke Belege zu geben scheint, die dagegensprechen?

Die Unterstützung für »Du verdienst, was du bekommst« scheint am stärksten zu sein in dem Land, wo es wohl die meisten dem entgegenstehenden Belege gibt: in den Vereinigten Staaten.
[20]
 Verhaltensstudien haben durchweg gezeigt, dass in Europa im Vergleich zu den USA
 ein etwa doppelt so hoher Anteil der Bevölkerung glaubt, Glück sei der wichtigste Faktor für ein hohes Einkommen und die Armen seien in der Armutsfalle gefangen. Entsprechend glaubt in den USA
 ein etwa doppelt so hoher Anteil der Bevölkerung, die Armen seien faul und undiszipliniert und auf lange Sicht würde harte Arbeit zu einer höheren Lebensqualität führen. Doch tatsächlich arbeiten Arme (die unteren 20 Prozent) in den USA
 und Europa etwa die gleiche Zahl an Stunden pro Jahr. Und noch wichtiger ist, dass 
wirtschaftliche Aufstiegsmöglichkeiten und Intragenerationenmobilität in den USA
 eingeschränkter sind als in Europa. In den USA
 kommt es häufiger vor, dass das Einkommen einer Person ihren wirtschaftlichen Hintergrund (das Einkommen ihrer Eltern) reflektiert: Die Korrelation zwischen den Einkommen von Eltern und Kindern ist in den USA
 höher als im europäischen Durchschnitt. In den USA
 liegt diese Korrelation bei etwa 0,5 – das ist etwa genauso hoch wie die Korrelation zwischen der jeweiligen Körpergröße von Eltern und ihren Kindern.
[21]
 Kinder, die in den USA
 in eine arme Familie hineingeboren wurden, werden mit ebenso großer Wahrscheinlichkeit arm sein wie die Kinder von hoch gewachsenen Eltern groß sein werden. Und einschlägige Umfragen haben wiederholt gezeigt, dass viele Menschen in den USA
 das nicht wissen: Die subjektive Wahrnehmung von sozialer Mobilität ist durchweg übertrieben optimistisch.

In den europäischen Ländern werden im Durchschnitt die staatlichen Steuereinnahmen in höherem Maße umverteilt; die Sozialleistungen für Arme sind höher als in den USA
, und daher ist die Ungleichheit nach Steuern und Sozialleistungen geringer. Viele Menschen halten diese Errungenschaften für eine Folge der oben beschriebenen unterschiedlichen Einstellungen in den USA
 und Europa. Doch die Kausalität könnte auch umgekehrt sein: Überzeugungen von »Du verdienst, was du bekommst« werden durch Ungleichheit gestärkt. Es ist kein Spaß, in den USA
 arm zu sein, angesichts der dürftigen Sozialleistungen und dem hohen Maß an Ungleichheit nach Steuern. Das heißt, dass US
-Amerikaner ein stärkeres Bedürfnis haben als Europäer, daran zu glauben, dass »Du verdienst, was du bekommst« und dass »Du bekommst, was du verdienst«. Diese Überzeugungen spielen eine wichtige Rolle, wenn Menschen sich selbst und ihre Kinder motivieren wollen, möglichst hart zu arbeiten, um Armut zu vermeiden. Und diese Überzeugungen können helfen, die Schuldgefühle zu verringern, die sich einstellen, wenn man an einem obdachlosen Menschen, der auf der Straße bettelt, achtlos vorbeigeht.

Das ist nicht nur in den USA
 ein Problem. Großbritannien ist eine Ausnahme unter den europäischen Ländern, mit relativ hoher Ungleichheit und geringer wirtschaftlicher und sozialer Mobilität. Seine jüngere Geschichte bestätigt die oben beschriebene Kausalität: Als Margaret Thatche
r 1979 zur Premierministerin gewählt worden war, nahm die Ungleichheit erheblich zu. Nachdem

 die Ungleichheit zugenommen hatte, änderten sich die Einstellungen der Briten. Immer mehr Menschen kamen zu der Überzeugung, dass großzügige Sozialleistungen die Menschen faul machen würden und hohe Gehälter unentbehrlich seien, um talentierte Menschen zu motivieren. Doch tatsächlich nahm die Intragenerationenmobilität ab: Heute besteht in Großbritannien eine hohe Korrelation zwischen dem Einkommen einer Person und demjenigen ihrer Eltern. Dieses Muster ist in zahlreichen Ländern der Welt zu beobachten: In Ländern mit hoher Ungleichheit ist die Intragenerationenmobilität niedrig und umgekehrt. Ökonomen haben die grafische Darstellung dieser Beziehung die »Great Gatsby Curve« genannt.
[22]


Wenn der amerikanische Traum und andere Narrative zuträfen, dass jeder Bürger die Chance hat, reich zu werden, wäre die umgekehrte Beziehung zu erwarten: Hohe Ungleichheit (ist gerecht wegen) hoher Intragenerationenmobilität. Stattdessen sehen wir ein ganz anderes Narrativ, eher eine Art Bewältigungsstrategie: Die Menschen arrangieren sich mit hoher Ungleichheit, indem sie sich einreden, sie sei letzten Endes doch gerecht. Wir machen uns solche Narrative zu eigen, um Ungleichheit zu rechtfertigen, weil die Gesellschaft sehr ungleich ist, nicht umgekehrt. Das heißt, dass Ungleichheit sich auf unerwartete Weise selbst bewahrt: Anstatt sie zu bekämpfen und gegen sie zu rebellieren, arrangieren wir uns einfach mit ihr – weniger Kommunistisches Manifest
 als Selbsthilferatgeber. Und Ungleichheit perpetuiert sich auch auf andere Weise selbst.

Sie bekommen, was Sie herausschlagen können

Wir haben gesehen, dass das Zunehmen von Ungleichheit zum großen Teil auf Veränderungen an der obersten Spitze der Gesellschaft zurückzuführen ist. Der Einkommensanteil des obersten Prozents ist erheblich gestiegen, sowohl im Vergleich zu den unteren 99 Prozent als auch im Verhältnis zur Wirtschaftsleistung. Warum ist das so? Wir haben schon einige denkbare Antworten ausgeschlossen: Es liegt nicht an weltweit wirkenden ökonomischen Kräften oder neuen Technologien, und die Erklärungen der Grenzproduktivitätstheorie sind entweder falsch oder tautologisch. Die wahre Antwort ist ebenso einfach wie erstaunlich. Einfach, weil 
letztlich das oberste Prozent schlichtweg beschlossen hat, sich selbst viel mehr zu zahlen. Und erstaunlich, weil wir diese Leute – zumindest am Anfang – dazu eingeladen haben, das zu tun.

Eine so absurde Einladung widerspricht dem gesunden Menschenverstand, und so ist es kein Wunder, dass auch sie ihren Ursprung in ökonomischen Theorien hatte. Nach der orthodoxen Ökonomik ist eine Vorbedingung für erfolgreichen Kapitalismus, dass Unternehmen danach streben, ihre Profite zu maximieren. Doch profitmaximierende Unternehmen sind in der Realität unwahrscheinlich, da ihre Profite traditionell an Aktionäre ausgeschüttet werden, während der CEO
 und die Topmanager, die das Sagen haben, eher daran interessiert sein dürften, ihr eigenes Gehalt oder Prestige zu steigern. Von Ökonomen wurde das »Optimal Contracting«, die »optimale Vertragsgestaltung«, als Mittel der Wahl empfohlen, um ein Unternehmen eher dem profitmaximierenden »Ideal« der Lehrbücher anzunähern: Topmanager sollten ein relativ niedriges Grundgehalt beziehen und die Möglichkeit haben, sich zusätzlich einen beträchtlichen Bonus zu verdienen, der aufgrund hoher Profite (oder eines anderen Kriteriums, das den Interessen der Aktionäre dient, etwa ein steigender Aktienkurs) ausgezahlt wird. Die Argumentation der Ökonomen: Obwohl CEO
s und andere Manager mit solchen »leistungsbezogenen« Verträgen ein wesentlich höheres Einkommen erzielen könnten, würde auch die Wirtschaft insgesamt von solchen »Pay-for-Performance« oder leistungsorientierten Vergütungsmodellen profitieren, weil durch sie die Unternehmen effizienter betrieben würden. Zwei der prominentesten Verfechter solcher Vergütungsmodelle, Michael Jense
n und Kevin Murph
y, schrieben in einem Artikel, der 1990 in der Harvard Business Review
 erschien: »Ist das jetzige CEO
-Vergütungsniveau hoch genug, um die besten und intelligentesten Menschen zu motivieren, eine Karriere als Konzernmanager einzuschlagen? Die Antwort: wahrscheinlich nicht.«
[23]


Dieser Artikel von Jense
n und Murph
y hat sich als enorm einflussreich erwiesen: Zusammen mit anderen führenden Ökonomen hatten sie ein Feigenblatt für die Gier von Unternehmensführern geliefert. In den 15 Jahren ab 1990 war zu verzeichnen, dass das durchschnittliche »Leistungspaket« von CEO
s in den 500 größten US
-Konzernen sich (inflationsbereinigt) mehr als verdreifachte. Bis 2004 hatten Jense
n und Murph
y
 sich eines Besseren besonnen und kommentierten ihre frühere Empfehlung, CEO
s sollten höher bezahlt werden, mit diesen Worten: »Heute würden Jense
n und Murph
y diese Antwort nicht mehr geben.«
[24]


Natürlich ist man hinterher immer klüger, aber dennoch sind die Fehler in der Argumentation für enorme Einkommenssteigerungen für CEO
s völlig offensichtlich. Erstens beruht diese Forderung auf der Annahme, dass jegliche Profitsteigerung ausschließlich auf die Aktivitäten von CEO
s und anderen Topmanagern zurückgehe; zweitens geht sie davon aus, dass auf lange Sicht jeder Mitarbeiter der Firma von steigenden Gewinnen profitieren werde. Tatsächlich können wir diese schönfärberischen Annahmen ignorieren, weil etwas Handfesteres mit solchen Pay-for-Performance-Verträgen nicht stimmt: Sie waren – und sind es immer noch – zugunsten von CEO
s und anderen Topmanagern manipuliert.

Der wichtigste Grund dafür ist nicht schwer zu erkennen. Pay-for-Performance-Verträge werden vom Verwaltungsrat des betreffenden Unternehmens festgelegt. Und, was Jense
n und Murph
y erst verspätet auffiel: »Es ist hauptsächlich der CEO
, der die Kandidaten für den Verwaltungsrat auswählt … Die Verwaltungsratsmitglieder dienen den Interessen des CEO
. In der Regel legt der CEO
 die Tagesordnung für Verwaltungsratssitzungen fest. So gut wie alle Informationen über das Unternehmen, die den Verwaltungsratsmitgliedern zugehen, stammen vom CEO
 oder laufen über seinen Schreibtisch.«
[25]
 Aus der Perspektive des vielleicht erfolgreichsten Investors der Welt, Warren Buffet
t, hat das zur Folge, dass »die Karten gegen die Aktionäre gezinkt sind, wenn es um die Vergütung des CEO
 geht.« Die praktischen Auswirkungen von Pay-for-Performance-Verträgen haben inzwischen auch ihre Urheber erkannt, jene Wirtschaftstheoretiker, die sich die »optimale Vertragsgestaltung« ausgedacht haben. Kürzlich hat Bengt Holmströ
m für seine Arbeit über Optimal Contracting den Wirtschaftsnobelpreis gewonnen – ergriff jedoch in seiner Dankesrede die Gelegenheit, eine ähnliche Kehrtwende zu vollziehen wie vor ihm schon Jense
n und Murph
y. Holmströ
m zog den Schluss, es sei »eine so fehlgeleitete Idee, den Markt ins Unternehmen hineinzutragen – ein Punkt, den ich [früher] nicht verstanden hatte und den die Befürworter von marktähnlichen Anreizen in Unternehmen auch heute noch zu übersehen scheine
n.«
[26]


Besser spät als nie, obwohl die kreativeren Selbstbereicherungsmanöver des obersten Prozents sich inzwischen eine andere Spielwiese gesucht haben. Die meisten dieser Manöver zielen darauf ab, die allen wirtschaftlichen Aktivitäten zugrunde liegenden Regeln zu ihren Gunsten zu manipulieren. Ökonomen nennen es Rent-Seeking
: Darunter versteht man jede Aktion, die hauptsächlich zu dem Zweck unternommen wird, Einkommen, Wohlstand oder Ressourcen zum eigenen Nutzen umzuverteilen – im Gegensatz zu den meisten wirtschaftlichen Aktivitäten, die auf die eine oder andere Art Wohlstand oder einen Mehrwert für die Wirtschaft oder Gesellschaft schaffen. Das einzige Ziel von Rent-Seekers ist, ein größeres Stück vom Kuchen zu ergattern; sie leisten keinen Beitrag dazu, den Kuchen für alle zu vergrößern. Das verräterische Merkmal von Rent-Seekers in Aktion ist das plötzliche Auftauchen einer obskuren oder kaum beachteten Regel, die keine nachvollziehbare Rechtfertigung hat, aber zufälligerweise für die Rent-Seekers ein Vermögen wert ist. So haben zum Beispiel in vielen Ländern staatlich verwaltete und finanzierte Krankenversicherungen sich die befremdliche Regel auferlegt, nicht mit Pharmakonzernen über niedrigere Preise zu verhandeln. In den USA
 hat diese kaum bekannte gesetzliche Regelung den Pharmakonzernen über 50 Milliarden Dollar pro Jahr an zusätzlichen Einnahmen in die Kassen gespült.
[27]
 Doch die vermutlich beliebteste Spielwiese von Rent-Seekers ist die Finanzbranche. Arthur Levit
t, ehemaliger Chef der Securities and Exchange Commission (und somit oberster Börsenaufseher), hat beschrieben, wie Wall-Street-Lobbyisten »alles daransetzen, selbst kleinere Regulierungen sofort zunichtezumachen. Kleinanleger ohne organisierte Lobbygruppe, die in Washington ihre Interessen vertritt, wissen gar nicht, wie ihnen geschieh
t.«
[28]
 Was das generell bedeutet, liegt auf der Hand und ist inzwischen durch einschlägige Studien hinreichend belegt: Je reicher die Reichen werden, desto mehr Einfluss üben sie auf politische Prozesse aus, von Wahlkampfspenden über Lobbyarbeit bis hin zur Einflussnahme auf einzelne Vorschriften und Regulierungen. Die Folge sind Politiker und Gesetze, die ihnen helfen, aber ineffizient sind und zur Verschwendung von Steuergeldern führen.
[29]
 Kritiker vom linken Flügel des politischen Spektrums haben das als »Sozialismus für Reiche« bezeichnet. Selbst Warren Buffet
t scheint es so zu sehen: »Seit 20 Jahren ist ein Klassenkampf im Gang, und meine Klasse 
hat ihn gewonnen.«

Wir haben bereits gesehen, dass zunehmende Ungleichheit sich selbst erhalten kann, weil Einstellungen entstehen, um sich mit dieser Entwicklung zu arrangieren und sie zu rechtfertigen. Und jetzt sehen wir, dass zugleich eine andere Dynamik am Werk ist: Ein Anfangsimpuls, der von Ökonomen ausgeht (etwa das Befürworten von Pay-for-Performance-Verträgen) und auf den ein Teufelskreis folgt, bei dem Ungleichheit immer mehr Ungleichheit schafft. Je reicher die Eliten werden, desto mehr Anreize und Möglichkeiten haben sie, sich immer weiter zu bereichern. Der Erfolg setzt dabei den Zyklus immer wieder von Neuem in Gang.

Doch die größte Zunahme von Ungleichheit ist darauf zurückzuführen, dass sich dieser Prozess auch in einem anderen Bereich abgespielt hat: Steuern. Spitzenverdiener profitieren am stärksten von Einkommenssteuersenkungen, und sie haben mehr Geld zur Verfügung, um über Lobbyisten Politiker zu beeinflussen, solche Steuersenkungen herbeizuführen. Sobald die Steuern dann gesenkt worden sind, haben Spitzenverdiener einen weiteren Anreiz, um noch höhere Einkommen anzustreben, da sie nach Steuern einen größeren Teil davon selbst behalten können. Und so weiter.

Hier sind die Belege dafür. Im Laufe der vergangenen 50 Jahre waren die entwickelten Länder mit der geringsten Steigerung des Anteils der Einkommen vor Steuern, der das oberste Prozent betraf, dieselben Länder, in denen die geringsten Senkungen des Spitzensteuersatzes stattgefunden haben. Und umgekehrt waren die Länder, in denen das oberste Prozent vor
 Steuern am meisten hinzugewonnen hat, dieselben Länder, in denen sie in den Genuss der größten Steuersenkungen kamen.
[30]
 Die Länder dieser letzteren Gruppe bringen keine Überraschungen: Zwar wurde seit 1979 in fast allen entwickelten Ländern der Spitzensteuersatz gesenkt, aber Großbritannien und die USA
 waren die ersten und gingen dabei am weitesten.
[31]
 Im Jahr 1979 senkte Thatche
r den britischen Spitzensteuersatz von 83 auf 60 Prozent, und 1988 noch weiter auf 40 Prozent. Im Jahr 1981 senkte Reaga
n den US
-Spitzensteuersatz von 70 auf 28 Prozent. Obwohl die Spitzensteuersätze heute etwas höher liegen (in den USA
 bei 35 Prozent, in Großbritannien bei 45 Prozent), lohnt es sich, diese Zahlen hier zu nennen, weil sie deutlich niedriger waren als in der Nachkriegszeit, in der die Spitzensteuersätze in den USA

 im Durchschnitt bei 75 Prozent lagen und in Großbritannien noch höher waren. Dass man die Dinge damals anders sah, zeigt sich am Beispiel von Präsident Dwight D. ​Eisenhowe
r, seines Zeichens ein Kriegsheld und der Oberste Befehlshaber der alliierten Streitkräfte im Zweiten Weltkrieg (also wohl kaum ein Kommunist). Während der Regierungszeit Eisenhower
s stieg der Einkommenssteuer-Spitzensatz in den USA
 auf 91 Prozent. Eisenhowe
r schien wirklich davon überzeugt zu sein, dass die Reichen hoch besteuert werden sollten: In einem privaten Brief an seinen Bruder schrieb er, dass er den »New Deal« billige, mit dem sein Vorvorgänger Franklin D. Roosevel
t großzügige Sozial- und Arbeitslosenhilfen eingeführt hatte, die zum Teil aus dem Einkommenssteueraufkommen finanziert wurden. Eisenhowe
r bezeichnete die Gegner des New Deal als ein paar »texanische Millionäre, und hin und wieder ein Politiker oder Geschäftsmann aus einer anderen Gegend. Es sind nur ganz wenige, und sie sind dumm.«
[32]


Einige Elemente der Reaga
n/Thatche
r-Revolution der Wirtschaftspolitik, etwa Milton Friedman
s monetaristische Makroökonomik, sind seither wieder aufgegeben worden. Doch die entscheidende politische Idee, die aus der Mikro
ökonomik erwuchs, hat mittlerweile so breite Akzeptanz gefunden, dass sie den Status einer Selbstverständlichkeit erlangt hat: Dass nämlich Steuern demotivierend auf die wirtschaftlichen Aktivitäten der Bürger wirken, und vor allem, dass Lohn- und Einkommenssteuern von Arbeit abschrecken. Diese neue Doktrin hat anscheinend die öffentliche Debatte über Besteuerung von der »trostlosen Wissenschaft« der turbulenten 1970er-Jahre – einem endlosen Streit darüber, wer wie viel zu bekommen hat – in das Versprechen einer glänzenden und florierenden Zukunft für alle verwandelt. Das kleine Detail für alle
 war entscheidend: Keine Gewinner und Verlierer mehr. Nur noch Gewinner. Und die Grundideen waren so einfach, dass sie auf die Rückseite einer Serviette passen.

Steuern gelten neuerdings als Diebstahl

Eines Abends im Dezember 1974 traf sich eine Gruppe ehrgeiziger junger Konservativer im Two Continents Restaurant in Washington, D. C. zum Dinner. Neben Jude Wannisk
i, einem Redakteur des Wall Street Journal
, waren Arthur Laffe
r
, ein Ökonom der Chicago University, Donald Rumsfel
d (damals Stabschef unter Präsident Gerald For
d) und Dick Chene
y, seinerzeit Rumsfeld
s Stellvertreter und ehemaliger Kommilitone von Laffe
r an der Yale University, erschienen.
[33]
 Als sie über Präsident Ford
s kurz zuvor in Kraft getretene Steuererhöhungen sprachen, wies Laffe
r darauf hin, dass ebenso wie ein Einkommenssteuersatz von null Prozent ein Steuersatz von 100 Prozent dem Staat keine Einnahmen brächte, weil sich dann niemand mehr die Mühe machen würde, arbeiten zu gehen. Logischerweise musste es also zwischen diesen beiden Extremen einen Steuersatz geben, der das Steueraufkommen maximiert. Obwohl Laffe
r sich nicht mehr daran erinnern kann, nahm er anscheinend eine Serviette zur Hand und zeichnete darauf eine Kurve, um die Beziehung zwischen Steuersätzen und Steueraufkommen darzustellen.
22
 So erblickte die »Laffe
r-Kurve« das Licht der Welt, und mit ihr die »Trickle-down-Theorie«. Die wichtigste Schlussfolgerung daraus, die Rumsfel
d und Chene
y durchaus beeindruckte, war, dass ebenso wie Steuersenkungen auf einen Satz von unter 100 Prozent höhere Steuereinnahmen bewirken werden, Einkommenssteuersenkungen ganz allgemein zu höheren Steuereinnahmen führen müssten. Mit anderen Worten: Steuersenkungen sollten nur Gewinner und keine Verlierer produzieren.

Aber sollten
 bedeutet etwas anderes als werden
. Für die logische Möglichkeit, dass Steuersenkungen das Steueraufkommen erhöhen könnten, wurden nie empirische Belege produziert, und selbst den Ökonomen, die etwa sechs Jahre später für die neu angetretene Reaga
n-Regierung tätig waren, fiel es schwer, Belege für diese Idee zu finden. Dennoch war sie für Reaga
n, den ewigen Optimisten, anscheinend unwiderstehlich; er setzte sich letzten Endes über seine Experten hinweg, weil er davon überzeugt war, dass der »Unternehmergeist, den die neuen Steuersenkungen entfesseln werden, sicherlich mehr Einnahmen generieren würde, als seine Experten sich vorstellen konnten.«
[34]
 (Falls dieses potente Gebräu aus populistischem Optimismus und Geringschätzung von Wirtschaftsexperten Ihnen 40 Jahre später bekannt vorkommen sollte: Laffe
r war einer der Wahlkampfberater von Donald Trum
p.)
[35]


Damit Einkommenssteuersenkungen zu höheren
 Steuereinnahmen 
führen können, müssen die Menschen durch die Aussicht auf höhere Nettoeinkommen motiviert werden, mehr zu arbeiten. Das daraus resultierende höhere BIP
 und Nationaleinkommen mag genügen, um höhere Steuereinnahmen zu generieren, selbst wenn der Steuersatz selbst gesunken ist. Obwohl die Auswirkungen von Reagan
s großen Steuersenkungen nach wie vor umstritten sind (vor allem, weil man sich nicht darüber einigen kann, wie die US
-Wirtschaft sich ohne diese Steuersenkungen entwickelt hätte), räumen selbst Anhänger der Trickle-down-Theorie ein, dass die Steuersenkungen sich kaum auf das BIP
 ausgewirkt haben – und mit Sicherheit nicht genug, um die geringeren Einnahmen aufgrund der Steuersenkungen zu kompensieren. Aber die Laffe
r-Kurve hat Ökonomen stets daran erinnert, dass irgendwo zwischen 0 und 100 Prozent ein »steueraufkommensmaximierender Spitzensteuersatz« existieren muss. Diese magische Zahl zu finden, ist jedoch eine ganz andere Sache: Die Suche geht bis heute weiter. Es lohnt, sich etwas näher mit dieser Suche zu beschäftigen, und zwar nicht zuletzt, weil regelmäßig auf sie verwiesen wird, um Initiativen auszubremsen, die Einkommensschere durch höhere Besteuerung der Reichen zu verringern. So hat zum Beispiel 2013 der britische Chancellor of the Exchequer George Osborn
e den Einkommenssteuer-Spitzensatz von 50 auf 45 Prozent gesenkt, mit dem Argument im Stile Laffer
s, dass die Senkung nur zu unwesentlich niedrigeren Steuereinnahmen führen würde, wenn überhaupt. Osborne
s Argument beruhte auf der ökonomischen Analyse, dass der aufkommensmaximierende Spitzensteuersatz für Großbritannien bei etwa 40 Prozent liege.

Doch die hinter dieser Zahl steckenden Annahmen sind wackelig, was auch von den meisten Ökonomen, die daran beteiligt sind, solche Zahlen zu produzieren, eingeräumt wird.
[36]
 Fangen wir mit der zugrunde liegenden Idee an: Wenn durch niedrigere Steuersätze Ihr Nettoeinkommen steigt, sind sie motiviert, mehr zu arbeiten. Das klingt zunächst durchaus plausibel, doch in der Praxis wird dieser Effekt wahrscheinlich minimal sein. Wenn die Einkommenssteuer sinkt, können viele von uns gar nicht mehr arbeiten, selbst wenn wir es wollten. Es besteht kaum die Möglichkeit, bezahlte Überstunden zu machen, und es bringt keine höhere Bezahlung ein, während der regulären Arbeitszeiten fleißiger zu arbeiten. Und selbst bei Menschen, die diese Möglichkeit haben, ist keineswegs 
klar, dass sie mehr oder fleißiger arbeiten würden. Stattdessen könnten sie beschließen, weniger
 zu arbeiten: Da ihr Nettoeinkommen gestiegen ist, könnten sie weniger Stunden arbeiten und dennoch ihr gewohntes Einkommen halten, sodass ihr materieller Lebensstandard unverändert bliebe. Somit hat die verbreitete Annahme, Einkommenssteuersenkungen würden zu mehr geleisteten Arbeitsstunden und mehr produktiver wirtschaftlicher Aktivität führen, kaum eine Grundlage – weder nach dem gesunden Menschenverstand noch nach der ökonomischen Theorie.

Osborne
s Argument hat noch fundamentalere Schwächen, die selbst unter Ökonomen kaum bekannt sind. Wenn das oberste Prozent durch Einkommenssteuersenkungen motiviert wird, mehr zu verdienen, wird häufig angenommen, dass dieser höhere Verdienst eine Zunahme der produktiven wirtschaftlichen Aktivitäten reflektiert. Mit anderen Worten: dass der Kuchen größer wird. Aber einige Ökonomen (etwa der einflussreiche Thomas Pikett
y) haben gezeigt, dass das für CEO
s und andere Spitzenmanager großer Konzerne nach den Steuersenkungen der 1980er-Jahre nicht galt. Vielmehr haben sie im Wesentlichen ihre eigenen Gehaltserhöhungen finanziert, indem sie ihren Aktionären weniger zahlten – was wiederum wegen niedrigerer Dividenden zu geringeren Steuereinnahmen führte. Aufgrund dieser und ähnlicher Effekte – die Reichen verteilen den Kuchen um, anstatt ihn größer zu machen – sind Pikett
y und seine Kollegen zu dem Schluss gekommen, dass der aufkommensmaximierende Spitzensteuersatz bei bis zu 83 Prozent liegen könnte.
[37]


Die Einkommenssteuersenkungen für Reiche im Laufe der vergangenen 40 Jahre wurden ursprünglich mit ökonomischen Argumenten gerechtfertigt: Viele Politiker übernahmen eifrig Laffer
s Thesen. Doch für Ökonomen waren dessen Ideen sowohl vertraut als auch trivial. Die moderne Ökonomik liefert weder theoretische noch empirische Argumente für die Vorteile solcher Steuersenkungen – beide sind nicht eindeutig. Obwohl Politiker diesen Umstand eine Weile ignorieren können, lässt er vermuten, dass der breite Widerstand gegen eine höhere Besteuerung der Reichen letztlich auf Gründen außerhalb der Ökonomik beruht.

Als 2009 der britische Einkommenssteuer-Spitzensatz auf 50 Prozent erhöht wurde (bis Osborn
e ihn vier Jahre später wieder auf 45 Prozent senkte), reagierte der Musical-Komponist 
Andrew Lloyd Webbe
r, einer der reichsten Menschen Großbritanniens, ziemlich ungehalten: »Das Letzte, was wir brauchen, ist ein Raubzug im Stil somalischer Piraten gegen die wenigen Menschen, die hierzulande Wohlstand schaffen und es immer noch wagen, in den stürmischen britischen Gewässern zu kreuze
n.«
[38]
 In den USA
 verglich Stephen Schwarzma
n, CEO
 der Investmentgesellschaft Blackstone, Vorschläge, eine spezielle Steuervergünstigung (von der er in hohem Maße profitierte) abzuschaffen, mit der deutschen Besetzung Polens im Zweiten Weltkrieg.
[39]


Obwohl wir uns manchmal über solcherlei Gejammer von Superreichen lustig machen, akzeptieren die meisten von uns die fundamentale Idee, die dahintersteckt, ohne groß darüber nachzudenken: dass Einkommenssteuer nämlich eine Art Diebstahl sei und Einkommen vereinnahme, das mit Fug und Recht der Person gehöre, die es verdient habe. Daraus folgt dann, dass Steuern bestenfalls ein notwendiges Übel seien und daher möglichst weit gesenkt werden sollten. Nach dieser Logik ist der von Pikett
y in Betracht gezogene Spitzensteuersatz von 83 Prozent schlichtweg inakzeptabel. Es existiert ein ganzes kulturelles Ökosystem, das aus der Idee »Steuern sind Diebstahl« entstanden ist und sich heute in den Sprüchen von Politikern zeigt, »das Geld des Steuerzahlers auszugeben«, oder im Gerede von Aktivisten, die den »Tax Freedom Day« (»Steuerfreiheitstag«) zelebrieren. Das ist nicht nur Populismus. Steuerökonomen, Steuerberater und Anwälte reden von »Steuerlast« – und wenn Sie meinen, »Steuerlast« sei eine wertfreie Bezeichnung, dann sollten sie sich konsequenterweise auch freuen, wenn der Ausdruck »staatliche Ausgaben« durch »staatliche Leistungen« ersetzt würde.

Doch die Idee, dass Ihr unversteuertes Einkommen irgendwie Ihnen allein gehören könnte, ist zwar naheliegend, aber falsch. Erstens können Ihre Eigentumsrechte nie Vorrang vor der Besteuerung haben oder unabhängig davon sein. Eigentum ist ein gesetzliches Recht. Damit Gesetze funktionieren können, bedarf es diverser Institutionen wie Polizei und Rechtssystem. Diese Institutionen werden durch Besteuerung finanziert. Steuer- und Eigentumsrechte werden letzten Endes zugleich geschaffen; wir können das eine nicht ohne das andere haben. Vielleicht übersehen wir diese immanente wechselseitige Abhängigkeit zwischen Steuer- und Eigentumsrecht, weil wir als Individuum

 davon fantasieren können, ihr zu entgehen: Dann könnte ganz offensichtlich ein Individuum sein gesamtes unversteuertes Einkommen vereinnahmen und ein rechtlich durchsetzbares Eigentumsrecht daran haben – vorausgesetzt, dass alle anderen ihre Steuerschulden zahlen, um das System aufrechtzuerhalten, das notwendig ist, um dieses Recht durchzusetzen.

Wenn es freilich die einzige Aufgabe des Staates wäre, private Eigentumsrechte durchzusetzen (indem er ein Rechtssystem, Polizeikräfte und so weiter vorhält), scheint es so, also ob die Besteuerung sehr niedrig sein könnte – und jegliche Besteuerung, die darüber hinausgeht, könnte immer noch als eine Art Diebstahl betrachtet werden.

Diese Perspektive beruht auf der impliziten Vorstellung, dass Einkommen verdient und somit Eigentumsrechte geschaffen werden in einer völlig freien Marktwirtschaft, und dass der Minimalstaat erst später auf den Plan tritt, um dafür zu sorgen, dass diese Rechte durchgesetzt werden. Viele Ökonomiklehrbücher stellen den Staat auf diese Weise dar, sozusagen als Ergänzung des Marktes. Aber auch das ist eine Illusion. In der modernen Welt reflektieren sämtliche wirtschaftlichen Aktivitäten den Einfluss des Staates. Märkte werden zwangsläufig
 von Regierungen definiert und gestaltet. So etwas wie Einkommen, das verdient wird, bevor der Staat auf den Plan tritt, gibt es nicht. Mein Einkommen beruht unter anderem auf meiner Bildung. Schon früher haben die Umstände meiner Geburt und mein späteres gesundheitliches Wohlergehen das zur Verfügung stehende Gesundheitswesen reflektiert. Selbst wenn dieses Gesundheitswesen völlig »privat« organisiert ist, beruht es auf der Berufsausbildung von Ärzten und Krankenschwestern, auf der Verfügbarkeit von Medikamenten und anderen Technologien. Wie alle anderen Güter und Dienstleistungen basieren diese wiederum auf der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Infrastruktur – Verkehrsnetzen, Kommunikationssystemen, Energieversorgung – und einem umfassenden rechtlichen Rahmenwerk, das so komplexe Angelegenheiten wie geistiges Eigentum, geregelte Märkte (etwa Aktienbörsen) und internationales Recht regelt. Andrew Lloyd Webbe
rs Vermögen basiert auf staatlichen Entscheidungen über den zeitlichen Bestand des Urheberrechts an der von ihm komponierten Musik. Insgesamt betrachtet ist es unmöglich, das »Eigentum« des 
Einzelnen von all dem zu trennen, was durch die Rolle des Staates überhaupt erst möglich oder beeinflusst wurde.
[40]


Gerede von »Steuern als Diebstahl« stellt sich als weitere Variante der oben beschriebenen egoistischen Tendenzen heraus – ich will meinen Erfolg in Splendid Isolation sehen und die Beiträge früherer Generationen, jetziger Kollegen und des Staates ignorieren. Wenn Sie klug, qualifiziert und fleißig sind und die Rolle des Staates unterbewerten, führt das zu der Überzeugung, dass die hohe Steuerlast, die Sie ertragen müssen, um einen oftmals verschwenderischen Staat zu finanzieren, kein gutes Geschäft sei. In einer Gesellschaftsordnung mit Minimalstaat und niedrigen Steuern würde es Ihnen besser ergehen. Eine Erwiderung auf diese Kritik weist auf Belege hin, dass Reiche ihre Heimat verlassen und sich in einem Niedrigsteuerland niederlassen würden: Tatsächlich tun das nur sehr wenige von ihnen.
[41]
 Hier ist eine etwas ausführlichere Antwort von Warren Buffet
t:

Stellen Sie sich zwei eineiige Zwillinge in der Gebärmutter vor … Und Genie, der Geist aus der Flasche, sagt zu ihnen: »Einer von euch wird in den Vereinigten Staaten geboren werden und der andere in Bangladesch. Und falls du in Bangladesch zur Welt kommst, wirst du keine Steuern zahlen. Welchen Anteil deines Einkommens würdest du bieten, um in den Vereinigten Staaten geboren zu werden?« … Die Leute, die immer sagen: »Ich habe das alles allein geschafft« … glaub mir, sie würden mehr dafür bieten, in den Vereinigten Staaten zu sein als in Bangladesc
h.
[42]


Die Rache des Lumpenproletariats

Der Begriff Lumpenproletariat
 war die von Karl Mar
x geprägte Bezeichnung für die Unterklasse, die ärmsten und marginalisiertesten Mitglieder der Gesellschaft, von denen die meisten wenig oder gar keine geregelte Arbeit und kein festes Einkommen hatten. Sie waren anfällig dafür, von Politikern durch leere Versprechungen, ihnen helfen zu wollen, dazu gebracht zu werden, sie zu unterstützen. (Nachdem Donald Trum
p in den USA
 die Wahl gewonnen hatte, breitete sich im Internet das Wort Trumpenproletariat
 viral aus.) Doch das Lumpen-/Trumpenproletariat hat mehr Macht als es scheint. In aller Welt 
gehen große und kleine Arbeitgeber davon aus, dass ein einfacher Weg zu höheren Profiten sei, ungelernten Arbeitern möglichst wenig Lohn zu zahlen – gerade genug, um sie bei der Stange zu halten. Diese Strategie hat den Segen der konventionellen Wirtschaftstheorie, die Arbeitskraft lediglich als einen von vielen Inputs für den Produktionsprozess betrachtet – als wären Arbeiter nicht mehr als eine andere Art von Maschine. Und wir haben gesehen, wie diese mechanistische Sicht des Menschen über Frederick Taylo
r und die frühen Verhaltenspsychologen sich auch außerhalb der Ökonomik ausgebreitet hat. Aber Menschen können sich rächen.

Wenn ein Mensch weiß, dass ihm ein möglichst niedriger Lohn gezahlt wird, dann wird er dafür möglichst wenig arbeiten. Ein ungenannter Arbeiter hat einmal seinen Job in einer sowjetischen Fabrik so beschrieben: »Sie tun so, als ob sie uns bezahlen, und wir tun so, als ob wir arbeiten.« Um Missverständnissen vorzubeugen: Dies ist kein marxistisc
h oder kommunistisch inspiriertes Argument für die heimliche Macht unterdrückter Arbeiter. Die sowjetische Produktion war vor allem deswegen hoffnungslos ineffizient, weil sie diese Macht nicht erkannte. Unter modernen Ökonomen wurde dieses Argument ursprünglich nicht von Marxiste
n ins Feld geführt, sondern von zwei Wirtschaftsnobelpreisträgern und einer späteren US
-Notenbankchefin: George Akerlo
f, Joseph Stiglit
z und Janet Yelle
n haben gezeigt, dass die Gewinne eines Unternehmens steigen können, wenn es Löhne zahlt, die höher sind als das absolute Minimum, das notwendig ist, um zu verhindern, dass seine Mitarbeiter sich einen anderen Job suchen. Wenn das Unternehmen stattdessen einen deutlich höheren »Effizienzlohn« zahlt, maximiert es dadurch Effizienz und Produktivität, indem es die Mitarbeiter motiviert, ihr Bestes zu geben. Und die Mitarbeiter legen sich ins Zeug, weil sie sich von ihrem Arbeitgeber geschätzt und respektiert fühlen – und auch, weil sie ihren Job behalten wollen, da sie wissen, dass sie anderswo wahrscheinlich weniger verdienen würden.

Effizienzlöhne haben tiefgreifende Implikationen für das Denken über Ungleichheit. Wenn dadurch, dass Arbeitern das absolute Minimum gezahlt wird, eine höhere Ungleichheit der unversteuerten Einkommen entsteht, führt der so herbeigeführte negative Effekt auf Produktivität und Profite zu Schäden für die gesamte Wirtschaft. Der Kuchen wird kleiner. An dieser Stelle führt Ungleichheit nicht nur dazu, dass es den Armen und 
Ungelernten schlechter geht, sondern auch der gesamte Rest der Gesellschaft verliert.

Wenn die Produktivität sinkt, weil Arbeitern weniger als der Effizienzlohn gezahlt wird, ist das nicht die einzige Art, auf die zunehmende Ungleichheit kostspielig sein kann, selbst für Menschen mit mittleren und hohen Einkommen. Selbst wenn wir die allgemeineren gesellschaftlichen Kosten von Ungleichheit außer Acht lassen, bleiben wichtige – aber kaum diskutierte – Gründe, warum hohe Ungleichheit selbst in eng gefassten ökonomischen Begriffen kostspielig ist.

Wie wir gesehen haben, sind die rapide steigenden Einkommen der Mitglieder des oberen einen Prozents eine Folge ihrer politischen und wirtschaftlichen Macht und ihrer sich verändernden Einstellungen, also nicht etwa ein Ergebnis ihres größeren wirtschaftlichen Beitrags. Das zunehmende Ungleichgewicht zwischen Einkommen und Beitrag des obersten Prozents führt zu hohen Kosten für die gesamte Wirtschaft, die weit über die direkten Kosten üppiger Vergütungspakete hinausgehen. In der Finanzwirtschaft treten diese Kosten am deutlichsten zutage, da in dieser Branche ein so hoher Anteil des oberen einen Prozents (und ein noch höherer Anteil der oberen 0,1 Prozent) beschäftigt ist. Diese Kosten werden auch von Insidern der Branche anerkannt, nicht nur von deren Kritikern. Selbst führende Zentralbankmanager haben betont, dass durch manipulierte Pay-for-Performance-Verträge die Wahrscheinlichkeit von weiteren Bank-Bailouts und anderen Schäden für die Gesamtwirtschaft zugenommen habe, weil solche Verträge zu exzessiver Spekulation und Risikobereitschaft an den Finanzmärkten führen.
[43]
 In solchen manipulierten Verträgen geht es weniger um Pay-for-Performance als vielmehr um »Heads I win, tails you lose« (beim Münzwurf: »Bei Kopf gewinne ich, bei Zahl verlierst du«). Auf der Basis solcher Verträge können Banker einen großen Teil der Gewinne aus erfolgreichen Wetten selbst behalten, ohne dass sie bei Verlustgeschäften entsprechende Verluste tragen müssten.

Ein weiteres Problem von exzessiven Vergütungspaketen in der Finanzwirtschaft ist, dass sie zu viele talentierte Menschen in diese Branche locken – Menschen, die anderswo einen größeren wirtschaftlichen Beitrag leisten würden. Zu dieser Verschwendung an 
menschlichen Ressourcen kommen noch die Ressourcen hinzu, die ausschließlich dafür verschwendet werden, exzessive Einkommen zu erzielen – wodurch lediglich der Kuchen umverteilt statt vergrößert wird. Mit anderen Worten: noch mehr Rent-Seeking. Einen groben Anhaltspunkt für den Umfang solcher Verschwendung kann die klassische Rent-Seeking-Aktivität liefern: Lobbying. In den USA
 wurden allein im Jahr 2011 über drei Milliarden Dollar für Lobbying ausgegeben.
[44]


Wenn wir uns das andere Ende der Einkommensverteilung ansehen, stellen wir fest, dass Armut nicht nur eine Tragödie für die Armen ist, sondern auch eine enorme Verschwendung produktiver Kapazitäten in der übrigen Wirtschaft. Die Armen haben kaum Zugang zu erschwinglichen, lang laufenden Krediten, was bedeutet, dass sie sich die Schul- und Berufsbildung, die Bessergestellten zur Verfügung steht, nicht leisten können. Und sie haben große Schwierigkeiten, sich genug Geld zu leihen, um eine Geschäftsidee umsetzen zu können. Eine Geschäftsgründung, immer ein riskanter Schritt, ist besonders kritisch für Menschen, die auf minimale staatliche Sozialleistungen angewiesen sind und kein Polster aus Familienvermögen im Rücken haben, das sie auffangen kann, falls das Geschäft scheitert. Neben der durch Armut bewirkten wirtschaftlichen Verschwendung mehren sich die makroökonomischen Belege dafür, dass neben anderen Faktoren zunehmende Armut und Ungleichheit für die niedrigeren Wachstumsraten verantwortlich sind, die in den vergangenen Jahren in vielen Ländern zu verzeichnen waren.
[45]
 Die Erklärung ist ganz einfach: Da die Realeinkommen am unteren Ende stagniert haben, hat zwangsläufig auch die Nachfrage von Armen nach Gütern und Dienstleistungen stagniert, wodurch das Wirtschaftswachstum verringert wurde. (Geringerer Konsum der Armen wurde nicht durch höheren Konsum der Reichen ausgeglichen, da Arme einen wesentlich höheren Anteil ihres Einkommens für Konsum ausgeben als Reiche. Wenn also Geld von den Armen zu den Reichen fließt, geht der Konsum insgesamt zurück.)

Dies ist nicht der richtige Ort, um ausführlich auf spezifische politische Maßnahmen zur Bekämpfung von Ungleichheit einzugehen. Wir haben uns ja bereits einen wichtigen Aspekt einer wichtigen politischen Maßnahme kurz angesehen: Wenn der Einkommenssteuer-Spitzensatz 
erhöht wird, kann das nicht nur zu einem insgesamt höheren Steueraufkommen führen, sondern auch die Ungleichheit der versteuerten Einkommen direkt reduzieren. Um das zu vertiefen, können Sie auf die Arbeiten zahlreicher führender Ökonomen zurückgreifen, die argumentiert haben, dass in Gesellschaften mit höherer Ungleichheit eher niedrigeres als höheres Wirtschaftswachstum zu verzeichnen ist; dass Steuererhöhungen für Reiche dem Wirtschaftswachstum nicht schaden und nicht zum Abwandern von Talenten führen; und dass umverteilende Maßnahmen in Form von höheren Sozialausgaben auch in einer Volkswirtschaft, die im globalen Wettbewerb steht, sowohl erschwinglich als auch durchführbar sein können.
[46]


Doch vielleicht gehen all diese differenzierten ökonomischen Argumente am springenden Punkt vorbei. Der entscheidende ökonomische
 Einwand gegen jeden ernsthaften Versuch, Ungleichheit zu reduzieren, könnte wesentlich fundamentaler und pragmatischer sein. Es gibt eine große und politisch einflussreiche Gruppe – nennen wir sie die »wohlhabende Mittelschicht« –, deren Mitglieder deutlich reicher als der Durchschnitt sind, aber ärmer als die oberen ein Prozent. Sie haben das unbestimmte Gefühl, durch die Zunahme von Ungleichheit in jüngerer Vergangenheit etwas verloren zu haben (und wie wir gesehen haben, ist dieses Gefühl durchaus berechtigt), und ein wesentlich deutlicheres und stärkeres Gefühl, dass sie durch Steuererhöhungen und andere politische Umverteilungsmaßnahmen definitiv schlechtergestellt würden. Aber damit liegen sie falsch.

Die meisten Menschen mit überdurchschnittlichem Einkommen geben einen großen Teil davon für Güter und Dienstleistungen aus, die aus Sicht eines Ökonomen untypisch sind. Sie haben eine ungewöhnliche Eigenschaft: Ihr Angebot steht praktisch fest, oder, falls es steigen kann, tut es das nur selten. Hier geht es nicht um die offensichtlichsten Beispiele solcher Güter mit unveränderlichem Angebot (alte Originalkunstwerke und -möbel, Oldtimer und Weine), da selbst in der wohlhabenden Mittelschicht nur wenige Menschen einen großen Teil ihres Einkommens für solche Dinge ausgeben. Dagegen geben sie einen großen Teil ihres Einkommens für Wohnen aus – und zumeist für eine Art von Wohnraum, die immanent knapp ist, entweder, weil sein Stil oder bestimmte Eigenschaften bei Neubauten nicht reproduziert werden können, oder weil die Wohnlage bestimmte knappe 
Merkmale aufweist. Zwangsläufig kann nur eine bestimmte Zahl von Menschen komfortabel in einer Innenstadtlage leben, oder mit Blick auf den Park, oder in der Nähe der besten Schule für ihre Kinder. Solche Knappheiten haben gesellschaftliche Gründe, nicht physische, und das bringt uns zu einer anderen Art von Gütern, die knapp sind, weil sie es sein müssen: Sie sind wertvoll oder attraktiv, eben weil
 sie knapp sind. Die Produkte von Luxusmarken – Handtaschen von Gucci, Sportwagen von Ferrari – werden dadurch begehrenswert, dass sie ihren Eigentümer in die Lage versetzen, ihren ungewöhnlichen Reichtum oder erlesenen Geschmack zu zeigen. Die Mitglieder der wohlhabenden Mittelschicht geben wenig Geld für solche Produkte aus. Deutlich mehr geben sie für Bildungsangebote aus (elitäre Hochschulen, elitäre akademische Abschlüsse und Titel), die ihnen im Wettbewerb auf dem Arbeitsmarkt Vorteile verschaffen – weil sie knapp sind. Ökonomen nennen solche Angebote Statusgüter
, weil Sie, um sie kaufen zu können, mehr Geld für das knappe Angebot bieten müssen als andere Interessenten: Solche Angebote hängen nicht von Ihrem absoluten Einkommen ab, sondern von Ihrem relativen Rang in der Einkommensverteilung.

All das bedeutet letztlich, dass die Unzufriedenheit der Mittelschicht über Menschen mit höheren Einkommen nicht unbedingt auf Neid beruhen muss, sondern auf berechtigten Sorgen über den eigenen sozialen Status – etwa im Wettbewerb um einen Studienplatz an einer besseren Hochschule für das eigene Kind zurückzufallen. Ja, hier besteht durchaus eine gewisse Irrationalität, aber sie ist kollektiv, nicht individuell (ähnlich dem Gefangenendilemm
a aus Kapitel 2). Wenn Sie im Stadion bei einem Sportereignis sind, ist es individuell rational aufzustehen, um besser sehen zu können – um ihre relative Position zu verbessern –, aber dann stehen bald auch alle anderen auf, und dann sind alle schlechtergestellt. Entsprechend sind die meisten von uns im gesellschaftlichen Wettbewerb gefangen und konkurrieren darum, die schönen Häuser in der Nähe der besseren Schulen kaufen zu können. Wenn alle Einkommen steigen, bleibt die Frage, wer welches Haus ergattert, unverändert, aber die Immobilienpreise steigen: Wir müssen alle mehr Geld ausgeben, um das gleiche Haus zu bekommen. Wir stehen alle auf. Wenn dann alle mehr Steuern zahlen, passiert das Gegenteil: Die versteuerten Einkommen fallen, es ändert sich 
nichts daran, wer welches Haus bekommt, und wir setzen uns alle wieder hin.
[47]
 Höhere Steuern zu zahlen, muss also nicht
 zwangsläufig bedeuten, dass Ihr materieller Lebensstandard sinkt. Wenn andere mit der gleichen Steuererhöhung konfrontiert sind, wird Ihre relative Stellung unverändert bleiben, und deswegen auch Ihr Zugang zu begehrten Statusgütern.
[48]


Natürlich gibt es Vorbehalte gegenüber und Ausnahmen von dieser Argumentation. Es liegt auf der Hand, dass sie nicht anwendbar ist für ärmere Mitglieder der Gesellschaft, die einen großen Teil ihres Einkommens für Güter des täglichen Grundbedarfs ausgeben, nicht für Statusgüter. Andererseits kann durch Steuererhöhungen für Reiche mehr erreicht werden, als die Lebensstandards unverändert zu lassen, da ich in meiner Argumentation bis jetzt die Nutzen höherer Staatsausgaben außer Acht gelassen habe. Es fällt auf, dass auch bei vielen wohlvertrauten ökonomischen Argumenten die Nutzen höherer Staatsausgaben ignoriert werden: Wenn die Einkommenssteuer steigt, dann nimmt der orthodoxen Steuerökonomik zufolge der Nutzen aus Arbeit ab, weil auch das versteuerte Einkommen fällt. Aber was ist mit den zusätzlichen Leistungen, in deren Genuss Sie dann durch höhere Staatsausgaben kommen könnten? Es führt zu absurden Ergebnissen, solche Leistungen zu ignorieren. Wenn eine Person beschließt, einen bestimmten Anteil ihres Verdienstes in eine private Rentenversicherung einzuzahlen, sagen wir deswegen nicht, dass ihr Nutzen aus Arbeit zurückgegangen sei. Wenn jedoch der gleiche Anteil ihres Verdiensts einer staatlich organisierten, durch höhere Einkommenssteuern finanzierten Rentenversicherung zufließt, ist von Ökonomen häufig zu hören, ihr Nutzen aus Arbeit sei zurückgegangen, weil die Steuern gestiegen sind.

Dies ist eine komplexe Problematik. Eines ist jedoch klar: Wenn Ökonomen sich ein Bild davon machen wollen, wie die Bürger über Steuererhöhungen denken und auf sie reagieren, nehmen sie oft einen unangemessen einseitigen Standpunkt ein, der Hand in Hand geht mit der Unterstellung, der Staat würde verschwenderisch mit öffentlichen Geldern umgehen – eine von den Public-Choice-Ökonomen aus Kapitel 4 suggerierte Annahme. Und in der politischen Debatte werden häufig die Schulweisheiten der Steuerökonomik nachgebetet: Die meisten Vorkämpfer für Steuersenkungen blenden die staatlich finanzierten Leistungen aus, 
die dann notwendigerweise auch gekürzt werden müssten – was wiederum höhere Ausgaben der Bürger notwendig machen würde, weil sie solche Leistungen stattdessen von privaten Anbietern beziehen müssten. Eine Ironie dieser selektiven Blindheit ist, dass sie zu einer Gesellschaft führt, in der wir den durch niedrige Steuern ermöglichten privaten Luxus nicht genießen können, weil die öffentliche Infrastruktur verkommt. Oder, wie es ein US
-Ökonom und Befürworter höherer Steuern ausgedrückt hat: »Ganz egal, wie reich du bist – wahrscheinlich würdest du es vorziehen, mit einem 150 000 Dollar teuren Porsche 911 Turbo auf einem ordentlich instand gehaltenen Highway zu fahren als mit einem 333 000 Dollar teuren Ferrari Berlinetta auf einer von Schlaglöchern übersäten Landstraße.«
[49]
 Der springende Punkt ist klar: Selbst wenn die Reichen sich ausschließlich für ihren eigenen Lebensstandard interessieren würden, sollten sie keine Steuersenkungen fordern, weil auch sie
 unter dem dadurch herbeigeführten Niedergang staatlicher Leistungen zu leiden hätten. Und dennoch …

It’s not
 the economy, stupid

Ein großer Teil der Ungleichheit, die wir heute in reicheren Ländern beobachten, ist eher auf staatliche Entscheidungen als auf unumstößliche Marktkräfte zurückzuführen. Solche Entscheidungen können revidiert werden. Wir sind in das Zeitalter der Automatisierung und künstlichen Intelligenz eingetreten, das, wie es manchmal zu hören ist, zunehmende Ungleichheit unvermeidlich mache. Das läuft im Wesentlichen darauf hinaus, dass die Computerfreaks, die die Roboter konstruieren, und die 0,01 Prozent, denen sie gehören, unermesslich reich sein werden – und wir anderen arbeitslos. Aber wie wir gesehen haben, ist nichts an einer so ungerechten gesellschaftlichen Entwicklung schicksalhaft vorherbestimmt. Wir können
 die Richtung des technologischen Wandels bestimmen – vor allem, indem wir Innovationen fördern, die menschliche Arbeitskräfte unterstützen und ihre unersetzliche Rolle in wachsenden Berufsfeldern wie Pflege, Freizeit und Unterhaltung würdigen.

Aber wir müssen auch den Willen
 haben, gesellschaftliche Ungleichheit einzudämmen. Wir müssen die Bekämpfung von 
Ungleichheit zu einem zentralen Ziel der Regierungsarbeit und der Gesellschaft machen. Im Bereich der Wirtschaftspolitik sollte die Reduzierung von Ungleichheit kein nachträglicher Gedanke sein, sondern ein vorrangiges Ziel mit dem gleichen Stellenwert wie Effizienz und Wirtschaftswachstum – und somit ein Faktor, der bei sämtlichen Entscheidungsprozessen in allen Bereichen der Regierungsarbeit ausdrücklich berücksichtigt wird. Das wäre keineswegs eine Reise ins Unbekannte: Es liegen schon jetzt detaillierte, wissenschaftlich fundierte Vorschläge zur Reduzierung von Ungleichheit durch politische Maßnahmen vor.
[50]
 Und schließlich sollten wir nicht nur tatenlos auf staatliche Maßnahmen zur Bekämpfung von Ungleichheit warten, sondern unsere Entscheidungen als Verbraucher, Arbeitgeber und Arbeitnehmer von unserem Bewusstsein für die gesellschaftlichen Auswirkungen von Ungleichheit leiten lassen.

Die am tiefsten verwurzelten, irrealsten und sich selbst erhaltenden Rechtfertigungen für Ungleichheit, die in diesem Kapitel erkundet wurden, drehen sich um moralische Fragen, nicht um wirtschaftliche. Der herausragende Ökonom John Kenneth Galbrait
h hat das Problem sehr schön zusammengefasst: »Eine der ältesten moralphilosophischen Übungen des Menschen … ist die Suche nach einer überlegenen moralischen Rechtfertigung für Selbstsucht. Es ist eine Übung, die immer auf einer Reihe von inneren Widersprüchen und sogar einigen Absurditäten aufbaut. Die offenkundig Reichen tun sich damit hervor, den Armen den charakterlich prägenden Wert eines entsagungsreichen Lebens aufzunötigen.«
[51]


Es gibt einen letzten Grund für die Befürchtung, dass solche Einstellungen sich noch fester etablieren könnten. Hohe wirtschaftliche Ungleichheit wirkt als soziale Spaltung, die vielfältige Gemeinschaften zersetzt und die Menschen in Gettos für Reiche oder Arme treibt. Viele neue Wohngebäude in London haben zwei Eingänge: einen Vordereingang für Reiche, die in ihre Luxusapartments streben, und einen Seiten- oder Hintereingang für andere, die in bescheideneren Wohnungen untergebracht sind. Immer häufiger ist zu beobachten, dass Menschen aus sehr unterschiedlichen wirtschaftlichen Zusammenhängen und Gesellschaftsschichten sich kaum noch mischen. Dadurch fallen Ungleichheiten weniger auf und können leichter vergessen werden. Und wenn Reiche und Arme kaum noch Umgang 
miteinander haben, wird es wahrscheinlicher, dass Mythen über angeborene Unterschiede zwischen ihnen überleben und sich immer weiter ausbreiten werden.

Vor diesem Hintergrund zeichnet sich freilich der Hoffnungsschimmer ab, dass die Ungleichheit mittlerweile so weit zugenommen hat, dass sie große Auswirkungen auf das Leben künftiger Generationen haben wird. Selbst die eingefleischtesten Anhänger des Mantras »Du bekommst, was du verdienst« und ähnlicher Überzeugungen räumen ein, dass es nicht die Schuld eines Kindes ist, wenn es arm geboren wird. Und es gibt ein zunehmendes öffentliches Bewusstsein für die überwältigenden Belege (etwa die oben erwähnte »Great Gatsby Curve«), dass ein Mensch, wenn er arm geboren wurde, sehr viel wahrscheinlicher als andere auch arm bleiben wird. Wenn erst einmal die Rolle des Glücks und unseres üppigen Erbes – in Form des von früheren Generationen überkommenen Wissens und des Zufalls, in einem reichen statt einem armen Land geboren zu werden – weithin akzeptiert wird, können wir uns damit auseinandersetzen, welche Implikationen das für die Besteuerung hat. Eine historische Perspektive zeigt uns, dass Besteuerung auf allen Seiten des politischen Spektrums mit voller Überzeugung verteidigt werden kann. Trotz ihrer unterschiedlichen Auffassungen haben Denker wie John Stuart Mil
l bis hin zu Thomas Pain
e betont: Wenn ein Mensch reicher wird, beruht sein wachsender Wohlstand auch auf gesellschaftlichen Ursprüngen, und daher sollte er besteuert werden, um der Gesellschaft diesen Wohlstand zurückzugeben. Steuern haben nicht den Zweck, dem Bürger sein Geld zu nehmen, sondern der Gesellschaft den sozialen Wohlstand zurückzuzahlen, den sie ihm verliehen hat, in Form von Bildung und Zugang zu dem Wissen, das von früheren Generationen überliefert wurde.
[52]


Dennoch wird es immer superreiche Egomanen unter uns geben. Und wie Galbrait
h es gesagt hat, werden sie sich immer auf irgendwelche überstrapazierten Moralvorstellungen berufen. Aber das wird ihnen nicht helfen. Auf einer Party auf der Superyacht eines Milliardärs unterhielten sich zwei Schriftsteller über das Ambiente. Kurt Vonnegu
t sah seinen Freund Joseph Helle
r an und sagte zu ihm, ihr Gastgeber – ein Hedgefondsmanager – würde an einem einzigen Tag mehr Geld machen als Helle
r mit seinem Roman Catch-22

 insgesamt verdient habe (obwohl von diesem Bestseller über zehn Millionen Exemplare verkauft worden waren). »Ja, aber ich habe etwas, das er nie haben wird«, so Heller
s Antwort: »Genug.«
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 Eine schwierige Beziehung: die modernen Wirtschaftswissenschaften und wir

Die meisten von uns haben eine schwierige und unklare Beziehung zu den Wirtschaftswissenschaften. Wir ziehen sie gern ins Lächerliche. In den Nachrichten hören wir oft von irgendeiner ökonomischen Vorhersage, die sich inzwischen als völlig falsch herausgestellt hat, oder von einer wirtschaftspolitischen Maßnahme, die nicht die Versprechungen des Ökonomen erfüllen kann, der sie empfohlen hat. Und doch ist, wie ich in diesem Buch gezeigt habe, in der jüngeren Geschichte zu beobachten, dass wir den Ideen von Ökonomen immer mehr Ehrfurcht entgegenbringen. Einstmals umstrittene »ökonomistische« Denkweisen sind in unseren Alltag eingeflossen. Unsere Beziehung zu den Wirtschaftswissenschaften ist eine Hassliebe.

Und sie ist zutiefst ungleich. Viele Ökonomen scheinen sich selbst als Außenseiter zu sehen, als wissenschaftliche Beobachter der Gesellschaft, die auf normale Bürger mit dem überlegenen, emotionslos prüfenden Blick eines Charles Darwin herabsehen, der einen aufgespießten Käfer unter die Lupe nimmt. Manche Ökonomen geben offen zu, dass sie normale Menschen für dumm halten. Der MIT
-Ökonom Jonathan Grube
r hat behauptet, ein kürzlich verabschiedetes Gesetz zur Gesundheitsvorsorge sei absichtlich »gequält« formuliert worden, um es unverständlich zu machen, »in Anbetracht der Dummheit des amerikanischen Wählers«.
[1]
 Eine britische Ökonomin beendete ihr populärwissenschaftliches Buch mit »Zehn Regeln ökonomischen Denkens«, von denen eine lautet: »Die Ökonomie ist dem gesunden Menschenverstand im Zweifel überlegen.«
[2]
 Der libertäre Ökonom Bryan Capla
n geht noch weiter: Er widmet sein ganzes Buch The Myth of the Rational Voter
 dem »Mythos des rationalen Wählers« und behauptet darin, Nichtökonomen würden immer wieder unter 
tendenziösen Vorurteilen leiden: »Voreingenommenheit gegen freie Märkte, ausländische Produkte, subventionierte Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen sowie einem generellen Pessimismus«.
[3]
 Capla
n meint sogar, dass angehende Studenten in Ökonomie-Einführungskursen im Dunkeln gelassen werden sollten über die Annahmen und Einschränkungen, die den orthodoxen ökonomischen Schulweisheiten zugrunde liegen. Er empfiehlt Ökonomieprofessoren, ihren Studenten zu sagen: »Ich habe recht, die Leute außerhalb dieses Vorlesungssaals haben unrecht, und Sie wollen doch nicht sein wie sie, oder?«
[4]


Caplan
s Ansichten sind zwar extrem, aber tatsächlich sind viele Mainstream-Ökonomen frustriert, weil ungeachtet ihres jahrzehntelangen, unermüdlichen Einsatzes, um der Allgemeinheit die grundlegenden Prinzipien der Wirtschaftswissenschaften nahezubringen, die Menschen einfach nichts lernen wollen. Ganz oben auf der Liste steht für gewöhnlich das Prinzip, freier Handel sei besser als Protektionismus. Eine kurze Suche in der Blogosphäre genügt, um zu erkennen, dass zahlreiche ernsthafte Ökonomen sich darüber beklagen, dass die Allgemeinheit die Vorzüge von freiem Handel nicht wahrhaben wolle. Häufig machen Ökonomen »die Medien« und ihre angeblich vorsätzlich falsche Darstellung von ökonomischen Konzepten zu politischen Zwecken für die beklagenswerte Ignoranz der Allgemeinheit verantwortlich. Erst vor ganz kurzer Zeit haben einige Ökonomen begonnen, eine andere Erklärung in Betracht zu ziehen: Es könnte ja auch sein, dass sich der normale Bürger durchaus der Ansichten von Ökonomen bewusst ist (über freien Handel und so weiter), aber gute Gründe hat, sie abzulehnen. Es ist ganz einfach: Viele Menschen lehnen ganz bewusst viele der Annahmen und Theorien ab, die Mainstream-Ökonomen für selbstverständlich halten.
[5]
 Natürlich nehmen auch Akademiker und Experten anderer Fachgebiete im privaten Gespräch die Ansichten von Laien nicht immer ganz ernst. Was jedoch die Ökonomen unterscheidet, ist der Umstand, dass sie auch an den Ansichten von anderen
 Experten und Akademikern kaum Interesse zeigen. In den vorigen Kapiteln haben wir zahlreiche Beispiele für ökonomischen Imperialismus gesehen: die Kolonisierung nichtökonomischer Lebensbereiche und akademischer Fachgebiete durch ökonomische Ideen. Und diese Vereinnahmung geht hauptsächlich in eine Richtung. Die moderne Mainstream-Ökonomik hat wenig von 
anderen relevanten Disziplinen gelernt, etwa aus den Rechtswissenschaften, der Psychologie, Soziologie und Geschichte. In einem Artikel mit der bescheidenen Überschrift »Economic Imperialism«, der in einer der renommiertesten Ökonomik-Fachzeitschriften veröffentlicht wurde, hat der Harvard-Ökonom Edward Lazea
r impliziert, dass diese Kolonisierungsstrategie durchaus erfolgreich gewesen sei, da ja die Ökonomik im Gegensatz zu anderen Gesellschaftswissenschaften »eine echte Wissenschaft« sei.
[6]
 Belege für den charakteristischen Glauben von Ökonomen an die Überlegenheit ihrer Disziplin über andere Fachgebiete liefert eine Umfrage unter akademischen US
-amerikanischen Ökonomen, Historikern, Psychologen, Politikwissenschaftlern und Betriebswirtschaftsdozenten. Die meisten von ihnen meinen vernünftigerweise, »interdisziplinäres Wissen« sei besser als Wissen, das »aus einer einzigen Disziplin erlangt wurde«. Die einzigen Abweichler sind die Ökonomen.
[7]
 Folglich sind Ökonomen auch insularer: Sie zitieren seltener aus anderen Disziplinen als Akademiker aus anderen Fachgebieten.
[8]


Es liegt auf der Hand, dass wir eine neue Beziehung zu den Wirtschaftswissenschaften brauchen – eine Beziehung auf gleicher Augenhöhe, die kritischer und weniger ehrfürchtig ist. Es muss erlaubt sein, ökonomische Orthodoxien infrage zu stellen – vor allem jene in früheren Kapiteln behandelten Lehrmeinungen, die dazu dienen, unsere Wert- und Moralvorstellungen zu formen. Doch bevor wir diese neue Beziehung näher erkunden, müssen wir uns mit der Standardantwort auseinandersetzen, die Ökonomen ins Feld führen, wenn sie kritisiert werden: »So sind wir nicht mehr; die Ökonomik hat sich weiterentwickelt.« Ökonomen nennen zwei Gründe, warum frühere Probleme mit der Ökonomik inzwischen ausgeräumt seien. Erstens habe eine Datenrevolution stattgefunden: Die ökonomische Forschung sei inzwischen weit weniger theorielastig und beruhe in höherem Maße auf quantitativen Daten. Zweitens seien ökonomische Theorien heute realistischer, vor allem die Modelle des menschlichen Verhaltens, die aus der Verhaltensökonomik erwachsen.

Diese Verteidigung der Ökonomik ist so allgegenwärtig, dass man sich mit ihr befassen muss. Eine neue Beziehung zu den Wirtschaftswissenschaften wäre wesentlich einfacher aufzubauen, wenn Ökonomen akzeptieren würden, dass sie die Probleme noch nicht ausgeräumt 
haben.

Zum Stichwort »Datenrevolution«: Es ist richtig, dass reines ökonomisches Theoretisieren, völlig losgelöst von der realen Welt, heute weniger Gewicht hat, als es früher unter studierten Ökonomen üblich war. Darüber hinaus haben »Big Data« und Fortschritte der Informationstechnologie es möglich gemacht, Theorien auf eine Art zu testen, die früher nicht möglich war. Das heißt: Ja, auf empirischen Belegen basierende ökonomische Forschungen sind durchaus seit einiger Zeit häufiger geworden.

Aber auch heute noch zögern Ökonomen, sich »die Finger schmutzig zu machen« an der Unordentlichkeit des wirklichen Lebens. Die meisten heutigen Ökonomen verlassen sich hauptsächlich auf eine Art von empirischen Belegen – große statistische Datenbestände –, auf die sie zugreifen können, ohne ihr Büro zu verlassen. Der Wirtschaftsnobelpreisträger Robert Shille
r hat das Problem beschrieben als eine »Haltung in dieser Profession, dass Datenerhebung etwas fürs Fußvolk ist«.
[9]
 Bevor ab den 1960er-Jahren der »Physikneid« dazu führte, dass die Mainstream-Ökonomik immer stärker vom mathematischen Modellieren beherrscht wurde, hatten Ökonomen auf eine breitere Datenbasis zurückgegriffen, etwa auf Fallstudien und Interviews – die es häufig notwendig machten, vor die Tür zu gehen und mit Menschen in der realen Wirtschaft zu sprechen.

Selbst wenn wir das Problem der schmalen Datenbasis der modernen Ökonomik ignorieren wollen, haben Historiker gezeigt, dass empirische Studien in den Wirtschaftswissenschaften heute immer noch seltener sind als in den 1950er-Jahren.
[10]
 Daher sind die von heutigen Ökonomen aufgestellten Behauptungen von einer »Datenrevolution« irreführend. Tatsächlich hat sich die empirische Forschung seit den 1940er-Jahren in einem permanenten Zustand der Revolution befunden – oder zumindest einer ständigen Zunahme von Umfang und Breite der zur Verfügung stehenden ökonomischen Daten, was sogar dazu führte, dass Ökonomen ständig klagen, all die neuen Daten würden von der ökonomischen Forschung nicht genutzt. Was die echte Revolution angeht, die in den vergangenen Jahren in der Informationstechnologie stattgefunden hat, ist der Gegensatz zwischen ihrer Wirkung auf die selbst ernannte »Wissenschaft« der Ökonomik und auf Naturwissenschaften wie Physik und Biologie bemerkenswert. Die IT

-Revolution hat in Physik und Biologie nicht nur mehr empirische Forschungsarbeit ermöglicht, sondern sie hat die zu prüfenden Theorien transformiert und die Entwicklung neuartiger Theorien provoziert. In der Ökonomik hat keine solche Transformation stattgefunden: Das von den meisten Ökonomen meistens verwendete Theoriegerüst ist im Kern unverändert geblieben.
[11]


Dieser Punkt muss unterstrichen werden. Der Umstand, dass ökonomische Theorien heutzutage gründlicher gegen empirische Daten geprüft werden, bedeutet keineswegs, dass Theorien, die nicht zu den Daten passen, verworfen werden. Das Bild des homo oeconomicus
 (oder zumindest eines berechnenden Individuums, das so agiert, als ob
 es irgendetwas »optimieren« würde) wirft immer noch einen langen Schatten. Die zu prüfende Theorie geht fast immer von solcherlei optimierendem Verhalten als Norm aus, als Ausgangspunkt, selbst wenn später Ausnahmen zugelassen werden. Das formt die Fragen, die den Daten gestellt werden, und es beeinflusst, wie die von den Daten gelieferten Antworten interpretiert werden. In diesem Buch haben wir immer wieder gesehen, wie ökonomische Theorien und ihre Transformation in formale mathematische Modelle das formen, was wir zu sehen bekommen – und was nicht. Mindestens zwei Nobelpreisträger haben dieses Problem erkannt. Paul Krugma
n hat es so ausgedrückt: »Wir bekommen einfach nicht zu sehen, was wir nicht formalisieren können.«
[12]
 Entsprechend hat George Akerlo
f argumentiert, dass eine ökonomische Analyse ignoriert wird, wenn sie nicht in einem Forschungsbericht niedergeschrieben wird, und das kann nur geschehen, wenn die Analyse mathematisch ist: »Was mich am meisten beunruhigt, ist das, was wir nicht sehen. … Die Analyse, die nie gesehen wird, die nie zu einem Fachartikel wird. … Und sie kann nicht zu einem Artikel werden, weil es in der Ökonomik bei einem Artikel um etwas ganz anderes geht. … Wir wissen, dass solche blinden Flecken existieren.«
[13]


Fairerweise muss gesagt werden, dass einige Ökonomen radikaler gewesen sind. Sie haben nicht nur versucht, Theorien gegen Daten zu prüfen, sondern jede Form von Theorie aufgegeben. Dies ist der heißeste Trend in der aktuellen ökonomischen Forschung, der keine Zeichen zeigt, sich abzuschwächen. Diese Ökonomen sind »Data Geeks«, und ihre wichtigste Untersuchungsmethode besteht darin, ein »natürliches Experiment« zu finden – 
zwei parallele Konstellationen von Umständen in der realen Welt, die in allen relevanten Aspekten identisch sind, bis auf einen entscheidenden Unterschied. Durch Vergleichen der Entwicklungen in diesen beiden parallelen Welten können die Auswirkungen dieses Unterschieds beobachtet werden.

So könnten wir zum Beispiel an der Frage interessiert sein, ob durch das Ableisten von Militärdienst das Einkommen im späteren Leben sinkt. Wir können nicht einfach den Verdienst von Menschen, die Militärdienst geleistet haben, mit demjenigen von anderen vergleichen, die nicht beim Militär waren, weil auch davon abgesehen die beiden Gruppen nicht gleich sind. Für Menschen mit einem niedrigeren Bildungsabschluss mag das Militär attraktiver sein: Für sie mag ein niedrigeres Einkommen im späteren Leben nicht auf ihren Militärdienst, sondern auf ihre geringe Bildung (und somit die Jobs, die sie bekommen können) zurückzuführen sein. Doch Joshua Angris
t, einer der Pioniere der Data Geeks, hat das perfekte »natürliche Experiment« gefunden, um dieses Problem zu umgehen: Er verließ sich auf das zufallsbedingte Auswahlverfahren, das eingesetzt wurde, um US
-Männer zum Militärdienst im Vietnamkrieg einzuziehen. Diejenigen, die eingezogen worden waren, verdienten im späteren Leben weniger.
[14]
 In der ökonomischen Forschung hat die Zahl der natürlichen Experimente explosionsartig zugenommen. So wird zum Beispiel unter anderem behauptet, es habe sich zweifelsfrei erwiesen, dass Änderungen der Abtreibungsgesetze sich einige Jahrzehnte später auf die Kriminalität auswirken, oder dass US
-Bürger, die regelmäßig Fox News sehen, bei Wahlen mit höherer Wahrscheinlichkeit einen Kandidaten der Republikanischen Partei wählen werden.
[15]


Angesichts des vermeintlichen Potenzials dieser Methode ist leicht zu erkennen, warum natürliche Experimente so beliebt geworden sind. Die Schlussfolgerungen scheinen sich kostenlos einzustellen, sozusagen wie von selbst und aus dem Nichts; das heißt, dass keine Theorie gebraucht wird, um diese Schlussfolgerungen zu stützen, und vor allem werden keine der unter Ökonomen üblichen Annahmen gebraucht, dass der Mensch stets optimiere oder sich rational verhalte. Doch leider kommt es kaum einmal vor, dass Wissen sich sozusagen wie von selbst einstellt. In vielen Fällen stellt sich heraus, dass die Randomisierung – die zufallsbedingte Auswahl –, die ja für die Validität 
des natürlichen Experiments entscheidend ist, letztlich doch nicht ganz so zufällig ist. Ja, seinerzeit wurde jedem Mann eine Zufallszahl zugewiesen, die bestimmte, ob er zum Militärdienst in Vietnam eingezogen werden würde (je niedriger die Zahl eines Mannes, desto höher war die Wahrscheinlichkeit, dass man ihn einziehen würde). Aber auch die Arbeitgeber wussten das, und daher waren sie weniger motiviert, in die Ausbildung von Arbeitnehmern mit einer niedrigen Zahl zu investieren – was wiederum eine der Erklärungen dafür sein könnte, dass viele dieser Männer im späteren Leben weniger verdienten.
[16]


Nicht nur die »Beweise«, die auf natürliche Experimente zurückgehen, werden angezweifelt. Seit einigen Jahren sind die von führenden ökonomischen Fachzeitschriften angewendeten Tests auf statistische Signifikanz massiv kritisiert worden, unter anderem von Statistikern.
[17]
 Ein wichtiges statistisches Kriterium, nämlich die Reproduzierbarkeit, wird in vielen Fällen nicht erfüllt: Viele veröffentlichte empirische Studien können von anderen Wissenschaftlern nicht reproduziert werden. Die sogenannte Datenrevolution hat nicht zu neuem, unbestreitbarem, auf Daten basierendem ökonomischen Wissen geführt, sondern lediglich die Kontroverse um die Frage, was die Daten zeigen können, verschärft.

Abgesehen von solchen statistischen Kontroversen entsteht noch ein fundamentaleres Problem, wenn anhand der Arbeit von Data Geeks gezeigt werden soll, wie die Ökonomik sich zum Besseren gewandelt habe – bei ihrer Arbeit lassen sie die Ökonomik außer Acht. Da die Data Geeks die gesamte ökonomische Theorie aus ihrer Arbeit ausgeschlossen haben, bleiben keine spezifisch »ökonomischen« Inhalte mehr übrig: Ihre Arbeiten sind nicht mehr und nicht weniger als statistische Analysen. Dieser Ausschluss der Ökonomik an sich kann auch helfen, die Interessen der Data Geeks zu erklären. Die Untersuchung der Auswirkungen von Abtreibungsgesetzen auf das spätere Kriminalitätsniveau – so interessant und wichtig sie auch sein mag – scheint keine für die Wirtschaftswissenschaften geeignete Thematik zu sein. Im privaten Gespräch stimmen viele Ökonomen dieser Aussage zu. Doch hier zeigt sich eine gewisse Ironie, da – wie wir gesehen haben – im Laufe der vergangenen 50 Jahre die Mainstream-Ökonomen sich zunehmend als Gesellschaftswissenschaftler geriert haben, die nicht 
nur Kenntnisse vom Funktionieren der Wirtschaft für sich reklamieren, sondern auch ein breiter angelegtes gesellschaftliches Wissen. Daher ist es für heutige Ökonomen heikel, die Arbeit von Data Geeks aus dem Grund zu kritisieren, dass sie nichts mit Ökonomik zu tun habe – obwohl das in vielen Fällen eindeutig so ist.

Der Blick von außen auf die Ökonomik ist beunruhigend. Wir erfahren, dass in vielen Fällen den von Ökonomen getroffenen Vorhersagen über die reale Welt ökonomische Theorien zugrunde liegen, die vom homo oeconomicus
 bevölkert sind. Aber wie kann irgendjemand ernsthaft glauben, dass der homo oeconomicus
 uns irgendetwas über das Verhalten echter Menschen sagen kann?

Heute präsentieren Ökonomen die Verhaltensökonomik als Antwort auf solche Kritik. Uns wird gesagt, die Verhaltensökonomik sei ein großer Fortschritt hin zu mehr Realismus. Tatsächlich ist sie jedoch nur eine kleine Modifikation. Die von Verhaltensökonomen beschriebenen »Menschen« zeigen nach wie vor keine Ähnlichkeit mit echten Menschen. Sie verhalten sich ebenso roboterhaft wie der homo oeconomicus
 – abgesehen davon, dass sie auch Fehler machen. Im Wesentlichen ist die Verhaltensökonomik nichts anderes als der homo oeconomicus
 mit Fehlern. Vor allem sind die fehlerträchtigen Roboter der Verhaltensökonomik, wie der homo oeconomicus
, berechenbar – sie sind »vorhersehbar irrational«.
[18]
 Aber das Verhalten echter Menschen kann nicht ohne Weiteres vorhergesagt werden, weil sie in der Lage sind, echte Entscheidungen zu treffen – Entscheidungen, die nicht durch ihre Umgebung vorherbestimmt sind.

Die Verhaltensökonomik bietet keine Lösung für die von der Mainstream-Ökonomik aufgeworfenen moralischen Probleme. Zunächst einmal sind Verhaltensökonomen häufig blind für die dubiosen moralischen Annahmen und Folgen der von ihnen empfohlenen Maßnahmen, wie wir es im Kontext von Nudg
e
 gesehen haben. Und die zugrunde liegende Botschaft der Verhaltensökonomik ist die gleiche wie bei Nudge

 : »Normale Menschen sind dumm.« Das ist wohl kaum eine erfolgversprechende Basis für einen respektvolleren Umgang zwischen Ökonomen und der Öffentlichkeit – und das nicht zuletzt, weil in wichtigen Aspekten das Gegenteil richtig ist. Die Menschen sind wesentlich klüger
, als es die Mainstream-Ökonomik annimmt. Wir können vielleicht wesentlich schlechter rechnen als der homo oeconomicus

, aber wir haben andere Talente. Computer – und der homo oeconomicus
 – brauchen Daten, mit denen sie arbeiten können. In Situationen, in denen kaum Daten vorhanden sind, verstummen sie. Wie in Kapitel 8 beschrieben, müssen Menschen sich im wirklichen Leben häufig angesichts reiner, unberechenbarer Ungewissheit entscheiden, sodass ein kalkulierender, auf Wahrscheinlichkeitsdaten basierender Lösungsansatz unmöglich ist. Stattdessen erzählen wir Geschichten. Menschen, deren Job es mit sich bringt, unter reiner Ungewissheit folgenschwere Entscheidungen zu treffen – sei es in der Medizin, im Finanzwesen oder bei der Planung von Katastrophenhilfe –, sind sich durchweg darüber einig, dass eine auf Szenariotechnik basierende Planung erforderlich ist. Verschiedene mögliche Zukunftsszenarien sind letztlich verschiedene Geschichten, die wir konstruieren, und um uns neue oder unvertraute zukünftige Szenarien vorstellen zu können, brauchen wir Fantasie
. Das heißt, dass für Szenarioplanung Menschen gebraucht werden – und kein homo oeconomicus
.

Es liegt auf der Hand, dass eine gleichberechtigtere Beziehung zwischen Ökonomik und dem Rest der Gesellschaft voraussetzt, dass die Ökonomik sich eine vollständigere und realistischere Sicht des Menschen zu eigen macht, die berücksichtigt, dass wir mehr können als ein alter Desktop-Computer. Aber das ist erst der Anfang. Wir müssen für unsere Beziehung zu Ökonomik und Ökonomen einen neuen Anfang finden. Hier sind einige Leitlinien, die helfen können, Ökonomik und Ökonomen mit anderen Augen zu sehen.

Ökonomen stehen nicht außerhalb der Wirtschaft

Eine gleichberechtigtere Beziehung ist nicht möglich, solange sich Ökonomen an ihrem Selbstbild als außerhalb der Gesellschaft stehende Wissenschaftler festklammern, die uns von oben unter die Lupe nehmen, wie Charles Darwin einen aufgespießten Käfer. Diese Analogie ist falsch, weil der Käfer sein Verhalten als Reaktion auf wissenschaftliches Theoretisieren über ihn nicht ändert. Dagegen haben wir gesehen, dass schon ökonomische Ideen und Theorien unser Verhalten verändern können. Und wieder zeigt sich: Die Wettervorhersage kann das Wetter nicht verändern – aber wirtschaftliche Vorhersagen können durchaus 
die Wirtschaft beeinflussen. Wenn Ökonomen ihr Fachgebiet als Wissenschaft darstellen, die der Physik oder Chemie ähnelt, implizieren sie ein objektives, distanziertes Verständnis der Wirtschaft, das sie nicht liefern können. Es ist eine riskante Strategie, die leicht nach hinten losgehen kann. Wenn die Ökonomik als Wissenschaft dargestellt wird, wird es zum Beispiel wahrscheinlicher, dass die Menschen ökonomische Vorhersagen ernst nehmen. Falls (wenn) solche Vorhersagen sich dann als falsch herausstellen, wird die Glaubwürdigkeit der Ökonomik insgesamt infrage gestellt. Daher kann es, wenn der Ökonomik ein »wissenschaftliches« Image zugeschrieben wird, ihrem Ansehen in der breiten Öffentlichkeit schaden, anstatt es zu fördern.

Dass Ökonomen und ihre Ideen innerhalb der Wirtschaft – statt außerhalb oder »an« ihr – operieren, ist keine neue Erkenntnis. Die klassische Einführung in die Geschichte ökonomischer Ideen ist auch heute noch Robert Heilbroner
s The Worldly Philosophers
 (1953), (deutsche Ausgabe: Die Denker der Wirtschaft,
 2006), ein millionenfach verkaufter Bestseller, der fast 70 Jahre nach Drucklegung immer noch lieferbar ist. Heilbroner
s Kernaussage – die er überzeugend mit seiner Erörterung von Smit
h, Mar
x, Keyne
s und anderen großen Ökonomen der Vergangenheit illustriert – ist, dass die Entwicklung des Kapitalismus untrennbar mit der Entwicklung von ökonomischen Ideen verbunden sei. Kausalität wirkt in beide
 Richtungen: Der Kapitalismus wird durch die Ideen großer Ökonomen geformt, und er prägt ihr Denken. Es ist Zeit, die Illusion von »außenstehenden« Ökonomen aufzugeben, die ober- und außerhalb der Wirtschaften und Gesellschaften stehen, die sie untersuchen.

In der Ökonomik gibt es kaum »Fakten«

Eine weitere Folge des zwanghaften Drangs von Ökonomen, sich selbst als Wissenschaftler zu sehen – und gesehen zu werden –, ist ihre Verdrängung der Tatsache, dass die Ökonomik von politischen und moralischen Ideen durchdrungen ist. Viele Ökonomen zitieren gern folgende Passage aus einem Brief, den Keyne
s an einen engen Kollegen geschrieben hat. Darin behauptet er: »Die Ökonomik ist eine Wissenschaft vom modellhaften Denken, verknüpft mit der Kunst, solche Denkmodelle 
zu wählen, die für die Wirklichkeit Relevanz besitzen.«
[19]
 Sie erwähnen jedoch nicht, wie Keyne
s seinen Brief beendet: »Die Ökonomik ist im Wesentlichen eine moralische Wissenschaft, keine Naturwissenschaft. Das heißt, dass sie Selbstbeobachtung und Werturteile anwende
t.«

Wie ich gezeigt habe, ist die Ökonomik von moralischen Unterstellungen und Werturteilen durchdrungen, auf diverse und häufig subtile Arten. Auf die Gefahr hin, einige dieser Feinheiten zu verlieren, können wir die moralische Haltung der zeitgenössischen ökonomischen Orthodoxie auf zwei Kernideen herunterbrechen. Erstens: Markttransaktionen würden wie eine Art moralisches Bleichmittel wirken, das die Folgen aus moralischer Sicht weißer als weiß und fleckenlos rein wäscht. Das Argument, dass beide Parteien einer freiwilligen Transaktion durch sie bessergestellt werden müssten, da sie sonst nicht stattfinden würde, wird herangezogen, um jede Sorge um Gerechtigkeit, Fairness, Verantwortung, Ausbeutung und so weiter fortzuwaschen. Zweitens: Falls ein Werturteil notwendig ist, würde eine – hypothetische oder tatsächliche – Markttransaktion die Antwort liefern; ein Ding habe genau den Wert, den jemand dafür zu zahlen bereit ist.

Während viele Ökonomen den Einfluss politischer Einschätzungen und moralischer Werturteile auf weite Teile ihrer Disziplin einräumen, postulieren sie auch den objektiven und »wertfreien« Charakter einiger Kernprinzipien, etwa des »Gesetzes der Nachfrage«, das besagt, dass die Nachfrage nach einem Ding fallen wird, wenn sein Preis steigt. Doch im Gegensatz zu den Gesetzen der Physik gibt es kaum objektive ökonomische Fakten, auf denen sich ökonomische Gesetze aufbauen ließen. Selbst wenn wir einen bestimmten Zeitpunkt und Ort festlegen, haben die meisten Güter und Dienstleistungen keineswegs nur einen einzigen Preis. Der scheinbar objektive Messvorgang löst sich in eine Reihe subjektiver Werturteile darüber auf, welche Güter wirklich das »Gleiche« sind wie andere, um ihren (durchschnittlichen) Preis ermitteln zu können. Davon abgesehen entstehen viele wirtschaftliche Rohdaten schlicht aus Ankündigungen, die häufig einer Empfehlung von Ökonomen folgen – so zum Beispiel, wenn eine Änderung des Leitzinses angekündigt wird. Und bei vielen komplexen Finanzprodukten, etwa bei Derivaten, wird die normale »wissenschaftliche« Beziehung zwischen Theorie und beobachteten Daten umgekehrt: Wenn 
der am Markt beobachtete Preis von dem Preis aus der ökonomischen Theorie abweicht, ändert sich ersterer, um sich letzterem anzugleichen.
[20]


Im Endeffekt sind die meisten Wirtschaftszahlen auf die eine oder andere Art von Ökonomen konstruiert, anstatt einfach – wie die Variablen der newtonschen Mechanik – in der realen Welt beobachtet zu werden. Wieder sehen wir, dass die Ökonomik keine neutrale Sammlung von Ideen und Werkzeugen ist, um die Wirtschaft von außen zu beobachten und zu analysieren – vielmehr operiert sie innerhalb
 der Wirtschaft, formt und beeinflusst sie.

Wir stehen nicht außerhalb der Wirtschaft

Wir sollten diejenigen – Ökonomen und andere – zurückweisen, die behaupten, wir könnten ökonomische Ideen und die Wirtschaft nicht beeinflussen. Die Wirtschaft ist nicht wie ein natürliches System mit Gesetzen und Kräften, die der Mensch nicht kontrollieren könnte. Sie ist kein monolithisches Ding aus einer anderen Welt.

Es ist richtig, dass bösartige ökonomische Ideen sich tief in unserem alltäglichen Denken verankert haben, doch wie wir gesehen haben, ist diese Entwicklung relativ neu. Manchmal scheint es unmöglich zu sein, sich dem Einfluss von subtilen, als selbstverständlich geltenden Ideen zu entziehen, doch die Älteren unter uns können sich noch erinnern an eine andere Art, die Welt zu sehen. Und wir haben mehr Macht, als wir oft zu denken scheinen. Die Wirtschaft ist die Summe der Entscheidungen und Aktivitäten von etlichen Milliarden Menschen. Wir haben die Zukunft der Wirtschaft in der Hand. Wir können entscheiden, welche Art von Wirtschaft wir wollen. Aber dennoch brauchen wir natürlich den Rat von Experten.

Das bringt uns zu einer zentralen Frage: Was sollten wir von den Wirtschaftswissenschaften und von Ökonomen erwarten?


1. Ökonomen müssen besser kommunizieren und erklären, aus welchen Gründen sie zu ihren Schlussfolgerungen kommen.
 Wenn erwähnt wird, dass ein »Ökonom mit der breiten Öffentlichkeit kommuniziert«, kann das eine Karikatur von einem zögerlichen Akademiker heraufbeschwören, der sich damit schwertut, verschlungene Theorien in abstrusem Jargon zu erklären, und sich 
bemüßigt fühlt, jede seiner Aussagen mit etlichen Vorbehalten einzuschränken. Dabei ist heute nur allzu oft das Gegenteil zu beobachten: Ökonomen, die sich an der öffentlichen Debatte beteiligen, stellen klare und nachdrückliche Behauptungen auf und untermauern sie mit einer Zusammenfassung der Argumente, die ihren Schlussfolgerungen zugrunde liegen. Was könnte daran verkehrt sein?

Ein großes Problem ist, dass Ökonomen entscheidende Details ihrer Argumente nicht erklären. Häufig wird nur eine Blackbox präsentiert – »die Wirtschaftstheorie hat gezeigt, dass …«, oder »eine statistische Beziehung ist nachgewiesen worden« und so weiter. Solche Aussagen im Telegrammstil dienen nicht dazu, uns zu täuschen, sondern reflektieren in der Regel die Überzeugung der betreffenden Ökonomen, dass die relevanten Theorien oder Statistiken zu komplex seien, um von Laien verstanden werden zu können. In manchen Fällen ist das nicht ganz von der Hand zu weisen, aber es ist auch richtig, dass innerhalb der akademischen Ökonomik technische Spielereien nur allzu oft um ihrer selbst willen geschätzt werden. Demnach waren Ökonomen in der Regel kaum motiviert oder geübt zu versuchen, komplexe Ideen in einfachen Begriffen zu erklären. Manchmal haben sie eine verzerrte Sicht dessen, was komplex ist. Wie wir gesehen haben, sehen viele Ökonomen die Verhaltensökonomik lediglich als eine Ansammlung von »Abweichungen« von dem orthodoxen mathematischen Modell, das den homo oeconomicus
 definiert. Aus dieser Perspektive kann die Verhaltensökonomik nur verstanden werden, wenn man dieses mathematische Modell bereits kennt – in Verbindung mit etwas schwierigeren mathematischen Operationen, die obendrauf gepfropft werden, um diese Abweichungen in das Modell zu integrieren. Das hat zur Folge, dass die eigentlich einfachen Konzepte, die der Verhaltensökonomik zugrunde liegen, zu komplex erscheinen, um sie der Öffentlichkeit erklären zu wollen.

Was auch immer die Gründe sein mögen – Ökonomen müssen sich mehr Mühe geben. Wenn sie erreichen wollen, dass wir ihren Analysen Beachtung schenken, müssen wir diesen Analysen vertrauen – und dafür müssen sie einigermaßen verständlich sein. Wenn uns an einem kritischen Punkt einer ökonomischen Argumentation gesagt wird, dass »X nachgewiesen wurde«, fühlen wir uns herablassend behandelt und neigen dazu, diese Argumente völlig 
zu ignorieren.

Noch ein Problem ist, dass öffentliche Empfehlungen oder Schlussfolgerungen von Ökonomen manchmal zu stark vereinfacht sind, weil sie die Nuancen und Vorbehalte weglassen.

Man nehme zum Beispiel die Kontroverse um »Freihandel versus Protektionismus«. Der Harvard-Ökonom Dani Rodri
k räumt ein, dass viele Ökonomen sich vorwerfen lassen müssen, sich in der Öffentlichkeit in allzu stark vereinfachender Form für Freihandel ausgesprochen zu haben. Rodri
k berichtet dagegen, dass die meisten Ökonomen im privaten Gespräch durchaus zugeben, dass die Antwort auf die Frage »Freihandel oder Protektionismus?« eigentlich lauten muss: »Das kommt darauf an.« Der Grund für ihre dogmatischen öffentlichen Aussagen, so Rodri
k, sei »ihr Drang, die Kronjuwelen der Profession … Markteffizienz, die unsichtbare Hand … in unbefleckter Form zu präsentieren und sie vor den Attacken egoistischer Barbaren – den Protektionisten – abzuschirmen. … Die Ökonomen, die sich von ihrer Begeisterung für freie Märkte hinreißen lassen, missachten die Grundsätze ihrer eigenen Disziplin.«
[21]
 Rodri
k hat recht mit seiner Auffassung, dass die Wirtschaftstheorie keinen Freihandelsfanatismus rechtfertige: Daher müsse dieser Eifer auf die politische Ideologie mancher Ökonomen zurückgehen. Aber auch das ist ein großes Problem. Es nützt nichts, wenn uns gesagt wird, privat würden Ökonomen die Dinge durchaus differenziert sehen, wenn sie in ihren öffentlichen Äußerungen aufgrund des fehlgeleiteten Drangs, uns nicht verwirren zu wollen, stets auf ein simplifizierendes Plädoyer für freie Märkte zurückfallen. Diese Vereinfachungsstrategie ist sogar noch weniger hilfreich, wenn sie voreingenommen ist: Ökonomen setzen sich viel häufiger auf simplistische Weise für freie Märkte ein, als dass sie sie auf simplistische Weise ablehnen.

Hinzu kommt, dass diese Strategie in der Regel nach hinten losgeht. Wenn Ökonomen hoffen wollen, unser Vertrauen zurückzugewinnen, müssen sie völlig offen sein über die Grenzen ihres Wissens. Die meisten Menschen sind sich der Tatsache bewusst, dass wirtschaftspolitische Entscheidungen nur in den seltensten Fällen klar sind, weil sie davon abhängen, welche relativen Prioritäten wir kollidierenden Zielen einräumen. (Was ist wichtiger: die Erhöhung des BIP
 durch das Aufheben von Zollschranken oder die steigende Arbeitslosigkeit in Branchen, die dadurch unter der 
zunehmenden ausländischen Konkurrenz leiden werden?) Wenn von Ökonomen lediglich ein simplifizierendes Dogma kommt, hören wir auf, ihnen zuzuhören.


2. Ökonomen sollten ihre politischen und moralischen Einschätzungen offen und explizit äußern
 – was uns in die Lage versetzt, uns auf gleicher Augenhöhe mit ihnen auseinanderzusetzen, wenn wir anderer Meinung sind. In früheren Kapiteln haben wir gesehen, dass Ökonomen sich häufig zu den politischen und moralischen Einschätzungen, die ihren Argumenten implizit zugrunde liegen, nicht äußern. Ein immer wieder zu beobachtender Grund dafür ist der Drang von Ökonomen, als wissenschaftlich zu erscheinen. Eine etwas banalere Erklärung ist ihr Unbehagen bei der Auseinandersetzung um solche Angelegenheiten, das nur allzu verständlich ist: Mathematisch geschulte Ökonomen legen Wert auf Präzision, aber wenn es darum geht, ihre grundlegenden Moralvorstellungen darzulegen – etwa fundamentale Prinzipien der Wohlfahrtsökonomik –, fehlt es ihnen häufig an Erfahrung und sie werden vage und unpräzise in ihren Aussagen.
23


Leider gibt es auch noch eine weniger unschuldige Erklärung. Manche Ökonomen versuchen, ihre politischen Loyalitäten zu verschleiern – oder die Interessengruppen, die womöglich ihre Forschungsarbeit finanzieren.

Dies ist nicht nur Zynismus von Außenseitern. Mainstream-Ökonomen haben in ihren Blogs und in anderen offenherzigen Momenten zugegeben, dass einer der Gründe, warum Finanzökonomen in den Jahren vor der Krise die Deregulierung des Finanzsektors nicht kritisiert haben, die fehlende Bereitschaft war, »die Hand zu beißen, die sie füttert«.
[22]
 Bei Anhörungen vor dem US
-Kongress zu dem 2010 verabschiedeten Dodd-Frank Act, mit dem die Regulierung des Finanzsektors verschärft wurde, haben 82 Ökonomen ausgesagt. Ein Drittel von ihnen hat, obwohl sie unter Eid aussagten, ihre Beratungshonorare von Auftraggebern, denen durch die verschärfte Regulierung Nachteile entstehen würden, nicht offengelegt.
[23]
 Ganz ähnlich gibt es klare Belege dafür, dass manche Ökonomen, die in renommierten akademischen Fachzeitschriften publizieren, ihre Interessenskonflikte allzu entspannt sehen: die Scheu von Finanzökonomen, ihre Beratungstätigkeiten für den Finanzsektor offenzulegen;
[24]
 empirische Studien über Online-Vermittlungsdienste zur Personenbeförderung, die zum 
allergrößten Teil von Ökonomen dominiert werden, die von Uber gesponsert werden, oder auf Daten beruhen, die von Uber ausgewählt und bereitgestellt wurden, oder beides.
[25]


Wie ist es mit dem einschlägigen standesrechtlichen Verhaltenskodex bestellt, dem solche Aktivitäten unterliegen – dem Standesrecht der American Economic Association (des weltweit größten Berufsverbands professioneller Ökonomen)?

Bis vor Kurzem gab es so etwas nicht.

Ärzte, Ingenieure, Soziologen, Anthropologen und Statistiker haben seit Langem einen formalen standesrechtlichen Verhaltenskodex. Doch die Aktivitäten von Ökonomen können potenziell noch gravierendere Folgen haben. Anfang der 1990er-Jahre beriet der Ökonom Jeffrey Sach
s Polen und andere Länder des früheren Ostblocks über den schmerzhaften Übergang in eine freie Marktwirtschaft. Sachs wollte erreichen, dass dieser Übergang sehr schnell vollzogen wurde, bevor sich eine politische Opposition formieren konnte: »Finde heraus, was die Gesellschaft ertragen kann, und dann ziehe es dreimal so schnell durch.«
[26]
 Das völlige Fehlen eines historischen Präzedenzfalls für eine solche »Schocktherapie« konnte nicht verhindern, dass sich unter Mainstream-Ökonomen ein starker Konsens herausbildete, dass dies die beste Strategie sei. Spätere Studien – die in der führenden britischen Medizinfachzeitschrift Lancet
 veröffentlicht wurden – haben gezeigt, dass zwischen 1991 und 1994, unmittelbar nach Einführung der schockartigen Privatisierungsprogramme in Russland, Kasachstan und den baltischen Staaten, die Sterberate unter Männern um 41 Prozent stieg.
[27]


Im Jahr 1994 wurde das Exekutivkomitee der American Economic Association aufgefordert, die Einführung eines Verhaltenskodex in Betracht zu ziehen. Ein Mitglied des Komitees scherzte: »Klar werden wir einen Kodex haben, und seine erste Regel wird sein: ›Mach keine Prognosen über Zinssätze!‹« Alle lachten, und damit war die Angelegenheit vom Tisch.
[28]
 Im Jahr 1998 kollabierte der Hedgefonds Long-Term Capital Management und drohte, durch seinen Absturz das gesamte globale Bankensystem zu destabilisieren. Bis zum bitteren Ende behaupteten die LTCM
-Ökonomen, die Pleite sei durch Sabotage von Konkurrenten verursacht worden, und weigerten sich zu akzeptieren, dass sie mit ihrem Normalverteilungsdenken fundamental falsch 
lagen. Und nach der Finanzkrise behauptete der Makroökonom und Nobelpreisträger Thomas Sargen
t, der vor der Krise kein einziges Mal vor drohenden Problemen im Finanzsektor gewarnt hatte: »Es ist einfach falsch zu sagen, dass die heutigen Makroökonomen von dieser Finanzkrise überrascht wurden.«
[29]
 Der Makroökonom David Mile
s, der Mitglied des Ausschusses der Bank of England war, der den britischen Leitzins festlegt, sah das anders; er bestand darauf, dass die Krise zwangsläufig eine Überraschung gewesen sei, mit ebenso wenig Hinweisen wie vor der Ziehung der Lottozahlen: »Jegliche Kritik an der Ökonomik, die darauf beruht, dass sie die Krise nicht vorhergesagt hat, ist nicht plausibler als die Vorstellung, dass die Theorie der Statistik neu geschrieben werden müsse, weil Mathematiker bei der Vorhersage von Lottogewinnzahlen keine großen Erfolge vorzuweisen haben.«
[30]
 Und so geht es immer weiter. Die kürzlich in verschiedenen Ländern umgesetzte Austeritätspolitik basiert ausdrücklich
 auf Erkenntnissen der Harvard-Ökonomen Carmen Reinhar
t und Kenneth Rogof
f, die zeigen, dass das Wirtschaftswachstum eines Landes sich deutlich abschwächt, sobald die Staatsschuldenquote einen Wert von 90 Prozent übersteigt.
[31]
 Allerdings gab es ein kleines Problem: Im April 2013 entdeckte ein Doktorand einen kritischen Fehler in ihrem Spreadsheet. Dann stellte sich heraus, dass langsames Wachstum zu hohen Staatsschulden führt – und nicht etwa umgekehrt, wie Reinhar
t und Rogof
f es impliziert hatten. Reinhar
t und Rogof
f hielten es nicht für nötig, sich für ihren Fehler zu entschuldigen; sie versuchten stattdessen, Politikern die Verantwortung in die Schuhe zu schieben, weil sie ihre Studie zu wichtig genommen hätten. Freilich hatten Reinhar
t und Rogof
f sich vorher nicht öffentlich beklagt, während die Politiker dabei waren, ihre Arbeit zu wichtig zu nehmen; vielmehr hatten Reinhar
t und Rogof
f sich in Washington und anderswo aggressiv für die Senkung von Staatsschulden eingesetzt.
[32]



3. Wenn Ökonomen das Vertrauen der Öffentlichkeit zurückgewinnen wollen, müssen sie weniger arrogant sein, Verantwortung für ihre Empfehlungen übernehmen und ihre Fehler einräumen.
 Falls sie das nicht tun, dann muss ein Berufsverband oder eine ähnliche Körperschaft sie öffentlich zur Rechenschaft ziehen. Im April 2018 hat die American Economic Association endlich einen 
standesrechtlichen Verhaltenskodex eingeführt, der allerdings im scharfen Gegensatz zum kodifizierten Standesrecht anderer Berufsverbände steht: Der Kodex der AEA
 ist weniger als 250 Worte lang, und nur acht davon beziehen sich auf Interessenskonflikte. Immerhin, es ist ein kleiner erster Schritt. Ökonomen sollten den Dialog mit der Öffentlichkeit suchen und begrüßen, nicht nur über Interessenskonflikte (wo die Probleme in vielen Fällen so offensichtlich sind, dass eine Diskussion sich nicht lohnt), sondern auch in Form eines breiter angelegten Gesprächs über ihren Platz in der Gesellschaft und die Pflichten, die daraus erwachsen.

Als Ausgangspunkt könnten wir eine Bemerkung von John Maynard Keyne
s nehmen: »Wenn es die Ökonomen hinbekämen, dass man sie als bescheidene, kompetente Leute betrachtet, auf einer Ebene mit Zahnärzten, das wäre herrlic
h.«
[33]


Wie würde eine von der Zahnmedizin inspirierte Ökonomik aussehen?
[34]
 In der Zahnheilkunde geht es ausschließlich darum, die Probleme von echten Menschen in der realen Welt zu lösen. Entsprechend würde die Forschungsagenda von Ökonomen durch solche Probleme bestimmt werden, nicht durch theoretische Entwicklungen innerhalb der Wirtschaftswissenschaften. Und die Verfahren und Werkzeuge, die eingesetzt werden, um diese Probleme zu lösen, wären nicht eingeschränkt durch die in der Ökonomik vorherrschende Kultur: Es wäre nicht erforderlich, sämtliche Analysen in mathematischen Begriffen zu formulieren, in dem Versuch, »stringenter« oder »wissenschaftlicher« zu sein. Wir haben den Einfluss dieser Kultur auf die Entwicklung der Nachkriegs-Mikroökonomik gesehen, und sie hat einen ebenso starken Einfluss auf die Makroökonomik gehabt. Hier ist ein Zitat von Roger Farme
r, einem führenden Mainstream-Makroökonomen: »In den vergangenen 30 Jahren hat die Makroökonomik im Wiederentdecken von Wahrheiten bestanden, die [den Ökonomen] der 1920er-Jahre schon bekannt waren. … Während die ökonomischen Theorien in den 1920er-Jahren verbal ausgedrückt wurden, ist die Makroökonomik im Jahr 2011 so stringent formalisiert, wie es 1928 noch nicht möglich war, weil die mathematischen Werkzeuge noch nicht existierte
n.«
[35]
 Übersetzt, ohne den Fachjargon, heißt das: Der »Fortschritt« der Makroökonomik in der jüngeren Vergangenheit hat sich darauf beschränkt, das mathematisch nachzuweisen, was schon vor fast 
einem Jahrhundert bekannt war. Gewisse Teile der Verhaltensökonomik leiden unter der gleichen Einschränkung: Anhand von Framing-Effekten (siehe Kapitel 7) haben Ökonomen gezeigt, dass Menschen sich unterschiedlich entscheiden, je nachdem, wie die Optionen dargestellt werden.
[36]
 Wer hätte das gedacht?

Eine von der Zahnmedizin inspirierte Ökonomik wäre nicht daran interessiert, etwas nachzuweisen, was wir bereits wissen, weil das ihren Klienten – echten Menschen mit echten Problemen – nichts nützen würde. Vielmehr würden Ökonomen genau die Verfahren und Werkzeuge einsetzen, die am nützlichsten wären, um diese Probleme zu lösen. Unlängst haben manche Mainstream-Ökonomen behauptet, die moderne Ökonomik würde genau das leisten: Sie biete ein breites Sortiment an Werkzeugen (Modellen), und gute Ökonomen würden die Kunst beherrschen, daraus das richtige zu wählen, um die anstehende Aufgabe zu lösen. Doch das ist irreführend: Ja, Ökonomen sind durchaus bereit, in verschiedenen Kontexten unterschiedliche Tools zu verwenden – aber nur, wenn diese Tools aus dem Werkzeugkasten der Mainstream-Ökonomik stammen. Ein echter Ansatz nach der Devise »Was auch immer funktionieren mag« würde den Werkzeugkasten nicht auf die aktuelle Orthodoxie beschränken, sondern sich auch die vielfältigen außerhalb des Mainstreams existierenden Ideen zunutze machen, aus diversen Denkschulen, von Mar
x bis von Haye
k. Das bringt uns zum Thema Bildung.


4. Die akademische Ausbildung von Ökonomen.

[37]
 Dies ist nicht der richtige Ort, um detailliert auf eine Reform des ökonomischen Lehrplans einzugehen. Aber diese Thematik ist wichtig, weil im Vergleich zu vielen anderen Fachgebieten ein hoher Anteil der Studenten nach Abschluss ihres Grundstudiums in ihrer späteren Laufbahn auf diese Inhalte zurückgreift. Daher sollten Studenten schon im Grundstudium lernen, »was funktioniert«. Da die Ökonomik im Gegensatz zur Physik oder Chemie keine experimentelle Wissenschaft ist, sollte sie auch nicht so gelehrt werden, mit Lehrbüchern, die präsentiert werden, als würden sie die ökonomischen Naturgesetze beschreiben. Die Geschichte der ökonomischen Ideen strotzt vor Sackgassen und Fehlstarts: Die Wirtschaftswissenschaften machen keine reibungslosen und stetigen Fortschritte auf dem Weg zur reinen Wahrheit. Daher muss die aktuelle Orthodoxie nicht 
unbedingt sämtliche der besten Ideen aus der Vergangenheit enthalten. Heute konzentrieren sich fast alle einführenden Vorlesungen und Lehrbücher ausschließlich auf die vorherrschende Orthodoxie. Stattdessen sollte den Studenten in solchen Kursen die breite Palette nützlicher Konzepte und Theorien aus verschiedenen Denkschulen vorgestellt werden, wahrscheinlich am besten über die Geschichte der ökonomischen Ideen – sie zeigt, wie verschiedene Denkschulen entstanden, um auf die spezifischen Probleme bestimmter Epochen und Regionen einzugehen, anstatt einen theoretischen Ansatz zu verfolgen, der angeblich am besten geeignet sei, um sie allesamt zu lösen. Und wenn wir uns außerhalb der Orthodoxie begeben, werden wir angenehm überrascht sein, endlich Ökonomen zu finden, die eine gesunde Skepsis gegenüber Ökonomik und Ökonomen an den Tag legen. Joan Robinso
n, die mit Keyne
s befreundet war, seine Arbeit aber auch auf konstruktive Weise kritisierte, schlägt einen erfrischenden Ton an: »Das Ziel eines Studiums der Wirtschaftswissenschaften ist nicht, sich eine Sammlung von vorgefertigten Antworten auf ökonomische Fragen zu eigen zu machen, sondern zu lernen, wie man verhindert, von Ökonomen hinters Licht geführt zu werde
n.«
[38]


Eine weitere Folgerung aus der berufsbildenden Rolle der Ökonomik ist, dass angehende Ökonomen schon im Grundstudium lernen sollten, wie eine Wirtschaft funktioniert. Erstaunlicherweise ist das in den meisten heutigen Kursen nicht der Fall, da sie sich ganz überwiegend auf Wirtschaftstheorie und das Vermitteln von mathematischen und statistischen Kenntnissen konzentrieren. Und so bleibt wenig Zeit, um reale Volkswirtschaften und ihre Bestandteile zu studieren, geschweige denn die relevante historische und politische Entwicklung solcher Wirtschaftssysteme.

Die Folgen dieser klaffenden Lücke in der Ausbildung der meisten Ökonomen sind in der Finanzkrise von 2007 bis 2010 deutlich zutage getreten, die aufgedeckt hat, wie wenig viele Finanzökonomen – ob sie nun im akademischen Umfeld oder für eine Aufsichtsbehörde tätig sind – darüber wissen, wie Finanzinstitutionen und -märkte tatsächlich funktionieren. (Angeblich aufgeschlossenen Mainstream-Ökonomen fällt es immer noch schwer, das einzuräumen. Dani Rodri
k sollte eines seiner »Zehn Gebote für Nichtökonomen« fallen lassen: »Nicht alle Ökonomen beten die Märkte an, aber sie wissen besser als du, wie sie funktionieren.«
[39]
)

Ein Schlusswort: Viele Kritiker der Wirtschaftswissenschaften haben Keyne
s’ Vergleich zwischen Ökonomen und Zahnärzten als Teil ihrer Forderung ins Feld geführt, dass Ökonomen mehr Bescheidenheit an den Tag legen sollten. Aber diese Kritiker scheinen nicht bemerkt zu haben, dass auch wir anderen hier eine aktive Rolle spielen. Wenn die Ökonomik auf eine demütigere und bescheidenere Position in unserer Kultur heruntergeholt werden soll, sollten wir nicht warten, bis Ökonomen von ihrem hohen Ross absteigen. Letzten Endes haben wir selbst die Macht, die Ökonomik wieder auf den ihr zustehenden Platz zu verweisen. Damit sollten wir nicht allzu lange warten.





Anhang





Weiterführende Literatur

Am Ende seines hervorragenden Berichts über die Zusammenarbeit zwischen Daniel Kahnema
n und Amos Tversk
y in seinem Buch The Undoing Project
 (deutsche Ausgabe: Rebellen des Denkens. Wie Daniel Kahnema
n und Amos Tversk
y die Psychologie revolutionierten
) macht Michael Lewis eine Anmerkung zu seinen Quellen. Doch er warnt den Leser, dass Wissenschaftler, wenn sie einen Artikel zur Veröffentlichung in einer akademischen Fachzeitschrift verfassen, »nicht versuchen, ihre Leser zu interessieren, geschweige denn, ihnen einen Lesegenuss zu bereiten. Sie versuchen nur, ihren akademischen Ruf zu bewahren.«

Mit anderen Worten: Bei den meisten Arbeiten, die zu Gebieten wie Ökonomik in akademischen Journalen erscheinen, versucht der Autor nicht, mit seinen Lesern in einen Dialog zu treten. Vielmehr gibt er sich die größte Mühe, eine absolut hieb- und stichfeste Argumentation aufzubauen, um selbst den feindseligsten Leser in die Unterwerfung zu zwingen. Hier mache ich einige Vorschläge für etwas freundlichere Einstiegspunkte in die akademische Literatur. Aber auch diese Bücher scheuen nicht vor technischen Details oder philosophischen Analysen zurück, wenn es notwendig wird. (Anmerkung des Übersetzers: Falls ein Buch in einer deutschen Übersetzung vorliegt, wird sie in Klammern genannt.)

1. Einführung

Zwei sehr unterschiedliche Perspektiven über den Aufstieg und Einfluss der Mont Pèlerin Society sind zu finden in:

Cockett, R., Thinking the Unthinkable
, London: Fontana, 1995.

Mirowski, P., Never Let a Serious Crisis Go to Waste
, London: Verso, 2013. (Untote leben länger. Warum der Neoliberalismus nach der Krise noch stärker ist
, Berlin: Matthes & Seitz, 2015.)

Etwas wissenschaftlicher:

Mirowski, P. und D. Plehwe (Hrsg.), The Road from Mont Pèlerin
, Cambridge: Harvard University Press (2015).

Eine gute Einführung in die Auswirkungen von ökonomischen Ideen:

Hirschman, D. und E. Berman, »Do Economists Make Policies? On the Political Effects of Economics«, in: Socio-Economic Review
, 12 (2014), S. 779–​811.

2. Traue niemandem

Geschichte der Spieltheorie:

Nasar, S., A Beautiful Mind
, London: Faber, 1998. (Genie und Wahnsinn. Das Leben des genialen Mathematikers John Nas
h
, München: Piper, 1999.)

Poundstone, W., Prisoner’s Dilemma
, New York: Anchor Books, 1992.

Kritische Erörterungen der Spieltheorie sind schwerer Lesestoff. Zwei Arbeiten, die mir gefallen:

Risse, M., »What is Rational about Nas
h Equilibria?«, in: Synthese
, 124 (3) (2000), S. 361–​384.

Guala, F., »Has Game Theory been Refuted?«, in: Journal of Philosophy
, 103 (2006), S. 239–​263.

3. Wohlstand schlägt Gerechtigkeit: das seltsame Coas
e-Theorem

Eine fundierte und zugängliche Ideengeschichte:

Medema, S., The Hesitant Hand
, Princeton: Princeton University Press, 2009.

Eine geistreiche Sicht der Missverständnisse um die Arbeit von Ronald Coas
e, von einem Chicago-Insider:

McCloskey, D., »The So-called Coas
e Theorem«, in: Eastern Economic Journal
, 24 (3) (1998), S. 367–​371.

Über Posne
r und die »Law and Economics«-Bewegung:
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Erläuterungen



1



Ich meide dieses Wort, weil kaum jemand es verwendet und alle anderen sich nicht auf seine Bedeutung einigen können.







2



Buchstäblich. Laut Fisher
s Freund und Biograph Gerald Fros
t (Antony Fisher, Champion of Liberty
, Profile Books, 2002) schmuggelte Fishe
r bei seinem Rückflug 24 befruchtete Eier ins Flugzeug. Er hatte sie im Handgepäck versteckt, weil er das langwierige Genehmigungsverfahren umgehen wollte, die Eier legal zu importieren – eine Lizenz, die er möglicherweise nicht erhalten hätte. Bei öffentlichen Auftritten äußerte Fishe
r sich verächtlich über agrarrechtliche Vorschriften. Im Gegensatz zu von Haye
k scheint e
r nicht erkannt zu haben, dass selbst der freieste aller Märkte einen robusten gesetzlichen Rahmen braucht.
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Vielleicht kennen Sie ja diesen Witz. Ein Ökonom ist jemand, der fragt: »Das ist ja in der Praxis alles ganz schön und gut, aber wie funktioniert es in der Theorie?«
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Tatsächlich wurde sie schon wesentlich früher entdeckt. Ein französischer Mathematiker, der eine der zahlreichen glühenden Rezensionen von Spieltheorie und wirtschaftliches Verhalten
 verfasst hatte, war auch ein Büchersammler. In den 1960er-Jahren kaufte er von einem der fliegenden Händler an den Ufern der Seine in Paris eine mathematische Abhandlung. Sie enthielt einen Brief, in dem die Minimax-Lösung für ein Nullsummenspiel mit zwei Spielern beschrieben war. Der Brief war auf das Jahr 1713 datiert.
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Über das Versagen der RAND
 Corporation, nützliche Forschungsergebnisse zu produzieren, wurden immer häufiger Witze gemacht. Spätestens Ende der 1950er-Jahre hieß es unter Nichtmitarbeitern, die Abkürzung »RAND
« stehe für »Research And No Development«.
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In dem Film wussten die USA
 allerdings nicht vorher, dass die Weltvernichtungsmaschine existierte, wodurch sie als Drohung nutzlos wurde. Der Regisseur Stanley Kubric
k ignorierte die 
Kritik des Ökonomen und Spieltheoretikers Thomas Schellin
g an diesem logischen Fehler des Handlungsstrangs (siehe Kapitel 6).
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Vielleicht hatte Nas
h endlich von Neumann
s fast 15 Jahre früher ausgesprochenes Urteil über seine Arbeit akzeptiert.
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15 Jahre später, als er sich schon einen Ruf wie Donnerhall erarbeitet hatte, konnte Arro
w zugeben, dass er »keinen allzu großen Eifer« an den Tag gelegt hatte, um eventuell schon vorhandene Studien über Wahlsysteme zu recherchieren.
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Ein Cartoon der New York Post
 zeigte unter der Überschrift »The Chair of Indecency«, wie Russel
l mit der Pfeife in der Hand auf einem Bücherstapel saß, der auch die Principia Mathematica
 enthielt, seinen Klassiker der mathematischen Logik, der Arro
w inspiriert hatte.
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Die Namen sind natürlich egal, aber warum sind sie alle weiße Männer? Dabei braucht man sich nur die RAND
-Strategen von damals anzusehen …
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50 Jahre später hat Baumo
l zugegeben, dass er damals in den 1960er-Jahren »zu feige« gewesen sei, diese Daten als »Vorhersagen« zu bezeichnen, und deswegen habe er sie »Extrapolationen« genannt. Selbst den Urhebern von unplausiblen Ideen fällt es manchmal schwer, ihre Geistesblitze ernst zu nehmen.
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Obwohl wir auch heute noch keine Zauberringe haben, können sich Anwender von Twitter und anderen sozialen Medien auf andere Art unsichtbar machen: Viele Prominente werden über Twitter von sogenannten Followern beleidigt oder belästigt, die sich hinter der Anonymität im Netz verstecken, um sich einer Strafverfolgung zu entziehen.
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Helmsle
y zeigte keinerlei Mitgefühl für Menschen, die ihr nahestanden. Zwei Enkelkindern hinterließ sie nichts, aber ihrem Hund, einem Malteser namens »Trouble«, vererbte sie zwölf Millionen Dollar. Als der Hund einmal ihr
e Haushälterin gebissen hatte, soll Helmsley gesagt haben: »Gut gemacht, Trouble, sie hat es nicht anders verdient!« (New York Daily News
, 30. August 2007)
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Aber innerhalb von zehn Jahren war Oate
n
 zurückgetreten, nachdem seine Beteiligung an einer Reihe von bizarren Sexskandalen bekannt geworden war – was er auf eine »Midlife-Crisis« zurückführte.







15



Auch in anderer Hinsicht kam der Preis für Schellin
g sehr spät – er wurde erst wenige Minuten vor der öffentlichen Ankündigung informiert, da das Preiskomitee seine richtige Telefonnummer nicht kannte. Schellin
g wies darauf hin, dass er im Telefonbuch stehe.
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Der Ökonom Joel Waldfoge
l hat einen beträchtlichen Teil seiner Karriere darauf verwendet, die These zu vertreten, dass Geschenke, die nicht aus Geld bestehen, eine Verschwendung sind. Es begann mit seinem 1993 veröffentlichten Artikel »The Deadweight Loss of Christmas« (der in einer der renommiertesten akademischen Fachzeitschriften zur Wirtschaftstheorie erschien, der American Economic Review
), und in jüngerer Vergangenheit trat diese in seinem seinem Buch Scroogenomics
 (sinngemäß: »Geizkragen-Ökonomik«) zum Vorschein.
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Es gibt sogar einen Film über Ellsber
g, der so heißt, einer von zwei abendfüllenden Filmen über ihn.
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Beide Wörter können grob mit dem englischen Begriff »chance« (zu Deutsch: »Chance«) übersetzt werden, aber hasard
 geht auf ein arabisches Wort zurück, das sich auf Würfelspiele bezieht, in denen die Ungewissheit kalkulierbar und probabilistisch ist. Das französische Wort fortuit
 (zu Deutsch: »zufällig«) ist dagegen eher assoziiert mit Unvorhersehbarkeit und Unkalkulierbarkeit, was auf eine unberechenbare Ungewissheit hinausläuft.
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Was bedeutet ein Name? Alle kannten ihn als »Jimmie«, aber dieser Name wurde ihm von einer Krankenschwester gegeben, da es seiner Mutter unmittelbar nach seiner Geburt zu schlecht ging, um ihm einen Namen zu geben. Später nannte sie ihn Leonard. Jimmie verwendete den Namen Leonard nur in seinen veröffentlichten Arbeiten. Und bei seiner Geburt hieß er »Ogashevitz«; er änderte seinen Nachnamen erst zu »Savag
e«, als er »geheime Arbeit zur Kriegsführung« betrieb. Siehe 
https://www-history.mcs.st-and.ac.uk/Biographies/Savag
e
.html.
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De Moivr
e erkannte allerdings nicht, dass er eine Normalverteilungskurve verwenden sollte, um seine Lebenserwartung vorherzusagen. Vielmehr beobachtete er, als seine Gesundheit immer schlechter wurde, dass er jede Nacht um 15 Minuten länger schlief. Daraus berechnete er, dass er ab dem 27. November 1754 24 Stunden pro Tag schlafen würde. Seine Methode war fehlerhaft, aber seine Vorhersage perfekt: An diesem Tag starb er.
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Engelbar
t hielt ein entscheidendes Patent auf die Computermaus, erhielt jedoch nie Patentgebühren, weil er das Patent 1987 verfallen ließ.
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Mittlerweile ist eine Serviette aufgetaucht, die zu dieser Beschreibung passt, siehe http://www.polyconomics.com/gallery/Napkin003.jpg
. Da Laffe
r sich aber nicht an die Begebenheit erinnern kann, wurde diese Serviette wohl später verfertigt, womöglich auf allgemeinen Wunsch. Und sie ist anscheinend auf einen Tag im September datiert, was nicht zu dem von Wannisk
i beschriebenen Dinner im Dezember passt.







23



Zum Beispiel zitieren die meisten Ökonomen im Brustton der Überzeugung die Definition der Paret
o-Effizienz, die sie aus Lehrbüchern gelernt haben: »Es ist unmöglich, dass jemand bessergestellt wird, ohne dass ein anderer schlechtergestellt wird.« Aber diese Aussage ist nicht richtig. Bei der Paret
o-Effizienz geht es darum, Menschen das zu geben, was sie haben wollen (das Befriedigen von Präferenzen) – was nicht das Gleiche ist wie »sie besserstellen«. Wie Psychologen seit Langem wissen, machen Menschen häufig beim Verfolgen ihrer Ziele Fehler, oder ihnen fehlen einfach die Informationen, die sie brauchen, um zu wissen, wie sie diese Ziele am besten erreichen können. Die Lehrbuchdefinition der Paret
o-Effizienz geht implizit davon aus, dass solche Probleme nicht existieren.
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Die Autoren bieten einen Leitfaden, der Szenarien und Strategien für Achtsamkeit in Unternehmen entwickelt. Sie stellen Tools und erprobte Methoden vor, mit denen Unternehmen Meditation effektiv nutzen können – und zwar unter gängigen unternehmerischen Kriterien. Im Mittelpunkt des Buches steht ein umfangreicher Best- Practise-Teil mit konkreten Implementierungsstrategien für - das betriebliche Gesundheitsmanagement, - die Burnout-Prophylaxe bzw. -Behandlung, - die Führungskräfteentwicklung und - die persönliche Potentialentfaltung. Die Autoren sehen Meditation als systematisch einsetzbares Tool der Personal- und Führungskräfteentwicklung und verbinden Unternehmensinteressen mit methodischen Möglichkeiten rund um das Thema Achtsamkeit. Das Buch ist eine einzigartige Handreichung für Entscheider, Personaler und Trainer, die die Thematik auf Basis der aktuellsten wissenschaftlichen Erkenntnisse angehen wollen. Zuatzinformationen 80 Prozent der 36- bis 45-jährigen Arbeitnehmer stehen ständig unter Stress, so die Techniker Krankenkasse. Laut Zukunftsinstitut reagieren bereits viele dieser "Zermürbten" auf den wachsenden Druck, indem sie zu "Sinn-Karrieristen" werden und sich bewusst um ihre mentale Kraft und ihr gesundheitliches Wohlbefinden kümmern. Diese Entwicklung stellt Unternehmen vor die Frage, wie sie auf dieses Bedürfnis nach innerer Balance Antworten finden und dem um sich greifenden Burn-out konstruktiv begegnen können. In seinem neuen Buch "Mit Achtsamkeit in Führung" zeigt "PR-Papst" Paul J. Kohtes (Welt am Sonntag), wie Meditation zu einem strategischen Baustein für die Organisationsentwicklung werden kann. Selbst seit 
mehr als 30 Jahren der Meditationspraxis verbunden und heute vor allem als Führungskräfte-Berater und Zen-Lehrer engagiert, machte der erfolgreiche Unternehmer die von ihm gegründete Kommunikationsberatung Kohtes Klewes (heute Ketchum Pleon) zum Marktführer in Europa.
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"Eine Autorin mit einem traumsicheren Sprachgefühl" Denis Scheck Iris Wolff erzählt die bewegte Geschichte einer Familie aus dem Banat, deren Bande so eng geknüpft sind, dass sie selbst über Grenzen hinweg nicht zerreißen. Ein Roman über Menschen aus vier Generationen, der auf berückend poetische Weise Verlust und Neuanfang miteinander in Beziehung setzt. "So schön hat noch niemand Geschichte zum Schweben gebracht." Stefan Kister, Stuttgarter Zeitung Hätten Florentine und Hannes den beiden jungen Reisenden auch dann ihre Tür geöffnet, wenn sie geahnt hätten, welche Rolle der Besuch aus der DDR im Leben der Banater Familie noch spielen wird? Hätte Samuel seinem besten Freund Oz auch dann rückhaltlos beigestanden, wenn er das Ausmaß seiner Entscheidung überblickt hätte? In "Die Unschärfe der Welt" verbinden sich die Lebenswege von sieben Personen, sieben Wahlverwandten, die sich trotz Schicksalsschlägen und räumlichen Distanzen unaufhörlich aufeinander zubewegen. So entsteht vor dem Hintergrund des zusammenbrechenden Ostblocks und der wechselvollen Geschichte des 20. Jahrhunderts ein großer Roman über Freundschaft und das, was wir bereit sind, für das Glück eines anderen aufzugeben. Kunstvoll und höchst präzise lotet Iris Wolff die Möglichkeiten und Grenzen von Sprache und Erinnerung aus – und von jenen Bildern, die sich andere von uns machen. - Ernst-Habermann-Preis 2014 - Literaturpreis ALPHA 2018 - Otto-Stoessl-Preis 2018 - Thaddäus-Troll-Preis 2019 - Alfred-Döblin-Preis 2019 (Shortlist) - Marieluise-Fleißer-Preis 2019 "Iris Wolff erzählt aus einer tiefen Ruhe heraus. Sie weitet dadurch die Zeit. Für ein Jahrhundert und etliche Menschenleben braucht sie nicht 
einmal zweihundert Seiten. Und nichts fehlt." Carsten Hueck, SWR2
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Es war ein schöner Morgen, als ein alter Mann bei Bilbo anklopfte. "Wir wollen hier keine Abenteuer, vielen Dank", wimmelte er den ungebetenen Besucher ab. "Überhaupt, wie heißen Sie eigentlich?" - "Ich bin Gandalf", antwortete dieser. Und damit dämmerte es Bilbo: Das Abenteuer hatte schon begonnen. Vor sechzig Jahren hat Tolkien die Geschichte von Bilbo und dem Drachenschatz für seine Kinder niedergeschrieben. Und seit dieser Zeit ist Bilbos gefährliche Reise ein Klassiker der Kinderliteratur. Sehr zum Verdruß Tolkiens übrigens: Um den Eindruck eines Kinderbuches zu korrigieren, hat er später vielfach Überarbeitungen vorgenommen. Diese Neuübersetzung von Tolkien-Kenner Wolfgang Krege basiert - im Unterschied zu der 1957 veröffentlichten Übersetzung - auf der autorisierten Fassung letzter Hand. Somit ist nun eine deutsche Fassung zugänglich, wie Tolkien selbst sie gutheißen würde.
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Was ist transgenerationale Traumatisierung? - Eine innovative Hilfe für Menschen, die ein übertragenes Trauma bei sich vermuten - Aussagekräftige Beispiele - Zahlreiche Übungen zur Selbststabilisierung, auch zum Download Unbewältigte Traumata, sei es aufgrund von Krieg, Flucht und Vertreibung, sei es aufgrund individueller seelischer Wunden durch Missbrauch und Vernachlässigung, können in gravierendem Ausmaß auf die Folgegeneration übertragen werden. Was wissenschaftlich inzwischen gut erforscht ist, haben zahlreiche Nachkommen Traumatisierter selbst erfahren. Für viele stellen sich deshalb Fragen wie: • Leide ich an einem übertragenen Trauma? • Was versteht man unter posttraumatischer Belastungsstörung? • Wie ist die Weitergabe von Traumata erklärbar? • Gibt es Hilfe bei übertragenen seelischen Wunden? Katharina Drexler, die sich seit vielen Jahren mit diesem Thema befasst und einen eigenständigen, erfolgreichen Behandlungsansatz dazu entwickelt hat, gibt hier einen allgemein verständlichen Überblick. Dieses Buch richtet sich an: - Menschen, die sich von den traumatischen Erlebnissen ihrer Vorfahren belastet fühlen - Kriegsenkel, Nachkriegskinder
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Der Herr der Ringe - Die Gefährten

Tolkien, J.R.R.
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Der Schauplatz des Herrn der Ringe ist Mittelerde, eine alternative Welt, und erzählt wird von der gefahrvollen Quest einiger Gefährten, die in einem dramatischen Kampf gegen das Böse endet. Durch einen merkwürdigen Zufall fällt dem Hobbit Bilbo Beutlin ein Zauberring zu, dessen Kraft, käme er in die falschen Hände, zu einer absoluten Herrschaft des Bösen führen würde. Bilbo übergibt den Ring an seinen Neffen Frodo, der den Ring in der Schicksalskluft zerstören soll. Hobbits sind kleine, gemütliche Leute, dabei aber erstaunlich zäh. Sie leben in einem ländlichen Idyll, dem Auenland.
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